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Vorrede. 


Seit dem Jahre 1848., in welchem Preußen constitutionell wurde und 
den Bürgern des Staats eine viel größere Theilnahme an den Staatsgeschäften 
eröffnet wurde, ist das Bedürfniß, daß jeder Einwohner des Staats die 
Gesetze kenne und solche jeden Augenblick zur Hand habe, dringender 
geworden, als früher. Der Bürger hat als Geschworener, als Mitglied der 
Gemeinde-, Bezirks- oder Provinzial-Verwaltung, des Gewerberathes, als 
Wahlmann, als Abgeordneter, schwere und bedeutungsvolle Pflichten zu 
erfüllen. Dieses Bedürfniß ist jetzt um so schwieriger zu befriedigen, als die 
Gesetzgebung Preußens in den legten Jahren Behufs des neuen Aufbaues des 
Staatsgebäudes eine so enorme Thätigkeit entwickelt hat, daß fast jeder Tag 
neue wichtige Gesetze bringt, von denen das eine unter dem Wechsel der 
Zeitereignisse fast immer ein anderes aufhebt oder ergänzt. Die bisher 
vorhanden gewesenen Bearbeitungen und Zusammenstellungen der Gesetze 
sind hierdurch zum größten Theile unbrauchbar geworden, selbst die in den 
Jahren 1848. und 1849. erschienenen Handbücher sind schon heut nicht mehr 
genügend. Namentlich fehlt es in diesem Augenblick, nachdem so eben die 
vielen und bedeutenden Veränderungen der Gesetzgebung, welche von den 
legten Kammern bis zum Februar 1850. beschlossen worden sind, Kraft 
erlangt haben, völlig an einer Feststellung der jetzt gültigen Gesetzgebung. 
Den einzigen Anhalt bildet hier die Gesetzsammlung selbst, welche aber viel 
zu umfangreich und theuer ist, eine Menge unwichtigen Materials enthält, 
und namentlich nicht eine Unterscheidung zwischen den noch gültigen und 
den bereits wieder aufgehobenen Gesetzten erkennen läßt. 


Dasselbe Bedürfniß, welches in diesem Augenblick obwaltet, wird 
späterhin am Schluß einer jeden Kammersaison eintreten. Der Verfasser hat 
sich daher entschlossen, nach dem Schluß einer jeden Kammersaison eine 
Zusammenstellung der in solcher beschlossenen Gesetze herauszugeben, und 
derselbe übergiebt hiermit dem Publikum die erste Lieferung, enthaltend die 
Gesetzgebung bis zum Schluß der Kammern im Februar 1850. Die vor dem 
Zusammentritt dieser Kammern erlassenen octroyirten Gesetze werden, 
insoweit solche noch nicht von den Kammern revidirt worden, und also, 
noch jetzt gültig sind, ebenfalls vollständig mitgetheilt. Die übrigen, unter 
Mitwirkung des legten vereinigten Landtages und der National-Versammlung 


iv 
erlassenen, inzwischen aber aufgehobenen, oder bedeutungslos gewordenen 


Gesetze werden nur ihrem Inhalte nach kurz erwähnt. 


Die vorliegende Arbeit macht nicht Anspruch auf einen 
wissenschaftlichen Werth, sie soll nur einem praktischen Bedürfniß abhelfen, 
dieselbe kann daher auch nur aus dem praktischen Standpunkt betrachtet 
werden. 


Dr. Stieber. 
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Erster Theil. 


Die Gesetzgebung vom Jahre 1848. ab bis zum Schluß der 
Kammersaison im Februar 1850. 


Einleitung. 


I. Die Gesetzgebung aus dem Jahre 1848. 


Der neue Abschnitt in der Geschichte Preußens, welcher durch die 
März-Ereignisse eingetreten ist, beginnt mit dem 


Gesetz über die Presse vom 17. März 1848,., 


mit welchem die Censur und die Zeitungs-Concessionen aufgehoben wurden, 
und eine jedoch durch Cautionen beschränkte Preßfreiheit eintrat. Es war 
dieses Gesetz der letzte Akt der Gesetzgebung Preußens in ihrer bisherigen 
absoluten Stellung. 


Dann erfolgte der Zusammentritt des Vereinigten Landtags und im 
Verein mit demselben wurden folgende Gesetze erlassen: 


1) Verordnung über einige Grundlagen der Preußischen Verfassung, vom 
6. April 1848. 


2) Wahlgesetz für die zur Vereinbarung der Preußischen Staats- 
Verfassung zu berufende Versammlung, vom 8. April 1848., nebst 
Reglement. 


3) Gesetz über die Gründung öffentlicher Darlehns-Cassen und 
Verausgabung der Darlehns-Cassenscheine, vom 15. April 1848. 


4) Erlaß, die verzinsliche Annahme freiwilliger Beiträge zur Bestreitung 
der Staats-Bedürfnisse betreffend, vom 25. April 1848. und 


5) Erlaß, betreffend die Annahme von Schuldverschreibungen der 
freiwilligen Staats- Anleihe als Pupillen- und depositalmäßige Sicherheit, 
vom 14. Juni 1848. 


Im Mai 1848. erfolgte der Zusammentritt der National Versammlung. In 
der Zwischenzeit, ehe die Mitwirkung derselben bei der Gesetzgebung 
eintrat, wurden noch vom Staats- Ministerium selbstständig folgende Gesetze 
erlassen: 


1) Die Verordnung über die Wahl der Preußischen Abgeordneten zur 
Deutschen National-Versammlung, vom 11. April 1848., nebst Reglement (in 
Gemäßheit des von der Deutschen Bundes-Versammlung in der Sitzung vom 
7. April 1848. gefaßten Beschlusses). 


2) Verordnung über die Befugnisse der Bürgerwehr, vom 19. April 1848. 


3) Erlaß, die Abschaffung der Strafe der körperlichen Züchtigung 
betreffend, vom 6. Mai 1848. 


4) Erlaß an das Kriegs-Ministerium, die Anrede der Soldaten betreffend, 
vom 26. Juni 1848. 


5) Erlaß, betreffend das Aufhören der geheimen Conduitenlisten in der 
Armee, vom 29. Juli 1848. 


6) Erlaß, betreffend die Abschaffung der geheimen Conduitenlisten in 
der Civil-Verwaltung, vom 31. Juli 1848. 


Unter Mitwirkung der National-Versammlung wurden dann folgende 
Gesetze erlassen. 


1) Gesetz, betreffend den Schuß der zur Vereinbarung der Preußischen 
Verfassung berufenen Versammlung, vom 23. Juni 1848. 


2) Gesetz, betreffend den mit der Anstellung oder Beförderung im 
Staatsdienst verbundenen Verlust der Mitgliedschaft in der zur Vereinbarung 
der Preußischen Staats-Verfassung berufenen Versammlung, vom 6. Juli 
1848. 


3) Gesetz, betreffend die Aufhebung des erimirten Gerichtsstandes in 
Criminal und fiskalischen Untersuchungssachen und in Injurien-Prozessen, 
vom 11. August 1848. 


4) Gesetz zum Schutze der persönlichen Freiheit, vom 24. September 
1848. (Habeas Corpus-Akte). 


5) Gesetz über die Errichtung der Bürgerwehr, vom 17. Oktober 1848. 


6) Verordnung, die Ausführung dieses legten Gesetzes betreffend, 
ebenfalls vom 17. Oktober 1848. 


7) Gesetz, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund 
und Boden in der Ausübung der Jagd, vom 31. Oktober 1848. 


Dieses Gesetz war der letzte Akt der legislativen Thätigkeit der 
National- Versammlung. Außerdem erschien noch in Folge der Beschlüsse 
des Reichsverwesers in der deutschen National-Versammlung in Frankfurt 
vom 9. und 10. Oktober 1848. das Patent über die Publikation des 
Reichsgesetzes zum Schutze der verfassungsgebenden Reichs- Versammlung 
und der Beamten der provisorischen Centralgewalt, vom 17. Oktober 1848. 


Unter dem 5. December 1848. erschien die Verordnung, betreffend die 
Auflösung der National-Versammlung und die Verfassungs-Urkunde (vom 5. 
December 1848. Zugleich würde noch das neue Wahlgesetz für die erste und 
zweite Kammer vom 6. December 1848. nebst dem zu solchem gehörigen 
Reglement publicirt. Nunmehr folgen eine Reihe von Gesehen, welche auf 
Grund des Art. 105. der Verfassung vom 5. December 1848. octroyirt 
wurden. Hiervon fallen nur zwei in das Jahr 1848. 


1) Verordnung, die Aufhebung des Zeitungsstempels betreffend, vom 8. 
December 1848. 


2) Verordnung, betreffend die Aufhebung der Circular Verordnung vom 
25. December 1799. und die Abänderung der Injurienstrafen vom 18. 
December 1843. 


Von allen diesen Gesetzten des Jahres 1848. hat nur noch eins, nämlich 
das vom 6. Mai 1848., betreffend die Abschaffung der Strafe der 
körperlichen Züchtitigung, eine praktische Wichtigkeit und wird daher hier 
nur dies eine Gesetz vollständig mitgetheilt. Alle übrigen sind inzwischen 
theils aufgehoben, theils bedeutungslos geworden. 


Das Gesetz über die Presse vom 17. März wurde schon durch die 
Verordnung vom 6. April wesentlich abgeändert, und es ist solches durch die 
Verfassung vom 31. Januar 1850. und das neue Preßgesetz von 30. Juni 
1849. böllig aufgehoben worden, Ebenso hat die Verordnung vom 6. April 
1848. über einige Grundlagen der Verfassung durch die späteren 
Verfassungen vom 5. December 1848. und 13. Januar 1850. ihre Erledigung 
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gefunden. Die Gesetze, welche die National- Versammlung betreffen, sind 
mit Auflösung derselben beseitigt. Dasselbe ist der Fall mit dem 
Bürgerwehrgesetz. Die Erlasse wegen der Anrede der Soldaten, Abschaffung 
der geheimen Conduitenlisten und Aufhebung des Zeitungsstempels haben 
ihren Zweck bereits erfüllt. Das Gesetz vom 11. August 1848. über 
Aufhebung des erimirten Gerichtsstandes in Criminalsachen ist durch das 
Gesetz vom 2. Januar 1849., betreffend die neue Organisation, überflüssig 
geworden. Die Habeas Corpus - Akte vom 24. September 1848. und das 
Jagdgesetz vom 31. Oktober 1848. sind durch die betreffenden neuen 
Gesetze vom 12. Februar 1850. und vom 7. März 1850. beseitigt worden. Die 
Verfassungs-Urkunde vom 5. December 1848. ist durch die Verfassung vom 
31. Januar 1850. aufgehoben worden. Die Verordnung vom 18. December, 
betreffend die Abänderung der Injurienstrafen, ist in die neue Verordnung 
von 11. März 1850. aufgegangen. 


H. Die octroyirte Gesetzgebung des Jahres 1849. 


Mit der Verfassung vom 5. December beginnt eine Reihe octroyirter 
Gesetze, welche, da eine Volksvertretung nach Auflösung der National- 
Versammlung im Augenblick nicht vorhanden war, da aber der Erlaß 
mehrerer Gesetze als ein dringendes Bedürfniß angesehen wurde, vom 
Staats- Ministerium auf Grund des Art. 105. der Verfassung vom 5. 
December selbstständig erlassen wurden und welche bestimmt waren, den 
späteren Kammern zur Revision vorgelegt zu werden. Die ersten Kammern, 
welche in Folge des Verfassungswerks vom 5. December 1848. am 6. 
Februar 1849. zusammentraten, wurden bereits am 28. April 1849. wieder 
aufgelöst, und haben einen erheblichen Einfluß auf die Gesetzgebung nicht 
geübte Unter den octroyirten Gesetzten sind hier besonders folgende 
hervorzuheben: 


1) Verordnung über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des 
erimirten Gerichtsstandes sowie über die anderweitige Organisation der 
Gerichte, vom 2. Januar 1849. 


2) Verordnung über die Einführung des mündlichen und öffentlichen 
Gerichts- Verfahrens mit Geschwornen in Untersuchungssachen, vom 3. 
Januar 1849. 


3) Verordnung über die in Stelle der Vermögens-Confiscation gegen 
Deserteure und ausgetretene Militairpflichtige zu verhängende Geldbuße, 
vom 4. Januar bi 1849. (Umgeändert durch das Gesetz vom 11. März 1850.) 


4) Die Einführungs- Ordnung zur Allgemeinen Wechselordnung für 
Deutschland, vom 6. Januar 1849. (Ergänzt durch das Gesetz vom 15. 
Februar 1850.) 


5) Verordnung wegen Aufhebung der Verpflichtung zur unentgeltlichen 
Hülfsleistung bei Räumung des Schnees von den Chausseen, vom 6. Januar 
1849. 


6) Verordnung betreffend die Errichtung von Gewerberäthen und 
verschiedene Abänderungen der Allgemeinen Gewerbe - Ordnung, vom 8. 
Februar 1849. 


7) Verordnung über Errichtung von Gewerbegerichten, vom 9. Februar 
1849. 


8) Verordnung über den Belagerungszustand, vom 10. Mai 1849. 


9) Verordnung betreffend die Bestrafung der Aufforderung von Personen 
des Soldatenstandes zum. Ungehorsam, vom 23. Mai 1849. 


10) Verordnung über die Bestrafung der Vergehen gegen die 
Telegraphen-Anstalten, vom 15. Juni 1849. 


11) Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und 
Ordnung gefährdenden Mißbrauchs, des Versammlungs- und 
Vereinigungsrechts, vom 29. Juni 1849. (Umgeändert durch das Gesetz, vom 
11. März 1850.) 


12) Verordnung, betreffend die Vervielfältigung und Verbreitung von 
Schriften und verschiedene durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche 
oder andere Darstellung begangene strafbare Handlungen, vom 30. Juni 
1849. 


13) Verordnung, betreffend die Dienstvergehen der Richter und die 
unfreiwillige Versetzung derselben auf eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand, vom 10. Juli 1849. 


14) Verordnung, betreffend die Dienstvergehen der nicht richterlichen 
Beamten und die Versetzung derselben auf eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand, vom 11. Juni 1849. 


15) Verordnung, betreffend, einige Abänderungen der, Deposital- 
Ordnung vom 15. September 1783., vom 18. Juli 1849. 


Von diesen Gesehen sind die unter No. 3, 4, 5, 6, 7, 9, 10, 15 
aufgeführten. bereits von den vom 7. August 1849. bis 26. Februar 1850. 
versammelt gewesenen Kammern revidirt und beziehungsweise genehmigt 
worden. Die unter No. 1,2, 8, 12,13,14, aufgeführten Gesetze sind noch 
nicht zur Erörterung in den Kammern gelangt und werden erst in der 
nächsten Saison berathen werden können. Bis dahin bleiben solche in 
Gültigkeit. 


III. Die Gesetzgebung der am 7. August 1849. 
zusammengetretenen und am 26. Februar 1850. geschlossenen 
Kammern. 


Es haben diese Kammern in Betreff der Gesetzgebung eine sehr 
bedeutende Thätigkeit entwickelt, bei welcher freilich in einzelnen Materien 
eine gewisse Flüchtigkeit namentlich in der legten Zeit ihres Zusammenseins 
nicht zu verkennen ist. Mit Einschluß der Feststellung des Staatshaushalts- 
Etats haben diese Kammern im Ganzen 50 Gesetze berathen worunter zwei 
aus der Initiatives der Kammer, hervorgegangen find, nämlich: 1) das Gesetz 
wegen erleichterten Abverkaufs kleiner Bestücke, 2) das Gesetz über 
Verpflichtung der Gemeinde zum Erfaß des bei öffentlichen Aufläufen 
verursachten Schadens. 


Das Verzeichniß der 50 von diesen Kammern berathenen Gesetze stellt 
sich dahin fest: 


1) Deklaration zu Wein Gesetz vom 9. Oktober 1848., betreffend die 
Sistirung der Verhandlungen über die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse und über die Ablösung der Dienste, Natural- und 
Geld-Abgaben, wie der über diese Gegenstände anhängigen Prozesse, in 


9 


Beziehung auf die amtliche Siftirung der Prozesse über die Verpflichtung zur 
Entrichtung von Besitzberänderungs-Abgaben. 


2) Verordnung wegen Aufhebung der Verpflichtung zur unentgeltlichen 
Hülfsleistung bei Räumung des Schnees von den Chausseen. 


3) Verordnung, betreffend die vierzehntägige Verlängerung der 
Zahlingszeit der in Elberfeld und Barmen vom 10. bis 25. Mai 1849. 
zahlbaren Wechsel und anderer Handelspapiere. 


4) Gesetz, betreffend die Aussetzung der Errichtung und Umformung 
der Bürgerwehren. 


5) Verordnung über die bäuerliche Erbfolger in der Provinz Westphalen. 


6) Gesetz Betreffend die Feststellung der bei Ablösung der Reallasten zu 
beachtenden Normalpreise und Normal-Marktorte. 


7) Gesetz, betreffend die Bestrafung der Aufforderung von Personen des 
Soldatenstandes zum Ungehorsam. 


8) Gesetz, wegen Aufhebung der Klassensteuer Befreiungen. 


9) Gesetz, betreffend den Bau der Ostbahn, der Westphälischen, und der 
Saarbrücker Eisenbahn, so wie die Beschaffung der dazu erforderlichen 
Geldmittel. 


10) Gesetz, Betreffend die Ermäßigung der Briefporto-Kare. 
11) Gesetz, betreffend die Aufhebung des zu Gunsten des Militair- 
Waisenhauses in Potsdam bisher bestandenen Intelligenz-Insertionszwanges 


und der amtlichen Intelligenzblätter. 


12) Verordnung über die Ausführung der Wahl der Abgeordneten zur 
Zweiten Kammer. 


13) Verordnung, betreffend die Bestrafung der Vergehen gegen die 
Telegraphen- Anstalten. 


14) Verordnung, Betreffend die Abänderung des Zolltarifs hinsichtlich 
des Eingangszolls auf ungereinigte Soda. 
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15) Verordnung wegen der Errichtung von Gewerbegerichten. 


16) Verfassungs-Urkunde für den preußischen Staat vom 31. Januar 
1850. 


17) Verordnung vom 9. Februar 1849., betreffend die Errichtung von 
Gewerbe-Räthen und verschiedene Abänderungen der Allgemeinen 
Gewerbe-Ordnung. 


18) Gesetz, betreffend die Abänderung des $. 44.des Westpreußischen 
Provinzialrechts. 


19) Verordnung, betreffend die interimistische Regulirung der 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse in 


20) Gesetz zum Schutze der persönlichen Freiheit. 
21) Gesetz, betreffend die Stellung unter Polizei-Aufsicht. 


22) Gesetz betreffend die Einführung der Allgemeinen Wechsel- 
Ordnung für Deutschland. 


23) Gesetz, betreffend die Verwaltung des Staatsschüldenwefens. 
24) Gesetz, betreffend die Aufhebung der Grundsteuer-Befreiungen. 


25) Gesetz-Entwurf wegen der an Stelle der Vermögens-Confiscation 
gegen Deserteure und ausgetretene Militairpflichtige zu verhängenden 
Geldbuße. 


26) Verordnung, betreffend die Einführung der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens in den Bezirken des 
Appellationsgerichts zu Greifswald und des Justiz-Senats zu Ehrenbreitstein. 


27) Gesetz-Entwurf, betreffend die Ablösung der Reallasten und die 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse für den ganzen 
Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer 
belegenen Landestheile. 


28) Gesetz-Entwurf, betreffend die Errichtung von Renten- Banken für 
den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausschluß der auf dem linken 
Rheinufer belegenen Landestheile. 
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29) Gesetz-Entwurf wegen Abänderung einiger Bestimmungen des 
Gesetzes vom 3. Januar 1845., betreffend die Bertheilung von Grundstücken 
und die Gründung neuer Ansiedelungen. 


30) Gesetz-Entwurf, betreffend die Ergänzung und Abänderung der 
Gemeinheits- Theilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. und einiger anderen, 
über Gemeinheitstheilungen ergangenen Gesetze. 


31) Gesetz-Entwurf, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden zum 
Ersatz des bei öffentlichen Aufläufen verursachten Schadens. 


32) Gesetz-Entwurf, Betreffend die Bewilligung einer Zinsgarantie des 
Staats für die Aktien der Aachen - Düsseldorfer und der Ruhrort-Crefeld- 
Kreis-Gladbacher Eisenbahngesellschaft. 


33) Gesetz-Entwurf, betreffend die Vereinigung der Fürstenthümer 
Hohenzollern- Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen mit dem 
Preußischen Staatsgebiete. 


34) Gesetz-Entwurf, betreffend die Gewährung einer Beihülfe aus der 
Staatskasse an die Meliorations- Societät der Bocker Haide. 


35) Gesetz-Entwurf betreffend den erleichterten Abverkauf kleiner 
Grundstücke im ganzen Umfange der Monarchie, mit Ausschluß der auf dem 
linken Rheinufer belegenen Landestheile. 


36) Gesetz-Entwurf über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit 
und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Versammlungs- und 


Vereinigungs-Rechts. 


37) Gesetz-Entwurf, betreffend die neue Eintheilung der Bezirke der 
Hypotheken- Aemter im Bereiche des Appellations- Gerichtshofes zu Cöln., 


38) Gesetz-Entwurf, betreffend die Unterstützung der bedürftigen 
Familien zum Dienste einberufener Reserve- und Landwehrmannschaften. 


39) Gesetz Entwurf, betreffend die auf Mühlen lastenden Real-Abgaben 
2c. 


40) Gesetz-Entwurf, betreffend die unverzinsliche Staatsschuld. 
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41) Gesetz-Entwurf, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der 
Militair-Verwaltung für das Jahr 1850. 


42) Gesetz-Entwurf, betreffende die Gemeinde-Ordnung für den 
Preußischen Staat. 


43) Gesetz-Entwurf über die Orts- und Distrikts-Polizei. 


44) Gesetz- Entwurf, betreffend die Kreis, Bezirks und Provinzial- 
Ordnung. 


45) Gesetz-Entwurf, betreffend das Jagdpolizei-Gesetz. 


46) Gesetz-Entwurf, betreffend die Zoll- und Steuersäße vom 
ausländischen Zucker und Syrup und vom inländischen Rübenzucker. 


47) Gesetz-Entwurf, Betreffend die Berichtigung der Kaufgelder für das 
dem Ministerium der geistlichen sc. Angelegenheiten überwiesene 
Grundstück. 


48) Gesetz-Entwurf, betreffend die Feststellung des Staatshaushalts- 
Etats pro 1849. 


49) Gesetz-Entwurf, betreffend die Feststellung des Staatshaushalts-Etat 
pro 1850. 


50) Provisorische Verordnung vom 18. December 1848., betreffende die 
Aufhebung oder Circular-Verordnung vom 26. Februar 1799. und die 
Abänderung der Injurienstrafen. 


Diese sämmtlichen Gesetze haben die Genehmigung der Regierung 
erhalten und es werden unten von solchen diejenigen mitgetheilt, welche eine 
besondere praktische Wichtigkeit haben. Wegen der wenigen fehlenden, 
welche von geringerer Wichtigkeit sind und nur ein specielles Interesse 
vertreten, müssen wir auf die Gesetzsammlung verweisen. 


Die Gesetze selbst. 
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1. Erlaß, die Abschaffung der Strafe der körperlichen 
Züchtigung betreffend: vom 6. Mat 1848. 


Die Strafe der körperlichen Züchtigung kommt im Landrecht sehr häufig, 
namentlich in der Form des sogenannten Willkommens und Abschieds vor. 
Durch die Circular-Verordnung vom 26. Februar 1799. ist die körperliche 
Züchigung in einem noch stärkeren Grade, namentlich bei den Diebstahlsstrafen 
eingeführt worden. Die längst gehegte Ansicht, daß diese Strafe eines gebildeten 
Volkes unwürdig sei und dass sie in moralischer Beziehung mehr Schaden als 
Nutzen bringt, ist in dem Erlaß von 6. Mai 1848. endlich zur Geltung gebracht 
worden. In den Zuchthäusern und Strafanstalten besteht die körperliche 
Züchtigung selbst bei Weibspersonen, aber als Disciplinar-Strafmittel noch fort, 
eben so kann solche auch gegen unmündige Verbrecher als Abschreckungsmittel 
erkannt werden. 


In Folge der durch die neueren Gesetze allen Meinen Unterthanen 
gleichmäßig verliehenen politischen Rechte bestimme Ich hierdurch auf den 
Antrag des Staatsministeriums, daß fortan von Civil- und Militairgerichten 
die Strafe der körperlichen Züchtigung nicht mehr verhängt, sondern statt 
derselben auf verhältnismäßige Freiheitsstrafe erkannt werden soll. In 
denjenigen Fällen, in welchen eine körperliche Züchtigung bereits erkannt, 
aber noch nicht vollstreckt worden, ist dieselbe in eine verhältnismäßige 
Freiheitsstrafe durch die zuständigen Gerichte zu verwandeln. 


Der gegenwärtige Erlaß ist durch die Gesetzsammlung zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 6. Mai 1848. Friedrich Wilhelm. 
Camphausen, Bornemann. Graf v. Canitz. 


2. Verordnung über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit 
und des eximirten Gerichtsstandes, sowie über die anderweitige 
Organisation der Gerichte. Vom 2. Januar 1849. 


Diese Verordnung, so wie die unmittelbar folgende vom 3. Januar 1849. 
bildet einen der wichtigsten Fortschritte, welchen die Rechtspflege jemals in 
Preußen gemacht hat, und es ist solche als die wichtigste reelle Errungenschaft 
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der Staats- Umwälzung des Jahres 1848. zu betrachten. Aufhebung des eximirten 
Gerichtsstandes, des früheren complicirten Instanzenzuges der verschiedenen 
Gerichtshöfe, Pods Beseitigung der Patriomonialgerichte, Einführung des 
öffentlichen und mündlichen Untersuchungsverfahrens, und der 
Geschwornengerichte, dies ist der wichtige Inhalt dieser beiden Verordnungen, 
durch welche das Preußische Justizwesen vollständig umgestaltet worden ist. 
Seit Jahren hatte man, sich vergeblich bemühet, die Patrimonialgerichte und den 
eximirten Gerichtsstand zu beseitigen, da beide Institute jeder vernünftigen 
Begründung entbehrten und in vielfacher Beziehung hemmend einwirkten, bis 
endlich die Revolution über die vorhandenen Schwierigkeiten, welche hier 
namentlich der größere Grundbesitz bereitete, hinweghalf. Für den Civil-Prozeß 
existirt schon seit dem Jahre 1833. mündliches und bedingt öffentliches 
Verfahren, aber nicht für den Criminal-Prozeß. Nur für Berlin hatte man in dem 
Gesetz vom 17. Juli 1846. einen Versuch, jedoch ohne Geschworne, gemacht, 
welcher überaus glücklich ablief, und so günstige Resultate lieferte, daß man das 
durch das Gesetz vom 17. Juli 1846. geschaffene Verfahren den 
Geschwornengerichten noch vorziehen möchte. Für das Verfahren in Civil- 
Prozessen sind diese Verordnungen vom 2. und 3. Januar 1849. besonders 
dadurch wichtig, daß in allen Objekten über 50 Thlr. wirkliche größere Collegien 
von Richtern erkennen, während früher die kleinen Stadt- und Landgerichte und 
Patriomonialgerichte sehr oft nur aus einem Richter bestanden. Aber allerdings 
tritt jetzt der Uebelstand hervor, daß die Sitze der Spruch-Collegien von den 
einzelnen Wohnorten der Gerichtsrake Eingesessenen oftmals sehr weit entfernt 
sind. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen in Ausführung der Artikel 40. 85. und 88. und auf Grund des 
Artikels 105. der Verfassungsurkunde für den Umfang Unserer Monarchie 
mit Ausschluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, auf den 
Antrag Unseres Staatsministeriums, was folgt: 


I. Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit. 


$. 1. Die standesherrliche, städtische und Patrimonialgerichtsbarkeit 
jeder Art in Civil- und Straffachen wird aufgehoben. Fortan soll die 
Gerichtsbarkeit überall nur durch vom Staate Bestellte Gerichtsbehörden, 
deren Einrichtung und Kompetenz die nachfolgenden Vorschriften 
bestimmen, in unserm Namen ausgeübt werden. 


Einer gleichen Aufhebung unterliegt die geistliche Gerichtsbarkeit in 
allen weltlichen Angelegenheiten, namentlich auch in Prozessen über die 
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civilrechtliche Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe. Alle 
solche Rechtsangelegenheiten gehören vor die ordentlichen Gerichte. 


$. 2. Die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit erfolgt ohne 
Entschädigung der zeitherigen Inhaber, jedoch gehen vom Tage der 
Aufhebung nicht blos die Nutzungen nebst den sonstigen aus der 
Gerichtsbarkeit fließenden Gerechtsamen, sondern auch alle Lasten 
derselben, mit Einschluß der Verpflichtung zur Uebertragung der 
Kriminalkosten auf den Staat über. 


Was die am Tage des Ueberganges rückständigen Sporteln betrifft, so 
verbleiben die bis dahin bereits liquidirten und zur Solleinnahme gestellten 
den zeitherigen Gerichtsherren, während die noch nicht zur Solleinnahme 
gestellten Sporteln für Rechnung der Staatskasse liquidirt und eingezogen 
werden. Kriminalkosten sind von den Gerichtsherren in soweit zu 
übertragen, als die Aufforderung zur Zahlung derselben, bis zum Tage des 
Ueberganges der Gerichtsbarkeit bereits erlassen ist, dagegen, fallen die erst 
später eingeforderten, von der Gerichtsherrschaft zu übertragenden Kosten 
der Staatskaffe zur Last. 


8. 3. Bei der Uebernahme der Gerichtsbarkeit werden den 
Staatsbehörden die vorhandenen Geschäftsutensilien der bisherigen 
Gerichtsbehörden, soweit sie für die neuen Gerichte erforderlich sind, mit 
übergeben. Auch ist der Staat berechtigt, vorhandene besondere 
Gerichtsgebäude und Gefängnisse, wenn davon für Zwecke der 
Justizverwaltung Gebrauch gemacht werden soll, ferner zu benutzen, 
überkommt jedoch in diesem Falle die Verpflichtung zu ihrer Instandhaltung, 
und hat die Lokalien, wenn sie Eigenthum von Privatpersonen sind, 
denselben zurückzugeben, sobald für das Bedürfniß anderweitig gesorgt ist, 
bis dahin aber eine billige Entschädigung für die Benutzung zu gewähren. 


$. 4. Die bei den aufgehobenen Privatgerichten lebenslänglich 
angestellten Richter, deren Anstellungs- oder Vertragsurkunden von der 
vorgesetzten Behörde unbedingt und nicht unter dem Vorbehalte bestätigt 
sind, daß sie bei einer Vereinigung des betreffenden Gerichts mit einem 
Königlichen oder Kreisgerichte, oder bei Abtretung der Gerichtsbarkeit an 
den Staat sich deren Aufhebung gefallen zu lassen haben, werden im 
Staatsdienste mit demjenigen Einkommen wieder angestellt,, welches ihnen 
nach Maassgabe ihres Dienstalters und der Etatsverhältnisse in der Reihe der 
übrigen Untergerichts-Justizbeamten bei den neu eingerichteten 
Justizbehörden gewährt werden kann. 
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Alle übrigen Privatrichter, zu denen auch diejenigen städtischen 
Beamten in Neuvorpommern gehören, welche das Richteramt nur in 
Verbindung mit anderen Funktionen als Gemeindebeamte verwalten, ist der 
Staat zu übernehmen zwar nicht verpflichtet, es soll jedoch nach Maaßgabe 
ihrer Befähigung und soweit sich dazu geeignete Gelegenheit bietet, auf ihre 
Unterbringung möglichst Bedacht genommen werden. Besitzen sie eine 
Qualifikationsurkunde zur Anstellung bei Obergerichten, so sind sie 
jedenfalls mit demjenigen Einkommen, welches nach dem in der Reihe der 
Obergerichts-Assessoren ihnen beigelegten Dienstalter und nach den, Etats- 
und Personalverhältnissen gewährt werden kann, bei Königlichen Gerichten 
anzustellen. 


$. 5. Subaltern- und Unterbeamte der Privatgerichte werden mit einem 
wach den Etatsverhältnissen der neuen Gerichte zu bestimmenden 
Einkommen übernommen, wenn sie mit Genehmigung der betreffenden 
Behörde lebenslänglich und ohne Vorbehalt angestellt sind. Andernfalls 
sollen sie, sofern die Anstellungsfähigkeit von ihnen nachgewiesen wird, als 
Exspektanten für geeignete Aemter notirt werden, auch bleibt den 
Subalternbeamten überlassen, als Civil-Supernumerarien bei den Gerichten 
einzutreten, wenn sie von denselben dazu geeignet befunden werden. 


8. 6. Bei Uebernahme der Justizbeamten der standesherrlichen Gerichte, 
sind die Vorschriften der Instruktion vom 30. Mai 1825. (Gesetzsammlung 
Seite 96. u. folg.) zu berücksichtigen, soweit sie nicht durch besondere 
Seitens des Staats mit den Standesherren geschlossene Verträge eine 
Abänderung erfahren haben, in welchem Falle diese Verträge entscheiden. 


8.7. Den bei Königlichen Gerichten angestellten bisherigen Privat- 
Gerichts- Beamten wird ihre früheren Dienstzeit bei fünftig erfolgender 
Pensionirung nach Maaßgabe der Bestimmungen des Pensionsreglements 
vom 30. April 1825. angerechnet. 


Alle mit firirtem Gehalte wieder angestellte Privat-Justizbeamten sind, 
wenn sie bisher noch nicht pensionsberechtigt waren, bei ihren Eintritte in 
den unmittelbaren Staatsdienst dein Zwölftel- Pensionsabzuge unterworfen. 


$. 8. Das Verhältniß der Städte in denjenigen Provinzen, in welchen 
bereits früher Königliche Gerichte an die Stelle der, städtischen getreten sind 
erleidet bis zu dessen anderweiter Regulirung durch die gegenwärtige 
Verordnung keine Veränderung. 
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II. Aufhebung des eximirten Gerichtsstandes. 


8. 9. Der eximirte und privilegirte Gerichtsstand für Personen, 
Grundstücke und Gerechtigkeiten, desgleichen der privilegirte Gerichtsstand 
des Fiskus, soweit er bisher noch stattgefunden hat, wird allgemein: 
aufgehoben. Jedermann steht fortan unter dem ordentlichen Gerichte, 
welches für den Ort oder Bezirk zunächst und unmittelbar bestellt ist, und 
jedes Grundstück gehört im dinglichen Gerichtsstände vor das ordentliche 
Gericht desjenigen Sprengels, in welchem es gelegen ist. 


Korporationen und andere moralische Personen müssen bei dem 
ordentlichen Ge richte belangt werden, in dessen Bezirke der Vorstand 
derselben seinen Sitz hat. Ausnahmen hiervon bestimmen die Gesetze. Am 
die Stelle des durch die Kabinetsorder vom 1. März 1847. (Gesetzsammlung 
S. 112.) angeordneten Gerichtsstandes der Eisenbahngesellschaften bei 
Entschädigungsansprüchen tritt der dingliche Gerichtsstand bei demjenigen 
ordentlichen Gerichte, in dessen Bezirke das expropriirten oder beschädigte 
Grundstück gelegen ist, wenn der Kläger nicht vorzieht, im persönlichen 
Gerichtsstande der Eisenbahngesellschaft zu Hagen. 


Die von vorstehenden Bestimmungen abweichenden Vorschriften der 
Verordnung: vom 16. Juni 1834. über die Einrichtung der Justizbehörden im 
Großherzogthum Posen (Gesetzsammlung S. 75. ff.) treten außer Kraft. 


8. 10. Die Ausnahmen, welche in den $$. 1.n. 2. des Gesetzes vom 11. 
August 1848., betreffend die Aufhebung des erimirten Gerichtsstandes in 
Untersuchungs- und Injuriensachen (Gesetzsammlung S. 201.), hinsichtlich 
des Gerichtsstandes der Richter, gerichtlichen Polizeibeamten und 
Patrimonialgerichtsherren gemacht sind, werden hierdurch aufgehoben. 


Der Militairgerichtsstand in Strafsachen, so wie der Gerichtsstand der 
Studirenden, soll durch besondere Gesetze anderweit bestimmt werden. Bis 
dahin, verbleibt es bei den darüber bestehenden Vorschriften. 


$. 11. Rücksichtlich der Rechtsstreitigkeiten unter Mitgliedern der 
Königlichen Familie, sowie der nicht streitigen Rechtsangelegenheiten der 
zur Königlichen Familie gehörigen Personen, namentlich in Betreff der 
Testamentserrichtungen, Nachlaßregulirungen, Familienschlüsse, Ghesachen, 
Vormundschafts- und ähnlichen Angelegenheiten, wird durch die 
gegenwärtige Verordnung nichts geändert, vielmehr behält es in dieser 
Beziehung bei der Hausverfassung sein Bewenden. 
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8. 12. Die nach der Verordnung vom 28. Juni 1844. (Gesetzsamml. S. 
184. ff.) zu behandelnden Prozesse, welche die Scheidung, Ungültigkeit oder 
Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenstande haben, gehen wieder auf die 
ordentlichen persönlichen Gerichte über. Es ändern sich die $$. 1. 2. und 56. 
jener Verordnung hiernach ab auch wird mit Aufhebung des $. 3. derselben 
bestimmt, daß für die Sitzungsverhandlungen in erster Instanz drei und in 
zweiter Instanz fünf Richter genügen sollen. Die Geschäfte des Staatsamvalts 
in diesen Prozessen hat der bei dem kompetenten Gerichte für Straffachen 
bestellte Staatsanwalt wahrzunehmen. 


8. 13. Unter Abänderung des Edikts vom 21. Februar 1816. 
(Gesetzsamml. S. 104.) und der Kabinetsorder vom 6. Juli und 12. Oktober 
1837. Gesetzsamml S. 134. und 147.) wird der Spezialgerichtsstand für 
Bergiverkssachen gleichfalls aufgehoben. Bei den dort bezeichneten 
Rechtsstreitigkeiten, welche von jetzt ab auch in erster Instanz vor die 
ordentlichen Gerichte gehören, haben jedoch die Gerichte, wenn sie dies 
entweder selbst für nothwendig erachten, oder wenn von einer der Parteien 
darauf angetragen wird, aus der Zahl der von dem Ober- Bergamte des 
Bezirks zu bezeichnenden bergmännischen Sachverständigen zwei derselben 
zu den mündlichen Verhandlungen mit vollem Stimmrechte zuzuziehen. 


Letztere Vorschrift findet auch Anwendung, wenn dergleichen 
Bergsachen in die zweite und dritte Instanz gelangen, jedoch dürfen in der 
höheren Instanz nicht solche Sachverständiger zugezogen werden, welche in 
derselben Sache schon in einer der früheren Instanzen bei der Entscheidung 
mitgewirkt haben. 


$. 14. Die Bestätigung einer Annahme an Kindes Statt ($. 667. Tit. 2. 
Th. 11. Allg. Landrechts) gehört fortan vor das ordentliche persönliche 
Gerichts. 


Auch bedarf es nicht weiter der Genehmigung der vorgesetzten Behörde 
zur subhastationsfreien Veräußerung unbeweglicher Güter der 
Pflegebefohlenen ($. 586. Tit. 18. Th. II. Allg. Landrechts, Kabinetsorder 
vom 10. November 1830., Gesetzsamml. S. 144.), vielmehr genügt der 
Beschluß des kompetenten kollegialischen Gerichts. 


$. 15. So lange in einzelnen Provinzen noch besondere Provinzial- oder 
statutarische Rechte bestehen, welche auf die nach den zeitherigen 
Bestimmungen vom ordentlichen Gerichtsstande eximirten Personen und 
Sachen nicht Anwendung gefunden haben, bleibt diese Anwendung für 
solche Personen und Sachen auch ferner ausgeschlossen. 
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8. 16. Kompetenzstreitigkeiten der Gerichtsbehörden erster Instanz 
hinsichtlich der zu ihrem Ressort übergehenden Sachen ($$. 9. bis 14.) haben 
die Obergerichte zu entscheidend Denselben steht auch die Befugniss zu, die 
Führung des Hypothekenbuches über einen zusammengehörigen Komplex 
von Gütern, welche in den Bezirken verschiedener Gerichte gelegen sind, 
sowie eintretenden Falls die Leitung von Sequestrationen und 
Subhastationen derselben Einem dieser Gerichte zu übertragen. Bedarf es 
einer solchen Bestimmung für Güter in den Sprengeln verschiedener 
Obergerichte, so wird dieselbe von dem Justizminister getroffen. 


$. 17. Eine Verhandlung und Entscheidung des Rechtsstreits in erster 
Instanz vor dem Obergerichte in den Fällen der $$$. 131. bis 147. Tit. 2. Th. 
I. der Allg. Gerichtsordnung findet nicht weiter Statt, vielmehr kann dieselbe 
nur einem anderen Gerichte erster Instanz übertragen werden. 


II. Organisation der Gerichtsbehörden. 


$. 18. Die anderweitige Organisation der Gerichtsbehörden, welche 
durch die borstehend angeordnete Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und 
des erimirten Gerichtsstandes, sowie durch die Vorschriften der Verordnung 
über Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens mit 
Geschworenen in Untersuchungsfachen bedingt wird, soll sich bis dahin, daß 
im Wege der Gesetzgebung die Hindernisse einer durchgreifenden und 
gleichförmigen Umgestaltung im ganzen Umfange der Monarchie beseitigt 
fein werden, möglichst an die bestehenden Gerichtseinrichtungen 
anschließen. 


Die Justizverwaltung wird sonach in erster Instanz durch kollegialisch 
eingerichtete Kreis- und Stadtgerichte in Verbindung mit Einzelrichtern, in 
zweiter Instanz durch Appellationsgerichte, in letzter Instanz durch das Ober- 
Tribunal zu Berlin ausgeübt. 


Außerdem sollen an Orten, wo sich dazu ein Bedürfniß ergiebt, 
besondere Handels- und Gewerbegerichte, in welchen die Rechtspflege 
durch sachkundige, von den Berufsgenossen frei gewählte Richter verwaltet 
oder mitverwaltet wird, eingerichtet werden.*) 
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*) Gewerbegerichte dieser Art sind durch Königliche Verordnung bereits in 
mehreren Orten eingerichtet worden. Man vergleiche übrigens die Verordnung 
vom 9. Februar 1849. über Einrichtung der Gewerbegerichte. 


1. Gerichte erster Instanz. 


8. 19. Der Jurisdiktionsbezirk eines Kreisgerichts soll ungefähr 40,000 
bis 70,000 (durchschnittlich 50,000) Einwohner umfassen und sich der 
Kreiseintheilung möglichst anschließen. Für jeden landräthlichen Kreis, 
wenn derselbe ungefähr 40,000 Einwohner enthält, sonst für zwei 
landräthlichen Kreise, oder für einen Kreis mit Hinzufügung eines Theils des 
Nachbarkreises, wird selbständig, oder durch Vereinigung der bestehenden 
Gerichtsbehörden ein aus einem Direktor und der erforderlichen Anzahl von 
Mitgliedern (Räthen und Assessoren), mindestens zusammen aus sechs, 
ausnahmsweise aus fünf Richtern bestehendes Kreisgericht gebildet, dessen 
Sig, wenn nicht erhebliche Gründe entgegenstehen, möglichst die Kreisstadt, 
und im Falle der Kombinirung zweier Kreise, möglichst die am meisten im 
Mittelpunkte des Gerichtssprengels gelegene Kreisstadt sein soll. 


In Städten von 50,000 und mehr Einwohnern, wird neben den 
beizubehaltenden Stadtgerichten ein besonderes Kreisgericht eingerichtet, 
sofern es mit Rücksicht auf den Geschäftsumfang unangemessen erscheint, 
ihre Bezirke auf den übrigen Theil des betreffenden Kreises auszudehnen. 


Dem ersten Direktor eines Stadtgerichts in den oben bozeichneten 
größeren Städten soll der Amtscharakter „Präsident“ zustehen. 


$. 20. Jedes Kreisgericht und jedes Stadtgericht zerfällt in zwei 
Hauptabtheilungen, von welchen der ersten die streitige Gerichtsbarkeit in 
Civil- und Strafsachen, einschließlich der Kredits: und Subhastationssachen, 
der zweiten alle übrigen Gegenstände der Justizverwaltung, welche nicht den 
Appellationsgerichten vorbehalten sind ($. 25.), zugewiesen werden. Sie 
unterscheiden sich bei ihren Verfügungen und Entscheidungen durch den 
Beisatz: „Erste Abtheilung“ und „Zweite Abtheilung“. Der Direktor kann 
Borsitzender beider Abtheilungen sein. 


Bei der ersten Abtheilung sind durch, den. Direktor ständige 
Kommissarien für die von Einzelrichtern zu verhandelnden und 
entscheidenden Bagatell-, Injurien- und Untersuchungsfachen zu bestellen. 
Bagatellsachen sind ohne Unterschied alle diejenigen Prozesse, deren nach 
Gelde zu schätzender Gegenstand 50 Rthlr. nicht übersteigt. In Bezug auf die 
Injuriensachen soll es dem Ermessen des Kreis oder Stadtgerichts überlassen 
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bleiben, auf den Antrag einer Partei die Verhandlungen und Entscheidungen 
vor das Kollegium zu verweisen. 


Soweit es bei der ersten Abtheilung für die Aburtheilung der Verbrechen 
an der erforderlichen Anzahl von Richtern fehlen sollte, sind von dem 
Direktor Mitglieder der zweiten Abtheilung zu Ergänzungsrichtern zu 
bestimmen. 


Ein Geschäftregulativ bestimmt näher die Vertheilung der Geschäfte 
unter die Mitglieder nach geographischen Bezirken oder 
Geschäftsgegenständen, und ordnet an, welche Sachen außer den dem 
erkennenden Richter in den Gesetzten ausdrücklich vors behaltenen 
Entscheidungen und Beschlüssen einer kollegialischen Berathung und 
Beschlußnahme unterliegen. 


Die Einrichtung des Stadt, Vormundschafts- und Kriminalgerichts zu 
Berlin, sowie die Kompetenz der Schöffengerichte und Landschreibereien im 
Bezirke des Justizsenats zu Ehrenbreitstein, wird durch besondere 
Instruktionen geregelt. 


8. 21. Wenn in dem Sprengel eines Kreisgerichts außer der Stadt, in 
welcher sich dasselbe befindet, andere Orte, die bisher Sig größerer 
Gerichtsbehörden waren, vorhanden sind, oder sonst an Orten in einer 
Entfernung von ungefähr drei Meilen oder weiter von dem Gerichtssize sich 
ein erhebliches Bedürfniß dazu ergiebt; so können in denselben einzeln 
stehende Richter (Bezirksrichter oder Gerichtscommissarien) angestellt 
werden, deren Bezirke sich auf den Ort und seine Umgegend zu erstrecken 
haben. Sie sind Mitglieder des betreffenden Kreisgerichts, stehen auf dessen 
Etat und unter der Aufsicht des Direktors desselben, welcher sie 
erforderlichenfalls als Ergänzungsrichter einberuft. 


Es können aber auch an solchen Orten bestehende Gerichtskollegien als 
Deputationen und besondere Abtheilungen der Kreisgerichte für die 
kollegialisch zu behandelnden Civil- und Strafsachen eines gewissen Bezirks 
beibehalten werden. Ihre Kompetenz wird in diesem Falle durch das 
Geschäftsregulativ ($. 20.) näher bestimmt. 


8. 22. Jedem Kreis- und jedem Stadtgerichte wird die unbeschränkte 
Zuständigkeit in allen Civil- und Strafsachen beigelegt. Für die Abhaltung 
der Schwurgerichte bei schweren Verbrechen nach der diesen Gegenstand 
betreffenden besonderen Verordnung sind jedoch die dazu geeigneten 
Gerichtsbehörden und die ihnen anzuweisenden Bezirke durch den 
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Justizminister auf den Vorschlag des Appellationsgerichts besonders zu 
bestimmen. 


Zur Kompetenz der Einzelrichter gehören nur folgende Gegenstände: 


1) Die Bagatell- und Injuriensachen, und zwar die letztern mit der im $. 
20. dieses Gesetzes bemerkten Einschränkung, 


2) in anderen Civilprozeßsachen ihres Bezirks: diejenigen 
Angelegenheiten, bei welchen es nicht auf mündliche Verhandlung und 
kontradiktorische Entscheidung vor dem Kollegium ankommt, als: An- und 
Aufnahme der Klagen, und deren Beantwortung, Abfassung von 
Agnitionsresoluten und Kontumazialbescheiden und deren Vollstreckung, 
vorläufige Anlegung von Arresten u. f. w., nacht näherer Bestimmung, des 
Geschäftsregulativs ($. 20.), 


3) die Forstrügesachen. 


4) die nach den Gesetzten von Einzelrichtern zu entscheidenden Polizei 
und peinlichen Vergehen, 


5) die Erlassung aller den Civilgerichten in Straffachen nach $. 20. der 
Kriminal- Ordnung obliegenden vorläufigen Verfügungen, desgleichen die 
Funktion eines auf Antrag des Staatsanwalts zu bestellenden 
Untersuchungsrichters, 


6) die Aufnahme von Gesuchen jeder Art, welche Eingesessene des 
Bezirks in ihren Rechtsangelegenheiten zum Protokoll geben wollen, 
desgleichen die Weiterbeförderung derselben an die kompetente 
Gerichtsbehörde. 


7) die Aufnahme der Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
einschließlich letztwilliger Dispositionen, 


8) alle Nachlaß-, Kuratel-, Vormundschafts- und Hypothekensachen 
ihres Bezirks, welche das Kreisgericht nicht nach Maaßgabe des 
Geschäftsregulativs ($. 20.), als zur kollegialischen Bearbeitung geeignet, 
vor sich zu ziehen beschließt, 


9) die Erledigung von Aufträgen jeder Art, welche das Kreisgericht oder 
das Appellationsgericht des Departements ertheilt. 
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$. 23. Das Institut der Kreis-Justizräthe wird aufgehoben. Ein Anspruch 
auf Entschädigung steht den betheiligten Beamten nicht zu. 


2. Appellationsgericht. 


$. 24. Von den gegenwärtig in der Monarchie, ausschließlich des 
Appellations- gerichtshofes zu Cöln, vorhandenen 24 Königlichen 
Obergerichten werden. 1) das Ober- Appellationsgericht zu Posen, 2) das 
Tribunal zu Königsberg, 3) das Hofgericht nebst dem Konsistorium zu 
Greifswald aufgehoben. Die übrigen 21 Obergerichtsbehörden, nämlich: das 
Kammergericht und die Ober-Landesgerichte zu Insterburg, Königsberg, 
Marienwerder, Bromberg, Posen, Stettin, Cöslin, das Ober- 
Appellationsgericht zu Greifswald und die Ober-Landesgerichte zu 
Frankfurt, Breslau, Glogau, Ratibor, Naumburg, Halberstadt, Magdeburg, 
Münster, Hamm, Baderborn und Arnsberg, sowie der Justizsenat zu 
Ehrenbreitstein, bleiben, unter Vorbehalt weiterer Bestimmung über 
dieselben, durch eine besondere Verordnung, bestehen. 


8. 25. Diese Ober- Gerichtsbehörden erhalten, mit Ausnahme des 
Justizsenats zu Ehrenbreitstein, die Bezeichnung ‚, Appellationsgerichte“. Sie 
theilen sich nach Bedürfniß in Senate und sollen aus einem (Ersten) 
Präsidenten, einem oder mehreren Senatspräsidenten oder 
Abitheilungsdirigenten und der erforderlichen Anzahl von Räthen bestehen. 
Assessoren können bei denselben nur vorübergehend zu einer nach den 
Geschäftsverhältnissen nothwendigen Aushülfe, oder zur Stellvertretung 
beschäftigt werden. 


Die Appellationsgerichte nebst dem Justizsenate zu Ehrenbreitstein 
geben die Rechtsangelegenheiten der Eximirten, welche zufolge der 
Bestimmungen dieser Verordnung vor die ordentlichen Gerichte gehören, 
nach einer vom Justizminister darüber zu erlassenden Instruktion an jene 
Gerichte ab. Künftig bilden sie in Civil- und Strafsachen. 

1) die Appellationsinstanz für alle Appellationssachen ihres Bezirks, 


2) die Rekursinstanz für alle Rekurssachen desselben, 


3) die Aufsichts- und Beschwerdeinstanz für alle Kreis und 
Stadtgerichte ihres Sprengels. 


Außerdem verbleiben ihnen: 
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4) die bisher zu ihrer Kompetenz gehörigen Lehns, Familien- 
Fideikommiß- und Familienstiftungs-Sachen, so lange über Lehne und 
Fideikommisse von der Gesetzgebung nicht anderweit bestimmt worden, und 
die Stiftungsfachen, sofern die Verwaltung in der Stiftungsurkunde 
ausdrücklich dem Obergerichte übertragen ist, 


5) die Ertheilung von Beglaubigungen und Bescheinigungen in 
bisheriger Art, 


6) alle übrigen Angelegenheiten, welche zeither den Obergerichten oder 
deren Ersten Präsidenten beigelegt gewesen sind, und weder zur streitigen 
noch freiwilligen Gerichtsbarkeit gehören, als: Justizvisitationen, 
Disziplinar- und Anstellungssachen. 


Kommt es bei diesen Gegenständen auf eine Depositalverwaltung an, so 
bedienen sich die Appellationsgerichte des Depositoriums, des am Orte 
befindlichen Gerichts erster Instanz. Ihre eigenen Depositorien werden 
aufgelöst, 


$. 26. Die bei den Königlichen Gerichten in Folge dieser Verordnung 
disponibel werdenden richterlichen Beamten sind mit Beibehaltung ihres 
Ranges und etatsmäßigen Einkommens anderweit bei Gerichtsbehörden 
erster oder zweiter Justanz, per mit ihrem Einverständnisse, als 
Staatsanwalte, Justizkommissarien und Notarien anzustellen. 


3. Ober-Tribunal. 


8. 27. Die nach Artikel 91. der Verfassungsurkunde zu bewirkende 
Vereinigung des Rheinischen Revisions- und Kassationshofes mit dem 
Geheimen Ober-Tribunal zu Berlin, welches fünftig den Namen: Ober- 
Tribunal führt, wird einem besonderen Gesetze vorbehalten. 


8. 28. Das Ober-Tribunal bildet fortan in den Rechtssachen aus dem 
Bezirke des Appellationsgerichts zu Greifswald die dritte und höchste 
Instanz. 


4. Gebührentare. 


8. 29. Dier bestehenden Gebührentaren sollen einer Revision 
unterworfen wer den. Bis dahin werden in Civilprozessen die Gebühren nach 
der Gebührentare vom 9. Oktober 1833. und vom 26. Juli 1847. angesetzt. 
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Soweit die Gebührentare vom 23. August 1815. noch zur Anwendung 
kommt, ist bis zur Revision der Sportelgesetzgebung bei den 
Appellationsgerichten nach der Gebührentare für Obergerichte, bei den 
Kreis- und Stadtgerichten nach der Gebührentare für Untergerichte in großen 
Städten, bei den Einzelrichtern nach der Tare für sämmtliche Untergerichte 
zu liquidiren. 


In Injuriensachen, welche im Civilprozesse verhandelt sind, hat der 
Richter die Kolonne der Gebührentare, nach welcher die Kosten liquidirt 
werden sollen ohne Rücksicht auf den Stand der Parteien nach seinem durch 
die Beschaffenheit der Sache geleiteten Ermessen zu bestimmen. 


Parteien, welche sich eines Anwalts bedient haben, sollen fortan in allen 
Prozessen, mit Ausnahme der Bagatellprozesse, in Betreff deren es bei den 
bestehenden Vorschriften bewendet, die Erstattung der für den Anwalt 
aufgewendeten Ausgaben von dem zu den Prozeßkosten verurtheilten 
Gegner zu verlangen berechtigt sein. 


5. Justizkommissarien, Advokaten und Notarien. 


8. 30. Die Justizkommissarien und Advokaten, hinsichtlich deren 
Anstellung für bestimmte Gerichtsbezirke es bei den bestehenden 
Bestimmungen verbleibt, nehmen den Amtscharakter „Rechtsanwalt“ an. 


Den bei dem Ober-Tribunal und den Appellationsgerichten fünftig 
anzustellenden Rechtsanwalten soll in der Regel die gleichzeitige Funktion 
eines Notars nicht beigelegt werden. 


In den Städten von 30,000 und mehr Einwohnern können besondere 
Notarien angestellt werden. 


$. 31. Verträge über Bertheilung von Grundstücken, über Abzweigung 
einzelner Theile derselben und über Abtrennung von zugehörigen 
Grundstücken ($. 2. des Gesetzes vom 3. Januar 1845., Gesetzsammlung S. 
25) können fortan auch von Notarien rechtsgültig aufgenommen werden; 
dieselben sind jedoch verpflichtet, solche Verträge dem Gerichte, welches 
das Hypothekenbuch des betreffenden Grundstücks zu führen hat, sofort 
nach der Aufnahme einzusenden. 


IV. Allgemeine Bestimmungen. 
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1. In Betreff des Verfahrens überhaupt. 


8. 32. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte, wobei der 
Vortrag Bes Referenten, auch wenn gesetzlich vorher eine schriftliche 
Darstellung des Sachverhältnisses abzufassen ist, mündlich gehalten werden 
kann, und die Verkündigung der Urtheile sind ohne Beschränkung öffentlich. 
Ausnahmen für gewisse Sachen werden durch die Gesetze bestimmt. 


In allen Sachen kann das Gericht durch einen öffentlich zu 
verkündenden Beschluß die Ausschließung der Oeffentlichkeit verordnen, 
wenn dies von ihm aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit 
für angemessen erachtet wird. 


Für Neu-Vorpommern und den Ostrhein soll über die weitere 
Ausführung der vorstehenden Bestimmung eine besondere Verordnung 
ergehen. 


8. 33. Die Urtheile sind in der Art auszufertigen, daß sie in der 
Ueberschrift die Worte: Im Namen des Königs, sodann die Aufführung der 
Parteien und die Bezeichnung des erkennenden Gerichts enthalten. Ist das 
erkennende Gericht ein kollegialisches, so müssen aus den Ausfertigungen 
der Erkenntnisse auch die Namen Der Richter ersichtlich fein. 


8. 34. Die Vorschrift des 832 findet auch auf die nach der Kabinetsorder 
vom 8. August 1832. (Gesetzsamml. G. 199.) zu behandelnden Rekurssachen 
in der Art Anwendung, daß die im Falle des $. 3. Litt. d. jenes Erlasses 
ergehenden definitiven Entscheidungen auf mündlichen Vortrag des 
Referenten in öffentlicher Sitzung verkündet werden. 


Bei Mittheilung des Rekursgesuches oder der Rekursanmeldung an den 
Gegentheil zur Gegenausführung ist zu jenem Zwecke außer der Frist für die 
letztere auch der Sitzungstag für die Verkündigung des Rekursbescheides zu 
bestimmen und hiervon dem Rekurrenten Nachricht zu geben. Einer weiteren 
besonderen Vorladung beider Theile bedarf es nicht. 


8. 35. Beschwerden über gerichtliche Verfügungen in allen 
prozessualischen Angelegenheiten folgen sowohl in Civil- als in Straffachen 
dem Instanzenzuge der gegen Erkenntnisse in diesen Angelegenheiten 
zulässigen Rechtsmittel. 
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In nicht prozessualischen Angelegenheiten ist fünftig das 
Apellationsgericht für die Kreis- und Stadtgerichte seines Sprengels die 
alleinige Beschwerdeinstanz, so daß es bei dessen Entscheidung bewendet. 


Nur solche Beschwerden, welche die Disziplin, den Geschäftsbetrieb 
oder Verzögerungen betreffen (S. 37. der Verordnung vom 21. Juli 1846., 
Gesetzsammlung S. 301.), sind hinsichtlich aller Rechtsangelegenheiten im 
Aufsichtwege, demnach schließlich durch den Justizminister zu erledigen. 


In Bezug auf die $. 25. No. 4. 5. 6. erwähnten Rechtsangelegenheiten 
der Appellationsgerichte verbleibt es bei den bisherigen Bestimmungen. 


2. Ernennung und Qualifikation der Justizbeamten. 


8. 36. Die Präsidenten und Räthe des Ober-Tribunals und der 
Appellationsgerichte, sowie die Direktoren und Räthe der Kreis- und 
Stadtgerichte, werden durch Uns selbst, dagegen Assessoren, Rechtsanwalte, 
Notarien und Referendarien in Unserem Namen durch den Justizminister 
ernannt. 


Ueber die Ernennung der Staatsanwalte und deren Gehülfen bestimmt 
die Verordnung über Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens 
in Untersuchungssachen. 


Referendarien, welche die große Staatsprüfung zurückgelegt haben, 
werden bis zu ihrer anderweitigen Anstellung zu Gerichtsassessoren bestellt, 
und gleich den bereits vorhandenen unbesoldeten Obergerichtsassessoren, 
wenn sie nicht bei einem Appellationsgerichte nach $. 25. vorübergehend, 
oder bei der Staats-Anwaltschaft zu beschäftigen find, einem Kreis- oder 
Stadtgerichte als unbesoldete Mitglieder überwiesen. Die Verleihung des 
vollen Stimmrechts an solche Gerichtsassessoren hängt von der Bestimmung 
des Instizministers ab, jedoch darf die Zahl der unbesoldeten Mitglieder mit 
vollem Stimmrecht bei einem Gerichte niemals die Hälfte der etatsmäßigen 
Richter erreichen. 


$. 37. In Betreff der zur Verwaltung der Richterstellen nothwendigen 
Qualifikation und der juristischen Prüfungen bleibt eine Revision der darüber 
bestehenden Vorschriften vorbehalten. Zur Verwaltung des Amts eines 
Direktors bei allen Kreisgerichten ist die Ablegung der großen Staatsprüfung 
erforderlich. 
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Niemand kann eine etatsmäßige Richterstelle bei dem Ober-Tribunal 
bekleiden, welcher nicht mindestens vier Jahre als Richter oder Ober- 
Staatsanwalt bei einem Appellationsgerichte fungirt hat, und Niemand kann 
etatsmäßiges Mitglied eines Appellationsgerichts werden, welcher nicht 
mindestens vier Jahre bisher bei einem Obergerichte und fünftig bei einem 
Kreis- oder Stadtgerichte als Richter oder definitiv als Staatsanwalt angestellt 
gewesen ist. 


Rechtsanwalte müssen die Qualifikation der Mitglieder des Gerichts, bei 
welchem sie angestellt sein wollen, besitzen. 


Auf die schon angestellten Beamten finden diese Vorschriften nur in 
soweit Anwendung, als ihnen eine Beförderung in eine höhere Stelle zu Theil 
werden soll. 


3. Verhältniß zu den Verwaltungsbehörden. 


$. 38. In dem Verhältnisse der Gerichte zu den Verwaltungsbehörden 
wird durch das gegenwärtige Gesetz nichts geändert. Sie sollen sich 
gegenseitig bei Erledigung der ihnen obliegenden Geschäfte innerhalb ihres 
Ressorts Unterstützung leisten; die Verwaltungsbehörden sind jedoch nicht 
ferner befugt, in Angelegenheiten ihres Ressorts den Justiz-Unterbehörden 
Anweisungen zu erheilen, und sie zu deren Befolgung anzuhalten. Die 
entgegenstehende Bestimmung der Order von 31. Dezember 1823. unter L. 
No. XI. (Gesetzsamml. von 1826. S. 11.) wird aufgehoben. 


4. Schlußvorschriften. 


8. 39. Die Gerichtsbehörden sollen neue Etats erhalten, in welchen ihr 
Bezirk, der Wohnsitz und die Anzahl ihrer Beamten, sowie deren Besoldung 
festzusetzen sind. Bis dahin werden die vorhandenen Fonds zur Besoldung 
der erforderlichen Beamten nach der Bestimmung des Justizministers 
verwendet. 


8. 40. Alle dieser Verordnung, entgegenstehenden Vorschriften, werben 
aufgegehoben. 


$. 41. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. April dieses Jahres 
in Kraft. Unser Justizminister ist mit Ausführung derselben beauftragt und 
hat die Gerichtsbehörden mit der erforderlichen weiteren Anweisung zu 
versehen. 
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Wo die Ausführung wegen besonderer Bedenken und örtlicher 
Hindernisse bis zum 1. April d. 3. nicht möglich sein sollte, ist von ihm der 
hierdurch nothwendig werdende spätere Zeitpunkt zu bestimmen und 
öffentlich bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Potsdam, den 2. Januar 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm 


Gr. v. Brandenburg., v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 


Rintelen. v. d. Heydt. Für den Finanzministers Kühne. v. 
Bülow. 


3. Verordnung über die Einführung des mündlichen und 
öffentlichen Verfahrens mit Geschwornen in 
Untersuchungsfachen, vom 3. Januar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen in Ausführung der Art. 92. und 93. und auf Grund des Art. 105. 
der Verfassungsurkunde für den ganzen Umfang Unserer Monarchie mit 
Ausschluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln auf den Antrag 
Unseres Staatsministeriums, was folgt: 


Abschnitte I. - Allgemeine Vorschriften über das Verfahren bei 
Untersuchungen. 


Anklage-Prozeß. 


$. 1. Die Gerichte sollen bei Einleitung und Führung der 
Untersuchungen wegen einer Gesetzesübertretung nicht ferner von 
Amtswegen, sondern nur auf erhobene Anklage einschreiten. 
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Staatsanwaltschaft. 


8. 2. Bei jedem Appellationsgericht soll ein Ober-Staatsanwalt und für 
jedes Kreis oder Stadtgericht ein Staatsanwalt aus der Zahl der zum höheren 
Richteramte befähigten Beamten bestellt werden, dessen amtlicher Beruf es 
ist, bei Verbrechen die Ermittelung der Täter herbeizuführen, und dieselben, 
vor Gericht zu verfolgen. 


Jedem Staatsanwalte sind, so weit das Bedürfniß es erfordert, vom 
Justizminister Gehülfen beizuordnen, welche unter seiner Aufsicht stehen 
und seinen Anweisungen Folge leisten müssen, überall aber, wo sie für ihn 
auftreten, zu allen Verrichtungen desselben berechtigt sind. 


$. 3. Die Ober-Staatsanwalte, Staatsanwalte und deren Gehülfen gehören 
nicht zu den richterlichen Beamten. Sie sind in ihrer Amtsführung nicht der 
Aufsicht der Gerichte, sondern die Staatsanwalte der Aufsicht des Ober- 
Saatsanwalts und dieser mit ihnen der des Justizministers unterworfen, 
dessen Anweisungen sie nachzukommen haben. Die definitive Ernennung 
der Ober-Staatsanwalte und Staatsanwalte erfolgt durch uns auf den Antrag 
des Justizministers. 


Verhältniß der Staatsanwaltschaft zu andern Behörden. 


8. 4. Den Polizeibehörden und anderen Sicherheitsbeamten verbleibt die 
ihnen gesetzlich obliegende Verpflichtung, Verbrechen nachzuforschen und 
alle keinen Aufschub gestattenden vorbereitenden Anordnungen zur 
Aufklärung der Sache und vorläufigen Haftnahme des Thäters, mit 
Beobachtung der Vorschriften des Gesetzes vom 24. September 1848. 
(Gesetzsamml. S. 257-259.), zu treffen. Sie haben jedoch die von ihnen 
aufgenommenen Verhandlungen dem betreffenden Staatsanwälte zur 
weiteren Veranlassung zu übersenden, auch den Requisitionen desselben 
wegen Einleitung oder Vervollständigung solcher polizeilichen 
Voruntersuchungen Folge zu leisten. 


8. 5. Die Gerichte sind verpflichtet, von Verbrechen, welche amtlich zu 
ihrer Kenntniß kommen, dem Staatsanwalte sogleich Mittheilung zu machen, 
auch den von demselben an sie gerichteten Anträgen wegen Feststellung des 
Thatbestandes und wegen sonst erforderlicher Ermittelungen zu genügen, 
und, wenn es nöthig ist, einen Untersuchungsrichter zu ernennen. 
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Waltet Gefahr im Verzuge ob, so hat das Gericht auch ohne Antrag des 
Staatsanwalts alle diejenigen Ermittelungen, Verhaftungen oder sonstigen 
Anordnungen vorzunehmen, welche nothwendig sind, um die Verdunkelung 
der Sache zu verhüten. Die Verhandlungen hierüber sind demnächst dem 
Staatsanwalte mitzutheilen. 


8. 6. Dem Staatsanwalte legt sein Amt die Pflicht auf, darüber zu 
wachen, daß bei dem Strafverfahren den gesetzlichen Vorschriften überall 
genügt werde. Er hat daher nicht blos darauf zu achten, daß kein Schuldiger 
der Strafe entgehe, sondern auch darauf, daß Niemand schuldlos verfolgt 
werde. 


8. 7. Untersuchungs-Verhandlungen, Verhaftungen oder 
Beschlagnahmen hat der Staatsanwalt, wenn nicht Gefahr im Verzuge 
obwaltet und der Fall der Ergreifung auf frischer That vorliegt, nicht selbst 
vorzunehmen, sondern solche nach den Umständen entweder bei der 
Polizeibehörde, oder bei dem betreffenden Gerichte zu beantragen. Er ist 
jedoch befugt, allen polizeilichen und gerichtlichen Verhandlungen, welche 
Gegenstände seines Geschäftskreises betreffen, beizuwohnen, mit dem 
Beamten, welcher die Verhandlung zu führen hat, in unmittelbare 
Verbindung zu treten, und seine Anträge und Mittheilungen zur Förderung 
des Zweckes der Untersuchung an diesen Beamten zu richten. 


$. 8. Dem Staatsanwalte steht die Einsicht aller polizeilichen und 
gerichtlichen Akten, welche sich auf einen zu seinem Geschäftskreise 
gehörenden Gegenstand beziehen, jederzeit frei. Auch gehört es zum Berufe 
desselben, den Unvollständigkeiten, Verzögerungen oder sonstigen 
Unregelmäßigkeiten, welche er in den Untersuchungen wahrnimmt, durch 
Anträge bei der vorgesetzten Behörde des die Untersuchung führenden 
Beamten Abhülfe zu schaffen. 


$. 9. Verbrechen, deren Bestrafung die Gesetze von dem Antrage einer 
Privatperson abhängig machen, darf der Staatsanwalt nur dann vor Gericht 
verfolgen, wenn hierauf von jener Person angetragen worden ist. Doch ist er 
sowohl in diesen Fällen, als auch dann, wenn bei Verbrechen anderer Art die 
Betheiligten sich an ihn wenden, befugt, die gerichtliche Verfolgung zu 
verweigern, sofern er dieselbe für gesetzlich begründet nicht erachtet. 


Ueber Beschwerden wegen solcher Weigerungen hat der Ober-Staats- 
Anwalt zu entscheiden. 
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8. 10. Dem Ober-Staatsanwalte steht die Befugniss zu, die Funktionen 
der Staatsanwaltschaft auch bei den Gerichten erster Instanz seines 
Amtsbezirks selbst oder durch einen seiner Gehülfen zu übernehmen, wenn 
er dies für zweckmäßig erachtet. 


$. 11. Die Eröffnung einer Untersuchung muß durch förmlichen 
Beschluß des Gerichts erfolgen. 


8. 12. Gegen den Beschluß eines Gerichts, durch welchen der Antrag auf 
Eröffnung einer Untersuchung zurückgewiesen wird, steht dem 
Staatsanwalte innerhalb einer zehntägigen präklusivischen Frist, welche mit 
dem Ablaufe des Tages beginnt, an dem die Mittheilung des Bescheides 
erfolgt ist, die Beschwerde an das Appellations- Gericht offen. Bei der 
Entscheidung dieses Gerichts muß es verbleiben. *) 


$. 13. Sowohl während der Voruntersuchung, als während des ganzen 
Laufes der gerichtlichen Untersuchung steht dem Gerichte die 
Beschlußnahme über die Verhaftung oder Freilassung des Angeklagten zu. 


Beschwerden über den Beschluß des Gerichts gehören vor das 
zuständige Appellationsgericht, bei dessen Entscheidung es bewendet. 


Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des Verfahrens. 


$. 14. Der Fällung des Urtheils soll bei Strafe der Nichtigkeit ein 
mündliches öffentliches Verfahren vor dem erkennenden Gericht 
vorhergehen, bei welchem der Staatsanwalt und der Angeklagte zu hören, die 
Beweisaufnahme vorzunehmen und die Vertheidigung des Angeklagten 
mündlich zu führen ist. 


$. 15. Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen kann von dem Gerichte 
durch einen öffentlich zu verkündenden Beschluß ausgeschlossen werden, 
wenn es dies aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit für 
angemessen erachtet. 


Vertheidigung. 


$. 16. Der Angeklagte kann in allen Fällen, jedoch wenn eine 
Voruntersuchung Statt findet ($. 42 ff. 75 ff.) erst nach Abschluß derselben, 
sich des Beistandes eines Vertheidigers bedienen. 
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Bei schweren Verbrechen ($. 60.) muß dem Angeklagten ein 
Vertheidiger, falls er einen solchen nicht erwählt hat, von Amtswegen bestellt 
werden. 


$. 17. Dem Vertheidiger, der Angeklagte möge verhaftet sein oder nicht, 
müssen die Untersuchungsaften auf Verlangen in der Gerichtsregistratur zur 
Einsicht vorgelegt werden. Eine Verabfolgung derselben an den Vertheidiger 
ist nicht gestattet. 


$. 18. Zwangsmittel jeder Art, durch welche der Angeklagte zu irgend 
einer Erklärung genöthigt werden soll, sind unzulässig. 


8. 19. Hat eine Beweisaufnahme durch Einnehmung des Augenscheins 
an Ort und Stelle Statt gefunden, so muß das darüber aufgenommene 
Protokoll bei dem mündlichen Verfahren vorgelesen werden. 


8. 20. Beugen, welche nicht vorgeladen worden, jedoch in der Nähe 
befindlich find, kann der Richter sogleich durch den Gerichtsdiener gestellen 
lassen, im aktiven Dienste stehende Militairpersonen jedoch nur mit 
Genehmigung ihrer Vorgesetzten. 


Dasselbe gilt von gehörig vorgeladenen, aber ausgebliebenen Zeugen. 
Hat ein solcher Zeuge sein Ausbleiben nicht im Voraus entschuldigt, so kann 
gegen ihn von dem Gericht ohne weiteres Verfahren eine Geldbuße bis zu 20 
Rthlr. oder eine Gefängnißstraße bis zu acht Tagen, und die Verpflichtung zur 
Tragung aller Kosten festgesetzt werden, welche durch die von ihm 
verursachte Ansehung eines neuen Termins entstehen. Die Niederschlagung 
dieser Strafe und die Entbindung von der Kostentragung ist von dem Gericht 
nur dann zu bewilligen, wenn der Zeuge binnen 14 Tagen nach Zustellung 
der Strafverfügung sein Ausbleiben genügend entschuldigt. 


*) Es scheint hiernach, als ob eine Beschwerde an das Ober- Tribunal 
nicht zulässig wäre. Das Ober-Tribunal hat aber eine Beschwerde und 
Umstoßung der Beschlüsse des Appellationshofes dennoch für zulässig 
erachtet. 


8. 21. Kann bei dem mündlichen Verfahren die Vernehmung eines 
Zeugen wegen Krankheit, Alterschwäche, großer Entfernung, oder wegen 
anderer unabwendbaren Hindernisse nicht erfolgen, so ist solche anderweit 
zu bewirken, und in diesen Fällen, so wie alsdann, wenn ein schon zuvor 
gerichtlich vernommener Zeuge inzwischen verstorben ist, das 
Vernehmungsprotokoll bei dem mündlichen Verfahren vorzulesen. 
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Beweis und Urtel. 


8. 22. Die bestehenden gesetzlichen Vorschriften über das Verfahren bei 
Aufnahme der Beweise, insbesondere auch darüber, welche Personen als 
Zeugen vernommen und vereidet werden dürfen, bleiben ferner maaßgebend. 


Dagegen treten die bisherigen positiven Regeln über die Wirkungen der 
Beweise außer Anwendung. Der erkennende Richter hat fortan unter genauer 
Prüfung aller Beweise für die Anklage und Vertheidigung nach seiner freien, 
aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen geschöpften 
Ueberzeugung zu entscheiden, ob der Angeklagte schuldig oder 
nichtschuldig sei. Er ist aber verpflichtet, die Gründe, welche ihn dabei 
geleitet haben, in dem Urtheile anzugeben. *) 


Auf vorläufige Lossprechung (Freisprechung von der Instanz) soll nicht 
mehr erkannt werden. 


$. 23. Der für schuldig Erklärte ist zur vollen gesetzlichen Strafe zu 
verurtheilen. 


S. 24. Einer Belehrung des Verurtheilten über die ihm zustehenden 
Rechtsmittel bedarf es nicht. 


8. 25. Abwesende und flüchtige Verbrecher sind auf den Antrag des 
Staatsanwalts mittelst Ediktalien vorzuladen. Die SS. 577. 578. 580. 581. 
585. und 587. der Kriminalordnung treten außer Kraft, wogegen es bei den 
Vorschriften der SS. 579. 582. 583. 584. und 586. daselbst verbleibt. 


8. 26. Die Beschlüsse des Gerichts und seiner Abtheilungen werden, 
auch wenn es auf Fällung des Urtheils ankommt, durch Stimmenmehrheit 
gefaßt. Eine Bestätigung des richterlichen Urtheils durch den Justizminister 
findet nicht ferner Statt. 


Abschnitt II. - Besondere Vorschriften über das 
Untersuchungsverfahren. 


1. Bei Vergehen. 


$. 27. Die Untersuchung und die Entscheidung erster Instanz in 
Ansehung derjenigen Vergehen, welche in den Gesetzten mit 
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Geldbuße bis zu 50 Thalern, 
oder 


Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, 
oder 


körperlicher Züchtigung, an deren Stelle jetzt verhältnißmäßige 
Freiheitsstrafe tritt, 
oder mit mehreren dieser Strafen zugleich bedroht sind, erfolgt durch 
kommissarisch dazu bestellte Einzelrichter mit Zuziehung eines 
Gerichtsschreibers. 


Die Kompetenz der Einzelrichter tritt auch dann ein, wenn neben diesen 
Strafen zugleich auf Ehrenstrafen zu erkennen ist. 


Ausgeschlossen von der Zuständigkeit der Einzelrichter bleiben jedoch 
die Fälle, in welchen entweder zugleich auf Verlust von Aemtern, Titeln oder 
Würden, oder des Rechts zum selbständigen Gewerbebetriebe zu erkennen 
ist, oder in welchen die Verurtheilung für den Verbrecher den Verlust von 
Ehrenrechten **) oder des Bürgerrechts nach den gesetzlichen 
Bestimmungen unbedingt zur Folge hat. 


*) Die frühere Bestimmung, daß der für „nicht schuldig“ Erklärte wegen 
derselben Handlung nicht weiter unter Anklage gestellt werden könne, fehlt hier. 
Jede Freisprechung ist also jetzt nur eine vorläufige. 


**) Der Verlust der National-Kokarde wird nicht hierher gerechnet. 


8. 28. Die Geschäfte des Staatsanwalts werden bei den Untersuchungen 
dieser Art von Beamten verwaltet, welche der Regierungspräsident nach 
Anhörung des Ober-Staatsanwalt kommissarisch hierzu ernennt, und über 
deren Amtsführung der Ober- Staatsanwalt die Aufsicht zu führen hat. Neber 
Beschwerden, welche gegen diese Beamten wegen verweigerter Erhebung 
von Anklagen geführt werden, hat der Ober- Staatsanwalt zu entscheiden. 


Im Uebrigen findet Alles, was über die Pflichten und Befugnisse der 
Staatsanwalte, über deren Verhältniß zu den Gerichten, sowie über die 
Nothwendigkeit ihrer Zuziehung bei der Verhandlung vor dem erkennenden 
Richter bestimmt ist, auch auf diese Polizeianwalte Anwendung. 


8. 29. Die Anklage kann schriftlich oder mündlich angebracht werden. 
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8. 30. Wird dem Richter beim Eingange der Anklage zugleich der 
Angeklagte vorgeführt, und gesteht derselbe die ihm angeschuldigte That, 
oder sind die Beweismittel für die Anklage und Vertheidigung zur Hand, so 
hat der Richter in der Regel auf der Stelle die Untersuchung zu führen und 
das Urtheil zu fällen. 


Ist der Angeklagte verhaftet, so muß dessen Vorführung beim Eingange 
der Anklage sofort geschehen. 


8. 31. Kann im Falle des $. 30. das Urtheil nicht sogleich gefällt werden, 
der Angeklagte ist aber verhaftet, so muß derselbe sogleich über die zu seiner 
Vertheidigung dienenden Beweismittel vernommen, und hierauf zum 
mündlichen Verfahren und zur Entscheidung der Sache ein möglichst naher 
Termin anberaumt werden, zu welchem die beiderseits über bestimmte 
Thatsachen vorgeschlagenen Zeugen vorzuladen sind, in sofern der Richter 
die Umstände, über welche sie vorgeschlagen sind, für wesentlich erachtet. 


$. 32. Kann der Angeklagte nicht sofort vorgeführt werden, so ist derselbe 
zum mündlichen Verfahren durch eine schriftliche Verfügung vorzuladen, 
welche die Thatsachen des ihm angeschuldigten Vergehens angeben und die 
Aufforderung enthalten muß: 
Zur festgesetzten Stunde zu erscheinen, und die zu seiner 
Vertheidigung dienenden Beweismittel mit zur Stelle zu bringen, 
oder solche dem Richter so zeitig vor dem Termine anzuzeigen, 
daß sie noch zu demselben, herbeigeschafft werden können. 
Zugleich ist dem Angeklagten die Warnung zu stellen: 
Daß im Falle seines Ausbleibens mit der Untersuchung und 
Entscheidung in contumaciam verfahren werden solle. 


8. 33. Nur auf Grund bescheinigter erheblicher Hinderisse kann dem 
Antrge des Angeklagten auf Ansehung eines neuen Termines Statt gegeben 
werden. 


S. 34. In dem Termine wird, nachdem die Anklage durch den 
Polizeianwalt vorgetragen und der Angeklagte darüber vernommen worden, 
mit der Beweis-Aufnahme, soweit dies erforderlich ist, verfahren, der 
Polizeianwalt mit seinen Anträgen, sowie der Angeklagte mit seiner 
Vertheidigung gehört, sodann aber das Urtheil gefällt und mit Gründen 
verkündet. 


38 


Der Richter ist jedoch befugt, die Fällung des Urtheils auszusehen und 
einen Termin zur Fortsetzung des Verfahrens zu bestimmen. 


$. 35. Erscheint der Angeklagte der gehörig erfolgten Vorladung 
ungeachtet in dem Termine nicht, oder verweigert er in demselben, über die 
Anklage sich zu erklären, so wird der Beweis aufgenommen, und nach 
Anhörung des Polizei-Anwalts, sowie des für den Angeklagten etwa 
aufgetretenen Vertheidigers, das Urtheil gefällt und verkündet. Dem 
ausgebliebenen Angeklagten ist das Urtheil in Ausfertigung zuzustellen. 


$. 36. Findet der Richter bei Beurtheilung der That des Angeklagten, daß 
solche ein Verbrechen enthält, dessen gesetzliche Strafe seine richterliche 
Kompetenz überschreitet, so hat er die Sache mittelst Beschlusses an das 
kompetente Gericht abzugeben. Ueber Kompetenz-Streitigkeiten hat das 
Gericht der höheren Instanz zu entscheiden. 


8. 37. Ueber den Hergang im Termine wird von einem vereideten 
Gerichtsschreiber ein Protokoll aufgenommen, welches den wesentlichen 
Inhalt der Erklärungen des Polizeianwalts, des Angeklagten und der Zeugen 
enthalten muß, und in welchen zugleich das abgefaßte Urtheil mit dessen 
Gründen niederzuschreiben ist. Der Richter und der Gerichtsschreiber haben 
dies Protokoll zu vollziehen. 


2. Bei Verbrechen. 

$. 38. Die Untersuchung und die Entscheidung erster Instanz erfolgt mit 
Zuziehung eines Gerichtsschreibers durch Gerichtsabtheilungen, welche aus 
drei Mitgliedern bestehen, in Ansehung 

1) derjenigen im $. 27. bezeichneten Vergehen, welche in der 
Schlußbestimmung desselben von der Kompetenz der Einzelrichter, 
ausgeschlossen worden sind; 

2) derjenigen Verbrechen, welche in den Gesetzten mit 

Geldbuße, deren höchstes Maaß 50 Rthlr. übersteigt, 


oder 


Freiheitsstrafe, deren höchstes Maaß sechs Wochen, jedoch nicht drei 
Jahre übersteigt, 
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mit diesen beiden Strafen zugleich bedroht sind, auch wenn sie noch 
außerdem den Verlust von Aemtern, Ehren- oder anderen Rechten gesetzlich 
zur Folge haben; 


3) solcher Amtsverbrechen, welche entweder nur mit Amtsentsetzung, 
Kassation und Unfähigkeits-Erklärung zu allen öffentlichen Aemtern, oder 
zwar noch außerdem mit Strafen bedroht sind, welche aber die zu 2. 
erwähnten Strafen nicht übersteigen; 


4) des zweiten und dritten großen gemeinen, oder unter erschwerenden 
Umständen begangenen und des ersten gewaltsamen Diebstahls. 


In denjenigen Landestheilen, in welchen das Allgemeine Landrecht 
nicht Gesetzeskraft hat, entscheidet rücksichtlich der Kompetenz zu Nr. 1.2. 
3. das durch Gerichtsgebrauch hergebrachte Strafmaaß, in hiernach 
zweifelhaften Fällen aber die Bestimmung des Allgemeinen Landrechts. 


$. 39. Zur förmlichen Eröffnung der Untersuchung gegen eine 
bestimmte Person ist erforderlich: 


1) eine vom Staatsanwalt abzufassende Anklageschrift, welche enthalten 
muß: den Namen des Angeklagten, eine Darstellung der ihm zur Last 
gelegten That, die Beweismittel dafür, insbesondere die Namen der 
Belastungszeugen, deren Abhörung der Staatsanwalt verlangt, und die 
Bezeichnung des Verbrechens, dessen der Angeklagte beschuldigt wird; 


2) ein auf Grund dieser Anklageschrift die Eröffnung der Untersuchung 
anordnender Beschluß der Gerichtsabtheilung, in welchem der Name des 
Angeklagten und das ihm angeschuldigte Verbrechen zu bezeichnen sind. 


8. 40. Die Berathung und Beschlußnahme der Gerichtsabtheilung 
darüber, ob auf die Anklage die Untersuchung zu eröffnen sei, erfolgt ohne 
Beisein des Staatsanwalts. 


Erachtet das Gericht die Eröffnung der Untersuchung für nicht zulässig, 
so hat es in dem Beschlusse, wenn der Angeklagte verhaftet ist, zugleich 
dessen Freilassung zu verordnen. 


$. 41. Findet die Gerichtsabtheilung die Sache noch nicht hinreichend 
vorbereitet, um über die förmliche Eröffnung der Untersuchung zu 
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entscheiden, so hat sie die Punkte, in Ansehung deren es noch einer näheren 
Aufklärung bedarf, in dem abzufassenden Beschlusse zu bezeichnen, und 
diesen Beschluß dem Staatsanwalte zur Erledigung mitzutheilen. 


8. 42. Hält der Staatsanwalt zur Begründung oder Vervollständigung der 
Anklage eine gerichtliche Voruntersuchung für nöthig, so hat auf seinen 
Antrag das Gericht einen Intersuchungsrichter zu ernennen. 


$. 43. Der Untersuchungsrichter, hat bei der Voruntersuchung alle in der 
Kriminalordnung für den Inquirenten gegeben Vorschriften, insbesondere 
auch die Vorschrift wegen Zuziehung eines vereideten Protokollführers zu 
beachten. 


8. 44. Der Zweck der Voruntersuchung ist: die Existenz und Natur des 
angezeigten Verbrechens, sowie die Person des Thäters und die zu seiner 
Ueberführung dienenden Beweismittel soweit zu erforschen und 
festzustellen, als dies zur Begründung einer Anklage und zur Vorbereitung 
der mündlichen Haupt-Untersuchung erforderlich erscheint. 


Der Untersuchungerichter hat daher seine Nachforschungen nicht weiter 
auszudehnen, als dieser Zweck es nothwendig macht. 


8. 45. Die in der Voruntersuchung vernommenen Zeugen sind durch den 
Untersuchungsrichter, wenn keine gesetzlichen Gründe entgegenstehen (8. 
22.), zu vereidigen. 


8. 46. Auch der Beschuldigte kann in der Voruntersuchung, wenn dies 
zur Aufklärung des Sachverhältnisses zweckmäßig erscheint, vernommen 
werden. Ist derselbe verhaftet, so muß seine Vernehmung stets erfolgen. 


8. 47. Nach Abschließung der Voruntersuchung legt der 
Untersuchungsrichter die Akten dem Staatsanwalte zur Stellung der nöthigen 
Anträge vor. 


Trägt der Staatsanwalt hierbei auf Einstellung des weiteren Verfahrens 
an, so hat das Gericht hierüber zu befinden, und wenn es sich mit dem 
Antrage einverstanden erklärt, die Zurücklegung der Akten, auch sofern der 
Beschuldigte verhaftet ist, dessen Freilassung zu verfügen. Erachtet aber der 
Staatsanwalt oder das Gericht die förmliche Einleitung der Untersuchung für 
begründet, so hat der Staatsanwalt die Anklageschrift einzureichen, über 
welche alsdann die Gerichtsabtheilung Beschluß faßt. 
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8. 48. Wird die Eröffnung der Untersuchung beschlossen, so hat die 
Gerichts- Abtheilung zugleich einen Termin zum mündlichen Verfahren zu 
bestimmen. 


8. 49. Ist der Angeklagte verhaftet, so wird ihm die Anklageschrift nebst 
dem Beschlusse vorgelesen, und er wird darüber vernommen: ob und welche 
Beweismittel zu seiner Vertheidigung er herbeigeschafft, insbesondere 
welche Zeugen er vorgeladen zu sehen verlange. Kann der Angeklagte sich 
hierüber nicht auf der Stelle erklären, so ist ihm dazu eine angemessene Frist 
zu bestimmen. 


$. 50. Steht dem verhafteten Angeklagten ein Vertheidiger zur Seite, so 
ist dieser eine Abschrift der Anklage und des Beschlusses zu fördern 
berechtigt. 


8. 51. Ist der Angeklagte nicht verhaftet, so wird derselbe unter 
Mittheilung einer Abschrift der Anklageschrift und des Beschlusses nach $. 
32. schriftlich vorgeladen. 


8. 52. Als Zeugen werden, ohne Rücksicht darauf, ob sie schon in der 
Voruntersuchung vernommen sind oder nicht, alle diejenigen vorgeladen, 
deren Abhörung der Staatsanwalt oder das Gericht für erforderlich erachtet, 
oder der Angeklagte verlangt, in sofern das Gericht die Umstände, über 
welche die Abhörung der Zeugen. beantragt ist, wesentlich findet. Zu diesem 
Zwecke müssen die Thatsachen ganz bestimmt angeführt werden. Dem 
Staatsanwalte und dem Angeklagten sind die vorgeladenen Zeugen namhaft 
zu machen. 


8. 53. In der Zwischenzeit bis zum Termine ist dem verhafteten 
Angeklagten, sofern er einen Vertheidiger besitzt, verstattet, sich mit 
demselben zu besprechen, und zwar ohne Beisein einer Gerichtsperson, 
wenn der Vertheidiger ein in Eid und Pflicht stehender Justizbeamter ist. 


8. 54. Die Leitung der mündlichen Verhandlung, insbesondere das 
Verhör des Angeklagten und der Zeugen, gebührt dem Vorsitzenden der 
Gerichtsabtheilung. 


8. 55. Die schon in der Voruntersuchung eidlich vernommenen Zeugen 
werden bei ihrer nochmaligen Abhörung nicht aufs neue vereidet, sondern 
auf den geleisteten Eid verwiesen. 
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8. 56. Erscheint der gehörig vorgeladene Angeklagte in dem Termine 
nicht, so kann das Gericht, wenn dasselbe aus besonderen Gründen die 
Anwendung des Kontumazialverfahrens nicht für angemessen hält, unter 
Vertagung der Sache zu einem anderen Termine die Vorführung oder 
Verhaftung des Angeklagten anordnen. 


8. 57. Die Berathung der Gerichtsabtheilung über das Urtheil erfolgt 
ohne Beisein anderer Personen. 


S. 58. Findet das Gericht bei Beurtheilung der That des Angeklagten, 
daß solche ein Verbrechen geringerer Art enthält, als derjenigen, welche 
seiner Kompetenz zunächst überwiesen ist, so hat dasselbe dennoch das 
Urtheil zu fälltn. 


8. 59. Kann die Berathung nicht an demselben Tage beendet, oder das 
Urtheil mit den Gründen nicht sogleich abgefaßt werden, so hat das Gericht 
zur Verkündung des Urtheils einen neuen Termin zu bestimmen, welcher 
jedoch nicht über acht. Tage hinausgeschoben werden darf. 


3. Bei schweren Verbrechen. 
8. 60. Die Untersuchung und Entscheidung in Ansehung 


1) derjenigen Verbrechen, welche in den Gesetzten mit einer härteren als 
dreijährigen Freiheitsstrafe bedroht sind, und welche nicht zu den im $. 38. 
bezeichneten gehören, 


2) der politischen und Preßverbrechen, 


soll vor einem aus fünf Richtern und einem Gerichtsschreiber bestehenden 
Gerichte, unter Zuziehung von Geschworenen, als beisitzenden Richtern, 
erfolgen. Den Vorsitzenden dieses Gerichts ernennt der Erste Präsident des 
Appellationsgerichts und kann hierzu auch eines der Mitglieder desselben 
auswählen. 


$. 61. Als politische Verbrechen im Sinne dieses Gesetzes gelten die im 
Allgemeinen Landrecht Th. H. Tit. 20. Abschn. 2. bis Abschn. 5. 
einschließlich aufgeführten Verbrechen. In denjenigen Landestheilen, in 
welchen das Allg. Landrecht nicht Gesetzeskraft hat, entscheiden die in den 
landrechtlichen Abschnitten aufgeführten Gattungen von Verbrechen, und in 
zweifelhaften Fällen die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts. 
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Als politische Verbrechen sind jedoch nicht anzusehen die in den $$. 
157. bis 160. 166. 180. bis 195. 207. bis 213. gedachten Gesetzes- 
llebertretungen; desgleichen gehören nicht hierher diejenigen durch die 
Presse verübten Vergehen, bei welchen die Bestrafung von dem Antrage 
einer Privatperson bedingt ist, oder die Strafe nur in den durch das Gesetz 


vom 17. März 1848. (Gesetzsammlung S. 69.) $. 6. angedrohten Geldbußen 
besteht. 


Abschnitt III. - Von den Schwurgerichten. 


Bildung der Geschworenen-Listen. 

8. 62. Zum Geschworenen kann nur berufen werden, wer die 
Eigenschaft eines Preußen besitzt, 30 Jahre alt ist, im Vollgenusse der 
bürgerlichen Rechte sich befindet, lesen und schreiben kann, und wenigstens 
ein Jahr in der Gemeinde, in welcher er sich aufhält, seinen Wohnsitz hat. 

8. 63. Zu Geschworenen können nicht berufen werden: 

1) die Minister und Unterstaatssekretäre, 


2) die richterlichen Beamten, die Staatsanwalte und deren Gehülfen, 


3) die Regierungspräsidenten, Provinzial - Steuerdirektoren, Landräthe, 
Polizei- Präsidenten, Polizeidirektoren, 


4) die im aktiven Dienste befindlichen Militairpersonen, 

5) die Religionsdiener aller Confessionen, 

6) die Elementarschullehrer, 

7) Dienstboten, 

8) diejenigen, welche 70 Jahre alt sind, 

9) diejenigen, welche nicht wenigstens jährlich 18 Thlr. an 
Klassensteuer oder 20 Thlr. an Grundsteuer (ausschließlich der Beischläge) 
oder 24 Thlr. an Gewerbesteuer entrichten, oder unter Voraussetzung des 


Bestehens einer dieser Arten der Besteuerung nach ihren Verhältnissen zu 
entrichten haben würden. 
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Ohne Rücksicht auf den zu 9. erwähnten Steuersatz sind jedoch wählbar 
zu Geschworenen: die Rechtsanwalte und Notarien, die Professoren, die 
approbirten Aerzte und diejenigen Beamten, welche entweder von Uns 
unmittelbar ernannt sind oder ein Einkommen von wenigstens 500 Thlrn. 
jährlich beziehen und nicht zu den oben ausgeschlossenen Kategorien 
gehören. 


$. 64. Für jeden ländräthlichen Kreis wird alljährlich im Monat 
September durch den Landrath, und für jede Stadt, welche zu keinem 
landräthlichen Kreise gehört, durch den Magistrat, und da, wo kein 
Magistratskollegium besteht, durch den Vorstand der Gemeindeverwaltung 
eine Urliste angelegt, welche nach Vor- und Zunamen, Stand, Alter und 
Wohnort in alphabetischer Ordnung und unter fortlaufenden Nummern 
diejenigen Personen enthält, welche zu Geschworenen berufen werden 
können. 


8. 65. Die Urliste muß an einem öffentlich bekannt zu machenden Orte 
drei Tage lang zu Jedermanns Einsicht offen gelegt werden. 


Behauptet Jemand, ohne Grund übergangen oder ohne Berücksichtigung 
des Befreiungsgrundes eingetragen zu sein, so hat er seine Einwendungen 
binnen der dreitägigen Frist zu Protokoll anzumelden. 


Erachtet die Behörde, welcher die Aufstellung der Liste oblag, die 
Einwendungen für begründet, so erfolgt die nachträgliche Eintragung oder 
Löschung binnen drei Tagen nach Ablauf der dreitägigen Einwendungsfrist. 


8. 66. Die abgeschlossenen Urlisten werden von Kreislandrathe, in 
großen Städten, welche zu feinem landräthlichen Kreise gehören, von dem 
Vorsteher der Gemeindeverwaltung gesammelt und dem Präsidenten der 
Regierung, in deren Bezirke sie aufgenommen sind, eingesendet, welcher sie 
definitiv feststellt und daraus für jeden Schwurgerichtsbezirk eine besondere 
Jahresliste derjenigen von ihm auszuwählenden Personen aus diesem Bezirke 
anfertigt, welche er zur Funktion als Geschworene für das bevorstehende 
Geschäftsjahr geeignet erachtet. 


Außerdem wird von ihm eine Liste von geeigneten 
Ergänzungsgeschworenen aus den Personen zusammengestellt, welche am 
Size des Schwurgerichts oder in dessen nächster Umgebung wohnen, und 
deren Zahl von ihm nach seinem Ermessen zu bestimmen ist. 
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Liegt ein Schwurgerichtsbezirk in mehreren Regierungsdepartements, so 
entscheidet der Sig des Schwurgerichts darüber, welchem Regierungs- 
Präsidenten die Urlisten einzusenden sind und die Aufstellung der 
Geschworenenliften obliegt. 


8. 67. Vierzehn Tage vor dem Beginne jeder Sitzungsperiode des 
betreffenden Schwurgerichts sendet der Regierungspräsident ein Verzeichniß 
von 60 aus der Jahresliste Herausgezogenen Personen an das am Size des 
Schwurgerichts befindliche Gericht. 


Die Ergänzungsliste wird dem Gerichte vor dem Anfange des 
Geschäftsjahres zum Gebrauche während des Laufes desselben besonders 
übersendet. 


$. 68. Der mit dem Vorsitze bei dem Schwurgerichte beauftragte 
richterliche Beamte reduzirt jene Anzahl von 60 durch Auswahl der nach 
seinem Ermessen geeigneten Personen auf 36. Diese 36 Personen sind zu 
Geschworenen bei dem Schwurgerichte für die betreffende Sitzungsperiode 
berufen. 


Wer demzufolge als Geschworener an den Verhandlungen des 
Schwurgerichts Theil genommen hat, darf ohne seine Einwilligung während 
eines Jahres nicht wieder einberufen werden. 


$. 69. Die Termine zur Abhaltung der Schwurgerichtssitzungen sind von 
den betreffenden Gerichten nach dem Umfange der Geschäfte festzusehen 
und bekannt zu machen. 


$. 70. Das Appellationsgericht hat die Befugniss, auf Antrag des 
Staatsanwalts die Abhaltung des Schwurgerichts einem andern Gerichte 
aufzutragen, wenn von der Verhandlung der Sache vor dem zuständigen 
Gerichte eine Störung der öffentlichen Ordnung zu befürchten steht. 


8. 71. Die ausgewählten 36 Geschworenen werden von dem 
betreffenden Gerichte auf den zur Eröffnung der Sitzung festgesetzten Tag 
geladen. 


$. 72. Der Gerichtshof entscheidet nach Vernehmung des Staatsanwalts 
in öffentlicher Sitzung über die Entschuldigungsgründe derjenigen 
Geschwornen welche entweder nicht erschienen sind, oder ihre 
Entlassungsgesuche bei Eröffnung oder während der Dauer der 
Gerichtssitzung vorbringen. 
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Geschworne, welche ohne genügend befundene Entschuldigung nicht 
erscheinen oder sich entfernen, werden, nachdem sie verantwortlich gehört 
worden, in eine Geldstrafe bis zu 100 Thalern, im Wiederholungsfalle in eine 
Geldstrafe bis zu 200 Thalern genommen, und es findet gegen eine solche 
Strafverfügung innerhalb einer zehntägigen präklusivischen Frist nur 
Beschwerde bei dem Appellationsgerichte Statt. 


8. 73. Sind beim Beginne der Verhandlung einer Sache in Folge des 
Nichterscheinens einzelner Geschwornen oder der ihnen ertheilten 
Entlassung oder Beurlaubung weniger als 30 Geschworene vorhanden, so 
wird von dem Vorsitzenden des Gerichts die Zahl der Geschworenen aus der 
Ergänzungsliste durch das Loos auf 36 ergänzt. 


Die Ergänzungsgeschworenen müssen der Ladung des Vorsitzenden bei 
Vermeidung der im $. 72. bestimmten Strafe unverzüglich Folge leisten. 


8. 74. Geschorene, welche weiter als eine Meile von dem Orte des 
Gerichts entfernt ihren Wohnsitz haben, erhalten, wenn sie es verlangen, für 
jede Meile der Hin und der Herreise 8 Silbergroschen Reiseentschädigung; 
Diäten werden ihnen nicht gezahlt. 


Eröffnung der Untersuchung. 


8. 75. Bei politischen und Breßverbrechen, welche in den Gesetzten mit 
keiner höheren, als der im $. 38. bezeichneten Strafe bedroht sind, kommen 
rücksichtlich der Eröffnung der Untersuchung die $$. 39. bis 47. 
einschließlich zur Anwendung. Wirb die Eröffnung der Untersuchung 
beschlossen, so sind die zeitherigen Verhandlungen an das kompetente 
Schwurgericht und den diesem zugeordneten Staatsanwalt abzugeben. 


In allen anderen Fällen muß dem mündlichen Verfahren vor den 
Geschworenen stets eine gerichtliche Voruntersuchung vorhergehen, in 
welcher der Angeklagte zu hören ist. 


8. 76. Beantragt der Staatsanwalt nach dem Schlusse der 
Voruntersuchung, den Beschuldigten in den Anklagestand zu versehen, so ist 
über diesen Antrag von einer aus drei Mitgliedern bestehenden Abtheilung 
des kompetenten Gerichts zu befinden. 


$. 77. Hält jene Gerichtsdeputation eine Ergänzung der Voruntersuchung 
für nothwendig, so beauftragt sie hiermit den Untersuchungsrichter, welcher 
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nach Erledigung des Auftrages die Akten wiederum dem Staatsanwalte 
vorzulegen hat. 


$. 78. Erklärt sie sich für die Versetzung in den Anklagestand, so sind 
die. Verhandlungen dem Appellationsgerichte einzureichen, dessen aus fünf 
Mitgliedern bestehende Abtheilung für Straffachen nach Anhörung des Ober- 
Staatsanwalts definitiv über die Versetzung in den Anklagestand durch einen 
Beschluß entscheidet. Nach Maaßgabe dieses Beschlusses, welcher zugleich 
die Verweisung der Sache vor kein bestimmtes Schwurgericht anordnet, hat 
der Ober-Staatsanwalt binnen einer der Regel nach auf nicht länger als acht 
Lage zu bestimmenden Frist die förmliche Anklageschrift anzufertigen, 
welche dem zur Abhaltung des Schwurgerichts kompetenten Gerichte und 
dessen Staatsanwalt zu übersenden ist. 


Haupt-Verfahren. a. Vorladung und Kontumazialverfahren. 


8. 79. Zu dem Hauptverfahren vor den Geschworenen ist der nicht 
verhaftete Angeklagte unter Mittheilung einer Abschrift der Anklageschrift 
und des im $. 78. erwähnten Beschlusses durch eine schriftliche Verfügung 
vorzuladen, welche die Aufforderung enthalten muß: 

zur festgesetzten Stunde zu erscheinen und die zu seiner 
Vertheidigung dienenden Beweismittel mit zur Stelle zu bringen 
oder solche dem Richter so zeitig vor dem Termine anzuzeigen, 
daß sie noch zu demselben herbeigeschafft werden können. 


Zugleich ist dem Angeklagten die Warnung zu stellen, 
daß im Falle seines Ausbleibens mit der Entscheidung in 
contumaciam verfahren werden solle. 


Zwischen der Behändigung der Vorladung und dem Termine muß eine 
Frist von mindestens acht Tagen liegen, es sei denn, daß der Beschuldigte 
selbst auf diese Frist verzichtet. 


$. 80. Erscheint der gehörig vorgeladene Angeklagte in dem Termine 
nicht, so ergeht, nachdem der Staatsanwalt gehört worden, ein 
Kontumazialurtel, welches der Gerichtshof ohne Mitwirkung der 
Geschworenen erläßt. 


8. 81. Erhebt der Verurtheilte innerhalb drei Tagen, nachdem ihm das 
Kontumazialerkenntniß behändigt worden, Einspruch gegen dasselbe bei 
dem Gerichte, welches erkannt hat, so wird das Urtel als nicht ergangen 


48 


erachtet, und die Sache' gelangt zur abermaligen Verhandlung an das 
Schwurgericht. 


Gegen das demnächst ergehende Urtel findet ein abermaliger Einspruch 
nicht 


$. 82. Dem Angeklagten ist am Tage vor der Verhandlung der Sache ein 
Verzeichniß zuzustellen, welches Namen, Stand und Wohnort derjenigen 
Geschworenen enthalten muß, aus welchen das Schwurgericht für seine 
Sache genommen werden soll. 


Sind am Tage der Verhandlung weniger als 30 Geschworene vorhanden, 
und müssen deshalb. Ergänzungsgeschworene berufen werden, so ist eine 
Bekanntmachung der Namen dieser Ergänzungsgeschworenen an den 
Angeklagten nothwendig, wenn er bei deren Ausloosung nicht selbst 
gegenwärtig war. 


b. Bildung des Schwurgerichts. 


8. 83. Die Bildung des Schwurgerichts für jede Sache erfolgt an dem 
Tage, an welchem sie verhandelt werden soll, in öffentlicher Sitzung, in 
welcher der Vorsitzende des Gerichts, der Gerichtsschreiber und der 
Staatsanwalt oder ein Vertreter desselben zugegen sein müssen. 


$. 84. Erheben sich über die Bildung des Schwurgerichts Streitigkeiten, 
so müssen die übrigen Richter der Abtheilung zugezogen werden, und es 
kann ohne deren Mitwirkung eine Entscheidung nicht ergehen. 


8. 85. Die Namen der Geschworenen werden in Gegenwart des 
Angeklagten, welcher sich des Beistandes seines Vertheidigers bedienen 
kann, aufgerufen. Der Name eines jeden Geschworenen, welcher auf den 
Aufruf antwortet, wird von dem Gerichtsschreiber in eine Urne gelegt, aus 
welcher die Namen auszuloosen sind. 


$. 86. Die Ziehung der Namen aus der Urne erfolgt durch den 
Vorsitzenden. Sobald ein Name gezogen ist, erklärt zuerst der Beamte der 
Staatsanwaltschaft und demnächst der Angeklagte oder dessen Vertheidiger 
durch die Aeußerung: „Angenommen“ oder „Abgelehnt“, ob er den 
Geschworenen annehme oder ablehne. Die Ablehnung oder Zurücknahme ist 
nicht mehr zulässig, wenn ein fernerer Name aus der Ume gezogen ist. 
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$. 87. Das Schwurgericht für den einzelnen Fall ist in dem Augenblicke 
gebildet, wo die Namen von 12 nicht abgelehnten Geschworenen aus der 
Urne gezogen sind. 


8. 88. Das Recht zur Ablehnung crlischt jedenfalls, sobald nur noch 12 
nicht abgelehnte Namen sich in der Loosurne befinden. *) 


*) Hierbei wird vorausgesetzt, daß beide Theile von allen Ablehnungen, 
welche ihnen zustehen, Gebrauch gemacht haben. Ist dies nicht der Fall 
gewesen, so gilt das Recht der Ablehnung noch weiter, wenn auch nur noch 12 
nicht abgelehnte Namen oder weniger in der Urne sind. (Entscheidung des Ober- 
Tribunals.) 


$. 89. Die Anführung von Gründen für die Ablehnung ist nicht 
erforderlich. 


$. 90. Die Hälfte der Gesammtzahl der Ablehnungen steht der 
Staatsanwaltschaft, die andere Hälfte dem Angeklagten, oder wenn in einer 
und derselben Sache deren mehrere sind, allen zu. 


8. 91. Ist die Gesammitzahl eine ungerade, so steht der 
Staatsanwaltschaft eine Ablehnung weniger zu, als dem Angeklagten. 


$. 92. Sind bei einer und derselben Sache mehrere Angeklagte betheiligt, 
so haben sie sich über eine gemeinschaftliche Ausübung des 
Ablehnungsrechts zu einigen. 


8. 93. Das Schwurgericht für die Sache muß aus zwölf Personen, bei 
Strafe der Nichtigkeit, bestehen. 


8. 94. Der Gerichtshof kann verordnen, daß außer den 12 Geschworenen 
noch einer oder mehrere in der durch das Loos bestimmten Reihenfolge 
zugezogen werden sollen, welche den Verhandlungen als stellvertretende 
Geschworene für den Fall beizuwohnen haben, daß es einem der 
Geschworenen unmöglich werden sollte, bis zum Schlusse der Verhandlung 
anwesend zu bleiben. 


8. 95. Niemand kann in einer Sache Geschworener sein, in welcher er 
als Zeuge, Dolmetscher, Sachverständiger oder Polizeibeamter thätig 
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gewesen ist, oder sonst nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften als 
Richter nicht würde mitwirken können, bei Strafe der Nichtigkeit. 


8. 96. Die Mitglieder des gebildeten Schwurgerichts nehmen in der 
durch das Loos bestimmten Ordnung ihre Size ein. 


8. 97. Vor dem Beginn der Verhandlung muß der Vorsitzende des 
Gerichtshofes die Geschworenen mit den Worten: 

„Sie schwören und geloben vor Gott und den Menschen, in der 
Anklagesache gegen N. Sich den Pflichten Ihres Berufes als 
Geschworene mit Gewissenhaftigkeit, Festigkeit und Treue zu 
widmen, und unparteiisch, Niemandem zu Liebe, und Niemandem 
zum Leide, einen gewissenhaften Spruch zu fällen zwischen dem 
Angeklagten und dem Gesetze, dem Sie Geltung verschaffen sollen“ 


als Geschworene verpflichten, und die Geschworenen übernehmen diese 
Verpflichtung mit den Eidesworten: „ich schwöre es, so wahr mir Gott 
helfe“, indem sie die rechte Hand erheben. 


c. Verhandlung der Sache vor den Schwurgerichte. 


8. 98. Die Verhandlung der Sache beginnt mit Verlesung der 
Anklageschrift durch den Gerichtsschreiber: 


Der Vorsitzende des Gerichts befragt den Angeklagten: 
ob er sich schuldig bekenne, oder nicht schuldig sei? 


Bekennt er sich schuldig und waltet gegen die Richtigkeit des 
Bekenntnisses kein Bedenken ob, so faßt das Gericht das Urtel sofort ohne 
Zuziehung von Geschworenen ab. 


Andermfalls beginnt die Untersuchung und Verhandlung der Sache vor 
den Geschworenen. 


Die Leitung der Verhandlung, insbesondere das Verhör des Angeklagten 
und der Zeugen, gebührt dem Vorsitzenden des Gerichts. Dieser muß dem 
Staatsanwalte, und kann dem Angeklagten oder dessen Vertheidiger, sowie 
den Geschworenen gestatten, Fragen, welche sie zur Aufklärung der Sache 
für angemessen erachten,, unmittelbar an die Betheiligten zu richten. 


8. 99. Ueber den Hergang im Termine wird von dem Gerichtsschreiber 
ein Protokoll aufgenommen, welches die Namen der Richter und 
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Geschworenen, sowie den wesentlichen Inhalt der Erklärungen des 
Staatsanwaltes, des Angeklagten und der Zeugen enthalten muß, und in 
welchem zugleich das abgefaßte Urtel niederzuschreiben ist. 


Dieses Protokoll wird am Schlusse von dem Vorsitzenden des Gerichts 
und dem Gerichtsschreiber unterzeichnet. 


Die Beobachtung der vorgeschriebenen Förmlichkeiten "kann nicht 
anders als durch das Protokoll bewiesen werden. 


$. 100. An die Verhandlung mit den Angeklagten und den Zeugen 
schließt sich die Ausführung des Staatsanwalts und des Vertheidigers über 
die Thatfrage. *) Der Vorsitzende muß sodann den Hergang und das Resultat 
der Beweisaufnahme in einer kurzen Darstellung zusammenfassen, auf 
gesetzliche Vorschriften, welche bei Beurtheilung der Thatfrage etwa in 
Betracht kommen, aufmerksam machen, schließlich aber die von den 
Geschworenen zu beantwortenden Fragen und zwar so stellen, daß sie mit Ja 
oder Nein sich beantworten lassen. 


*) Mit Unrecht nehmen einige Gerichtshöfe an, daß hiernach der 
Angeklagte nach dem Vertheidiger nicht mehr sprechen dürfe. Vertheidiger und 
Angeklagter sind identisch und dem Letzteren gebührt immer das legte Wort. 


$. 101. Die Frage beginnt mit den Worten: „Ist der Angeklagte 
schuldig?“ und muß alle thatsächlichen Merkmale des Verbrechens enthalten, 
wegen dessen die Anklage ausgesprochen worden ist. 


8. 102. Sind in der Verhandlung erschwerende Umstände hervorgetreten, 
deren in der Anklage keine Erwähnung geschehen ist, so stellt der 
Vorsitzende die zusätzliche Frage: 


„Hat der Angeklagte die That mit diesem oder jenem Umstande 
begangen?“ 


$. 103. Wegen der Thatsachen, welche die Verhängung einer Strafe 
ausschließen oder die Anwendung einer milderen Strafe nach ausdrücklicher 
gesetzlicher Vorschrift begründen, ist geeigneten Falles eine besondere Frage 
zu stellen. Die Frage über die Zurechnungsfähigkeit wird von den 
Geschworenen bei dem Ausspruche über das Schuldig entschieden. 
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8. 104. Der Vorsitzende verliest die gestellten Fragen bei Strafe der. 
Richtigkeit. Werden gegen dieselben von der Staatsanwaltschaft oder dem 
Angeklagten Erinnerungen vorgebracht, so entscheidet der Gerichtshof. 


8. 105. Der Vorsitzende muß den Geschworenen, bei Strafe der 
Nichtigkeit, bemerklich machen, daß, wenn sie mit einer Mehrheit von nur 
sieben Stimmen den Angeklagten der That oder der die That begleitenden 
erschwerenden Umstände für schuldig erklären sollten, sie dies bei Abgabe 
ihrer Erklärung ausdrücklich anzuzeigen haben, daß es aber zur Annahme 
von Umständen, welche nach Vorschrift der Gesetze die Strafbarkeit mildern, 
nur der Stimmen von sechs Geschworenen bedürfe (S. 111.). 


$. 106. Der Vorsitzende übergiebt die schriftlich abgefaßten Fragen den 
Geschworenen und läßt den Angeklagten aus dem Sitzungssaale abführen. 


$. 107. Die Geschworenen begeben sich in ihr Berathungszimmer und 
wählen daselbst durch Stimmenmehrheit ihren Vorsteher, welcher die 
Berathung leitet und deren Resultat verkündet. 


$. 108. Die Geschworenen dürfen das Berathungszimmer nicht 
verlassen, bevor sie ihren Ausspruch beschlossen haben. 


Niemand darf in das Berathungszimmer eintreten, ohne eine schriftliche 
Ermächtigung des Vorsitzenden des Gerichts, welcher den Befehl zu 
ertheilen hat, daß der Eingang zu dem Zimmer bewacht werde. 

$. 109. Der Vorsteher der Geschworenen befragt sie nach der Ordnung, 
in welcher die Fragen gestellt sind, und jeder Geschworene antwortet wie 


folgt: 


1) Ist der Geschworene der Ansicht, daß die That nicht bewiesen oder 
der Angeklagte derselben nicht überführt sei, so erklärt er: 


„Nein, der Angeklagte ist nicht schuldig.“ 
In diesem Falle hat der Geschworene nichts weiter zu beantworten. 


2) Ist er der Meinung, daß der Angeklagte der That mit den in der Frage 
enthaltenen Umständen ($$. 102. und 103.) schuldig sei, so antwortet er: 


„Ja, der Angeklagte ist schuldig mit den in der Frage enthaltenen 
Umständen.“ 
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3) Ist er der Meinung, daß der Angeklagte der That schuldig, aber daß 
keiner jener besonderen Umstände erwiesen sei, so antwortet er: 


„Ja, der Angeklagte ist schuldig, aber keiner der besonderen Umstände 
ist erwiesen.“ 


4) Ist er der Meinung, daß der Angeklagte der That schuldig, daß aber 
nur einzelne der Umstände erwiesen seien, so erklärt er: 


„Ja, der Angeklagte ist schuldig, die That mit dem und dem Umstande 
begangen zu haben, aber der oder die übrigen Umstände sind nicht 
erwiesen.“ 


$. 110. Bei der Beurtheilung der Schuld oder Nichtschuld hat jeder 
Geschworene unter genauer Prüfung aller Beweise für die Anklage und 
Vertheidigung nach seiner freien, aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten 
Verhandlungen geschöpften gewissenhaften Ueberzeugung zu entscheiden: 


ob der Angeklagte schuldig 
oder 
nicht schuldig sei. 


$. 111. Die Entscheidung erfolgt nach Mehrheit der Stimmen. 


Ist jedoch das Schuldig rücksichtlich der That, oder der die That 
begleitenden erschwerenden Umstände nur durch eine Mehrheit von sieben 
Stimmen gegen fünf ausgesprochen, so tritt das Gericht selbst in Berathung 
und entscheidet nach Mehrheit der Stimmen über den von den 
Geschworenen nur mit einfacher Mehrheit festgestellten Punkt. 


Zur Annahme solcher Umstände, welche nach ausdrücklicher Vorschrift 
der Gesetze die Strafbarkeit mildern *), ist es genügend, wenn sechs 
Geschworene sich für das Vorhandensein derselben aussprechen. 


*) Und zur Freisprechung selbst auch. 


8. 112. Nachdem die Geschworenen ihren Ausspruch beschlossen haben, 
und in den Sitzungssaal zurückgekehrt sind, befragt der Vorsitzende des 
Gerichts sie nach dem Ergebnisse ihrer Berathung. 
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Der Vorsteher der Geschworenen erhebt sich und sagt: 


„Auf meine Ehre und mein Gewissen, vor Gott und den Menschen 
bezeuge ich, der Spruch der Geschworenen ist: 


Ja, der Angeklagte ist schuldig u. s. w. 
oder 
Nein, der Angeklagte ist nicht schuldig.“ 


$. 113. Der Vorsteher muß dabei, wenn die Entscheidung rücksichtlich 
der That oder der die That erschwerenden Umstände zum Nachtheile des 
Angeklagten lautet, ausdrücklich angeben, ob sie mit mehr als sieben 
Stimmen, oder nur mit sieben Stimmen gegen fünf getroffen ist; der 
Vorsitzende des Gerichts hat den Vorsteher der Geschworenen, wenn jene 
Angabe unterblieben sein sollte, deshalb jedesmal besonders zu befragen und 
das. Resultat im Protokolle vermerken zu lassen, bei Strafe der Nichtigkeit. 


8. 114. Der Ausspruch der Geschworenen wird im Protokolle oder in 
einer Beilage desselben von dem Vorsteher der Geschworenen, dem 
Vorsitzenden des Gerichts und dem Gerichtsschreiber unterzeichnet. 


$. 115. Findet der Gerichtshof, daß der Spruch nicht regelmäßig in der 
Form, oder in der Sache nicht erschöpfend sei, so kann er auf den Antrag des 
Staats- Anwalts oder des Angeklagten oder auch von Amtswegen verordnen, 
daß die Geschworenen sich in das Berathungszimmer zurückbegeben, um 
den Mangel zu verbessern. Diese Maßregel ist zulässig, so lange nicht auf 
Grund des Ausspruchs ein Urtheil des Gerichtshofes ergangen ist. 


Die Verbesserung muß in der Art geschehen, daß der ursprüngliche 
Ausspruch der Geschworenen erkennbar bleibt. 


8. 116. Wenn die Richter einstimmig der Ansicht sind, daß die 
Geschworenen, obgleich ihr Ausspruch in der Form regelmäßig ist, sich in 
der Sache geirrt haben, so verweiset der, Gerichtshof die Sache zu einer 
anderen Sitzung, damit sie vor einem neuen Schwurgerichte verhandelt 
werde, an welchem keiner der früheren Geschwovenen Theil nehmen darf. 


Diese Maaßregel darf von Niemandem beantragt werden; der 
Gerichtshof kann sie nur von Amtswegen verordnen, und zwar unmittelbar 
nach Vorlesung des Ausspruchs der Geschworenen in der Sitzung, und 
niemals zum Nachtheile des Angeklagten. 
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Nach dem zweiten Ausspruche der Geschworenen, auch wenn derselbe 
mit dem ersten Ausspruche übereinstimmt, muß der Gerichtshof das Urtheil 
sprechen. 


d. Urtelssprechung. 


$. 117. Nachdem der Angeklagte in den Sitzungssaal zurückgeführt 
worden, verliest der Gerichtsschreiber den Ausspruch der Geschworenen. 


$. 118. Ist der Angeklagte für nicht schuldig erklärt worden, so spricht 
der Gerichtshof denselben von der Anklage frei, und verordnet, daß derselbe 
sofort in Freiheit gesetzt werde, wenn er nicht aus einem sonstigen Grunde 
verhaftet ist. 


$. 119. Wird im Laufe der Verhandlungen der Angeklagte durch 
Urkunden oder Zeugenaussagen eines anderen Verbrechens, oder Vergehens 
beschuldigt, so hat der Gerichtshof sofort die weiter erforderliche Verfügung 
zu treffen, und kann, wenn die gesetzlichen Erfordernisse dazu vorhanden 
sind, sogleich einen Verhaftsbefehl erlassen. 


8. 120. Ist der Angeklagte für schuldig erklärt worden, so stellt die 
Staats- Anwaltschaft ihren Antrag auf Anwendung des Gesetzes. 


8. 121. Der Vorsitzende des Gerichts befragt den Angeklagten, ob und 
was er zu seiner Vertheidigung noch anzuführen habe. 


Der Angeklagte oder sein Vertheidiger dürfen die in dem Ausspruche der 
Geschworenen festgestellten Thatsachen nicht mehr bestreiten oder in 
Zweifel ziehen; ihre Ausführung muß sich auf die aus denselben 
herzuleitenden gesetzlichen Folgen beschränken. 


8. 122. Die Richter ziehen sich, hierauf in das Berathungszimmer 
zurück, um das Urtheil zu fällen. 


$. 123. Die Berathung über das Urtheil erfolgt ohne Beisein anderer 
Personen. $. 124. Bei der Fällung des Urtheils entscheidet Stimmenmehrheit. 


$. 125. Ist die That, deren der Angeklagte für schuldig erklärt worden 
ist, durch ein Strafgesetz nicht vorgesehen, so spricht der Gerichtshof den 
Angeklagten frei. 
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Abschnitt IV. - Von der Anfechtung der Erkenntnisse. 


l. Appellation. 


$. 126. Gegen die von den Einzelrichtern und den Gerichtsabtheilungen 
für Verbrechen ($$. 27. 38.) gefällten Urtel ist sowohl die Staatsanwaltschaft, 
als der Angeklagte innerhalb einer präklusivischen Frist von zehn Tagen das 
Rechtsmittel der Appellation einzulegen berechtigt. Der Appellant kann 
dasjenige, was vom ersten Richter als thatsächlich feststehend angenommen 
worden ist*), nur mittelst neuer Thatsachen oder neuer Beweismittel 
anfechten, und der Appellationsrichter hat zu beurtheilen, ob diese neuen 
Thatsachen und neuen Beweismittel erheblich sind. 


*) Mehrere Gerichtshöfe nehmen an, daß unter thatsächlichen 
Feststellungen nur die objektiven äußeren Erscheinungen und nicht die 
Entscheidung des ersten Richters über das innere Motiv der That zu verstehen 
sind. 


$. 127. Die zehntägige Appellationsfrist beginnt mit dem Ablauf des 
Tages, an welchem das erste Urtheil verkündet, worden ist. Hat die 
Verkündung des Urtheils in Abwesenheit des Angeklagten stattgefunden, so 
nimmt die Appellationsfrist für denselben erst mit dem Ablaufe desjenigen 
Tages ihren Anfang, an welchem ihm die Ausfertigung des Urtheils 
behändigt worden ist. 


8. 128. Die Appellation ist bei dem Gerichte der ersten Instanz entweder 
mündlich zum Protokoll oder schriftlich anzumelden. 


$. 129. Die Angabe der Beschwerden, sowie deren Rechtfertigung und 
die Anführung neuer Thatsachen oder Beweismittel können gleichzeitig mit 
der Appellationsanmeldung erfolgen, müssen aber, wenn dies unterblieben 
ist, innerhalb der auf den Tag dieser Anmeldung nächstfolgenden zehn Tage 
geschehen. Das Gericht ist jedoch ermächtigt, diese Frist auf den Antrag des 
Appellanten den Umständen nach angemessen zu verlängern. 


$. 130. Die Appellationsschrift wird dem Appellaten mit der 
Aufforderung mitgetheilt: 


binnen einer Frist von zehn Tagen anzuzeigen, ob und welche neue 
Thatsachen oder Beweismittel er seinerseits anzuführen habe. 
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Hat der Staatsanwalt appellirt und ist der Angeklagte verhaftet, so wird 
diesem der Inhalt der Appellationsschrift vorgelesen und die eben gedachte 
Aufforderung zum Protokoll bekannt gemacht; besitzt er einen Vertheidiger, 
so ist diesem auf Verlangen Abschrift der Appellationsschrift zuzustellen. 


$. 131. Weiset das Gericht erster Instanz die Appellation als nicht 
rechtzeitig angemeldet zurück, so kann der Zurückgewiesene hierbei 
innerhalb einer zehntägigen präklusivischen Frist, welche mit dem Ablaufe 
des Tages beginnt, an dem ihm die zurückweisende Verfügung bekannt 
gemacht worden ist, bei dem Appellationsgerichte Beschwerde führen. Bei 
der Entscheidung dieses Gerichts muß es bewenden. 


$. 132. Die Verhandlung und Entscheidung zweiter Instanz erfolgt von 
einer aus fünf Mitgliedern nebst einem Gerichtsschreiber bestehenden 
Abitheilung des zuständigen Appellationsgerichts. 


$. 133. Dem Ober-Staatsanwalte liegt der Betrieb der Sache in zweiter 
Instanz ob. 


8. 134. Nachdem die Akten bei dem Gerichte zweiter Instanz 
eingegangen sind, bestimmt dasselbe einen Termin zum mündlichen 
Verfahren und ladet dazu den Ober- Staatsanwalt, den Angeklagten, sofern 
derselbe nicht verhaftet ist, sowie diejenigen Zeugen vor, deren Abhörung 
mit Bezug auf die Vorschrift des $. 126. für erforderlich erachtet wird. 


Ist der Angeklagte verhaftet, so kann er im Termin nur durch einen 
Vertheidiger vertreten werden, der ihm auf seinen Antrag von Amtswegen 
bestellt werden muß. Auch dem nicht verhafteten Angeklagten steht frei, sich 
im Termine durch einen mit Vollmacht zu versehenden Vertheidiger vertreten 
zu lassen. 


$. 135. Erachtet das Appellationsgericht aus besonderen Gründen das 
persönliche Erscheinen des Angeklagten für nothwendig, so kann es die 
Vorführung oder Gestellung desselben anordnen. 


8. 136. Bei dem mündlichen Verfahren, dessen Leitung dem 
Vorsitzenden gebührt, giebt zuerst ein aus der Zahl der Gerichtsmitglieder zu 
ernennender Referent mündlich eine Darstellung der bis dahin stattgehabten 
Verhandlungen. 
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Hierauf wird der Appellant mit seinen Beschwerden, der Appellat mit 
seinen Gegenerklärungen, und nach der Beweisaufnahme, wenn eine solche 
Statt findet, der Staatsanwalt mit seinen Anträgen, in allen Fällen aber zuletzt 
der Angeklagte oder sein Vertheidiger gehört und hierauf das Urtheil gefällt. 


Hat sowohl der Staatsanwalt als der Angeklagte appellirt, so wird über 
beide Appellationen zugleich entschieden. 


In allen übrigen Beziehungen kommen bei den mündlichen Verfahren 
zweiter Instanz die für die erste Instanz ertheilten Vorschriften ebenfalls zur 
Anwendung. 


8. 137. Gegen ein Appellationsurtel über die im $. 27. gedachten 
Vergehen findet ein weiteres Rechtsmittel nicht Statt. 


2. Richtigkeitsbeschwerde. 
8. 138. Appellationserkenntnisse über die im $. 38. bezeichneten 


Verbrechen und Erkenntnisse der Geschworenengerichte ($. 60.) können 
durch eine Nichtigkeitsbeschwerde angefochten werden. *) 


*) Gegen Erkenntnisse des Einzelrichters giebt es also keine 
Nichtigkeitsbeschwerde. 


8. 139. Die Nichtigkeitsbeschwerde findet Statt: 


1) wegen Verlegung von Förmlichkeiten im Verfahren, deren Beachtung 
bei Strafe der Nichtigkeit vorgeschrieben ist, 


2) wegen Verlegung eines Strafgesetzes. 

8. 140. Als Förmlichkeiten des Verfahrens, deren Verlegung eine 
Nichtigkeit zur Folge haben soll, gelten außer den in den $$. 14. 93. 95. 104. 
105. 113. ausdrücklich genannten noch folgende: 


1) wenn der Angeklagte in den Fällen, in denen ein 
Kontumazialverfahren nicht Statt finden durfte, nicht gehört worden; 


2) wenn der Angeklagte in den Fällen, in welchen das Gesetz die 
Vertheidigung vorschreibt, ohne Beistand eines Vertheidigers gewesen; 
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3) wenn das Urtel erlassen worden, ohne daß vorher die 
Staatsanwaltschaft mit ihrem Antrage gehört worden; 


4) wenn bei dem Gerichtshofe nicht die erforderliche Anzahl Richter 
zugegen gewesen; 


5) wenn der Gerichtshof der nicht kompetente Richter gewesen ist. 


8. 141. Die Nichtigkeitsbeschwerde "steht sowohl dem Staatsanwalte, 
als dem Angeklagten zu 


S. 142. Dem Staatsanwalte steht die Nichtigkeitsbeschwerde nicht zu, 
wenn von Geschworenen ein Nichtschuldig ausgesprochen ist. 


S. 143. Die Nichtigkeitsbeschwerde muß binnen einer präklusivischen 
Frist von zehn Tagen, vom Tage der Verkündung, oder, wenn ein 
Kontumazialverfahren Statt gefunden hat, der Behändigung des Urtels an 
den Angeklagten gerechnet, bei dem Gerichte, welches das Urtel erster 
Instanz gefällt hat, schriftlich unter Angabe der Beschwerdepunkte 
angebracht werden. 


Dem Angeklagten ist gestattet, seine Nichtigkeitsbeschwerde entweder 
sogleich bei der Verkündung des Urtels, oder innerhalb der zehntägigen 
präklusivischen Frist zu Protokoll zu erklären, oder mittelst einer dem 
Gerichte einzureichenden Schrift anzubringen. Diese Schrift muß von einem 
zum Richteramte befähigten Rechtsverständigen legalisirt sein. 


$. 144. Das Gericht theilt die Beschwerde des Angeklagten dem 
Staatsanwalte, die des Staatsanwalts dem Angeklagten und dessen 
Vertheidiger zur Gegenerklärung innerhalb einer zehntägigen 
präklusivischen Frift in Abschrift, mit, und sendet nach Ablauf dieser Frist 
die Akten, unter Benachrichtigung der Parteien, an das Ober-Tribunal. 


$. 145. Die Entscheidung über die Nichtigkeitsbeschwerde erfolgt auf 
mündlichen Vortrag von einem aus sieben Mitgliedern bestehenden Senate 
des Ober-Tribunals in öffentlicher, nur durch Aushang an der Gerichtsstelle 
bekannt zu machender Sitzung, klagten zu hören ist. 


$. 146. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei dem Ober- 
Tribunal werden vorläufig von der Staatsanwaltschaft beim Kammergerichte 
wahrgenommen. 
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$. 147. Nur die beim Ober-Tribunale angestellten Juftizkommissarien 
haben das Recht, die Angeklagten vor dem Gerichtshofe zu vertreten. 


8. 148. Ist die Nichtigkeitsbeschwerde auf unrichtige Anwendung oder 
auf Nichtanwendung eines Strafgesetzes ($. 139. No. 2.) gegründet, und 
erachtet das Ober- Tribunal dieselbe für gerechtfertigt, so vernichtet es das 
angefochtene Urtel und erkennt in der Sache selbst, was Rechtens, oder 
verweist, wenn es noch auf thatsächliche Ermittelungen ankommt, die Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Gericht der 
betreffenden Instanz. 


$. 149. Ist die Nichtigkeitsbeschwerde auf Verlegung von 
Förmlichkeiten gegründet, so vernichtet das Ober-Tribunal, wenn es die 
Beschwerde für gerechtfertigt erachtet, das angefochtene Urtel, und ordnet 
die anderweitige Verhandlung und Entscheidung vor dem durch ihn zu 
bezeichnenden Gerichte an. 


8. 150. Eine Ausfertigung des Urtels des Ober-Tribunals ist dem 
Gerichte zur Verkündigung oder Behändigung an den Angeklagten zu 
übersenden, auch auf Verlangen dem Staatsanwalte zuzustellen. 


3. Restitution. 


$. 151. Gegen jedes rechtskräftige Urtheil kann der Verurtheilte zu jeder 
Zeit das Rechtsmittel der Restitution einwenden, wenn er darzuthun vermag, 
daß das Urtheil auf eine falsche Urkunde oder auf die Aussage eines 
meineidigen Zeugen gegründet ist. 


8. 152. Das Restitutionsgesuch muß bei dem Gerichte, welches in erster 
Instanz erkannt hat, angebracht werden. 


8. 153. Kann derjenige, welcher die Fälschung oder den Meineid 
begangen haben soll, noch belangt werden, so muß das angeblich von ihm 
verübte Verbrechen durch eine gegen ihn zu veranlassende gerichtliche 
Untersuchung erst rechtskräftig festgestellt werden, bevor dem 
Restitutionsgesuche stattgegeben werden kann. 


In anderen Fällen wird das von dem Angeklagten eingereichte 
Restitutionsgesuch zunächst dem Staatsanwalte mitgetheilt, um, wenn es ihm 
erforderlich erscheint, eine gerichtliche Voruntersuchung über die zur 
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Begründung der Restitution angeführten Thatsachen zu veranlassen und 
alsdann das Gesuch mit seiner Erklärung darüber wieder vorzulegen. 


8. 154. Wird das Restitutionsgesuch von dem Gerichte als unbegründet 
zurückgewiesen, so steht dem Imploranten frei, innerhalb der nächsten zehn 
Tage nach dem Empfange des Bescheides bei dem Gerichte der höheren 
Instanz Beschwerde zu führen. Eine weitere Beschwerdeführung ist 
unzulässig. 


8. 155. Wird ein Restitutionsgesuch für begründet erachtet, so hat das 
Gericht sofort das mündliche Verfahren nach der für die in Rede stehende 
Gesetzes-Uebertretung vorgeschriebenen Form zu erneuern und unter 
Aufhebung seines früheren Urtheils ein neues zu fällen, gegen welches die 
gewöhnlichen Rechtsmittel zulässig sind. 


$. 156. Die SS. 532. 588. 589. der Kriminalordnung treten außer Kraft. 
Folgen der Einlegung der Rechtsmittel auf die Haft des Angeklagten. 


$. 157. Durch Einlegung eines Rechtsmittels von Seiten des 
Staatsanwalts darf die Freilassung des in Haft befindlichen Angeklagten, 
wenn das Urtheil eine Freiheitsstrafe gegen ihn nicht verhängt hat, niemals 
verzögert werden. 


8. 158. ist der Angeklagte zu einer Freiheitsstrafe verurtheilt, so hält das 
vom Staatsanwalte gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmittel den Antritt der 
Strafe nicht auf. 


$. 159. Dagegen wird durch die Einlegung der Appellation oder 
Nichtigkeitsbeschwerde von Seiten des Angeklagten die Vollstreckung der 
Strafe aufgehalten. Eine vorläufige Abführung des zu einer Freiheitsstrafe 
Verurtheilten nach der Strafanstalt ist, selbst mit dessen Einwilligung, nicht 
ferner zulässig. Das Gericht ist jedoch befugt und verpflichtet, die 
erforderlichen Sicherungsmaaßregeln gegen den Verurtheilten zu treffen. 


Aufhebung des Rechtsmittels der Aggravation. 


$. 160. Das Rechtsmittel der Aggravation findet nach den in dieser 
Verordnung behandelten Untersuchungsfachen nicht ferner Statt. 
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Abschnitt V. - Von dem Verfahren bei Untersuchung der 
Polizeivergehen. 


$. 161. Die Vorschriften dieses Abschnitts sind bei allen wegen 
Polizeivergehen zu verhängenden Untersuchungen anzuwenden. 


$. 162. Die Verwaltung dieser Polizeigerichtsbarkeit soll in erster 
Instanz von einzelnen Richtern geführt werden, welche kommissarisch zu 
diesem Geschäfte zu ernennen sind. 


8. 163. Die Verfolgung der Uebertreter der Polizeistrafgesetze vor 
Gericht soll durch Polizeianwalte geschehen, in Ansehung deren Ernennung, 
Beaufsichtigung, Befugnisse und Obliegenheiten die in den SS. 28. folg. 
enthaltenen Bestimmungen gelten. 


1. Ordentliches Verfahren. 


$. 164. Bei der Untersuchung und Entscheidung erster Instanz ist von 
den Polizeirichtern in der Regel dasselbe Verfahren zur Anwendung zu 
bringen, welches in Betreff der Vergehen vorgeschrieben ist. 


Dem Angeschuldigten steht jedoch frei, sich bei den Verhandlungen 
sowohl in dieser als in der folgenden Instanz durch einen Bevollmächtigten 
aus der Zahl der bei dem Gericht zur Praxis berechtigten Justizkommissarien 
auf seine Kosten vertreten zu lassen. *) 


*) Eine völlige Vertretung des Angeklagten kann nur durch Justiz- 
Commissarien geschehen, eine bloße Vertheidigung kann aber auch durch 
andere Personen geführt werden. 


$. 165. Gegen das Urtheil erster Instanz ist sowohl der Angeschuldigte 
als der Polizeianwalt innerhalb einer, zehntägigen präklusivischen Frist, 
deren Anfang nach der wegen der Appellationsfrist gegebenen Vorschrift zu 
bestimmen ist, das Rechtsmittel des Rekurses einzulegen berechtigt. 


S. 166. Der Rekurs kann auf neue Beweismittel über bereits angeführte 
Thatumstände nicht gegründet werden, auf neue Thatumstände aber nur in 
soweit, als dieselben bei der Anführung zugleich bescheinigt werden. 
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8. 167. Die Anbringung des Rekurses muß bei dem Polizeirichter 
mündlich zum Protokoll oder schriftlich geschehen. Eine besondere Frist zur 
Rechtfertigung des Rekurses ist nicht zu gestatten. 


$. 168. Die Entscheidung über den Rekurs gebührt einer aus drei 
Mitgliedern bestehenden Abtheilung des Appellationsgerichts. 


8. 169. Findet die Abtheilung bei Prüfung der Akten, daß der Rekurs 
nicht zulässig, oder, wenn dabei nur auf die Verhandlungen in erster Instanz 
Bezug genommen ist, nicht begründet sei, so weist sie den Rekurrenten 
durch eine Verfügung zurück, gegen welche ein weiteres Rechtsmittel nicht 
gestattet ist. 


8. 170. In allen anderen Fällen bestimmt die Deputation, unter 
Mittheilung der Rekursschrift an die Gegenpartei, einen Termin zum 
mündlichen Verfahren. Gegen das auf den Rekurs abgefaßte Urtheil findet 
ein weiteres Rechtsmittel nicht Statt. 


2. Mandats-Verfahren. 


$. 171. Beruht die Anklage wegen eines Polizeivergehens auf der 
Anzeige eines Beamten, welcher die That aus eigener amtlicher 
Wahrnehmung bekundet, wozu auch eine im Dienste befindliche 
Militairperson zu rechnen ist, und wird nicht etwa der Angeschuldigte dem 
Polizeirichter zugleich vorgeführt, in welchem Falle stets das ordentliche 
Verfahren eintreten muss, so setzt der Polizeirichter auf Grund der Anklage 
die Strafe fest, und macht sie dem Angeschuldigten durch eine schriftliche 
Verfügung mit dem Bedeuten bekannt, 


daß, wenn er durch diese Straffestsetzung sich beschwert finden sollte, 
er zur Ausführung seiner Vertheidigung sich in einem, sogleich in der 
Verfügung und zwar auf mindestens zehn Tage hinaus zu bestimmenden 
Termine vor den Polizeirichter zu stellen, im Falle seines 
Richterscheinens in diesem Termine aber die Vollstreckung der Strafe zu 
gewärtigen habe. 


$. 172. In dieser Verfügung muß angegeben sein: 


1) die Beschaffenheit des Vergehens, sowie die Beit und der Ort seiner 
Verübung; 


2) der Name des Beamten, welcher das Vergehen angezeigt hat, und 
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3) die Straffestsetzung unter Anführung der Strafvorschrift, auf welche 
dieselbe sich gründet. 


Die Verfügung muß zugleich für den Fall, wenn der Angeschuldigte bei 
der Straffestsetzung sich nicht beruhigen zu können glaubt, die Aufforderung 
an denselben enthalten, die zu seiner Vertheidigung dienenden Beweismittel 
in dem anberaumten Termine mitzubringen, oder solche dem Richter so 
zeitig vor dem Termine anzuzeigen, daß sie noch zu demselben 
herbeigeschafft werden können. 


8. 173. Erscheint der Angeschuldigte in dem Termine persönlich oder 
durch einen zulässigen Bevollmächtigten, so ist nach Vorschrift der SS. 164. 
folg. zu verfahren; erscheint er nicht, so hat der Richter einen Vermerk 
hierüber aufzunehmen. 


$. 174. Der Angeschuldigte kann auf Restitution antragen, wenn er 
durch unabwendbare Umstände verhindert worden ist, persönlich in dem 
Termine zu erscheinen. Das Restitutionsgesuch muß binnen zehn Tagen nach 
dem Termine bei dem Polizeirichter angebracht werden und die Angabe der 
Hinderungsgründe mit der erforderlichen Bescheinigung enthalten. Auf 
unbescheinigte Hinderungsgründe darf der Richter keine Rücksicht nehmen. 
Erst nach fruchtlosem Ablaufe dieser Frist ist die Strafe zu vollstrecken. 


$. 175. Findet der Polizeirichter das Restitutionsgesuch begründet, so ist 
ein naher Termin zur Verhandlung der Sache anzuberaumen und nach den 
Vorschriften der $$. 164. ff. zu verfahren. 


Bleibt der Angeschuldigte in diesem Termine abermals aus, so ist die 
Strafe ohne weitere Zulassung irgend eines Rechtsmittels zur Vollstreckung 
zu bringen. 


8. 176. Findet der Richter das Restitutionsgesuch nicht begründet, so 
weiset er dasselbe durch eine Resolution zurück, gegen welche dem 
Angeschuldigten die Beschwerde an das Appellationsgericht offen steht. 
Diese Beschwerde muß binnen 24 Stunden nach Zustellung der Resolution 
bei dem Polizeirichter angebracht werden. Wird für die Zulassung der 
Restitution entschieden, so geht die Sache zur Verhandlung in erster Instanz 
an den Polizeirichter zurück. 
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8. 177. Zur Entscheidung über das Restitutionsgesuch und über die 
Beschwerde gegen die dasselbe zurückweisende Resolution bedarf es der 
vorgängigen Anhörung des Polizeianwalts. 


Abschnitt VI. - Von den Kosten des Untersuchungsverfahrens. 


$. 178. Mit der Verurtheilung des Angeklagten zu einer Strafe, sie möge 
in der ersten oder einer späteren Instanz erfolgen, ist zugleich die 
Verurtheilung desselben in alle Kosten des Verfahrens auszusprechen. Wird 
dagegen der Angeklagte für nicht schuldig erklärt, so hat derselbe die Kosten 
des Verfahrens nicht zu tragen und ist von der Verpflichtung hierzu, wenn 
ihm dieselbe durch ein Urtel” früherer Instanz auferlegt war, freizusprechen. 


$. 179. Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen 
demjegen zur Last, welcher dasselbe eingewendet hat. Ist dies der 
Staatsanwalt, so werden sie niedergeschlagen. Bei der Versäumniß von 
Fristen und Terminen trägt der Säumige die dadurch verursachten Kosten. 


Abschnitt VII. - Allgemeine Bestimmungen. 


8. 180. Die Gerichte sind befugt, Personen, welche Störung in der 
öffentlichen Sitzung verursachen, aus dem Sitzungssaale entfernen zu laffen, 
auch nach Befinden Der Umstände und nachdem die Staatsanwaltschaft 
darüber gehört worden, gegen solche Personen sofort eine Gefängnißstraße 
bis zu acht Tagen festzusetzen und vollstrecken zu lassen. 


$. 181. In dem Verfahren wegen Holzdiebstahls und bei 
Disciplinarsachen gegen Beamte wird durch die Vorschriften des 
vorliegenden Gesetzes nichts geändert. Untersuchungen wegen 
Steuerdefraudationen und Kontraventionen so wie wegen Injurien gegen 
Beamte bei Ausübung ihres Amtes oder in Beziehung auf dasselbe, wozu 
auch Beleidigungen der im Dienste befindlichen Personen der bewaffneten 
Macht gehören, sind fortan nach Abschnitt II. und beziehungsweise 
Abschnitt III. dieser Verordnung zu behandeln und unterliegen auch 
hinsichtlich der Rechtsmittel den Vorschriften derselben. 


Alle sonstigen Injurien, mit Ausnahme der schweren Realinjurien, 
können fortan nur im Wege des Civilprozesses verfolgt werden. 


$. 182. Der fiskalische Untersuchungsprozeß findet nicht ferner Statt. 
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8. 183. Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Vorschriften sind in 
soweit aufgehoben, als sie mit den Bestimmungen derselben sich nicht 
vereinbaren lassen. 


Bei dem Kammergerichte und dem Criminalgerichte zu Berlin tritt sie 
an die Stelle des Gesetzes vom 17. Juli 1846. (Gesetzsamml. S. 267. ff.) 


Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. April d. 3. in Kraft und sind bis 
dahin die zur Ausführung derselben erforderlichen Anordnungen, 
insbesondere, was die Bildung der Geschworenenlisten betrifft, durch Unsere 
Minister des Innern und der Justiz zu treffen. 


Die zu diesem Zeitpunkte anhängigen Sachen, in welchen bereits die 
förmliche Untersuchung eröffnet ist, sollen, mit Ausnahme der politischen 
und Preßverbrechen (8. 60. No. 2., $. 61.), nach den bisherigen Vorschriften 
durch alle nach denselben zulässigen Instanzen zu Ende geführt werden. 


Dagegen ist bei politischen und Preßverbrechen, über welche noch nicht 
in erster Instanz erkannt worden, das Verfahren nach den Vorschriften der 


gegenwärtigen Verordnung umzuleiten. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Potsdam, den 3. Januar 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 


Rintelen. v. d. Heydt. Für den Finanz- Minister: Kühne. v. 
Bülow. 


4. Einführungsordnung zur Allgemeinen Wechselordnung für 
Deutschland. Vom 6. Januar 1849.*) 


Die wichtigste Neuerung dieser Wechselordnung besteht darin, daß jeder 
dispositionsfähige Mensch jetzt auch wechselfähig ist, und daß der 
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Wechselprozeß selbst bedeutend vereinfacht ist. Früher waren nur incorporirte 
Kaufleute, Rittergutsbesitzer u. s. w. wechselfähig. 


*) Man vergleiche weiter unten das Gesetz vom 15. Februar 1850., 
betreffend die Einführung der Allg. Wechselordnung in Deutschland, welches 
Zusätze zu der Wechselordnung namentlich in Betreff der Amortisation der 
Wechsel enthält. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen sc. sc. 
verordnen in Beziehung auf die Einführung der Allgemeinen deutschen 
Wechselordnung, welche Wir in der Anlage zur öffentlichen Kenntniß 
bringen, auf den Antrag Unseres Staatsministeriums auf den Grund des 
Artikels 105. der Verfassungs- Urkunde für den ganzen Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


8. 1. Die im Reichs-Gesetzblatt vom 27. November . I. publizirte 
Allgemeine Deutsche Wechselordnung tritt in Preußen am 1. Februar d. J. in 
Kraft. 


Dagegen erlischt mit diesem Tage die Wirksamkeit der bisherigen 
Wechselordnungen, namentlich treten die SS. 713. bis 1249. Tit. 8. Thl. II. 
des Allgemeinen Landrechts, so wie die Artikel 110. bis 189. des 
Rheinischen Handelsgesetzbuchs, außer Kraft. 


8. 2. Die Amortisation eines Wechsels ist bei dem ordentlichen Gerichte 
des Zahlungsortes, und wo Handelsgerichte bestehen, bei diesen 
nachzusuchen. 


Der Antragende muß eine Abschrift des Wechsels beibringen oder doch 
den wesentlichen Inhalt desselben und alles das, was das Gericht zur 
vollständigen Erkennbarkeit für nöthig hält, angeben, auch den Besitz und 
Verlust glaubhaft machen. 


Das Gericht erläßt eine öffentliche Aufforderung an den unbekannten 
Inhaber des Wechsels, binnen einer bestimmten Frist den Wechsel dem 
Gerichte vorzulegen, mit der Verwarnung, daß sonst der Wechsel werde für 
kraftlos erklärt werden. 


Die Aufforderung wird am Gerichtshause oder an einer anderen für 
geeignet befundenen öffentlichen Stelle, und wenn am Zahlungsorte eine 
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Börse besteht, im Börsenlokale angeschlagen und einmal ins Amtsblatt und 
dreimal in eine in- oder ausländische Zeitung eingerückt. 


Das Gericht ist befugt, die Aufforderung an mehreren Stellen anschlagen 
und in mehrere Zeitungen einrücken zu lassen, wenn dies nach den 
Umständen angemessen erscheint. 


Die Frist zur Meldung wird auf mindestens sechs Monate und höchstens 
ein Jahr, vom Verfalltage ab gerechnet, bestimmt. Wird von einem Inhaber 
der Wechsel vorgelegt, so ist dem Antragsteller hiervon Kenntniß zu geben 
und ihm zu über- lassen, sein Recht gegen den Inhaber geltend zu machen. 
Meldet sich kein Inhaber, so erklärt das Gericht auf weiteren Antrag des 
Antragstellers den Wechsel für amortisirt. 


8. 3. Zu den Gerichtsbeamten, welche Proteste aufnehmen können, 
gehören im Bezirke des Appellations-Gerichtshofes zu Cöln auch die 
Gerichtsvollzieher. 


8. 4. Proteste dürfen nur von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, zu 
einer früheren oder späteren Tageszeit aber nur mit Zustimmung des 
Protestaten erhoben werden. 


8. 5. Wechselklagen können sowohl bei dem Gerichte des 
Zahlungsortes, als bei dem Gerichte, bei welchem der Beklagte seinen 
persönlichen Gerichtsstand hat, erhoben werden. Wenn mehrere 
Wechselschuldner zusammen belangt werden, so ist außer dem Gerichte des 
Zahlungsortes jedes Gericht kompetent, welchem Einer der Beklagten 
persönlich unterworfen ist. 


Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechselklage anhängig 
gemacht ist, müssen sich demnächst auch alle Wechselverpflichteten 
einlassen, welche von einer Partei in Gemäßheit der in den verschiedenen 
Landestheilen bestehenden Prozeßgesetze zur Regreßleistung beigeladen 
oder nach gehörig geschehener Streitverkündigung belangt werden. 


8. 6. Im Bezirke des Appellations- Gerichtshofes zu Cöln gehören die 
Klagen aus eigenen Wechseln auch dann vor die Handelsgerichte, wenn sie 
weder von Handeltreibenden unterschrieben sind, noch Handelsgeschäfte zur 
Veranlassung haben (Artikel 636. 637. des Rheinischen Handels- 
Gesetzbuchs). 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 6. Januar 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 


Rintelen. v. d. Heydt. Für den Finanzminister: Kühne. Gr. 
v. Bülon. 


Allgemeine Deutsche Wechselordnung. 


Erster Abschnitt. - Von der Wechselfähigkeit. 


Art. 1. Wechselfähig ist Jeder, welcher sich durch Verträge verpflichten 
kann. 


Art. 2. Der Wechselschuldner haftet für die Erfüllung der 
übernommenen Wechselverbindlichkeit mit seiner Person und seinem 
Vermögen. 


Jedoch ist der Wechselarrest nicht zulässig: 
1) gegen die Erben eines Wechselschuldners; 


2) aus Wechselerklärungen, welche für Korporationen oder andere 
juristische Personen, für Aktiengesellschaften oder in Angelegenheiten 
solcher Personen, welche zu eigner Vermögensverwaltung unfähig sind, von 
den Vertretern derselben ausgestellt werden; 


3) gegen Frauen, wenn sie nicht Handel oder ein anderes Gewerbe 
treiben. 


In wiefern aus Gründen des öffentlichen Rechts die Vollstreckung des 
Wechselarrestes gegen andere als die vorgenannten Personen 
Beschränkungen erleidet, ist in besonderen Gesetzten bestimmt. 
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Art. 3. Finden sich auf einem Wechsel Unterschriften von Personen, 
welche eine Wechselverbindlichkeit überhaupt nicht, oder nicht mit vollem 
Erfolge eingehen können, so hat dies auf die Verbindlichkeit der übrigen 
Wechselverpflichteten keinen Einfluß. 


Zweiter Abschnitt. - Von gezogenen Wechseln. 


I. Erfordernisse eines gezogenen Wechsels. 
Art. 4. Die wesentlichen Erfordernisse eines gezogenen Wechsels find: 
1) die in den Wechsel selbst aufzunehmende Bezeichnung als Wechsel, 
oder, wenn der Wechsel in einer fremden Sprache ausgestellt ist, ein jener 
Bezeichnung entsprechender Ausdruck in der fremden Sprache; 


2) die Angabe der zu zahlenden Geldsumme; 


3) der Name der Person oder die Firma, an welche oder an deren Order 
gezahlt werden soll (des Remittenten); 


4) die Angabe der Zeit, zu welcher gezahlt werden soll; die Zahlungszeit 
kann nur festgesetz werden 


auf einen bestimmten Tag, 


auf Sicht (Vorzeigung, a vista 2c.) oder auf eine bestimmte Zeit nach 
Sicht, 


auf eine bestimmte Zeit nach dem Tage der Ausstellung (nach dato), 
auf eine Messe oder einen Markt (Meß- oder Marktwechsel); 


5) die Unterschrift des Ausstellers (Trassanten) mit seinem Namen oder 
seiner Firma; 


6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausstellung; 


7) der Name der Person oder die Firma, welche die Zahlung leisten soll 
(des Bezogenen oder Trassaten); 
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8) die Angabe des Ortes, wo die Zahlung geschehen soll; der bei dem 
Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene Ort gilt für den Wechsel, 
in sofern nicht ein eigener Zahlungsort angegeben ist, als Zahlungsort und 
zugleich als Wohnort des Bezogenen. 


Art. 5. Ist die zu zahlende Geldsumme (Art. 4. No. 2) in Buchstaben und 
in Ziffern ausgedrückt, so gilt bei Abweichungen die in Buchstaben 
ausgedrückte Summe. 


Ist die Summe mehrmals mit Buchstaben oder mehrmals mit Ziffern 
geschrieben, so gilt bei Abweichungen die geringere Summe. 


Art. 6. Der Aussteller kann sich selbst als Remittenten (Art. 4. No. 3.) 
bezeichnen (Wechsel an eigene Order). 


Desgleichen kann der Aussteller sich selbst als Bezogenen (Art. 4. No. 
7.) bezeichnen, sofern die Zahlung an einem anderen Orte als dem der 
Ausstellung geschehen soll (trassirt-eigene Wechsel). 


Art. 7. Aus einer Schrift, welcher eines der wesentlichen Erfordernisse 
eines Wechsels (Art. 4.) fehlt, entsteht keine wechselmäßige Verbindlichkeit. 
Auch haben die auf eine solche Schrift gesetzten Erklärungen (Indossament, 
Accept, Aval) keine Wechselkraft. 


II. Verpflichtungen des Ausstellers. 


Art. 8. Der Aussteller eines Wechsels haftet für dessen Annahme und 
Zahlung wechselmäßig. 


III. Indossament. 


Art. 9. Der Remittent kann den Wechsel an einen Anderen durch 
Indossament (Giro) übertragen. 


Hat jedoch der Aussteller die Uebertragung im Wechsel durch die Worte 
„nicht an Order“ oder durch einen gleichbedeutenden Ausdruck untersagt, so 
hat das Indossament keine wechselrechtliche Wirkung. 


Art. 10. Durch das Indossament gehen alle Rechte aus den Wechsel auf 
den Indossatar über, insbesondere auch die Befugniss, den Wechsel weiter zu 
indossiren. Auch an den Aussteller, Bezogenen, Acceptanten oder einen 
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früheren Indossanten kann der Wechsel gültig indossirt und von denselben 
weiten indossirt werden. 


Art. 11. Das Indossament muß auf den Wechsel, eine Kopie desselben 
oder ein mit dem Wechsel oder der Kopie verbundenes Blatt (Alonge) 
geschrieben werden. 


Art. 12. Ein Indossament ist gültig, wenn der Indossant auch nur seinen 
Namen oder seine Firma auf die Rückseite des Wechsels oder der Kopie, 
oder auf die Alonge schreibt (Blanko-Indossament). 


Art. 13. Jeder Inhaber eines Wechsels ist befugt, die auf demselben 
befindlichen Blankoindossamente auszufüllen; er kann den Wechsel aber 
auch ohne diese Ausfüllung weiter indossiren. 


Art. 14. Der Indossant haftet jedem späteren Inhaber des Wechsels für 
dessen Annahme und Zahlung wechselmäßig. Hat er aber dem Indossamente 
die Bemerkung „ohne Gewährleistung“, ohne „Obligo“ oder einen 
gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, so ist er von der Verbindlichkeit 
aus seinem Indossamente befreit. 


Art. 15. Ist in dem Indossamente die Weiterbegebung durch die Worte 
„nicht an Order“ oder durch einen gleichbedeutenden Ausdruck verboten, so 
haben diejenigen, an welche der Wechsel aus der Hand des Indossators 
gelangt, gegen den Indossanten keinen Regreß. 


Art. 16. Wenn ein Wechsel indossirt wird, nachdem die für die 
Protesterhebung Mangels Zahlung bestimmte Frist abgelaufen ist, so erlangt 
der Indossatar die Rechte aus dem etwa vorhandenen Accepte gegen den 
Bezogenen und Regressrechte gegen Diejenigen, welche den Wechsel nach 
Ablauf dieser Frist indossirt haben. 


Ist aber der Wechsel vor den Indossamente bereits Mangels Zahlung 
protestirt worden, so hat der Indossatar nur die Rechte seines Indossanten 
gegen den Acceptanten, den Aussteller und Diejenigen, welche den Wechsel 
bis zur Protesterhebung indossirt haben. Auch ist in einem solchen Falle der 
Indossant nicht wechselmäßig verpflichtet. 


Art. 17. ist dem Indossamente die Bemerkung „zur Einkassirung“, „in 
Prokura“ oder eine andere, die Bevollmächtigung ausdrückende Formel 
beigefügt worden, so überträgt das Indossament das Eigenthum an dem 
Wechsel nicht, ermächtigt aber den Indossatar zur Einziehung der 
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Wechselforderung, Protesterhebung und Benachrichtigung des Vormannes 
seines Indossanten von der unterbliebenen Zahlung (Art. 45.), sowie zur 
Einklagung der nicht bezahlten und zur Erhebung der deponirten 
Wechselschuld. Ein solcher Indossatar ist auch berechtigt, diese Befugniss 
durch ein weiteres Prokuraindossament einem Anderen zu übertragen. 
Dagegen ist derselbe zur weiteren Begebung durch eigentliches Indossament 
selbst dann nicht befugt, wenn dem Prokuraindossamente der Zusatz „oder 
Order“ hinzugefügt ist. 


IV. Präsentation zur Annahme. 


Art. 18. Der Inhaber eines Wechsels ist berechtigt, den Wechsel dem 
Bezogenen sofort zur Annnahme zu präsentiren und in Ermangelung der 
Annahme Protest erheben zu lassen. Nur bei Meß- oder Marktwechseln 
findet eine Ausnahme dahin Statt, daß solche Wechsel erst in der an dem 
Meß oder Marktorte gesetzlich bestimmten Präsentationszeit zur Annahme 
präsentirt und in Ermangelung derselben protestirt werden können. Der bloße 
Besitz des Wechsels ermächtigt zur Präsentation des Wechsels und zur 
Erhebung des Protestes Mangels Annahme. 


Art. 19. Eine Verpflichtung des Inhabers, den Wechsel zur Annahme zu 
präsentiren, findet nur bei Wechseln Statt, welche auf eine bestimmte Zeit 
nach Sicht lauten. Solche Wechsel müssen, bei Verlust des wechselmäßigen 
Anspruchs gegen die Indossanten und den Aussteller, nach Maaßgabe der 
besonderen im Wechsel enthaltenen Bestimmung und in Ermangelung 
derselben binnen zwei Jahren nach der Ausstellung zur Annahme präsentirt 
werden. Hat ein Indossant auf einen Wechsel dieser Art seinem Indossamente 
eine besondere Präsentationsfrist hinzugefügt, so erlischt seine 
wechselmäßige Verpflichtung, wenn der Wechsel nicht innerhalb dieser Frist 
zur Annahme präsentirt worden ist. 


Art. 20. Wenn die Annahme eines auf bestimmte Zeit nach Sicht 
gestellten Wechsels nicht zu erhalten ist, oder der Bezogene die Datirung 
seines Acceptes verweigert, so muß der Inhaber bei Verlust des 
wechselmäßigen Anspruchs gegen die Indossanten und den Aussteller die 
rechtzeitige Präsentation des Wechsels durch einen innerhalb der 
Präsentationsfrist (Art. 19.) erhobenen Protest feststellen lassen. 


Der Protesttag gilt in diesem Falle für den Tag der Präsentation. 
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Ist die Protesterhebung unterblieben, so wird gegen den Acceptanten, 
welcher die Datirung seines Acceptes unterlassen hat, die Verfallzeit des 
Wechsels vom letzten Tage der Präsentationsfrist an gerechnet. 


V. Annahme (Acceptation). 


Art. 21. Die Annahme des Wechsels muß auf dem Wechsel schriftlich 
geschehen. 


Jede auf den Wechsel geschriebene und von dem Bezogenen 
unterschriebene Erklärung gilt für eine unbeschränkte Annahme, sofern nicht 
in derselben ausdrücklich ausgesprochen ist, daß der Bezogene entweder 
überhaupt nicht oder nur unter gewissen Einschränkungen annehmen wolle. 


Gleichergestalt gilt es für eine unbeschränkte Annähme, wenn der 
Bezogene ohne weiteren Beisatz seinen Namen oder seine Firma auf die 
Vorderseite des Wechsels schreibt. 


Die einmal erfolgte Annahme kann nicht wieder zurückgenommen 
werden. 


Art. 22. Der Bezogene kann die Annahme auf einen Theil der im 
Wechsel verschriebenen Summe beschränken. 


Werden dem Accepte andere Einschränkungen beigefügt, so wird der 
Wechsel einem solchen gleichgeachtet, dessen Annahme gänzlich verweigert 
worden ist, der Acceptant haftet aber nach dem Inhalte seines Acceptes 
wechselmäßig. 


Art. 23. Der Bezogene wird durch die Annahme wechselmäßig 
verpflichtet, die von ihm acceptirte Summe zur Verfallzeit zu zahlen.: Auch 
dem Aussteller haftet der Bezogene aus dem Accepte wechselmäßig. 
Dagegen steht dem Bezogenen kein Wechselrecht gegen den Aussteller zu. 


Art. 24. ist in dem Wechsel ein vom Wohnorte des Bezogenen 
verschiedener Zahlungsort (Art. 4. No. 8.) angegeben (Domizilwechsel), so 
ist, in sofern der Wechsel nicht schon ergiebt, durch wen die Zahlung am 
Zahlungsorte erfolgen soll, dies vont Bezogenen bei der Annahme auf dem 
Wechsel zu bemerken. Ist dies nicht geschehen, so wird angenommen, daß 
der Bezogene selbst die Zahlung am Zahlungsorte leisten wolle. 
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Der Aussteller eines Domizilwechsels kann in demselben die 
Präsentation zur Annahme vorschreiben. Die Nichtbeobachtung dieser 
Vorschrift hat den Verlust des Regresses gegen den Aussteller und die 
Indossanten zur Folge. 


VI. Regreß auf Sicherstellung. 


1. Wegen nicht erhaltener Annahme. 


Art. 25. Wenn die Annahme eines Wechsels überhaupt nicht, oder unter 
Einschränkungen, oder nur auf eine geringere Summe erfolgt ist, so sind die 
Indossanten und der Aussteller wechselmäßig verpflichtet, gegen 
Aushändigung des, Mangels Annahme aufgenommenen Protestes genügenbe 
Sicherheit dahin zu leisten, daß die Bezahlung der in Wechsel verschriebenen 
Summe oder des nicht angenommenen Betrages, sowie die Erstattung der 
durch die Nichtannahme veranlaßten Kosten am Verfalltage erfolgen werde. 


Jedoch sind diese Persönen auch befugt, auf ihre Kosten die schuldige 
Summe bei Gericht oder bei einer anderen, zur Annahme von Depositen 
ermächtigten Behörde oder Anstalt niederzulegen. 


Art. 26. Der Remittent, sowie jeder Indossatar wird durch den Besitz des 
Mangels Annahme aufgenommenen Protestes ermächtigt, von dem 
Aussteller und den übrigen Vormännern Sicherheit zu fordern und im Wege 
des Wechselprozesses darauf zu klagen. 


Der Regreßnehmer ist hierbei an die Folgeordnung der Indossamente 
und die einmal getroffene Wahl nicht gebunden. 


Der Beibringung des Wechsels und des Nachweises, daß der 
Regreßnehmer seinen Nachmännern selbst Sicherheit bestellt habe, bedarf es 
nicht. 


Art. 27. Die bestellte Sicherheit haftet nicht blos dem Regreßnehmer, 
sondern auch allen übrigen Nachmännern des Bestellers, in sofern sie gegen 
ihn den Regreß auf Sicherstellung nehmen. Dieselben sind weitere Sicherheit 
zu verlangen nur in dem Falle berechtigt, wenn sie gegen die Art oder Größe 
der bestellten Sicherheit Einwendungen zu begründen vermögen. 


Art. 28. Die bestellte Sicherheit muß zurückgegeben werden: 
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1) sobald die vollständige Annahme des Wechsels nachträglich erfolgt 
ist; 


2) wenn gegen den Regreßpflichtigen, welcher sie bestellt hat, binnen 
Jahresfrist, vom Verfalltage des Wechsels an gerechnet, auf Zahlung aus dem 
Wechsel nicht geklagt worden ist; 


3) wenn die Zahlung des Wechsels erfolgt oder die Wechselkraft 
desselben erloschen ist. 


2. Wegen Unsicherheit des Acceptanten. 


Art. 29. Ist ein Wechsel ganz oder theilweise angenommen worden, so 
kann in Betreff der acceptirten Summe Sicherheit nur gefordert werden: 


1) wenn über das Vermögen des Acceptanten der Konkurs 
(Debitverfahren, Falliment) eröffnet worden ist oder der Acceptant auch nur 
seine Zahlungen eingestellt hat; 


2) wenn nach Ausstellung des Wechsels eine Erekution in das Vermögen 
des Acceptanten fruchtlos ausgefallen oder wider denselben wegen Erfüllung 
einer Zahlungsverbindlichkeit die Vollstreckung des Personalarrestes verfügt 
worden ist. 


Wenn in diesen Fällen die Sicherheit von dem Acceptanten nicht 
geleistet und dieserhalb Protest gegen denselben erhoben wird, auch von den 
auf den Wechsel etwa benannten Nothadressen die Annahme nach Ausweis 
des Protestes nicht zu erhalten ist, so kann der Inhaber des Wechsels und 
jeder Indossatar gegen Auslieferung des Protestes von seinen Vormännern 
Sicherstellung fordern. (Art. 25-28.) Der bloße Besitz des Wechsels vertritt 
die Stelle einer Vollmacht, in den No. 1. und 2. genannten Fällen von dem 
Acceptanten Sicherheitsbestellung zu fordern, und wenn solche nicht zu 
erhalten ist, Protest erheben zu lassen. 


VII. Erfüllung der Wechselverbindlichkeit. 


1. Zahlungstag. 


Art. 30. ist in dem Wechsel ein bestimmter Tag als Zahlungstag 
bezeichnet, so tritt die Verfallzeit an diesem Tage ein. Ist die Zahlungszeit 
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auf die Mitte eines Monats gesetzt worden, so ist der Wechsel am 15. dieses 
Monats fällig. 


Art. 31. Ein auf Sicht gestellter Wechsel ist bei der Vorzeigung fällig. 
Ein solcher Wechsel muß bei Verlust des wechselmäßigen Anspruchs gegen 
die Indossanten und den Aussteller nach Maaßgabe der besonderen im 
Wechsel enthaltenen Bestimmung, und in Ermangelung derselben binnen 
zwei Jahren nach der Ausstellung zur Zahlung präsentirt werden. Hat ein 
Indossant auf einem Wechsel dieser Art seinem Indossamente eine besondere 
Präsentationsfrist hinzugefügt, so erlischt seine wechselmäßige 
Verpflichtung, wenn der Wechsel nicht innerhalb dieser Frist präsentirt 
worden ist. 


Art. 32. Bei Wechseln, welche mit dem Ablaufe einer bestimmten Frist 
nach Sicht oder nach Dato zahlbar sind, tritt die Verfallzeit ein: 


1) wenn die Frist nach Tagen bestimmt ist, an dem legten Tage der Frist; 
bei Berechnung der Frist wird der Tag, an welchem der nach Dato zahlbare 
Wechsel ausgestellt oder der nach Sicht zahlbare zur Annahme präsentirt ist, 
nicht mit- gerechnet; 


2) wenn die Frist nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Monate 
umfassenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) bestimmt ist, an 
demjenigen Tage der Zahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch 
seine Benennung oder Zahl dem Tage der Ausstellung oder Präsentation 
entspricht; fehlt dieser Tag in dem Zahlungsmonate, so tritt die Verfallzeit am 
letzten Tage des Zahlungsmonats ein. 


Der Ausdruck „halber Monat“ wird einem Zeitraume von 15 Tagen 
gleich- geachtet. Ist der Wechsel auf einen oder mehrere ganze Monate und 
einen halben Monat gestellt, so sind die 15 Tage zulegt zu zählen. 


Art. 33. Respekttage finden nicht Statt. 


Art. 34. Ist in einem Lande, in welchen nach altem Style gerechnet wird, 
ein im Inlande zahlbarer Wechsel nach Dato ausgestellt, und dabei nicht 
bemerkt, daß der Wechsel nach neuem Styele datirt sei, oder ist derselbe 
nach beiden Styele datirt, so wird der Verfalltag nach demjenigen 
Kalendertage des neuen Styls berechnet, welcher dem nach altem Style sich 
ergebenden Tage der Ausstellung entspricht. 
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Art. 35. Meß- oder Marktwechsel werden zu der durch die Gesetze des 
Meß- oder Marktortes bestimmten Zahlungszeit, und in Ermangelung einer 
solchen Festsetzung an dem Tage vor dem gesetzlichen Schlusse der Messe 
oder des Marktes fällig. Dauert die Messe oder der Markt nur einen Tag, so 
tritt die Verfallzeit des Wechsels an diesem Tage ein. 


2. Zahlung. 


Art. 36. Der Inhaber eines indossirten Wechsels wird durch eine 
zusammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Indossamenten 
als Eigenthümer des Wechsels legitimirt. Das erste Indossament muß 
demnach mit dem Namen desjenigen unterzeichnet sein, welchen das 
unmittelbar vorhergehende Indossament als Indossatar benennt. Wenn auf ein 
Blanko-Indossament ein weiteres Indossament folgt, so wird angenommen, 
daß der Aussteller des letzteren den Wechsel durch das Blanko- Indossament 
erworben hat. Ausgestrichene Indossamente werden bei Prüfung der 
Legitimation als nicht geschrieben angesehn. Die Echtheit der Indossamente 
zu prüfen, ist der Zahlende nicht verpflichtet. 


Art. 37. Lautet ein Wechsel auf eine Münzsorte, welche am 
Zahlungsorte keinen Umlauf hat, oder auf eine Rechnungswährung, so kann 
die Wechselsumme nach ihrem Werthe zur Verfallzeit in der Landesmünze 
gezahlt werden, sofern nicht der Aussteller durch den Gebrauch des Wortes 
„effektiv“ oder eines ähnlichen Zusatzes die Zahlung in der im Wechsel 
benannten Münzsorte ausdrücklich bestimmt hat. 


Art. 38. Der Inhaber des Wechsels darf eine ihm angebotene 
Theilzahlung selbst dann nicht zurückweisen, wenn die Annahme auf den 
ganzen Betrag der verschriebenen Summe erfolgt ist. 


Art. 39. Der Wechselschuldner ist nur gegen Aushändigung des 
quittirten Wechsels zu zahlen verpflichtet. Hat der Wechselschuldner eine 
Theilzahlung geleistet, so kann derselbe nur verlangen, daß die Zahlung auf 
dem Wechsel abgeschrieben und ihm Quittung auf einer Abschrift des 
Wechsels ertheilt werde. 


Art. 40. Wird die Zahlung des Wechsels zur Verfallzeit nicht gefordert, 
so ist Acceptant nach Ablauf der für die Protesterhebung Mangels Zahlung 
bestimmten Frist befugt, die Wechselsumme auf Gefahr und Kosten des 
Inhabers bei Gericht oder bei einer anderen zur Annahme von Depositen 
ermächtigten Behörde oder Anstalt niederzulegen. Der Vorladung des 
Inhabers bedarf es nicht. 
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VIII. Regreß Mangels Zahlung. 


Art. 41. Zur Ausübung des bei nicht erlangter Zahlung statthaften 
Regresses gegen den Aussteller und die Indossanten ist erforderlich: 


1) daß der Wechsel zur Zahlung präsentirt worden ist, und 


2) Daß sowohl diese Präsentation, als die Nichterlangung der Zahlung 
durch einen rechtzeitig darüber aufgenommenen Protest dargethan wird. 


Die Erhebung des Protestes ist am Zahlungstage zulässig, sie muß aber 
spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage geschehen. 


Art. 42. Die Aufforderung, keinen Protest erheben zu laffen („ohne 
Protest“, „ohne Kosten“ 2c.) gilt als Erlaß des Protestes, nicht aber als Erlaß 
der Pflicht zur rechtzeitigen Präsentation. Der Wechselverpflichtete, von 
welchem jene Aufforderung ausgeht, muß die Beweislast übernehmen, wenn 
er die rechtzeitig geschehene Präsentation in Abrede stellt. Gegen die Pflicht 
zum Ersatze der Protestkosten schützt jene Aufforderung nicht. 


Art. 43. Domizilirte Wechsel sind dem Domiziliaten, oder wenn ein 
solcher nicht benannt ist, dem Bezogenen selbst an demjenigen Orte, wohin 
der Wechsel domizilirt ist, zur Zahlung zu präsentiren, und wenn die Zahlung 
unterbleibt, dort zu protestiren. Wird die rechtzeitige Protesterhebung beim 
Domiziliaten verabsäumt, so geht dadurch der wechselmäßige Anspruch 
nicht nur gegen den Aussteller und die Indossanten, sondern auch gegen den 
Acceptanten verloren. 


Art. 44. Zur Erhaltung des Wechselrechts gegen den Acceptanten bedarf 
es, mit Ausnahme des im Art. 43. erwähnten Falles, weder der Präsentation 
am Zahlungstage, noch der Erhebung eines Protestes. 


Art. 45. Der Inhaber eines Mangels Zahlung protestirten Wechsels ist 
verpflichtet, seinen unmittelbaren Vormann innerhalb zweier Tage nach dem 
Tage der Protesterhebung von der Nichtzahlung des Wechsels schriftlich zu 
benachrichtigen, zu welchem Ende es genügt, wenn das 
Benachrichtigungsschreiben innerhalb dieser Frist zur Post gegeben ist. Jeder 
benachrichtigte Vormann muß binnen derselben, vom Lage des empfangenen 
Berichts zu berechnenden Frist seinen nächsten Vormann in gleicher Weise 
benachrichtigen. Der Inhaber oder Indossatar, welcher die Benachrichtigung 
unterläßt oder dieselbe nicht an den unmittelbaren Vormann ergehen läßt, 
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wird hierdurch den sämmtlichen oder den übersprungenen Vormännern zum 
Ersatze des aus der unterlassenen Benachrichtigung entstandenen Schadens 
verpflichtet. Auch verliert derselbe gegen diese Personen den Anspruch auf 
Zinsen und Kosten, so daß er nur die Wechselsumme zu fordern berechtigt 
1st. 


Art. 46. Kommt es auf den Nachweis der dem Vormanne rechtzeitig 
gegebenen schriftlichen Benachrichtigung an, so genügt zu diesem Zwecke 
der durch ein Postattest geführte Beweis, daß ein Brief von dem Betheiligten 
an den Adressaten an dem angegebenen Tage abgesandt ist, sofern nicht 
dargethan wird, daß der angekommene Brief einen andern Inhalt gehabt hat. 
Auch der Tag des Empfanges. der erhaltenen schriftlichen Benachrichtigung 
kann durch ein Postattest nachgewiesen werden. 


Art. 47. Hat ein Indossant den Wechsel ohne Hinzufügung einer 
Ortsbezeichnung weiter begeben, so ist der Vormann desselben von der 
unterbliebenen Zahlung zu benachrichtigen. 


Art. 48. Jeder Wechselschuldner hat das Recht, gegen Erstattung der 
Wechselsumme nebst Zinsen und Kosten die Auslieferung des quittirten 
Wechsels und des wegen Nichtzahlung erhobenen Protestes von dem Inhaber 
zu fordern. 


Art. 49. Der Inhaber eines, Mangels Zahlung protestirten Wechsels kann 
die Wechselflage gegen alle Wechselverpflichtete oder auch nur gegen 
Einige oder Einen derselben anstellen, ohne dadurch seinen Anspruch gegen 
die nicht in Anspruch genommenen Verpflichteten zu verlieren. Derselbe ist 
an die Reihenfolge der Indossamente nicht gebunden. 


Art. 50. Die Regreßansprüche des Inhabers, welcher den Wechsel 
Mangels Zahlung hat protestiren lassen, beschränken sich auf: 


1) die nicht bezahlte Wechselsumme nebst 6 Prozent jährlicher Zinsen 
vom Verfalltage ab, 


2) die Protestkosten und anderen Auslagen, 
3) eine Provision von 1/3 Prozent. 
Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regreßpflichtige an einem 


andern Orte als dem Zahlungsorte wohnt, zu demjenigen Kurse gezahlt 
werden, welchen ein vom Zahlungsorte auf den Wohnort des 
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Regreßpflichtigen gezogener Wechsel auf Sicht hat. Besteht am Zahlungsorte 
kein Kurs auf jenen Wohnort, so wird der Kurs nach demjenigen Plage 
genommen, welcher dem Wohnorte des Regreßpflichtigen am nächsten liegt. 
Der Kurs ist auf Verlangen des Regreßpflichtigen durch einen unter 
öffentlicher Autorität ausgestellten Kurszettel oder durch das Attest eines 
'vereideten Maklers oder, in Ermangelung derselben, durch ein Attest zweier 
Kaufleute zu bescheinigen. 


Art. 51. Der Indossant, welcher den Wechsel eingelöst oder als Rimesse 
erhalten hat, ist von einem früheren Indossanten oder von dem Aussteller zu 
fördern berechtigt: 


1) die von ihm gezahlte oder durch Rimesse berichtigte Summe nebst 6 
Prozent jährlicher Zinsen vom Tage der Zahlung, 


2) die ihm erstandenen Kosten, 
3) eine Provision von 1/3 Prezent. 


Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regreßpflichtige an einem 
andern Orte als der Regreßnehmer wohnt, zu demjenigen Kurse gezahlt 
werden, welchen ein vom Wohnorte des Regreßnehmers auf den Wohnort 
des Regreßpflichtigen gezogener Wechsel auf Sicht hat: Besteht im 
Wohnorte des Regreßnehmers kein Kurs auf den Wohnort des 
Regreßpflichtigen, so wird der Kurs nach demjenigen Blaze genommen, 
welcher dem Wohnorte des Regreßpflichtigen am nächsten liegt. Wegen der 
Bescheinigung des Kurses kommt die Bestimmung des Art. 50. zur 
Anwendung. 


Art. 52. Durch die Bestimmungen der Art. 50. und 51. No. 1. und 3. 
wird bei einem Regresse auf einen ausländischen Ort die Berechnung 
höherer, dort zulässiger Säße nicht ausgeschlossen. 


Art. 53. Der Regreßnehmer kann über den Betrag seiner Forderung 
einen Rückwechsel auf den Regreßpflichtigen ziehen. Der Forderung treten 
in diesem Falle noch die Maklergebühren für Negozirung des Rückwechsels, 
sowie die etwaigen Stempelgebühren, hinzu. Der Rückwechsel muß auf 
Sicht zahlbar und unmittelbar (a drittura) gestellt werden. 


Art. 54. Der Regreßpflichtige ist nur gegen Auslieferung des Wechsels, 
des Protestes und einer quittirten Retourrechnung Zahlung zu leisten 
verbunden. 
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Art. 55. Jeder Indossant, der einen seiner Nachmänner befriedigt hat, 
kann sein eigenes und seiner Nachmänner Indossament ausstreichen. 


IX. Intervention. 


1. Ehrenannahme. 


Art. 56. Befindet sich auf einem Mangels Annahme protestirten Wechsel 
eine auf den Zahlungsort lautende Nothadresse, so muß, ehe Sicherstellung 
verlangt werden kann, die Annahme von der Nothadresse gefordert werden. 
Unter mehreren Nothadressen gebührt derjenigen der Vorzug, durch deren 
Zahlung die meisten Verpflichteten befreit werden. 


Art. 57. Die Ehrenannahme von Seiten einer nicht auf dem Wechsel als 
Nothadresse benannten Person braucht der Inhaber nicht zuzulassen. 


Art. 58. Der Ehrenacceptant muß sich den Protest Mangels Annahme 
gegen Erstattung der Kosten aushändigen und in einem Anhange zu 
demselben die Ehrenannahme bemerken lassen. Er muß den Honoraten unter 
Uebersendung des Protestes von der geschehenen Intervention 
benachrichtigen und diese Benachrichtigung mit dem Proteste innerhalb 
zweier Tage nach dem Tage der Protesterhebung zur Post geben. Unterläßt er 
dies, so haftet er für den durch die Unterlassung entstehenden Schaden. 


Art. 59. Wenn der Ehrenacceptant unterlassen hat, in seinem Accepte zu 
bemerken, zu wessen Ehren die Annahme geschieht, so wird der Aussteller 
als Honorat angesehen. 


Art. 60. Der Ehrenacceptant wird den sämmtlichen Nachmännern des 
Honoraten durch die Annahme wechselmäßig verpflichtet. Diese 
Verpflichtung erlischt, wenn dem Ehrenacceptanten der Wechsel nicht 
spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage zur Zahlung 
vorgelegt wird. 


Art. 61. Wenn der Wechsel von einer Nothadresse oder einem andern 
Intervenienten zu Ehren angenommen wird, so haben der Inhaber und die 
Nachmänner des Honoraten keinen Regreß auf Sicherstellung. Derselbe kann 
aber von dem Honoraten und dessen Vormännern geltend gemacht werden. 


2. Ehrenzahlung. 
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Art. 62. Befinden sich auf dem von dem Bezogenen nicht eingelösten 
Wechsel oder der Kopie Nothadressen oder ein Ehrenaccept, welche auf den 
Zahlungsort lauten, so muß der Inhaber den Wechsel spätestens am zweiten 
Werktage nach dem Zahlungstage den sämmtlichen Nothadressen und dem 
Ehrenacceptanten zur Zahlung vorlegen, und den Erfolg im Proteste Mangels 
Zahlung oder in einem Anhange zu. demselben bemerken lassen. Unterläßt 
er dies, so verliert er den Regreß gegen den Adressanten oder Honoraten und 
deren Nachmänner. Weist der Inhaber die von einem andern Intervenienten 
angebotene Ehrenzahlung zurück, so verliert er den Regreß gegen die 
Nachmänner des Honoraten. 


Art. 63. Dem Ehrenzahler muß der Wechsel und der Protest Mangels 
Zahlung gegen Erstattung der Kosten ausgehändigt werden. Er tritt durch die 
Ehrenzahlung in die Rechte des Inhabers (Art. 50. und 52.) gegen den 
Honoraten, dessen Vormänner und den Acceptanten. 


Art. 64. Unter Mehreren, welche sich zur Ehrenzahlung erbieten, 
gebührt Demjenigen der Vorzug, durch dessen Zahlung die meisten 
Wechselverpflichteten befreit werden. Ein Intervenient, welcher zahlt, 
obgleich aus dem Wechsel oder Proteste ersichtlich ist, daß ein Anderer, dem 
er hiernach nachstehen müßte, den Wechsel einzulösen bereit war, hat keinen 
Regreß gegen diejenigen Indossanten, welche durch Leistung der von dem 
Andern angebotenen Zahlung befreit worden wären. 


Art. 65. Der Ehrenacceptant, welcher nicht zur Zahlungsleistung 
gelangt, weil der Bezogene oder ein anderer Intervenient bezahlt hat, ist 
berechtigt, von dem Zahlenden eine Provision von Prozent zu verlangen. 


X. Vervielfältigung eines Wechsels. 


1. Wechselduplikate. 


Art. 66. Der Aussteller eines gezogenen Wechsels ist verpflichtet, dem 
Remittenten auf Verlangen mehrere gleichlautende Exemplare des Wechsels 
zu überliefern. Dieselben müssen im Konterte als Prima, Secunda, Tertia u. f 
w. bezeichnet sein, widrigenfalls jedes Exemplar als ein für sich bestehender 
Wechsel (Sola-Wechsel) erachtet wird. Auch ein Indossatar kann ein 
Duplikat des Wechsels verlangen. Er muß sich dieserhalb an seinen 
unmittelbaren Vormann wenden, welcher wieder an feinen Vormann 
zurückgehen muß, bis die Anforderung an den Aussteller gelangt. Jeder 
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Indossatar kann von seinem Vormanne verlangen, daß die frühern 
Indossamente auf dem Dulpikate wiederholt werden. 


Art. 67. Ist von mehreren ausgefertigten Eremplaren das eine bezahlt, so 
verlieren dadurch die andern ihre Kraft. Jedoch bleiben aus den übrigen 
Eremplaren verhaftet: 


1) der Indossant, welcher mehrere Eremplare desselben Wechsels an 
verschiedene Personen indossirt hat, und alle spätern Indossanten, deren 
Unterschriften sich auf den, bei der Zahlung nicht zurückgegebenen 
Eremplaren befinden, aus ihren Indossamenten; 


2) der Acceptant, welcher mehrere Eremplare desselben Wechsels 
acceptirt hat, aus den Accepten auf den bei der Zahlung nicht 
zurückgegebenen Eremplaren. 


Art. 68. Wer eines von mehreren Exemplaren eines Wechsels zur 
Annahme versandt hat, muß auf den übrigen Eremplaren bemerken, bei wem 
das von ihm zur Annahme versandte Exemplar anzutreffen ist. Das 
Unterlassen dieser Bemerkung entzieht jedoch dem Wechsel nicht die 
Wechselkraft. Der Verwahrer des zum Accepte versandten Exemplars ist 
verpflichtet, dasselbe demjenigen auszuliefern, der sich als Indossatar (Art. 
36.) oder auf andere Weise zur Empfangnahme legitimirt. 


Art. 69. Der Inhaber eines Duplikats, auf welchem angegeben ist, bei 
wem das zum Accepte versandte Exemplar sich befindet, kann Mangels 
Zahlung desselben den Regreß auf Sicherstellung und Mangels Zahlung den 
Regreß auf Zahlung nicht eher nehmen, als bis er durch Protest hat feststellen 
lassen: 


1) daß das zum Accepte versandte Exemplar ihm vom Verwahrer nicht 
verabfolgt worden ist, und 


2) daß auch auf das Duplikat die Annahme oder die Zahlung nicht zu 
erlangen gewesen. 


2. Wechselkopien. 


Art. 70. Wechselkopien müssen eine Abschrift des Wechsels und der 
darauf befindlichen Indossamente und Vermerke enthalten und mit der 
Erklärung: „bis hierher Abschrift (Kopie)‘“ oder mit einer ähnlichen 
Bezeichnung versehen sein. In der Kopie ist zu bemerken, bei wem das zur 
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Annahme versandte Original des Wechsels anzutreffen ist. Das Unterlassen 
dieses Vermerkes entzieht jedoch der indossirten Kopie nicht ihre 
wechselmäßige Kraft. 


Art. 71. Jedes auf einer Kopie befindliche Originalindossament 
verpflichtet den Indossanten eben so, als wenn es auf einem Originalwechsel 
stände. 


Art. 72. Der Verwahrer des Originalwechsels ist verpflichtet, denselben 
dem Besitzer einer mit einem oder mehreren Originalindossamenten 
versehenen Kopie auszuliefern, sofern sich derselbe als Indossatar oder auf 
andere Weise zur Empfangnahme legitimirt. Wird der Originalwechsel vom 
Verwahrer nicht ausgeliefert, so ist der Inhaber der Wechselkopie nur nach 
Aufnahme des im Art 69. Nr. 1. erwähnten Protestes Regreß auf 
Sicherstellung und nach Eintritt des in der Kopie angegebenen Verfalltages 
Regreß auf Zahlung gegen diejenigen Indossanten zu nehmen berechtigt, 
deren Originalindossamente auf der Kopie befindlich sind. 


XI. Abhanden gekommene Wechsel. 


Art. 73. Der Eigenthümer eines abhanden gekommenen Wechsels kann 
die Amortisation des Wechsels bei dem Gerichte des Zahlungsortes 
beantragen. Nach Einleitung des Amortisationsverfahrens kann derselbe vom 
Acceptanten Zahlung fordern, wenn er bis zur Amortisation des Wechsels 
Sicherheit bestellt. Ohne eine solche Sicherheitsstellung ist er nur die 
Deposition der aus dem Accepte schuldigen Summe bei Gericht oder bei 
einer andern zur Annahme von Depositen ermächtigten Behörde oder Anstalt 
zu fordern berechtigt. 


Art. 74. Der nach den Bestimmungen des Art. 36. legitimirte Besitzer 
eines Wechsels kann nur dann zur Herausgabe desselben angehalten werden, 
wenn er den Wechsel in bösem Glauben erworben hat oder ihm bei der 
Erwerbung des Wechsels eine grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 


XII. Falsche Wechsel. 


Art. 75. Auch wenn die Unterschrift des Ausstellers eines Wechsels 
falsch oder verfälscht ist, behalten dennoch das ächte Accept und die ächten 
Indossamente die wechselmäßige Wirkung. 
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Art. 76. Aus einem, mit einem falschen oder verfälschten Accepte oder 
Indossamente versehenen Wechsel bleiben sämmtliche Indossanten und der 
Aussteller, deren Unterschriften ächt sind, wechselmäßig verpflichtet. 


XIII. Wechselverjährung. 


Art. 77. Der wechselmäßige Anspruch gegen den Acceptanten verjährt 
in drei Jahren vom Verfalltage des Wechsels an gerechnet. 


Art. 78. Die Regressansprüche des Inhabers (Art. 50.) gegen den 
Aussteller und die übrigen Vormänner verjähren: 


1) in drei Monaten, wenn der Wechsel in Europa, mit Ausnahme von 
Island und den Faröern, zahlbar war; 


2) in 6 Monaten, wenn der Wechsel in den Küstenländern von Asien und 
Afrika längs des Mittelländischen und Schwarzen Meeres, oder in den dazu 
gehörigen Inseln dieser Meere zahlbar war; 


3) in 18 Monaten, wenn der Wechsel in einem anderen 
außereuropäischen Lande oder in Island oder den Faröern zahlbar war. Die 
Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage des erhobenen 
Protestes. 


Art. 79. Die Regreßansprüche des Indossanten (Art. 51.) gegen den 
Aussteller und die übrigen Vormänner verjähren: 


l) in 3 Monaten, wenn der Regreßnehmer in Europa, mit Ausnahme von 
Island und den Faröern, wohnt; 


2) in 6 Monaten, wenn der Regreßnehmer in den Küstenländern von 
Asien und Afrika längs des Mittelländischen und Schwarzen Meeres, oder in 
den dazu gehörigen Inseln dieser Meere wohnt; 


3) in 18 Monaten, wenn der Regreßnehmer in einen anderen 
außereuropäischen Lande oder in Island oder den Faröern wohnt. 


Gegen den Indossanten läuft die Frist, wenn er, ehe eine Wechselklage 
gegen ihn angestellt worden, gezahlt hat, vom Tage der Zahlung, in allen 
übrigen Fällen aber vom Tage der ihm geschehenen Behändigung der Klage 
oder Ladung. 
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Art. 80. Die Verjährung (Art. 77—79.) wird nur durch Behändigung der 
Klage unterbrochen, und nur in Beziehung auf denjenigen, gegen welchen 
die Klage gerichtet ist. Jedoch vertritt in dieser Hinsicht die von dem 
Verklagten geschehene Streitverkündigung die Stelle der Klage. 


XIV. Klagerecht des Wechselgläubigers. 


Art. 81. Die wechselmäßige Verpflichtung trifft den Aussteller, 
Acceptanten und Indossanten des Wechsels, sowie einen Jeden, welcher den 
Wechsel, die Wechselkopie, das Accept oder das Indossament 
mitunterzeichnet hat, selbst dann, wenn er sich dabei nur als Bürge (per aval) 
benannt hat. Die Verpflichtung dieser Personen erstreckt sich auf Alles, was 
der Wechselinhaber wegen Nichterfüllung der Wechselverbindlichkeit zu 
fordern hat. Der Wechselinhaber kann sich wegen seiner ganzen Forderung 
an den Einzelnen halten; es steht in seiner Wahl, welchen 
Wechselverpflichteten er zuerst in Anspruch nehmen will. 


Art. 82. Der Wechselschuldner kann sich nur solcher Einreden bedienen, 
welche aus dem Wechselrechte selbst hervorgehen oder ihm unmittelbar 
gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. 


Art. 83. Ist die wechselmäßige Verbindlichkeit des Ausstellers oder des 
Acceptanten durch Verjährung oder dadurch, daß die zur Erhaltung des 
Wechselrechts gesetzlich vorgeschriebenen Handlungen verabsäumt sind, 
erloschen, so bleiben dieselben dem Inhaber des Wechsels nur soweit, als sie 
sich mit dessen Schaden bereichern würden, verpflichtet. Gegen die 
Indossanten, deren wechselmäßige Verbindlichkeit erloschen ist, findet ein 
solcher Anspruch nicht Statt. 


XV. Ausländische Gesetzgebung. 


Art. 84. Die Fähigkeit eines Ausländers, wechselmäßige Verpflichtungen 
zu übernehmen, wird nach den Gesetzten des Staates beurtheilt, welchem 
derselbe angehört. Jedoch wird ein nach den Gesehen seines Vaterlandes 
nicht wechselfähiger Ausländer durch Uebernahme von 
Wechselverbindlichkeiten im Inlande verpflichtet, in sofern er nach den 
Gesetzten des Inlandes wechselfähig ist. 


Art. 85. Die wesentlichen Erfordernisse eines im Auslande ausgestellten 
Wechsels, sowie jeder anderen im Auslande ausgestellten Wechselerklärung, 
werden nach den Gesetzten des Ortes beurtheilt, an welchem die Erklärung 
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erfolgt ist. Entsprechen jedoch die im Auslande geschehenen 
Wechselerklärungen den Anforderungen des inländischen Gesetzes, so kann 
daraus, daß sie nach ausländischen Gesetzten mangelhaft sind, kein Einwand 
gegen die Rechtsverbindlichkeit der später im Inlande auf den Wechsel 
gesetzten Erklärungen entnommen werden. Ebenso haben 
Wechselerklärungen, wodurch sich ein Inländer einem anderen Inländer im 
Auslande verpflichtet, Wechselkraft, wenn sie auch nur den Anforderungen 
der inländischen Gesetzgebung entsprechen. 


Art. 86. Ueber die Form der mit einem Wechsel an einem ausländischen 
Platze zur Ausübung oder Erhaltung des Wechselrechts vorzunehmenden 
Handlungen entscheidet das dort geltende Recht. 


XVI. Protest. 


Art. 87. Jeder Protest muß durch einen Notar oder einen 
Gerichtsbeamten aufgenommen werden. Der Zuziehung von Zeugen oder 
eines Protokollführers bedarf es dabei nicht. 


Art. 88. Der Protest muß enthalten: 


1) eine wörtliche Abschrift des Wechsels oder der Kopie und aller darauf 
befindlichen Indossamente und Bemerkungen; 


2) den Namen oder die Firma der Personen, für welche und gegen 
welche der Protest erhoben wird; 


3) das an die Person, gegen welche protestirt wird, gestellte Begehren, 
ihre Antwort oder die Bemerkung, daß sie keine gegeben habe oder nicht 
anzutreffen gewesen sei; 


4) die Angabe des Ortes, sowie des Kalendertages, Monats und Jahres, 
an welchem die Aufforderung (No. 3.) geschehen, oder ohne Erfolg versucht 
worden ist; 


5) im Falle einer Ehrenannahme oder einer Ehrenzahlung die 
Erwähnung, von wem, für wen und wie sie angeboten und geleistet wird; 


6) die Unterschrift des Notars oder des Gerichtsbeamten, welcher den 
Protest aufgenommen hat, mit Beifügung des Amtssiegels. 
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Art. 89. Muß eine wechselrechtliche Leistung von mehreren Personen 
verlangt werden, so ist über die mehrfache Aufforderung nur eine 
Protesturkunde erforderlich. 


Art. 90. Die Notare und Gerichtsbeamten sind schuldig, die von ihnen 
aufgenommenen Proteste nach deren ganzem Inhalte Lag für Tag und nach 
Ordnung des Datums in ein besonderes Register einzutragen, das von Blatt 
zu Blatt mit fortlaufenden Zahlen versehen ist. 


XVII. Ort und Zeit für die Präsentation und andere im 
Wechsel-Verkehre vorkommende Handlungen. 


Art. 91. Die Präsentation zur Annahme oder Zahlung, die 
Protesterhebung, die Abforderung eines Wechselduplikats, sowie alle 
sonstigen, bei einer bestimmten Person vorzunehmenden Akte müssen in 
deren Geschäftslokal, und in Ermangelung eines solchen, in deren Wohnung 
vorgenommen werden. An einem anderen Orte, z. B. an der Börse, kann dies 
nur mit beiderseitigem Einverständnisse geschehen. Daß das Geschäftslokal 
oder die Wohnung nicht zu ermitteln sei, ist erst dann als festgestellt 
anzunehmen, wenn auch eine dieserhalb bei der Polizeibehörde des Orts 
geschehene Nachfrage des Notars oder des Gerichtsbeamten fruchtlos 
geblieben ist, welches im Protest bemerkt werden muß. 


Art. 92. Verfällt der Wechsel an einem Sonntage oder allgemeinen 
Feiertage, so ist der nächste Werktag der Zahlungtag. Auch die Herausgabe 
eines Wechsel-Duplikate, die Erklärung über die Annahme, sowie jede 
andere Handlung, können nur an einem Werktage gefordert werden. Fällt der 
Zeitpunkt, in welchem die Vornahme einer der vorstehenden Handlungen 
spätestens gefordert werden mußte, auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag, so muß diese Handlung am nächsten Werktage gefordert werden. 
Dieselbe Bestimmung findet auch auf die Protesterhebung Anwendung. 


Art. 93. Bestehen an einem WechselPlatze allgemeine Zahltage 
(Kassirtage), so braucht die Zahlung eines zwischen den Zahltagen fällig 
gewordenen Wechsels erst am nächsten Zahltage geleistet zu werden, sofern 
nicht der Wechsel auf Sicht lautet. Die im Art. 41. für die Aufnahme des 
Protestes Mangels Zahlung bestimmte Frist darf jedoch nicht überschritten 
werden. 


X VIII. Mangelhafte Unterschriften. 
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Art. 94. Wechselerklärungen, welche statt des Namens mit Kreuzen öder 
anderen Zeichen vollzogen sind, haben nur dann, wenn diese Zeichen 
gerichtlich oder notariell beglaubigt worden, Wechselkraft. 


Art. 95. Wer eine Wechselerklärung als Bevollmächtigter eines Anderen 
Unterzeichnet, ohne dazu Vollmacht zu haben, haftet persönlich in gleicher 
Weise, wie der angebliche Machtgeber gehaftet haben würde, wenn die 
Vollmacht ertheilt gewesen wäre. Dasselbe gilt von Vormündern und anderen 
Vertretern, welche mit Ueberschreitung ihrer Befugnisse Wechselerklärungen 
ausstellen. 


Dritter Abschnitt. - Von eigenen Wechseln. 


Art. 96. Die wesentlichen Erfordernisse eines eigenen (trockenen) 
Wechsels sind: 


1) die in den Wechsel selbst aufzunehmende Bezeichnung als Wechsel, 
oder, wenn der Wechsel in einer fremden Sprache ausgestellt ist, ein jener 
Bezeichnung entsprechender Ausdruck in der fremden Sprache; 


2) die Angabe der zu zahlenden Geldsumme; 


3) der Name der Person oder die Firma, an welche oder an deren Order 
der Aussteller Zahlung leisten will; 


4) die Bestimmung der Zeit, zu welcher gezahlt werden soll (Art. 4. No. 
4.); 


5) die Unterschrift des Ausstellers mit seinem Namen oder seiner Firma; 

6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausstellung. 

Art. 97. Der Ort der Ausstellung gilt für den eigenen Wechsel, in sofern 
nicht ein besonderer Zahlungsort angegeben ist, als Zahlungsort und zugleich 


als Wohnort des Ausstellers. 


Art. 98. Nachstehende, in diesem Gesetze für gezogene Wechsel 
gegebenen Vorschriften gelten auch für eigene Wechsel: 


1) die Art. 5. und 7. über die Form des Wechsels; 
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2) die Art. 9 - 17. über das Indossament; 


3) die Art. 19. und 20. über die Präsentation der Wechsel auf eine Zeit 
nach Sicht mit der Maaßgabe, daß die Präsentation dem Aussteller geschehen 
muß; 


4) der Art. 29. über den Sicherheitsregreß mit der Maaßgabe, daß 
derselbe im Falle der Unsicherheit des Ausstellers stattfindet; 


5) die Art. 30 - 40. über die Zahlung und die Befugniss zur Deposition 
des fälligen Wechselbetrages mit der Maaßgabe, daß letztere durch den 
Aussteller geschehen kann; 


6) die Art. 41. und 42., sowie die Art. 45-55. über den Regreß Mangels 
Zahlung gegen die Indossanten; 


7) die Art. 62 - 65. über die Ehrenzahlung; 
8) die Art. 70 - 72. über die Kopieen; 


9) die Art. 73 - 76. über abhanden gekommene und falsche Wechsel mit 
der Maaßgabe, daß im Falle des Art. 73. die Zahlung durch den Aussteller 
erfolgen muß; 


10) die Art. 78 - 96. über die allgemeinen Grundsäße der 
Wechselverjährung, die Verjährung der Regreßansprüche gegen die 
Indossanten, das Klagerecht des Wechselgläubigers, die ausländischen 
Wechselgesetze, den Protest, den Ort und die Zeit für die Präsentation und 
andere im Wechselverkehre vorkommende Handlungen, sowie über 
mangelhafte Unterschriften. 


Art. 99. Eigene domizilirte Wechsel sind dem Domiziliaten oder, wenn 
ein solcher nicht benannt ist, dem Aussteller selbst an demjenigen Orte, 
wohin der Wechsel domizilirt ist, zur Zahlung zu präsentiren und, wenn die 
Zahlung unterbleibt, dort zu protestiren. Wird die rechtzeitige 
Protesterhebung beim Domiziliaten verabsäumt, so geht dadurch der 
wechselmäßige Anspruch gegen den Aussteller und die Indossanten verloren. 


Art. 100. Der wechselmäßige Anspruch gegen den Aussteller eines 
eigenen Wechsels verjährt in drei Jahren, vom Verfalltage des Wechsels an 
gerechnet. 
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5. Verordnung, betreffend die Errichtung von Gewerberäthen 
und verschiedene Abänderungen der allgemeinen 
Gewerbeordnung. Vom 9. Februar 1849. *) 


Die beiden Verordnungen vom 9. Februar 1849., über Einführung der 
Gewerberäthe und Gewerbegerichte, sind für das Gewerbewesen des 
Preußischen Staats von der größesten Wichtigkeit. Während früher in Preußen 
der strengste Zunft und Innungszwang bestand, wurde durch die neuere 
Gesetzgebung vom Jahre 1816. und folgende unbeschränkte Gewerbefreiheit 
eingeführt. Die hierdurch entstandene freie Concurrenz führte zwar manchen 
Nutzen, aber auch vielerlei Uebelstände herbei, und diesen Uebelständen glaubte 
man durch die beiden Verordnungen vom 9. Februar abgeholfen gesehen. Man 
will durch solche einen Mittelweg einschlagen zwischen Zunstzwang und 
unbedingter Gewerbefreiheit. Jedes einzelne Gewerbe soll sich durch 
Abgeordnete aller Interessenten selbst verwalten, und es soll die Gränzen seiner 
Ausdehnung selbst bestimmen. Namentlich ist die ganz freie Concurrenz jetzt 
aufgehoben, indem Niemand ein Gewerbe betreiben darf, der nicht von einer 
Commission von Sachverständigen förmlich geprüft worden ist. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen auf Grund des Art. 105. der Verfassungsurkunde, nach dem 
Antrage Unseres Staatsministeriums, was folgt: 


I. Errichtung von Gewerberäthen. 


$. 1. Für jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen 
gewerblichen Verkehrs ein Bedürfniß zu einem Gewerberathe obwaltet, soll 
ein solcher auf den Antrag von Gewerbetreibenden, nach Anhörung der 
gewerblichen und kaufmännischen Korporationen, und der 
Gemeindevertreter, mit Genehmigung des Ministeriums für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten errichtet werden. 


8.2. Der Gewerberath hat die allgemeinen Interessen des 
Handwerksund Fabrikbetriebes in seinem Bezirke wahrzunehmen und die 
zur Förderung desselben geeigneten Einrichtungen zu berathen und 
anzuregen. 


Der Gewerberath ist auch außer den Fällen, in denen seine Vernehmung 
besonders vorgeschrieben ist ($$. 26. 27. 29. 30. 34. 67. 70.), mit seinen 
Ansichten und Vorschlägen in allen Angelegenheiten zu hören, bei denen es 
sich um Anordnungen handelt, welche in die Verhältnisse des Handwerks- 
und Fabrikbetriebes eingreifen. Dies gilt insbesondere von der Errichtung 


93 


neuer und von der Auflösung oder Vereinigung bestehender Innungen und 
Gesellenverbindungen, sowie von den auf Grund der SS. 168. 169. der 
Gewerbeordnung und der $$. 45. 56. 57. 58. der gegenwärtigen Verordnung 
durch Ortsstatuten festzusetzenden Bestimmungen. 


*) Revidirt und genehmigt von den Kammern nach der Staats-Ministerial- 
Bekanntmachung, vom 30. Januar 1850. 


Der Gewerberath hat ferner die Befolgung der Vorschriften über das 
Innungswesen, über die Meister- und Gesellenprüfungen, über die Annahme 
und Behandlung der Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, über 
die festgestellte Abgrenzung der Arbeitsbefugnisse und über sonstige 
gewerbliche Verhältnisse zu überwachen. Derselbe ist befugt, seine 
Wahrnehmungen über die erwähnten Angelegenheiten zur Kenntniß der 
Behörden zu bringen, und er ist verpflichtet, auf deren Verlangen Auskunft 
zu ertheilen und Gutachten zu erstatten. 


Bei den in den $$. 28. 35. 36. 47. 49. bezeichneten Angelegenheiten 
steht dem Gewerberathe die Entscheidung, mit Ausschluß des Rechtsweges, 
jedoch mit Vorbehalt der Beschwerde bei der Regierung zu. 


$. 3. Die Mitglieder des Gewerberathes sind zu gleichen Theilen aus 
dem Handwerkerstande, aus dem Fabrikenstande und aus dem Handelsstande 
seines Bezirks zu wählen. 


Nach den erwähnten drei Klassen der Mitglieder zerfällt der 
Gewerberath in drei Abtheilungen. 


Soweit jedoch die gewerblichen Verhältnisse des Orts oder Bezirkes eine 
andere Zusammensetzung und Eintheilung des Gewerberathes, nothwendig 
machen, bleiben die entsprechenden Anordnungen dem Ministerium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. ($. 1.) 


$. 4. Die Zahl der Mitglieder jeder Abtheilung soll eine ungerade sein 
und auf mindestens fünf festgesetz werden, 


8. 5. In der Handwerks- und in der Fabrikabtheilung des Gewerberathes 
sollen die Arbeitgeber (Handwerksmeister, Fabrikinhaber) und die 
Arbeitnehmer (Gesellen, Gehülfen, Werkführer, Fabrikarbeiter) gleiche 
Vertretung, jedoch mit der Maaßgabe erhalten, daß das zur Erlangung der 
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ungeraden Mitgliederzahl in jeder Abtheilung erforderliche Mitglied aus den 
Arbeitgebern zu wählen ist. 


8. 6. Für jedes Mitglied wird aus der Klasse, welcher dasselbe angehört, 
ein Stellvertreter gewählt, welcher, wenn das Mitglied vor dem Ablaufe 
seiner Amtszeit ausscheidet oder zeitweise an der Ausübung des Amtes 
verhindert wird, für die noch übrige Dauer der Amtszeit oder für die Dauer 
der Verhinderung eintritt. Ist ein Stellvertreter an der Ausübung des Amtes 
verhindert, so wird einer der übrigen Stellvertreter, zunächst aus derselben 
Klasse, vom Vorsitzenden der Abtheilung ($. 19.) einberufen. 


$. 7. Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und 
Stellvertreter sind alle zum Handwerks- und Fabrikstande gehörende 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer und alle selbstständige Handeltreibende, 
welche das vierundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt haben und seit 
mindestens sechs Monaten im Bezirke des Gewerberathes wohnen oder in 
Arbeit stehen, mit Ausnahme derjenigen: 


1) welche sich nicht im Vollgenusse der bürgerlichen Rechte befinden, 


2) welche in Concurs sich befinden, oder sich für zahlungsunfähig 
erklärt haben, 


3) welche durch einen Beschluß der kaufmännischen Korporation oder 
der Handelskammer von deren Mitgliedschaft ausgeschlossen sind, 


4) welche die kaufmännischen Rechte durch ein rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren haben, 


5) welche wegen Ablohnung der Fabrikarbeiter durch Waaren ($$. 50. 
bis 52.) bestraft worden sind. 


$. 8. Wählbar sind alle Wahlberechtigte, welche das dreißigste 
Lebensjahr zurückgelegt haben und ihr Gewerbe seit fünf Jahren betreiben. 


Personen, welche im zweiten Grade mit einander verwandt oder 
verschwägert, oder welche Gesellschafter desselben Handels-, Fabrik- oder 
Handwerksgeschäftes sind, können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des 
Gewerberathes sein. 


8. 9. Die Mitglieder jeder Abtheilung des Gewerberathes werden auf 
vier Jahre von derjenigen Klasse gewählt, welcher sie angehören. 
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Für die Handwerks- und für die Fabrikabtheilung erfolgt die Wahl der 
Mitglieder in besonderen Wahlversammlungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. Glauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klasse 
nicht die ausreichende Zahl befähigter Mitglieder, welche die gesetzlichen 
Bedingungen der Wählbarkeit erfüllen, zu finden, so sind sie befugt, ihre 
Vertreter aus den Arbeitgebern zu wählen. 


8. 10. Zur Leitung der Wahlen ernennt die Regierung einen 
Kommissarius, oder, wenn die Bildung mehrerer Wahlbezirke erforderlich 
ist, mehrere Kommissarien. 


Jeder Kommissarius beruft durch eine, vierzehn Tage vor dem 
anberaumten Wahltermine zu erlassende Bekanntmachung die 
Wahlberechtigten zur Wahlversammlung. 


8. 11. In jeder Gemeinde des Wahlbezirks hat die Kommunalbehörde ein 
Verzeichniß der am Orte wohnenden Wahlberechtigten aufzustellen und mit 
Berücksichtigung der Ab- und Zugänge fortzuführen. Dasselbe ist, wenn eine 
Wahl abgehalten werden soll, sofort nach erfolgter Bekanntmachung des 
Wahltermins acht Tage lang zur Einsicht der Gewerbetreibenden auszulegen. 
Während dieser Frist können die im Verzeichnisse übergangenen 
Wahlberechtigten auf nachträgliche Einschreibung ihrer Namen antragen. 
Ueber die Zulässigkeit eines solchen Antrags entscheidet die 
Kommunalbehörde mit Vorbehalt des Rekurses an die Regierung. Durch die 
Einlegung des Rekurses wird die Feststellung des Verzeichnisses, welches 
nach Ablauf der erwähnten achttägigen Frist zu schließen und dem 
Kommissarius zuzustellen ist, nicht aufgehalten. 


8. 12. Nur die in den Verzeichnissen der Kommunalbehörden 
eingeschriebenen Wahlberechtigten werden bei den Wahlversammlungen 
zugelassen. Abwesende können von ihrem Stimmrechte keinen Gebrauch 
machen. 


Nach Eröffnung der Wahlversammlung ernennt der Kommissarius zwei 
Stimmensammler und einen Schriftführer. Die Wahl erfolgt durch 
Stimmzettel nach absoluter Stimmenmehrheit. Wird bei einer Abstimmung 
keine absolute Stimmenmehrheit erlangt, so sind diejenigen beiden 
Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl 
zu bringen. Im Fall der Stimmengleichheit entscheidet das Loos. 
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Das Wahlprotokoll ist von den Kommissarius, den Stimmensammlern, 
und dem Schriftführer zu unterzeichnen und der Regierung einzureichen, 
welche die Wahlen, wenn dabei vorschriftsmäßig verfahren, und den 
Bedingungen der Wählbarkeit ($. 8.) genügt ist, bestätigt. Für diejenigen 
Wahlen, welchen die Bestätigung versagt wird, ist eine neue 
Wahlversammlung anzuberaumen. Neber Beschwerden gegen die 
Anordnungen der Regierung entscheidet das Ministerium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


$. 13. Die bei der Einsehung des Gewerberathes ernannten Mitglieder 
und Stellvertreter werden, durch einen Kommissarius der Regierung, durch 
Handschlag verpflichtet und eingeführt. 


Von den Mitgliedern scheiden am Ende des zweiten Jahres aus: 


a) aus der Handwerks- und aus der Fabrik-Abtheilung des 
Gewerberathes die Hälfte der aus der Klaffe der Arbeitnehmer gewählten 
Mitglieder und eben so viele Mitglieder aus der Klasse der Arbeitgeber; 


b) aus der Abtheilung der Handeltreibenden die kleinere Hälfte der 
Mitglieder. Unter den zu derselben Klaffe gehörenden Mitgliedern werden 
diejenigen, welche zuerst ausscheiden, durch das Loos bestimmt. Mit jedem 
austretenden Mitgliede scheidet zugleich dessen Stellvertreter aus. 


8. 14. Vor dem Ausscheiden der im $. 13. bezeichneten Mitglieder und 
Stellvertreter und später alle zwei Jahre vor dem Ausscheiden derjenigen, 
deren vierjährige Wahlzeit abläuft, sind die zur Wiederbesetzung ihrer 
Stellen erforderlichen Wahlen, bei welchen die Ausscheidenden wieder 
gewählt werden können, abzuhalten und zu prüfen. Nach erfolgter 
Bestätigung dieser Wahlen werden die Gewählten durch den Vorsitzenden 
des Gewerberathes verpflichtet und eingeführt. 


8. 15. Die Mitglieder des Gewerberathes verwalten ihr Amt 
unentgeltlich. Ihre Suspension vom Amte und die Entfernung aus demselben 
erfolgt in denjenigen Fällen, in welchen solche bei Kommunalbeamten Statt 
findet, nach dem für die Suspension und Amtsentsetzung der Letzteren 
vorgeschriebenen Verfahren. 


Außerdem tritt die Suspension und Amtsentsetzung ein, wenn ein 
Mitglied des Gewerberathes oder ein Stellvertreter aus einem der im 8.7. 
erwähnten Gründe die Befähigung zur Theilnahme an der Wahl der 
Mitglieder verliert. In den ebengedachten Fällen ist der Vorsitzende des 
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Gewerberathes befugt, dem Betheiligten die Ausübung des Amtes vorläufig 
zu untersagen, er muß aber hierüber sofort an die Regierung Bericht 
erstatten, welche die Suspension zu bestätigen oder aufzuheben hat. 


$. 16. Die Berathung der zum Geschäftskreise des Gewerberathes 
gehörenden Angelegenheiten erfolgt, wenn solche die Interessen der 
verschiedenen Abtheilungen berühren, in gemeinschaftlichen Sitzungen aller 
oder der betheiligten Abtheilungen. In andern Fällen sind die Geschäfte der 
einzelnen Abtheilungen in getrennten Sitzungen zu erledigen. 


8. 17. Zur Gültigkeit der Beschlüsse des Gewerberathes ist die 
Anwesenheit von wenigstens drei Mitgliedern erforderlich. Treten mehrere 
Abtheilungen zu gemeinschaftlichen Sitzungen zusammen, so ist die 
Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern jeder Abtheilung erforderlich. 


Die Beschlüsse werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im 
Falle der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 


8. 18. Die Ordnung der Sitzungen und der Geschäftsführung bei dem 
Gewerberathe und bei' dessen Abtheilungen wird durch ein Regulativ 
bestimmt, welches Von dem Gewerberathe zu entwerfen und der Regierung 
zur Bestätigung vorzulegen ist. 


$. 19. Die Mitglieder jeder Abtheilung wählen aus ihrer Mitte, nach 
absoluter Stimmenmehrheit, einen Vorsitzenden und, für dessen 
Geschäftsführung in Verhinderungsfällen, einen Stellvertreter auf zwei Jahre. 
In gleicher Art wählen fämmtliche Mitglieder des Gewerberathes aus ihrer 
Mitte den Vorsitzenden des Gewerberathes und einen Stellvertreter für 
dessen Geschäftsführung in Verhinderungsfällen. Die Namen der Gewählten 
sind der Regierung anzuzeigen. Bei der Erneuerung dieser Wahlen, welche 
von zwei zu zwei Jahren nach der jedesmaligen Ergänzung des 
Gewerberathes erfolgt, sind die früher Gewählten, sofern sie noch zu den 
Mitgliedern des Gewerberathes gehören, wieder wählbar. 


8. 20. Der Gewerberath wählt nach absoluter Stimmenmehrheit einen 
Schriftführer und einen Boten, welche vom Vorsitzenden verpflichtet 
werden. Die ihnen, zu gewährenden Besoldungen sind vom Gewerberathe 
vorzuschlagen und von der Regierung festzusehen. 


$. 21. Die Beschaffung und Unterhaltung der für den Gewerberath 
nöthigen Geschäftsräume liegt den Gemeinden ob, für deren Bezirk der 
Gewerberath errichtet wird; diese haben auch die Kosten der ersten 
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Einrichtung zu bestreiten. Wo Staatsgebäude entbehrliche und für den 
Gewerberath geeignete Räumlichkeiten darbieten, werden diese dem 
Gewerberathe überwiesen werden. Die Kosten für die laufende 
Geschäftsführung, mit Einschluß der Besoldung des Schriftführers und des 
Boten, werden durch Beiträge der Gewerbetreibenden des Bezirkes gedeckt. 
Die erforderlichen Beiträge sind vom Gewerberathe, mit Genehmigung der 
Regierung, nach den von dieser festgestellten Vertheilungs-Grundsätzen 
auszuschreiben. Ihre Einziehung erfolgt nöthigenfalls durch Erekution im 
Verwaltungswege. 


8. 22. In denjenigen Orten, für welche ein Gewerberath nicht besteht, 
sind die demselben zugewiesenen Angelegenheiten von der 
Kommunalbehörde zu erledigen. 


II. Handwerksmäßiger Gewerbebetrieb. 


$. 23. Den nachstehend benannten Handwerkern ist fortan der Beginn 
des selbstständigen Gewerbebetriebes nur dann gestattet, wenn sie entweder 
in eine Innung, nach vorgängigem Nachtweise der Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes, aufgenommen sind, oder diese Befähigung vor einer 
Prüfungskommission ihres Handwerks Besonders nachgewiesen haben. 
Diese Handwerker sind: 


Müller, Bäcker, Pfefferküchler und Konditoren, Fleischer, Gerber aller 
Art, Lederbereiter, Korduaner, Pergamenter, Schuh- und 
Pantoffelmacher, Handschuhmacher und Beutler, Kürschner, Sattler mit 
Einschluß der Riemer und Täschner, Tapezierer, Buchbinder, Seller und 
Reifschläger, Bürstenbinder, Perrückenmacher, Hutmacher, Tuchmacher 
und Tuchbereiter, Weber und Wirker jeder Art, Posamentierer und 
Knopfmacher Schneider, Tischler und Stuhlmacher, Rade und 
Stellmacher, Groß und Kleinbötticher, Drechsler Baller Art, 
Kammmacher, Korbflechter, Töpfer, Glaser, Grob- und Klein- schmiede 
jeder Art, Messerschmiede, Nagelschmiede, Kupferschmiede, 
Büchsenmacher, Sporer, Schlosser, Feilenhauer, Nadler und Siebmacher, 
Klempner, Schwertfeger, Gürtler, Gelb und Rothgießer, Glockengießer, 
Zinngießer, Gold- und Silberarbeiter, Gold- und Silberschläger, 
Uhrmacher, Vergolder, Maler und Lackirer, Färber, Seifensieder. 


$ 24. Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeldecker, Haus- und 
Schiffs- zimmerleute, Mühlen und Brunnenbaumeister und Schornsteinfeger 
haben sich über die Befähigung zum selbstständigen Betriebe ihres 
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Handwerks durch das im $. 45. der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. 
Januar 1845. vorgeschriebene Zeugniß der Regierung auszuweisen. Im 
Uebrigen sind für ihre gewerblichen Verhältnisse die Bestimmungen der 
gegenwärtigen Verordnung maaßgebend. 


8. 25. Baumeister sind nicht befugt, bei der Leitung von 
Bauunternehmungen die Arbeiten derjenigen Handwerke, für welche sie das 
Befähigungszeugniß der Regierung nicht besitzen, oder den im $. 23. 
vorgeschriebenen Nachweis der Befähigung nicht geführt haben, ohne 
Zuziehung geprüfter Meister ausführen zu lassen. 


8. 26. Soweit in einzelnen Orten oder Bezirken für die im $. 23. 
genannten Handwerke andere Benennungen üblich sind, oder bestimmte 
Arbeiten dieser Gewerbe die ausschließliche Beschäftigung besonderer 
Klassen von Handwerkern bilden, kann die Regierung, nach Anhörung des 
Gewerberathes, den Nachweis der Befähigung für dieselben besonders 
anordnen. 


Das Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ist 
ermächtigt, diesen Nachweis nach Maaßgabe der örtlichen Verhältnisse und 
nach Vernehmung des Gewerberathes auch für andere, als die im $. 23. 
genannten. Gewerbe vorzuschreiben, oder für einzelne dieser Gewerbe zu 
erlassen. 


8.27. Dem Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
steht die Befugniss zu, Personen, deren Befähigung zu dem beabsichtigten 
Gewerbebetriebe anderweit feststeht, in besonderen Ausnahmefällen, nach 
Vernehmung des Gewerberathes, von der im $. 23. vorgeschriebenen oder 
nach $. 26. angeordneten Prüfung für die Befugniss zum selbstständigen 
Gewerbebetriebe zu entbindend. 


8. 28. Darüber, welche Arbeiten zu den unter den einzelnen Handwerken 
(88. 23. 24. 26.) begriffenen Verrichtungen gehören, hat der Gewerberath mit 
Berücksichtigung der über ihre Abgrenzung von der Regierung oder von dem 
Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten getroffenen 
Anordnungen nach den Verhältnissen des örtlichen Gewerbebetriebes zu 
entscheiden. 


8. 29. Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke durch dieselbe 
Person kann, wenn dadurch erhebliche Nachtheile entstehen, nach Anhörung 
der betheiligten Innungen und des Gewerberathes, durch Ortsstatuten ($. 
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168. der Gewerbeordnung), den örtlichen Verhältnissen entsprechend, 
beschränkt werden. 


8. 30. Die Bestimmungen des $. 23. finden auf den Betrieb von Fabrik- 
Anstalten, sowie auf die Anfertigung von Fabrikaten, deren Erzeugung zu 
den Nebenbeschäftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch 
Tagelöhnerarbeit bewirkt wird, feine Anwendung. Die durch örtliche 
Verhältnisse bedingten näheren Festsezzungen hierüber bleiben der 
Regierung, nach Anhörung des Gewerberathes und der Kommunalbehörde, 
vorbehalten. 


$. 31. Den Fabrikinhabern ist die Beschäftigung von Handwerksgesellen 
nur soweit sie derselben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung 
ihrer Fabrikate, sowie zur Anfertigung und Instandhaltung ihrer Werkzeuge 
und Geräthe bedürfen, gestattet. 


$. 32. Fabrikinhaber, welche ein den Bestimmungen der SS. 23. und 26. 
dieser Verordnung unterliegendes Gewerbe betreiben, ohne die Befähigung 
zum handwerksmäßigen Betriebe desselben nachgewiesen zu haben (S. 30.), 
dürfen außerhalb ihrer Fabrikstätten keine Gesellen oder Gehülfen 
beschäftigen. 


$. 33. Inhaber von Magazinen zum Detailverkauf von 
Handwerkerwaaren dürfen sich mit deren Anfertigung nicht befassen, wenn 
sie nicht die zum Betriebe des betreffenden Handwerks erforderliche 
Meisterprüfung bestanden haben. 


Ausgenommen hiervon sind diejenigen, welche in Betreff: der 
gewerbsmäßigen Anfertigung solcher Waaren, vor Verkündigung der 
gegenwärtigen Verordnung, die vorschriftsmäßige Anzeige bei der 
Kommunalbehörde gemacht haben. 


$. 34. Wo das Halten von Magazinen zum Detailverkauf von 
Handwerkerwaaren erhebliche Nachtheile für die gewerblichen Verhältnisse 
des Ortes zur Folge hat, kann durch Ortsstatuten für gewisse Gattungen von 
Handwerkerwaaren festgesetzt werden, daß die Anlegung solcher Magazine 
denjenigen, welche nicht zum selbstständigen Betriebe der betreffenden 
Handwerke befugt sind, nur mit Genehmigung der Kommunalbehörde 
gestattet sei, welche dann nur nach vorgängiger Vernehmung ver betheiligten 
Innungen und des Gewerberathes zu ertheilen ist. 
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II. Prüfungen der Handwerker. 


8. 35. Die Zulassung zu den nach SS. 23. 24. 26. abzulegenden 
Meisterprufungen ist fortan von folgenden Bedingungen abhängig: 


1) Der zu Prüfende muß das vierundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt 
haben; aus besondern Gründen kann jedoch der Gewerberath die Prüfung 
eines Gesellen schon nach vollendetem einundzwanzigsten Lebensjahre 
gestatten. 


2) Der zu Prüfende muß sein Gewerbe als Lehrling (S. 44.) bei einem 
selbststandigen Gewerbetreibenden erlernt, und die Gesellenprüfung (S. 36.) 
Bestanden haben. 


3) Seit der Entlassung aus dem Lehrlingsverhältnisse muß ein Zeitraum 
von mindestens drei Jahren verlaufen sein; ausnahmsweise kann jedoch der 
Gewerberath die Prüfung schon nach Ablauf eines Jahres gestatten, wenn der 
Geselle durch den Besuch einer gewerblichen Lehranstalt oder sonst 
Gelegenheit gefunden hat, die zu dem beabsichtigten Gewerbebetriebe 
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben. 


Wer den Erfordernissen zu 2. und 3. bei einer früheren Prüfung genügt 
hat, kann die Prüfung für den Betrieb eines andern Gewerbes ohne 
vorgängigen Nachweis einer für dies zweite Gewerbe bestandenen Lehrlings- 
und Gesellenzeit ablegen. 


Für Personen, welche bei Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung 
als Gesellen oder Gehülfen beschäftigt sind, genügt der Nachweis einer 
dreijährigen Beschäftigung in dem betreffenden Gewerbe. 


8. 36. Die Prüfung eines Lehrlings über die einem Gesellen nöthigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten ist vor dem Ablaufe eines dreijährigen 
Zeitraums nach der Aufnahme in die Lehre nicht zulässig. 


Ausnahmsweise kann dieselbe, mit Zustimmung des Lehrherrn, von 
dem Gewerberathe schon nach Ablauf einer einjährigen Lehrlingszeit 
gestattet werden, wenn der Lehrling das zwanzigste Lebensjahr 
zurückgelegt, oder durch den Besuch einer Gewerbeschule oder sonst 
Gelegenheit gefunden hat, die einem Gesellen nöthigen Kenntnisse und 
Fertigkeiten in kürzerer als dreijähriger Frist zu erwerben. 
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8. 37. Die Meister- und Gesellenprüfungen ($$. 35. 36.) werden bei 
jeder Innung durch eine Kommission bewirkt, welche aus einem Mitgliede 
der Kommunalbehörde als Vorsitzendem, aus zwei von der Innung gewählten 
Meistern und aus zwei von den Gesellen des Handwerks gewählten Gesellen 
besteht. Jährlich scheidet aus dieser Kommission ein Meister und ein Geselle 
aus, welche jedoch wieder wählbar sind. 


8. 38. Wer von der Prüfungskommission einer Innung als unbefähigt 
zurückgewiesen ist, Kann hiergegen den Rekurs an die Kreis- 
Prüfungskommission desselben Handwerks einlegen. Dieser Rekurs muß 
binnen vierzehn Tagen nach dem Tage der Zustellung des zurückweisenden 
Bescheides bei der Kommission, welche solchen erlassen hat, angemeldet 
werden. 


8. 39. Für jedes Handwerk ($. 23.) sind von der Regierung in den 
einzelnen Kreisen nach Maaßgabe der örtlichen und gewerblichen 
Verhältnisse eine oder mehrere Kreis- Prüfungskommissionen einzusehen. 
Jede derselben wird unter dem Vorsitze eines von der Regierung ernannten 
Kommissarius, aus zwei Meistern und aus zwei Gesellen gebildet. Zu diesem 
Behufe wählen alljährlich in jeder Stadt des Prüfungsbezirkes die Innung 
oder, wo eine Innung nicht besteht, die Meister des Handwerks zwei bis vier 
Meister, desgleichen die Gesellen des Handwerks zwei bis vier Gesellen, 
unter welchen der Vorsitzende in jedem einzelnen Falle die bei der Prüfung 
zuzuziehenden Mitglieder der Kommission auswählt. 


8. 40. Gewerbetreibende, welche einer Innung nicht beitreten wollen, 
können die Prüfung bei der Kreis-Prüfungskommission ablegen. Desgleichen 
können die nicht bei einer Innung aufgenommenen Lehrlinge die 
Gesellenprüfung bei der Kreis-Prüfungskommission bestehen. Gegen die 
Entscheidung der Kreis-Prüfungskommission ist der Rekurs an eine 
benachbarte Kreis-Prüfungskommission zulässig, deren Wahl dem 
Rekurrenten freisteht. Der Rekurs ist binnen vierzehn Tagen bei der 
Kommission, vor welcher die Prüfung Statt gefunden hat, anzumelden. 


8.41. Wer den Rekurs ($8$. 38. 40.) nicht rechtzeitig angemeldet hat, 
darf erst nach sechs Monaten zur Ablegung einer neuen Prüfung zugelassen 
werden. Sowohl bei der Erledigung des Rekurses wie bei der späteren 
Wiederholung der Prüfung ist, wenn der Geprüfte nur in einem Theile der 
Prüfung nicht bestanden hat, die neue Prüfung auf diesen Theil zu 
beschränken. 
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8. 42. Der zu Prüfende muß darthun, daß er im Stande sei, die 
gewöhnlichen Arbeiten seines Gewerbes selbstständig, oder, sofern es sich 
um die Prüfung eines Lehrlings handelt, als Geselle auszuführen. 


Die näheren Bestimmungen über die Prüfungs-Aufgaben und über die 
Form der Prüfungs- und Entlassungszeugnisse bleiben dem Ministerium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. 


8. 43. Die Prüfungszeugnisse der in den $$. 37. 39. erwähnten Prüfungs- 
Kommissionen gelten überall als genügender Nachweis der gewerblichen 
Befähigung sowohl für die Aufnahme in eine Innung, wie für die Befugniss 
zum selbstständigen Betriebe des Handwerks. Dasselbe gilt hinsichtlich der 
im $. 45. der Gewerbeordnung erforderten Befähigungszeugnisse der 
Regierung. 


Eine Wiederholung der bestandenen Prüfung kann auch, wenn der 
Geprüfte seinen Wohnort verändert, nicht verlangt werden. 


IV. Verhältnisse der Lehrlinge, Gesellen, Gehülfen und 
Fabrikarbeiter. 


8. 44. Als Lehrling ist jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn 
zur Erlernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterschied, ob die 
Erlernung gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Hülfsleistung Statt findet, oder 
ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. 


8. 45. Durch Ortsstatuten kann festgesetz werden, daß die Aufnahme 
und Entlassung aller Lehrlinge, für deren Gewerbe am Orte eine Innung 
besteht, oder errichtet wird, vor dieser Innung erfolgen solle; ingleichen kann 
dadurch eine zweckentsprechende Mitwirkung der Innung bei der Aufsicht 
über die Ausbildung und über das Betragen derjenigen Lehrlinge, deren 
Lehrherren nicht zur Innung gehören, angeordnet werden. 


8. 46. Vor der Feststellung der in Ortsstatuten aufzunehmenden 
Anordnungen über Verhältnisse der Gesellen und Gehülfen sind Vertreter 
derselben (Altgesellen) mit ihren Bemerkungen zu hören. 


Innungsangelegenheiten, welche die Interessen der Gesellen und 
Gehülfen berühren, müssen zuvörderst durch den Vorstand der Innung 
gemeinschaftlich mit Vertretern der Gesellen zum Zwecke der Vermittelung 
berathen werden. 
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8. 47. Handwerksmeister ($$. 23. 24. 26.) dürfen sich zu den 
technischen Arbeiten ihres Gewerbes nur der Gesellen, Gehülfen und 
Lehrlinge ihres Handwerks bedienen, soweit nicht von dem Gewerberathe 
eine Ausnahme gestattet wird. Die Beschäftigung weiblicher Personen 
unterliegt keiner Beschränkung. 


8. 48. Gesellen und Gehülfen dürfen, soweit nicht nach den 88. 31. 76. 
Ausnahmen Statt finden, in ihrem Gewerbe nur bei Meistern ihres 
Handwerks in Arbeit treten. 


8. 49. Die tägliche Arbeitszeit der Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und 
Fabrik- Arbeiter ist vom Gewerberathe für die einzelnen Handwerks- und 
Fabrikzweige nach Anhörung der Betheiligten festzusehen. 


Zum Arbeiten an Sonn- und Festtagen ist, vorbehaltlich der 
anderweitigen Vereinbarung in Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet. 


8. 50. Fabrikinhaber, sowie alle Diejenigen, welche mit Ganz oder 
Halbfabrikaten Handel treiben, sind verpflichtet, die Arbeiter, welche mit der 
Anfertigung der Fabrikate für sie beschäftigt sind, in baarem Gelde zu 
befriedigen. 


Sie dürfen denselben keine Waaren kreditiren. 


Dagegen können den Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf, 
Landnutzung, regelmäßige Beköstigung, Arzeneien und ärztliche Hülfe, 
sowie Werkzeuge und Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Fabrikaten 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabreicht werden. 


8. 51. Die Bestimmungen des $. 50. finden auch Anwendung auf 
Familienglieder, Gehülfen, Beauftragte, Geschäftsführer, Faktoren und 
Aufseher der dort bezeichneten Personen, sowie auf Gewerbetreibende, bei 
deren Geschäft eine der erwähnten Personen unmittelbar oder mittelbar 
betheiligt ist. 


8. 52. Unter Arbeitern ($. 50.) werden hier auch Diejenigen verstanden, 
welche außerhalb der Fabrikstätten für Fabrikinhaber oder für die ihnen 
gleichgestellten Personen die zu deren Gewerbebetriebe nöthigen Ganz oder 
Halbfabrikate anfertigen, oder solche an sie absehen, ohne von dem Verkaufe 
dieser Waaren an Konsumenten ein Gewerbe zu machen. 
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8. 53. Arbeiter, deren Forderungen, den Vorschriften der $$. 50. bis 52. 
zuwider, anders als durch Baarzahlung berichtigt sind, können zu jeder Zeit 
die Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. 


8. 54. Verträge, welche den $$. 50. bis 52. zuwiderlaufen, sind nichtig. 
Dasselbe gilt von Verabredungen zwischen Fabrikinhabern oder ihnen 
gleichgestellten Personen einerseits und Arbeitern andererseits über die 
Entnehmung der Bedürfnisse dieser letztern aus gewissen Verkaufsstellen, 
sowie überhaupt über die Verwendung des Verdienstes derselben zu einem 
andern Zweck als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiter oder ihrer Familien ($. 50.). 


8. 55. Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des Verbots den 
Arbeitern kreditirt worden sind, können von Fabrikinhabern und von den 
ihnen gleichgestellten Personen weder eingeklagt, noch durch Anrechnung 
oder sonst geltend gemacht werden, ohne Unterschied, ob sie zwischen den 
Betheiligten unmittelbar entstanden oder mittelbar erworben sind. 


Dagegen fallen dergleichen Forderungen der Kranken-, Sterbe, Spar- 
oder ähnlichen Hülfskasse zu, welche in der Wohnortsgemeinde des 
betheiligten Arbeiters für diejenige Klasse von Arbeitern besteht, zu welcher 
er gehört. Sind mehrere solcher Kassen vorhanden, so fällt die Forderung 
allen zu gleichen Theilen zu, in Ermangelung derartiger Anstalten aber der 
Ortsarmenkasse. 


V. Unterstützungskassen und ähnliche Einrichtungen. 


8. 56. Durch Ortsstatuten kann für Alle, welche im Gemeindebezirke ein 
Ge werbe selbstständig betreiben, für welches dort eine Innung besteht, mit 
Zustimmung der Innung die Verpflichtung festgesetz werden, den Kranken-, 
Sterbe- und Hülfskassen der Innungsgenossen, ingleichem den Wittwen- und 
Waisen-Unterstützungskassen derselben beizutreten. 


In solchen Fällen darf hinsichtlich der Beiträge und sonstigen 
Leistungen zu den erwähnten Kassen und der daraus zu gewährenden 
Unterstützungen zwischen den Innungsgenossen oder ihren Angehörigen und 
andern Betheiligten kein Unterschied Statt finden. Auch muß den nicht zu 
den Innungen gehörigen Betheiligten, durch statutarische Anordnungen für 
die einzelnen Kassenverbände, eine den Verhältnissen entsprechende 
Theilnahme an der Kassenverwaltung und an den Berathungen über die 
gemeinsamen Kassenangelegenheiten gesichert, und in gleicher Art wie den 
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Innungsgenossen Gelegenheit gegeben werden, von den Ergebnissen der 
Kassenverwaltung Kenntniß zu nehmen. 


8. 57. Durch Ortsstatuten kann für Alle, welche am Orte gleiche oder 
verwandte Gewerbe selbstständig betreiben, die Verpflichtung festgesetz 
werden zur Beförderung solcher Einrichtungen, welche 


1) die Unterbringung oder Unterstützung arbeitsuchender, erkrankter 
oder aus andern Gründen hilfsbedürftiger Gesellen oder Gehülfen, oder 


2) die Fortbildung der Lehrlinge, Gesellen oder Gehülfen bezwecken, 
unter den von der Kommunalbehörde mit Genehmigung der Regierung 
festzustellenden Bedingungen zusammenzutreten und dazu Beiträge aus 
eigenen Mitteln zu entrichten. Diese Beiträge sind für alle Betheiligte nach 
gleichen Grundsägen abzumessen. 


Als Gesammtbeitrag der selbstständigen Gewerbetreibenden zu den 
Kosten der unter 1. gedachten Einrichtungen darf ein höherer Betrag als die 
Hälfte desjenigen, welchen die mitbetheiligten Gesellen und Gehülfen 
entrichten, nicht in Anspruch genommen werden. 


Auch kann den selbstständigen Gewerbetreibenden durch die 
Ortsstatuten die Verpflichtung auferlegt werden, die Beiträge ihrer Gesellen 
und Gehülfen zu den oben erwähnten Einrichtungen, unter Vorbehalt der 
Anrechnung, auf die nächste Lohnzahlung, vorzuschießen. 


8.58. Die Bestimmungen im $. 169. der Gewerbeordnung über die 
Regelung der Verhältnisse der selbstständigen Gewerbetreibenden zu ihren 
Gesellen und Lehrlingen, sowie über die Verpflichtung der Gesellen zum 
Beitritte zu den Gesellenkassen finden auch auf Fabrikarbeiter Anwendung. 


Außerdem kann durch Ortsstatuten für die Fabrikinhaber die 
Verpflichtung festgesetzt werden, sich bei den Unterstützungskassen der 
Fabrikarbeiter durch Beiträge aus eigenen Mitteln bis zur Hälfte des 
Betrages, den die bei ihnen beschäftigten Arbeiter aufbringen, zu betheiligen, 
auch die Beiträge der letzteren, unter Vorbehalt der Anrechnung auf die 
nächste Lohnzahlung, vorzuschießen. 


In den, von der Regierung zu genehmigenden Statuten der einzelnen 
Verbindungen und Kaffen muß den Fabrikinhabern eine ihrer Stellung als 
Arbeitgeber und der Höhe ihrer Beiträge entsprechende Theilnahme an der 
Kassenverwaltung eingeräumt werden. 
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8.59. Alte Beiträge der Gesellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter zu den in 
den $$. 144. 169. der Gewerbeordnung und in den $$. 57. 58. der 
gegenwärtigen Verordnung erwähnten Kaffen und Einrichtungen, sowie die 
zu denselben von den selbstständigen Gewerbetreibenden und von den 
Fabrikinhabern zu leistenden Beiträge und Vorschüsse können von den zur 
Zahlung Verpflichteten durch exekutivische Beitreibung im 
Verwaltungswege eingezogen werden. 


VI. Innungsgebühren und Abgabem 
8. 60. Die Gebühren und Abgaben, welche bisher 


1) bei der Aufnahme neuer Mitglieder in eine Innung von den 
Aufgenommenen und 


2) bei der Aufnahme und Entlassung der Lehrlinge von diesen oder von 
den Lehrherren an verschiedene Kaffen und andere Hebungsberechtigte zu 
entrichten waren, sind sofort einer Revision zu unterwerfen, und, soweit es 
noch nicht geschehen, nach den folgenden Bestimmungen zu regeln. 


$. 61. Zur Innungskasse dürfen 


1) bei der Aufnahme neuer Mitglieder die bisherigen Aufnahme- 
Gebühren, soweit solche den Sah von 5 Thlr. nicht übersteigen, bis nach 
erfolgter Revision der älteren Innungsstatuten (S. 66. dieser Verordnung) fort 
erhoben, dagegen 


2) bei der Aufnahme und Entlassung der Lehrlinge neben der Erstattung 
der im 


$. 159. der Gewerbeordnung erwähnten baaren Auslagen keine 
Gebühren oder 


sonstigen Zahlungen eingezogen werden. 
8. 62. Weder für mittelbare noch für unmittelbare Staatsbeamte dürfen 


bei den im $. 60. bezeichneten Verhandlungen Gebühren oder Abgaben 
erhoben werden. 
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8. 63. Alle Zahlungen und Abgaben, welche bisher bei den im 8. 60. 
gedachten Veranlassungen an den Fiskus, an eine Gemeinde- oder eine 
Ortsarmenkasse zu entrichten waren, werden, soweit deren Aufhebung nicht 
bereits durch den Art, 40. der Verfassungsurkunde erfolgt ist, hierdurch 
aufgehoben, wogegen die dafür zu gewährenden Gegenleistungen wegfallen. 


Dasselbe gilt hinsichtlich der in jenen Fällen für andere Berechtigte 
(Kirchen, milde Stiftungen u. s. w.) erhobenen Zahlungen und Abgaben, 
soweit diese Berechtigten nicht nach $$. 64. 65. nachweisen, daß ihre 
Hebungsrechte auf besondern lästigen Erwerbstiteln beruhen. 


$. 64. Der Antrag auf Anerkennung eines Hebungsrechts auf Grund 
eines lästigen Erwerbstitels ($. 63.) muß bis zum Schluffe des Jahres 1849. 
bei der Regierung schriftlich angemeldet werden. Geschieht dies nicht, so 
geht der Berechtigte seines Hebungsrechts von selbst verlustig. 


8. 65. Den rechtzeitig angemeldeten Antrag auf Anerkennung des 
Hebungsrechts ($. 64.) hat die Regierung durch die Kommunalbehörde mit 
Zuziehung des Berechtigten und der betheiligten Innung erörtern zu lassen. 
Nach Vorlegung der abgeschlossenen Verhandlungen entscheidet das Plenum 
der Regierung durch ein, mit Gründen auszufertigendes Resolut darüber, ob 
und bis zu welchem Betrage der Berechtigte zur Forterhebung der Abgabe 
befugt ist. 


Gegen dieses Resolut steht binnen einer präklusivischen Frist von sechs 
Wochen nach Zustellung der Ausfertigung desselben sowohl dem 
Berechtigten wie der betheiligten Innung der Recurs an das Ministerium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten oder die Berufung auf rechtliches 
Gehör offen. 


Ergreift ein Theil den Rechtsweg, so ist auch der von dem andern Theile 
eingewendete Rekurs im Rechtswege zu erledigen. 


$. 66. Die Statuten der älteren Innungen sind nach Maaßgabe dieser 
Verordnung zu revidiren und abzuändern. Die revidirten Entwürfe müssen 
binnen drei Monaten den Regierungen, behufs der Feststellung durch das 
Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, eingereicht 
werden. 


VI. Allgemeine Bestimmungen. 
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8. 67. Ausländer sind zum Betriebe eines stehenden Gewerbes, soweit 
ihnen nicht die Erlaubniß dazu in Erwiederung der im Auslande den 
diesseitigen Gewerbetreibenden entgegenstehenden Beschränkungen 
überhaupt zu versagen ist, nur aus erheblichen Gründen zuzulassen. Leber 
diese Gründe ist vor der Zulassung eines Ausländers jederzeit die Gemeinde 
des Ortes, wo das Gewerbe betrieben werden soll, ingleichem die betheiligte 
Innung und der Gewerberath zu hören. 


Dasselbe gilt, wenn von ausländischen Gewerbetreibenden die 
Naturalisation ($. 8. des Gesetzes vom 31. Dezember 1842., Gesetzsamml. 
1843. Seite 15.) beantragt wird. 


Die Bestimmungen dieses Paragraphen finden auf Angehörige deutscher 
Staaten nur so lange Anwendung, als nicht für dieselben die gegenseitige 
Zulassung der Gewerbetreibenden zur Ansässigmachung und zum 
Gewerbebetriebe nach gleichen Grundsägen geregelt ist. 


$. 68. Die polizeiliche Erlaubniß zum Handel mit gebrauchten Kleidern 
oder Betten, mit gebrauchter Wäsche oder mit altem Metallgeräth, zum 
Betriebe des Pfandleihgewerbes, zur gewerbsmäßigen Vermittelung von 
Geschäften oder zur Uebernahme von Aufträgen, namentlich zur Abfassung 
schriftlicher Auffätze für Andere, sowie zum Gewerbe der Lohnlakaien und 
anderer Personen, welche auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in 
Wirthshäusern ihre Dienste anbieten ($. 49. der Gew.- Ordn.), ist zu 
versagen, wenn die darüber zu vernehmende Kommunalbehörde nach 
Anhörung der Gemeindevertreter die Nützlichkeit und das Bedürfniß des 
beabsichtigten Gewerbebetriebes nach den örtlichen Verhältnissen nicht 
anerkennt. 


8. 69. Oeffentliche Versteigerungen neuer Handwerkerwaaren dürfen, 
soweit sie nicht im Wege der Erekution, oder im Auftrage eines Gerichtes 
oder einer anderen öffentlichen Behörde erfolgen, nur mit besonderer 
Genehmigung der Kommunalbehörde des Versteigerungsortes Statt finden. 


8. 70. Wo nach der bisherigen Ortsgewohnheit gewisse 
Handwerkerwaaren, welche nicht zu den Gegenständen des einem Jeden 
freigegebenen Wochenmarktverkehrs gehören ($. 78. der Gew.-Ordn.), nur 
von Bewohnern des Marktortes auf dem Wochenmarkte verkauft werden 
durften, kann die Regierung, nach Anhörung des Gewerberathes, den 
einheimischen Verkäufern die Fortsetzung des herkömmlichen 
Wochenmarktverkehrs mit jenen Handwerkerwaaren gestatten, ohne 
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auswärtige Verkäufer derselben Waaren auf dem Wochenmarkte zuzulassen 
($. 75. der Gewerbe- Ordnung). 


8. 71. Einrichtungen, nach welchen der Einkauf von Lebensmitteln auf 
Wochenmärkten einzelnen Klaffen von Käufern nicht während der ganzen 
Dauer des Marktes, sondern nur während einer gewissen Zeit gestattet wird, 
dürfen auch an Orten, wo solche noch nicht bestehen ($. 79. der Gew.- 
Ordn.), nach Maaßgabe des örtlichen Bedürfnisses mit Genehmigung der 
Regierung eingeführt werden. 


$. 72. Die Ortspolizei-Obrigkeit ist ermächtigt, die Bäcker und die 
Verkäufer von Backwaaren anzuhalten, die Preise und das Gewicht ihrer 
verschiedenen Backwaaren für gewisse von ihr zu bestimmende Zeiträume 
durch einen von außen sichtbaren Anschlag am Verkaufslokale zur Kenntniß 
des Publikums zu bringen. 


Dieser Anschlag ist kostenfrei mit dem polizeilichen Stempel zu 
versehen und täglich während der Verkaufszeit auszuhängen. 


Ueberschreitungen der erwähnten Taren werden nach $. 186. der 
Gewerbe-Ordnung bestraft. 


$. 73. Wo der Verkauf von Backwaaren nur nach polizeilich 
festgestellten oder von den Bäckern und Verkäufern an ihren Verkaufslokalen 
angeschlagenen Taren erlaubt ist, kann die Ortspolizei-Obrigkeit die Bäcker 
und Verkäufer zugleich anhalten, im Verkaufslokale eine Waage mit den 
erforderlichen geaichten Gewichten aufzustellen und die Benutzung 
derselben zum Nachwiegen der verkauften Backwaaren zu gestatten. 


VIH. Strafbestimmungen. 


8. 74. Wer den Verbotsbestimmungen der $$. 23. 25. 31. 32. 33. 47. 69. 
zuwiderhandelt, oder zu ihrer Umgehung durch Leihung seines Namens 
mitwirkt, ist mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten zu bestrafen. Im Wiederholungsfalle kann außerdem auf 
Verlust der Befugniss zum selbstständigen Betriebe des Gewerbes erkannt 
werden. 


Dieselbe Strafbestimmung gilt für die Uebertretung der nach $. 26. von 
der Regierung oder von dem Ministerium für Handel, Gewerbe und 
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öffentliche Arbeiten oder nach $$. 29. 34. durch Ortsstatuten getroffenen 
Festsetzungen. 


8. 75. Uebertretungen der $$. 50. bis 52. werden mit einer Geldbuße bis 
zu fünfhundert Thalern und im Falle des Unvermögens mit 
verhältnißmäßiger Gefängnisstrafe bestraft. Im Wiederholungsfalle wird die 
Strafe verdoppelt. Die Geldbußen fließen derjenigen Kasse zu, welcher die 
im $. 55. erwähnten Forderungen nach den dort ertheilten Vorschriften 
zufallen. 


Jede rechtskräftige Verurtheilung wird auf Kosten des Verurtheilten 
durch das Amtsblatt und andere öffentliche Blätter derjenigen Kreise, in 
welchen derselbe und der betheiligte Arbeiter ihren Wohnsitz haben, bekannt 
gemacht. 


$. 76. Die Verhältnisse der zur Beschaffung militairischer Bedürfnisse 
bestimmten Werkstätten und Fabriken, der Militairverwaltung, der Arbeiten 
in öffentlichen Anstalten und der öffentlichen Bauten, mit Einschluß der 
Festungsbauhöfe, bleiben der besonderen Regelung vorbehalten; die 
Bestimmungen der gegenwärtigen Verordnung finden auf dieselben keine 
Anwendung. 


$. 77. Alle der gegenwärtigen Verordnung entgegenstehenden 
allgemeinen und besonderen Bestimmungen werden hierdurch außer Kraft 


gesetzt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrücktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 9. Februar 1849. 
(L S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg, v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


Rintelen. v. d. Heydt. Für den Finanzminister: Kühne. Gr. 
v. Bülow. 
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6. Verordnung über die Errichtung von Gewerbegerichten. Vom 
9. Februar 1849. *) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. Ic. 
verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministeriums und auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde für den Umfang Unserer Monarchie, mit 
Ausschluß des Bezirks des Appellations-Gerichtshofes zu Cöln, für welchen 
eine Revision der bestehenden Gesetzgebung vorbehalten wird, was folgt: 


Erster Abschnitt. - Errichtung und Bestimmung der 
Gewerbegerichte. 


$. 1. Für jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen 
gewerblichen Verkehrs ein Bedürfniß zu einem Gewerbegerichte obwaltet, 
soll; auf den Antrag von Gewerbetreibenden, nach Anhörung der 
gewerblichen und kaufmännischen Korporationen und der 
Gemeindevertreter, ein solches Gericht, nach Einholung Unserer besondern 
Genehinigung, errichtet werden. 


*) Revidirt und genehmigt von den Kammern nach der Staats-Ministerial- 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1850. 


8.2. Das Gewerbegericht erledigt im Wege der gütlichen Vermittelung, 
ober nöthigenfalls durch Erkenntniß die Streitigkeiten der selbstständigen 
Gewerbetreibenden mit ihren Gesellen, Gehülfen und Lehrlingen, ingleichem 
die Streitigkeiten derjenigen, welche Rohstoffe oder Halbfabrikate zu 
Waaren für den Handel verarbeiten lassen (Fabrikinhaber, Faktoren, 
Ausgeber, Verleger), mit den von ihnen beschäftigten Werkführern und 
Fabrikarbeitern, sowie ihren Fabriklehrlingen und Fabrikgehülfen, soweit der 
Streit auf den Antritt oder die Auflösung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses, 
auf die gegenseitigen Leistungen während der Dauer desselben, oder auf 
solche Ansprüche sich bezieht, welche aus dem Arbeits- oder 
Lehrverhältnisse herrühren. 


Als Fabrikarbeiter sind nicht bloß diejenigen anzusehen, welche in der 
Betriebsstätte beschäftigt werden, sondern auch diejenigen, welche außerhalb 
der Betriebsstätte mit eigenen oder fremden Werkzeugen, mit oder ohne 
Verwendung von Zuthaten die ihnen von Fabrikinhabern, Faktoren, 
Ausgebern oder Verlegern gegebenen Rohstoffe oder Halbfabrikate zur 
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Herstellung von Waaren für das Geschäft derselben gegen Bezahlung 
verarbeiten. 


$. 3. Der Gerichtsbarkeit des Gewerbegerichts sind alle im 8.2. 
bezeichnete Personen unterworfen, welche: 


a) innerhalb des Gerichtsbezirks eine Betriebs- oder Werkstatt besitzen, 
oder 


b) innerhalb desselben Bezirks als Faktoren, Ausgeber oder Verleger ihr 
Gewerbe ausüben, oder 


c) für solche Betriebs- oder Werkstätten oder für solche Faktoren, 
Ausgeber oder Verleger arbeiten, auch wenn sie außerhalb des 
Gerichtsbezirks wohnen. 


8. 4. Die Mitglieder des Gewerbegerichtes sind zu einem Theile aus der 
Klasse der selbstständigen Handwerker, der Fabrikinhaber, Faktoren, 
Ausgeber oder Verleger (Arbeitgeber), und zum anderen Theile aus der 
Klasse der Gesellen, Gehülfen, Werkführer und Fabrikarbeiter 
(Arbeitnehmer), auf vier Jahre, von den im Gerichtsbezirke wohnenden 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu wählen. 


Ihre Zahl soll nach dem Umfange und nach den gewerblichen 
Verhältnissen des Gerichtsbezirks auf fünf, neun, dreizehn oder siebzehn 
festgesetzt werden. 


Im ersten Falle soll das Gewerbegericht bestehen: aus drei Mitgliedern 
aus der Klasse der Arbeitgeber und zwei Mitgliedern aus der Klasse der 
Arbeitnehmer; 


Im zweiten Falle aus fünf Mitgliedern aus der Klasse der Arbeitgeber 
und vier Mitgliedern aus der Klaffe der Arbeitnehmer; 


Im dritten Falle aus sieben Mitgliedern aus der Klasse der Arbeitgeber 
und sechs Mitgliedern aus der Klasse der Arbeitnehmer; 


Im vierten Falle aus neun Mitgliedern aus des Klasse der Arbeitgeber 
und acht Mitgliedern aus der Klasse der Arbeitnehmer. 


Der besondern Verordnung über die Einsetzung der einzelnen 
Gewerbegerichte bleibt überlassen, nach den örtlichen Verhältnissen zu 
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bestimmen, in welchem Verhältnis innerhalb der Klasse der Arbeitgeber die 
Fabrikinhaber und selbstständigen Handwerker und innerhalb der Klasse der 
Arbeitnehmer die Gehülfen, Gesellen und Fabrikarbeiter ihre Vertretung 
finden sollen. 


8. 5. Für jedes Mitglied wird aus der Klasse, welcher dasselbe angehört, 
ein Stellvertreter gewählt, welcher, wenn das Mitglied vor dem Ablaufe 
seiner Amtszeit ausscheidet, oder zeitweise an der Ausübung des Amtes 
verhindert wird, für die noch übrige Dauer der Amtszeit oder für die Dauer 
der Verhinderung eintritt. Ist ein Stellvertreter an der Ausübung des Amtes 
verhindert, so wird einer der übrigen Stellvertreter und zwar zunächst aus 
derselben Klasse vom Vorsitzenden des Gewerbegerichts einberufen. 


$. 6. Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und 
Stellvertreter sind alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welche das vier und 
zwanzigste Lebensjahr zurückgelegt haben und seit mindestens sechs 
Monaten im Bezirke des Gewerbegerichts wohnen oder in Arbeit stehen, mit 
Ausnahme derjenigen IUISH (4 


1) welche sich nicht im Vollgenusse der bürgerlichen Rechte befinden, 
190 


2) welche in Konkurs sich befinden oder sich für zahlungsunfähig 
erklärt haben,. 


3) welche durch einen Beschluß der kaufmännischen Korporation oder 
der Handelskammer von deren Mitgliedschaft ausgeschlossen sind, 


4) welche die kaufmännischen Rechte durch ein rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren haben, 


5) welche wegen Ablohnung der Fabrikarbeiter mit Waaren ($$. 50. u. 
flg. der Verordnung vom 9. Februar d. J.) bestraft worden sind. 


$. 7. Wählbar sind alle Wahlberechtigten, welche das dreißigste 
Lebensjahr zurückgelegt haben und ihr Gewerbe seit fünf Jahren betreiben. 


Personen, welche im zweiten Grade mit einander verwandt oder 
verschwägert, oder welche Gesellschafter desselben Handels-; Fabriken- 
oder Handwerksgeschäfts sind, können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des 
Gewerbegerichts sein. 
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Die Mitglieder des Gewerbegerichts für die Klasse der Arbeitgeber sind 
von den Arbeitgebern und die Mitglieder für die Klasse der Arbeitnehmer 
von den Arbeitnehmern zu wählen. 


Glauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klasse keine 
ausreichende Zahl befähigter Mitglieder, welche die Bedingungen der 
Wählbarkeit erfüllen, zu finden, so sind die Arbeitnehmer befugt, ihre 
Vertreter aus der Klasse der Arbeitgeber zu wählen. 


$. 8. Zur Leitung der Wahlen ernennt die Regierung einen Kommissarius 
oder, wenn die Eintheilung des Gerichtsbezirks in mehrere Wahlbezirke 
erforderlich ist, mehrere Kommissarien. 


Jeder Kommissarius beruft durch eine vierzehn Tage vor dem 
anberaumten Wahltermine zu erlassende Bekanntmachung die 
Wahlberechtigten zur Wahlversammlung. 


8. 9. In jeder Gemeinde des Wahlbezirks soll die Kommunalbehörde ein 
Verzeichniß der am Orte wohnenden Wahlberechtigten aufstellen und mit 
Berücksichtigung der Ab- und Zugänge fortführen. Dasselbe ist, wenn eine 
Wahl abgehalten werden soll, sofort nach erfolgter Bekanntmachung des 
Wahltermins acht Tage lang zur Einsicht der Gewerbetreibenden auszulegen. 
Während dieser Frist können die im Verzeichnisse übergangenen 
Wahlberechtigten auf nachträgliche Einschreibung ihrer Namen antragen. 
Ueber die Zulässigkeit eines solchen Antrages entscheidet die 
Kommunalbehörde mit Vorbehalt des Rekurses an die Regierung. Durch die 
Einlegung des Rekurses wird die Feststellung des Verzeichnisses, welches 
nach Ablauf der erwähnten achttägigen Frist zu schließen und dem 
Kommissarius zuzustellen ist, nicht aufgehalten. 


$. 10. Nur die in den Verzeichnissen der Kommunalbehörden ($. 9.) 
eingeschriebenen Wahlberechtigten werden bei der Wahlversammlung 
zugelassen. Abwesende können von ihrem Stimmrechte keinen Gebrauch 
machen. 


Nach Eröffnung der Wahlversammlung ernennt der Kommissarius zwei 
Stimmensammler und einen Schriftführer. Die Wahl erfolgt durch 
Stimmzettel nach absoluter Stimmenmehrheit. Wird bei einer Abstimmung 
keine absolute Stimmenmehrheit erlangt, so sind diejenigen beiden 
Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl 
zu bringen. Im Fall der Stimmengleichheit entscheidet das Loos. 
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Das Wahlprotokoll ist von dem Kommissarius den Stimmensammlern 
und dem Schriftführer zu unterzeichnen und der Regierung einzureichen, 
welche die Wahlen, wenn dabei vorschriftsmäßig verfahren, und wenn die 
vorgeschriebene Befähigung per Gewählten (S. 7) außer Zweifel ist, 
bestätigt. Für diejenigen Wahlen, welchen die Bestätigung versagt wird, ist 
eine neue Wahlversammlung anzuberaumen. 


Ueber Beschwerden gegen die Anordnungen der Regierung entscheidet 
das Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Mit Gegenständen, welche nicht unmittelbar auf das Wahlgeschäft 
Bezug haben, darf sich die Versammlung nicht beschäftigen. 


$. 11. Die bei der Einsetzung des Gewerbegerichtes ernannten 
Mitglieder und Stellvertreter werden durch einen Kommissarius der 
Regierung vereidigt und eingeführt. 


Von den Mitgliedern scheiden am Ende des zweiten Jahres aus: 


a) wenn das Gewerbegericht fünf Mitglieder hat, Ein Mitglied aus der 
Klasse der Arbeitgeber und Ein Mitglied aus der Klaffe der Arbeitnehmer; 


b) wenn das Gericht neun Mitglieder, hat, zwei Mitglieder aus der 
Klasse der Alan Arbeitgeber und zwei Mitglieder aus der Klasse der 
Arbeitnehmer; 


c) wenn das Gewerbegericht dreizehn Mitglieder hat, drei Mitglieder aus 
der Klasse der Arbeitgeber und drei Mitglieder aus der Klasse der 
Arbeitnehmer; 


d) wenn das Gericht siebzehn Mitglieder hat, vier Mitglieder aus der 
Klasse der and Arbeitgeber und vier Mitglieder aus der Klasse der 
Arbeitnehmer. 


Unter den zu derselben Klasse gehörenden Mitgliedern werden 
diejenigen, welche zuerst ausscheiden, durch das Loos bestimmt. 


Mit jedem austretenden Mitgliede scheidet zugleich dessen Stellvertreter 
aus. 


$. 12. Vor dem Ausscheiden der im $. 11. bezeichneten Mitglieder und 
Stellvertreter und später alle zwei Jahre, vor dem Ausscheiden derjenigen, 
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deren vierjährige Wahlzeit abläuft, sind die zur Wiederbesetzung ihrer 
Stellen erforderlichen Wahlen nach den Bestimmungen in den $$. 8. 9. 10. 
abzuhalten und zu prüfen. Nach erfolgter Bestätigung dieser Wahlen werden 
die Gewählten durch den Vorsitzenden des Gewerbegerichts vereidigt und 
eingeführt. 


Die ausscheidenden Mitglieder können wieder gewählt werden, doch 
sind sie in den ersten zwei Jahren die Wahl anzunehmen nicht verpflichtet. 


$. 13. Die Mitglieder des Gewerbegerichts verwalten ihr Amt 
unentgeltlich; jedoch kann den Mitgliedern aus der Klasse der Arbeitnehmer 
eine im Regulativ festzusehende Entschädigung gewährt werden. 


Die Suspension der Mitglieder des Gewerbegerichts vom Amte und die 
Entfernung aus demselben erfolgt in denjenigen Fällen, in welchen sie bei 
anderen richterlichen Beamten Statt findet, nach dem für deren Suspension 
und Amtsentsetzung vorgeschriebenen Verfahren. 


Außerdem tritt die Suspension und Amtsentsetzung, ein, wenn ein 
Mitglied des Gewerbegerichts oder ein Stellvertreter aus einem der im 8. 6. 
zu 1.2.3.4. 5. erwähnten Gründe die Befähigung zur Theilnahme an der 
Wahl der Mitglieder verliert. In den ebengedachten Fällen ist, der 
Vorsitzende des Gewerbegerichtes befugt, dem Betheiligten die Ausübung 
des Amtes vorläufig zu untersagen, er muß aber hierüber sofort an das 
Appellationsgericht des Bezirks Bericht erstatten, welches die Suspension zu 
bestätigen oder aufzuheben hat. 


$. 14. Nach der Einsetzung des Gewerbegerichtes wählen die Mitglieder, 
nach absoluter Stimmenmehrheit, aus der Klasse der Arbeitgeber einen 
Vorsitzenden, und für dessen Geschäftsführung in Verhinderungsfällen, einen 
Stellvertreter, auf zwei Jahre. Die Namen der Gewählten sind der Regierung 
und dem Appellationsgerichte des Bezirks anzuzeigen. Bei der Erneuerung 
jener Wahl, welche von zwei zu zwei Jahren nach der jedesmaligen 
Ergänzung des Gewerbegerichtes ($. 12.) erfolgt, sind die früher Gewählten, 
sofern sie noch zu den Mitgliedern des Gewerbegerichts gehören, wieder 
wählbar. 


8. 15. Das Gewerbegericht wählt nach absoluter Stimmenmehrheit einen 
Gerichtsschreiber, welcher die Aktuariatsprüfung bestanden haben muß, und 
einen Gerichtsboten, welcher zugleich die Geschäfte des Exekutors versieht. 
Diese Wahlen sind bei nachgewiesener Befähigung der Gewählten von der 
Regierung zu bestätigen. Ihre Vereidigung erfolgt durch den Vorsitzenden 
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des Gewerbegerichtes. Die ihnen zu gewährenden Besoldungen sind vom 
Gewerbegerichte vorzuschlagen und von der Regierung festzusehen. 


$. 16. Die Beschaffung und Unterhaltung der für das Gewerbegericht 
nöthigen Geschäftsräume liegt den Gemeinden ob, für welche das Gericht 
errichtet wird; diese haben auch die Kosten der ersten Einrichtung des 
Gerichts zu bestreiten. Wo Staatsgebäude entbehrliche und für das 
Gewerbegericht geeignete Räumlichkeiten darbieten, werden diese dem 
Gewerbegericht überwiesen werden. Die Kosten für die laufende 
Geschäftsführung mit Einschluß der Besoldungen des Gerichtsschreibers und 
des Gerichtsboten werden aus den eingehenden Gebühren und Strafgeldern 
und, soweit diese nicht ausreichen, durch Beiträge der Gewerbetreibenden 
des Gerichtsbezirks gedeckt. Die erforderlichen Beiträge sind vom 
Gewerbegericht mit Genehmigung der Regierung nach den von dieser 
letzteren festgestellten Vertheilungsgrundsätzen auszuschreiben. Ihre 
Einziehung erfolgt nöthigenfalls durch Erekution im Verwaltungswege. 


Zweiter Abschnitt. - Verfahren vor dem Vergleichsausschusse. 


$. 17. Wer einen Anspruch bei dem Gewerbegericht geltend machen 
will, hat denselben schriftlich oder bei dem Gerichtsschreiber zu Protokoll 
mit Angabe des Namens und Wohnortes des in Anspruch Genommenen, des 
Klagegrundes und des bestimmt zu stellenden Antrags anzumelden. Der 
Gerichtsschreiber ladet unter Mittheilung der Angaben des Klägers den 
Verklagten schriftlich vor den Vergleichsausschuß und benachrichtigt den 
Antragsteller von dem anberaumten Termine. 


8. 18. Den Vergleichsausschuß bilden zwei Mitglieder des 
Gewerbegerichts, von welchen Einer zur Klasse der Arbeitgeber, der Andere 
zur Klasse der Arbeitnehmer gehören muß. 


Der Gerichtsschreiber verzeichnet die bei dem Vergleichsausschusse 
vorkommenden Geschäfte mit kurzer Angabe der Streitgegenstände in einem 
Protokollbuche. Das jedesmalige Protokoll wird nach dem Schlusse der 
Verhandlungen von den beiden Mitgliedern des Ausschusses und von dem 
Gerichtsschreiber vollzogen. 


8. 19. Erscheint der vor den Vergleichsausschuß geladene Verklagte 
nicht zur festgesetzten Stunde, so wird sein Ausbleiben in dem 
Protokollbuche bemerkt und auf den Antrag des Klägers eine Vorladung vor 
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das Gewerbegericht erlassen. Bleibt der Antragsteller aus, so wird sein 
Antrag für zurückgenommen erachtet. 


8. 20. Den erschienenen Parteien hat der Ausschuß nach ihrer 
Vernehmung Vorschläge zur gütlichen Beilegung des Streits zu machen. Es 
bleibt ihn überlassen, nach Maaßgabe der zur Stelle gebrachten Beweismittel 
zu seiner Information Beweis zu erheben; er ist jedoch nicht befugt, Zeugen 
oder Sachverständige eidlich zu vernehmen oder Eide aufzuerlegen. 


8. 21. Kommt über den ganzen Streitgegenstand oder auch nur über 
einen Theil desselben ein Vergleich zu Stande, so wird derselbe in dem 
Protokollbuche niedergeschrieben. Die Parteien haben diesen Vermerk zu 
vollziehen und erhalten auf Verlangen Ausfertigung der Verhandlung. Auf 
Grund eines vor dem Vergleichsausschusse abgeschlossenen Vergleichs kann 
die Vollstreckung der Erekution erfolgen. 


$. 22. Soweit keine Vereinbarung zu Stande kommt, wird der fruchtlose 
Ausfall der Vergleichsverhandlungen im Protokollbuche verzeichnet und, auf 
den Antrag des Klägers, die Sache sofort an das Gewerbegericht verwiesen. 


Es können in diesem Falle die Parteien unter der im $. 27. No. 4. und $. 
28. No. 3. enthaltenen Verwarnung zur Verhandlung der Sache vor dem 
Gewerbegericht mündlich bestellt werden, ohne daß es einer schriftlichen 
Vorladung bedarf. 


8. 23. Erscheinen beide Theile ohne vorangegangene Vorladung vor dem 
Ausschusse, damit dieser ihren Streit vermittele, so wird über den 
Gegenstand desselben and über den Antrag ein Vermerk im Protokollbuche 
gemacht und im Uebrigen nach den $$. 20. 21. 22. verfahren. 


8. 24. Die Kosten des Verfahrens vor dem Vergleichsausschusse fallen, 
wenn über den Anspruch des Klägers ein Vergleich zu Stande kommt, 
welcher den Kostenpunkt nicht erledigt, jedem von beiden Theilen zur Hälfte 
zur Last. 


Kommt es zwischen den vor dem Vergleichsausschusse erschienenen 
Parteien zu Feinem Vergleiche, so fallen die Kosten des Verfahrens 
demjenigen zur Last, welchem die Kosten des späteren gerichtlichen 
Verfahrens von dem Gewerbegerichte auferlegt werden. 
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Wird die Verweisung der Klage an das Gewerbegericht vom Kläger 
nicht beantragt, oder ist der Antrag des Klägers für zurückgenommen 
anzusehen ($. 19.), so trägt der Kläger die entstandenen Kosten. 


$. 25. Für Streitigkeiten von Innungsgenossen mit ihren Gehülfen, 
Gesellen und Lehrlingen tritt das Vergleichsverfahren vor einem 
Vergleichsausschusse der Innung an die Stelle des im $. 17. u. flg. erwähnten 
Verfahrens. 


Auf Grund eines vor dem Vergleichsausschusse der Innung 
abgeschlossenen Vergleichs kann die Vollstreckung der Exekution erfolgen. 


Dritter Abschnitt. - Verfahren vor dem Gewerbegerichte. 


$. 26. Die zur Entscheidung des Gewerbegerichts gelangenden 
Streitigkeiten werden vor dem versammelten Gerichte verhandelt. 


Der Gerichtsschreiber besorgt die Vorladungen zu diesem Verfahren. 
Neber die vor dem Gewerbegerichte zur Verhandlung kommenden 
Angelegenheiten führt derselbe ein fortlaufendes. Sitzungsprotokoll. 


Das Sitzungsprotokoll wird von dem Vorsitzenden und dem 
Gerichtsschreiber vollzogen. 


8. 27. Die Vorladung des Verklagten zur Klagebeantwortung und zur 
weitern Verhandlung muß enthalten: 


1) die genaue Bezeichnung des Rechtsanspruches mit Anführung des 
Namens, des Wohnorts und des Gewerbes beider Theile; 


2) die abschriftliche Mittheilung der Klage und ihrer Beilagen; 


3) die Aufforderung, in dem nach Tag und Stunde bestimmten Termine 
in Person, oder im Falle der Abwesenheit oder Krankheit durch einen, nach 
den Bestimmungen im $. 50. zulässigen und mit schriftlicher Vollmacht 
versehenen Bevollmächtigten die Klage vollständig zu beantworten, die zur 
Begründung der Einwendungen bestimmten Beweismittel anzugeben und die 
vorzulegenden Urkunden im Original oder in Abschrift mitzubringen; 


4) die Bedeutung, daß, wenn der vorstehenden Aufforderung nicht 
genügt werde, auf den Antrag des erschienenen Klägers die in der Klage 
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angeführten Thatsachen für zugestanden, und die vom Kläger beigebrachten 
Urkunden für anerkannt würden erachtet, und, was den Rechten nach daraus 
folge, in dem abzufassenden Kontumazialbescheide werde festgesetzt 
werden. 


$. 28. Die Vorladung des Klägers muß enthalten: 
l) die Benachrichtigung von dem anberaumten Termine; 


2) die Aufforderung, zur festgesetzten Stunde in Person oder im Falle 
der Abwesenheit oder Krankheit durch einen nach $. 50. zulässigen und mit 
schriftlicher Vollmacht versehenen Bevollmächtigten zu erscheinen; 


3) die Bedeutung, daß, wenn Kläger nicht erscheine oder sein 
Bevollmächtigter den Bestimmungen im $. 50. nicht genüge, die Akten auf 
seine Kosten würden zurückgelegt werden. 


8. 29. Nach den in den Vorladungen gestellten Verwarnungen wird 
verfahren, wenn der eine oder der andere Theil in dem anberaumten Termine 
ausbleibt. 


Hat das Gewerbegericht aus eigener Wissenschaft oder durch eine 
Vorstellung der Verwandten, Nachbarn oder Freunde des Verklagten davon 
Kenntniß, daß derselbe durch Abwesenheit, schwere Krankheit oder andere 
erhebliche Gründe verhindert sei, in dem anberaumten Termine zu 
erscheinen, so kann durch einen Beschluß des Gerichts die Abfassung des 
Kontumazialbescheides abgelehnt und ein neuer Termin zur 
Klagebeantwortung angesetzt werden. 


Wenn keiner von beiden Theilen erscheint, werden die Akten auf Kosten 
des Klägers zurückgelegt. 


8. 30. Sind beide Theile erschienen, so hat der Verklagte die Klage zu 
beantworten und seine Einwendungen anzubringen. Nach Anhörung des 
Klägers über diese Einwendungen sind beiden Theilen Vorschläge zur 
gütlichen Beilegung des Streites zu machen. Kommt ein Vergleich zu Stande, 
so wird die darüber aufzunehmende Verhandlung von den Betheiligten 
vollzogen. Dieselben erhalten auf Verlangen Ausfertigungen der 
Verhandlung. 


8. 31. Ergiebt sich aus den Erklärungen der Parteien, daß es für die 
Entscheidung des Rechtsstreites auf besondere gewerbliche Kenntnisse 
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ankommt, so ist das Gericht befugt, zu seiner Information noch andere 
Sachverständige zuzuziehen und zu vernehmen, oder die Parteien vor eines 
der Mitglieder oder vor einen der Stellvertreter, welcher dazu vermöge seines 
Gewerbes geeignet erscheint, zu verweisen, um ihnen Vergleichsvorschläge 
zu machen, und im Falle solche nicht angenommen werden sollten, einen 
gutachtlichen Bericht über den Streitgegenstand zu erstatten. 


8. 32. Ueber die zur Entscheidung der Sache erforderliche 
Beweisaufnahme hat das Gericht, nachdem die Parteien über ihre etwaigen 
Einwendungen gegen die vorgeschlagenen Zeugen und sonstigen 
Beweismittel gehört worden, Beschluß zu fassen. Sind die Beweismittel zur 
Stelle, so kann der Beweis sofort aufgenommen und das Urtheil gesprochen 
werden. 


Im entgegengesetzten Falle werden die Parteien, wenn sie anwesend 
sind, mündlich, wenn sie bereits entlassen sind, schriftlich zu dem Termine, 
in welchem die Beweisaufnahme erfolgen soll, mit der Verwarnung 
vorgeladen, daß im Falle ihres Ausbleibens in dem anberaumten Termine mit 
der Beweisaufnahme werde verfahren werden. 


8. 33. Die Vernehmung der Zeugen erfolgt durch den Vorsitzenden vor 
versammeltem Gewerbegericht. 


Die Zeugen haben ihren Namen, ihren Stand oder ihr Gewerbe, ihr Alter 
und ihren Wohnort anzugeben und zu erklären, ob und in welchem Grade sie 
mit den Parteien verwandt oder verschwägert sind, und ob sie zu denselben 
in Dienst- oder sonstigen näheren Verhältnissen stehen. 


Bei der Aufnahme des Zeugenbeweises kann der Vorsitzende an die 
Zeugen auch über andere als die zum Beweise gestellten Thatsachen zur 
Aufklärung des Sachverhältnisses geeignete Fragen richten. 


Die Parteien dürfen die Zeugen nicht unterbrechen. Hält das Gericht ihre 
Gegenwart bei der Zeugenvernehmung nicht für angemessen, so müssen sie 
während derselben abtreten. 


$. 34. In Sachen, bei welchen die Appellation zulässig ist, muß die 
Zeugenaussage vollständig niedergeschrieben und dem vernommenen 
Zeugen vorgelesen werden. 


Der Zeuge hat die aufgenommene Verhandlung, nachdem sie von ihm 
genehmigt oder nach seinen nachträglichen Erinnerungen berichtigt worden, 
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zu unterschreiben oder, wenn er des Schreibens unkundig ist, zu 
unterzeichnen, und sodann vor dem versammelten Gericht zu beschwören. 


In Sachen, wo die Appellation nicht zulässig ist, genügt es, wenn der 
Inhalt der Zeugenaussage in seinen wesentlichen Punkten bei Registrirung 
des Hergangs der Verhandlung kurz angegeben wird. 


Die Abnahme des Zeugeneides erfolgt durch den Vorsitzenden und ist in 
dem Sitzungsprotokolle zu vermerken. 


8. 35. Sind die Zeugen durch Krankheit am Erscheinen vor Gericht 
verhindert, so erfolgt ihre vollständige und eidliche Vernehmung durch einen 
Kommissarius des Gewerbegerichts mit Zuziehung des Gerichtsschreibers; 
wohnen die Zeugen entfernt vom Size des Gewerbegerichts, so ist das 
Ortsgerichts um Vernehmung derselben zu requiriren. 


8. 36. Der Beweis durch Augenschein wird von einem oder von 
mehreren Mitgliedern des Gewerbegerichts iu Begleitung des 
Gerichtsschreibers aufgenommen, welcher den Befund zu Protokoll nimmt. 
Das Protokoll wird von den Kommissarien und dem Gerichtsschreiber 
vollzogen. 


8. 37. Sollnach dem Beschlusse des Gerichtes eine Partei einen von 
dem Gegner angetragenen oder zurückgeschobenen Eid leisten, so, wird der 
Vorladung ($. 32.) desjenigen, welcher den Eid zu leisten hat, die 
Verwarnung beigefügt: 


dass im Falle seines Ausbleibens in dem Schwörungstermine 
angenommen werde, er könne oder wolle nicht schwören, und daß 
hiernach das Weitere in dem Erkenntnisse werde festgesetz 
werden. 


Bei der Aufnahme des Beweises durch den Eid ist wie bei der Abnahme 
der Zeugeneide zu verfahren. 


$. 38. Das Gericht erkennt sofort nach erfolgter Beweisaufnahme in 
derselben Sitzung. Ausnahmsweise darf die Entscheidung wegen 
Weitläuftigkeit der Sache Bis zu einer spätern Sitzung innerhalb der nächsten 
acht Tage ausgefetzt werden. 


Die Kosten des Verfahrens sind in dem Erkenntnisse demjenigen zur 
Last zu legen, welcher in der Hauptsache unterliegt. Hat der Kläger mehr 
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gefordert, als ihm zuerkannt wird, so sind die Kosten von beiden Theilen, 
nach einem billigen, dem Ergebnisse des Rechtsstreites entsprechenden 
Verhältnisse zu tragen. Sämmtliche Kosten können dem in der Hauptsache 
Obsiegenden auferlegt werden, wenn dieser die Annahme eines ihr mit 
Zustimmung des Gegners vorgeschlagenen Vergleiches abgelehnt hat, 
demnächst aber durch das Erkenntniß nur soviel oder weniger, als ihm im 
Wege des Bergleichs angeboten worden, erstreitet. 


Das Erkenntniß ist mit Beifügung der Gründe in das Sitzungsprotokoll 
aufunehmen. Eine Ausfertigung desselben muß jedem von beiden Theilen 
nach den Bestimmungen im $. 47. zugestellt werden. 


Vierter Abschnitt. - Allgemeine Bestimmungen über das Verfahren 
vor dem Vergleichs- Ausschusse und vor dem Gewerbegerichte. 


8. 39. Die Ordnung der Sitzungen und der Geschäftsführung bei dem 
Vergleichsausschusse und bei dem Gewerbegerichte soll durch ein Regulativ 
bestimmt werden, welches von den Gewerbegerichte zu entwerfen und der 
Regierung zur Genehmigung einzureichen ist. 


8. 40. Die Sitzungen des Gewerbegerichts sind öffentlich. Sämmtliche 
bei der verhandelten Angelegenheit nicht betheiligte Personen müssen sich 
jedoch entfernen, sobald dies vom Vorsitzenden nach dem Beschlusse des 
Gerichtes angeordnet wird. 


8.41.Bei den Verhandlungen vor dem Vergleichsausschusse und vor dem 
Gewerbegerichte haben sich die Betheiligten in den Schranken der Mäßigung 
und per schuldigen Achtung zu halten und in gleicher Art haben alle übrige 
Anwesende Jede Störung der Verhandlungen zu vermeiden. Diejenigen, 
welche hiergegen verstoßen, sind von dem Vorsitzenden an ihre Pflicht zu 
erinnern, und wenn diese Ermahnung erfolglos bleibt, ist der Vorsitzende 
befugt, die Entfernung des Ruhestörers zu veranlassen. Bei den 
Verhandlungen vor dem Vergleichsausschusses hat das der Klasse der 
Arbeitgeber angehörende Mitglied die Befugnisse des Vorsitzenden. 


8. 42. Wer durch beleidigende Aueßerungen oder Handlungen die 
Ordnung während der Verhandlungen vor dem Gewerbegerichte oder dem 
Vergleichsausschusse verlegt, kann durch einen Beschluß des 
Gewerbegerichts oder des Vergleichsausschusses mit Geldbuße bis zu fünf 
Thalern oder mit Gefängniß bis zu vier und zwanzig Stunden bestraft werden 
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Gegen diesen Beschluß ist kein Rechtsmittel zulässig. Die festgesetzten 
Geldstrafen sind zur Gebührenkasse des Gewerbegerichtes einzuziehen. 


$. 43. Bur Gültigkeit der Urtheile und Beschlüsse des Gewerbegerichtes 
ist, je nachdem das Gericht aus fünf, neun, dreizehn oder siebzehn 
Mitgliedern besteht, die Anwesenheit von mindestens drei, fünf, sieben oder 
neun Mitgliedern erforderlich. Die Entscheidungen und Beschlüsse werden 
nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 


8. 44. Die Urschriften, der Erkenntnisse und Beschlüsse sind von dem 
Vorsitzenden und vom Gerichtsschreiber, alle Ausfertigungen aber von 
Letzterem allein zu unterzeichnen. 


8. 45. Die Mitglieder des Gewerbegerichtes sind verpflichtet, in 
denjenigen Rechtssachen, bei welchen sie persönlich betheiligt sind, oder 
einer der Parteien Rath ertheilt haben, oder in welchen sie als Zeugen 
vernommen werden, sich jeder Mitwirkung zu enthalten. Diese Verpflichtung 
tritt auch in den Fällen ein, in welchen ein Mitglied mit einer Partei bis zum 
vierten Grade verwandt, verschwägert oder verlobt ist, oder mit einer Partei 
in offenbarer Feindschaft lebt. 


Besorgt eine Partei, daß ein solches Mitglied seiner vorstehend 
erwähnten Pflicht nicht nachkommen werde, so steht ihr frei, bei dem 
Vorsitzenden des Gewerbegerichtes darauf anzutragen, daß das betheiligte 
Mitglied von der Theilnahme an den betreffenden Verhandlungen und 
Beschlüssen ausgeschlossen werde. 


8. 46. Bei der Anberaumung der Termine ist darauf zu schen, daß jede 
Sache in der nächsten, oder doch in derjenigen folgenden Sitzung zur 
Verhandlung kommt, zu welcher die Vorladungen noch rechtzeitig ($. 48.) 
zugestellt werden können. 


8. 47. Den am Orte des Gerichtes oder in dessen nächster Umgebung 
wohnenden Parteien werden die Vorladungen durch den Boten des 
Gewerbegerichtes zugestellt, welcher die Zustellung zu bescheinigen hat. 


Die entfernter wohnenden Parteien erhalten die Vorladungen kostenfrei 
durch Vermittlung der Ortspolizei-Behörde oder durch die Post. Der 
Nachweis der Zustellung wird mit rechtlicher Wirkung durch die 
Bescheinigung des ortspolizeilichen Beamten oder einen Postschein geführt, 
welcher außer der Empfangsbescheinigung des Empfängers die 
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Bescheinigung eines vereideten Postboten über die gehörig erfolgte 
Zustellung der Vorladung enthalten muß. 


8. 48. Wohnen beide Theile am Site des Gerichts, oder nicht weiter als 
drei Meilen von demselben entfernt, so ist die Vorladung rechtzeitig erfolgt, 
wenn zwischen dem Tage der Zustellung und dem anberaumten Termine Gin 
Tag vergangen ist. Wohnt einer von beiden Theilen weiter entfernt, so muß 
die ebengedachte Zwischenzeit für jede weitere Entfernung innerhalb dreier 
Meilen um Einen Tag verlängert sein. 


8. 49. Erscheint eine minderjährige oder eine andere Partei, welche nicht 
selbstständig vor Gericht auftreten kann, ohne ihren gesetzlichen Vertreter 
oder Beistand, so wird, wenn dieser nicht am Orte wohnt, der Partei ein 
Beistand aus der Klasse der Gewerbetreibenden zugeordnet. Dieser hat 
rücksichtlich der Vertretung der betheitigten Partei vor dem 
Vergleichsausschusse oder vor dem Gewerbegerichte dieselben Befugnisse 
und Obliegenheiten, wie der Vormund oder Vater. 


Die Zuziehung von Beiständen, welche der Klasse der 
Gewerbetreibenden nicht angehören, ist nicht gestattet. 


8. 50. Durch Bevollmächtigte dürfen sich die Parteien vor dem 
Vergleichs- Ausschusse und vor dem Gewerbegerichte nur in den Fällen der 
Abwesenheit oder Krankheit vertreten lassen. Die Bevollmächtigten müssen 
dem Gewerbestande angehören oder mit den von ihnen Vertretenen bis zum 
vierten Grade einschließlich vers wandt oder verschwägert sein, oder in 
deren Dienst stehen, oder als Mitgenossen der Machtgeber bei den streitigen 
Angelegenheiten betheiligt sein, auch kann die Ehefrau ihren Ehemann 
vertreten. Andere Personen werden als Bevollmächtigte nicht zugelassen. 


Vor der Zulassung zu den Verhandlungen hat jeder Bevollmächtigte den 
schriftlichen Auftrag des Machtgebers nachzuweisen. In Ermangelung dieses 
Nachweises wird angenommen, daß für den Machtgeber Niemand erschienen 
sei. 


Fünfter Abschnitt. - Von den Rechtsmitteln. 


8.51. Gegen einen Kontumazialbescheid steht dem Verklagten das 
Rechtsmittel der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (Restitution), offen. 
Dasselbe muß innerhalb eines Zeitraumes von drei Tagen, nach dem Tage der 
Zustellung des Bescheides, bei dem Gewerbegericht schriftlich oder zu 
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Protokoll angebracht werden; es muß eine vollständige Beantwortung der 
Klage enthalten. 


8. 52. Ueber die Zulässigkeit des Restitutiosgesuches hat das Gericht zu 
beschließen. Der Beschluß, daß dem Gesuche Statt zu geben sei, ist, mit 
Aufhebung des Kontumazialbescheides, zu Protokoll zu vermerken. Die 
Parteien sind in solchem Falle, unter abschriftlicher Mittheilung des 
Beschlusses, zur weiteren Verhandlung mit der Verwarnung vorzuladen, daß 


a) wenn der Kläger in dem anberaumten Termine nicht erscheine, die Akten 
auf seine Kosten würden zurückgelegt werden; 


b) wenn der Verklagte nicht erscheine, auf den Antrag des erschienenen 
Klägers alle streitigen, vom Verklagten angeführten, mit Beweismitteln 
nicht Unterstützten Thatsachen für nicht angeführt, sowie alle von 
diesem vorzulegende Urkunden für nicht beigebracht würden erachtet, 
alle vom Kläger angeführten Thatsachen aber denen, noch nicht 
ausdrücklich wiedersprochen worden, als zugestanden, ingleichen die 
vom Kläger beigebrachten Urkunden als anerkannt würden angesehen 
werden, und daß hiernach die weitere Entscheidung ergehen werde. 


8.53. Das Rechtsmittel der Restitution findet innerhalb der im 8. 51. 
angegebenen Frist auch gegen einen Bescheid Statt, welcher bei Versäumung 
des Termins zur Ableistung eines rechtskräftig erkannten Eides gegen den 
Ausgebliebenen abgefaßt ist. 


Zur Begründung eines solchen Restitutionsgesuches ist das Erbieten zur 
Ableistung des Eides erforderlich. 


$. 54. In wieweit gegen Erkenntnisse und Bescheide andere 
Rechtsmittel, als die Restitution (88. 51-53.), namentlich der Rekurs, die 
Appellation, die Revision und die Nichtigkeitsbeschwerde Statt finden, ist 
nach der in den verschiedenen Landestheilen bestehenden allgemeinen 
Prozeßgesetzgebung zu beurtheilen. 


Jedoch entscheidet über den Rekurs und die Appellation das 
Handelsgericht, ober wo ein solches nicht besteht, das Kreis- oder 
Stadtgericht des Bezirks. 


8. 55. Die Erkenntnisse und Bescheide der Gewerbegerichte sind 
ungeachtet der dagegen etwa zulässigen Rechtsmittel auf den Antrag des 
Klägers sogleich vollstreckbar. 
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Jedoch treten hierbei nachstehende Modifikationen einl: 


1) die Vollstreckung des Personal-Arrestes gegen den Verkagten ist 
ausgeschlossen; 


2) der Verklagte hat die Wahl, ob er dem ergangenen Urtheile Genüge leisten 
SN ober eine vom Gericht festzusehende Kaution in baarem Gelde oder 
geldwerthen Papieren bestellen will. Handelt es sich im Prozesse um 
eine streitige Sache oder Summe, so ist der Verklagte befugt, dieselbe 
zum gerichtlichen Gewahrsam zu geben. 


Sechster Abschnitt. - Stempel und Gebühren. 


8. 56. Die Verhandlungen über die vor dem Vergleichs-Ausschusse oder 
vor den Gewerbegericht zu Stande gekommenen Vergleiche und deren 
Ausfertigung sind stempelfrei. 


An Gebühren für das Verfahren vor dem Vergleichs-Ausschusse soll zur 
Gebührenkasse des Gewerbegerichts ein Pauschquantum von fünf bis zu 
funfzehn Silbergroschen erhoben werden. 


8. 57. Für das gerichtliche Verfahren vor dem Gewerbegerichte ist zur 
Kaffe Das Gewerbegerichts ein Pauschquantum von 15 Sgr. bis zu 5 Rthlr. zu 
erheben. 


In Ansehung der Stempel kommen die allgemeinen Vorschriften zur 
Anwendung. 


Schlußbestimmungen. 


8.58. Alle dem vorstehenden Gesetze entgegenstehenden allgemeinen 
und besonderen gesetzlichen Bestimmungen werden hierdurch aufgehoben. 


8. 59. Soweit in diesem Gesetze nicht etwas Anderes bestimmt ist, 
kommen in den, den Gewerbegerichten überwiesenen Rechtsangelegenheiten 
die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel, 
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Gegeben Charlottenburg, den 9. Februar 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. Rintelen. v. 
d. Heydt. Für den Finanz-Minister: Kühne. Gr. v. Bülow. 


7. Verordnung über den Belagerungszustand. Vom 10. Mai 
1849.*) 


Die Verhängung des Belagerungszustandes während des Friedenszustandes 
ist eine Erfindung der neueren Zeit, welche zuerst von Frankreich ausgegangen 
und durch die dortigen politischen Zustände herbeigeführt worden ist. Zuerst trat 
ein solcher Belagerungszustand für Preußen in den Novembertagen 1848. in 
Berlin ein. Es existirte aber damals nirgends eine gesetzliche Regelung dieses 
Zustandes, da die Instruktion für die Festungs- Kommandanten nur für 
Festungen maßgebend ist und das Militairftrafgesetzbuch Civil Personen nur für 
den Fall unter die Kriegsgesetze stellt, wenn dieselben eine verrätherische 
Handlung gegen das Militair begangen haben. In Folge dieser Lücke in den 
gesetzlichen Bestimmungen entstand das nachstehende Gesetz. 


*) Von den Kammern noch nicht revidirt. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministeriums auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde in Ausführung des Art. 110. der 
Verfassungsurkunde über den Belagerungszustand was folgt: 


$. 1. Für den Fall eines Krieges ist in den vom Feinde bedrohten 
Provinzen jeder Festungs-Kommandant befugt, die ihm anvertraute Festung 
mit ihrem Rayonbezirke, der kommandirende General aber den Bezirk des 
Armeekorps oder einzelne Theile desselben zum Zweck der Vertheidigung in 
Belagerungszustand zu erklären. 


8. 2. Auch für den Fall eines Aufruhrs kann der Belagerungszustand 
sowohl in Kriegs- als in Friedenszeiten erklärt werden. 


Die Erklärung des Belagerungszustandes geht alsdann vom 
Staatsministerium aus, kann aber provisorisch und vorbehaltlich der 
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sofortigen Bestätigung oder Beseitigung durch dasselbe, in dringenden 
Fällen rücksichtlich einzelner Orte und Bezirke durch den obersten 
Militairbefehlshaber in denselben auf den Antrag des Verwaltungschefs des 
Regierungsbezirks, oder, wenn Gefahr im Verzuge ist, durch den 
Militairbefehlshaber erfolgen. 


In Festungen geht die provisorische Erklärung des 
Belagerungszustandes von dem Festungskommandanten aus. 


$. 3. Die Erklärung des Belagerungszustandes ist bei Trommelschlag 
oder Trompetenschall zu verkünden und außerdem durch Mittheilung an die 
Gemeindebehörde, durch Anschlag an öffentlichen Plätzen und durch 
öffentliche Blätter ohne Verzug zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Die Aufhebung des Belagerungsstandes wird durch die öffentlichen 
Blätter zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


8. 4. Mit der Bekanntmachung der Erklärung des Belagerungszustandes 
geht die vollziehende Gewalt an die Militairbefehlshaber über. Die 
Civilverwaltungsund die Kommunalbehörden haben den Anordnungen und 
Aufträgen der Militairbefehlshaber Folge zu leisten. Für ihre Anordnungen 
sind die betreffenden Militairbefehlshaber persönlich verantwortlich. 


8. 5. Erachtet das Staatsministerium oder der Militairbefehlshaber, 
welcher den Belagerungszustand ausspricht, es für erforderlich, die Art. 5. 6. 
7.24.25. 26. 27. 28. der Verfassungsurkunde zeit- und distriktsweise außer 
Kraft zu sehen, so müssen die Bestimmungen darüber ausdrücklich in die 
Bekanntmachung über die Erklärung des Belagerungszustandes 
aufgenommen oder in einer besonderen unter der nämlichen Form ($. 3.) 
bekannt zu machenden Verordnung verkündet werden. 


Erfolgt die zeit- und distriktsweise Suspendirung der angeführten Artikel 
oder einzelner dieser Artikel, so muß den Kammern sofort nach ihrem 
Zusammentreten darüber Rechenschaft gegeben werden. 


$. 6. Die Militairpersonen stehen während des Belagerungszustandes 
unter den Gesetzten, welche für den Kriegszustand ertheilt sind. --- Auch 
finden auf dieselben die $$. 8. und 9. dieser Verordnung Anwendung. 


8. 7. An den in Belagerungszustand erklärten Orten oder Bezirken hat 
der Befehlshaber der Besagung (in den Festungen der Kommandant) die 
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höhere Militairgerichtsbarkeit über sämmtliche zur Besatzung gehörende 
Militairpersonen. 


Auch steht ihm das Recht zu, die wider diese Personen ergehenden 
kriegsrechtlichen Erkenntnisse zu bestätigen. Ausgenommen hiervon sind 
nur in Friedenszeiten die Todesurtheile; diese unterliegen der Bestätigung 
des kommandirenden Generals der Provinz. 


Hinsichtlich der Ausübung der niederen Gerichtsbarkeit verbleibt es bei 
den Vorschriften des Militairstrafgesetzbuchs. 


$. 8. Wer an einem in Belagerungszustand erklärten Orte oder Bezirke 
der vorsätzlichen Brandstiftung, der vorsätzlichen Verursachung einer 
Ueberschwemmung oder des Angriffs oder des Widerstandes gegen die 
bewaffnete Macht oder Abgeordnete der Civil- oder Militairbehörde in 
offener. Gewalt und mit Waffen oder gefährlichen Werkzeugen versehen sich 
schuldig macht, wird mit dem Tode bestraft. 


$. 9. Wer an einem in Belagerungszustand erklärten Orte oder Bezirke: 


a) in Beziehung auf die Zahl, die Marschrichtung oder angeblichen 
Siege der Feinde oder Aufrührer wissentlich falsche Gerüchte ausstreut oder 
verbreitet, welche geeignet sind, die Civil- oder Militairbehörden hinsichtlich 
ihrer Maaßregeln irre zu führen, oder 


b) ein im Interesse der öffentlichen Sicherheit erlassenes Verbot 
übertritt, oder zu solcher Uebertretung Andere aufreizt, oder 


c) zu den Verbrechen des Aufruhrs, der thätlichen Widersetzlichkeit, der 
Befreiung eines Gefangenen oder zu andern $. 87. vorgesehenen Verbrechen, 
wenn auch ohne Erfolg auffordert, oder 


d) Soldaten zu Verbrechen gegen die Subordination oder Vergehungen 
gegen die militairische Zucht und Ordnung zu verleiten sucht, soll, wenn die 
bestehenden Gesetze keine höhere Freiheitsstrafe bestimmen, mit Gefängniß 
von sechs Wochen bis zu Einem Jahre bestraft werden. 


$. 10. Wird unter Suspension des Art. 8. der Verfassungsurkunde zur 
Anordnung von Kriegsgerichten geschritten, so gehört vor dieselben die 
Untersuchung und Aburtheilung der Verbrechen des Hochverraths, des 
Landesverraths, des Mordes, des Aufruhrs, der thätlichen Widersetzung, der 
Befreiung von Gefangenen, der Meuterei, des Raubes, der Plünderung, der 
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Erpressung, der Verleitung der Soldaten zur Untreue und der in den FS. 8. 
und 9. mit Strafe bedrohten Verbrechen und Vergehen. 


Als Hochverrath und Landesverrath sind im Bezirke des Rheinischen 
Appellationshofes zu Cöln die Verbrechen und Vergehen wider die innere 
und äußere Sicherheit des Staats (Art. 75-108. des Rheinischen 
Strafgesetzbuchs) anzusehen. 


$. 11. Die Kriegsgerichte bestehen aus fünf Mitgliedern, unter denen 
zwei von dem Vorstande des Civilgerichts des Orts zu bezeichnende 
richterliche Civilbeamte und drei von dem Militairbefehlshaber, welcher am 
Orte den Befehl führt, zu ernennende Offiziere sein müssen. Die Offiziere 
sollen mindestens Hauptmannsrang haben; fehlt es an Offizieren dieses 
höheren Ranges, so ist die Zahl aus Offizieren des nächsten Grades zu 
ergänzen. 


Sofern in einer vom Feinde eingeschlossenen Festung die erforderliche 
Zahl von richterlichen Civilbeamten nicht vorhanden ist, soll dieselbe von 
dem kommandirenden Militairbefehlshaber aus den Mitgliedern der 
Gemeinde-Vertretung ergänzt werden. Die Zahl der Kriegsgerichte richtet 
sich, wenn eine ganze Provinz oder ein Theil derselben in 
Belagerungszustand erklärt ist, nach dem Bedürfniß, und den 
Gerichtssprengel eines jeden dieser Gerichte bestimmt in derartigen Fällen 
der kommandirende General. 


$. 12. Den Vorsitz in den Sitzungen der Kriegsgerichte führt ein 
richterlicher Beamte. 


Von dem Vorsitzenden werden, bevor das Gericht seine Geschäfte 
beginnt, die zu Mitgliedern desselben bestimmten Offiziere und eintretenden 
Falles diejenigen Civilmitglieder, welche dem Richterstuhle nicht angehören, 
dahin vereidigt: 


daß sie die Obliegenheiten des ihnen übertragenen Richteramtes mit 
Gewissenhaftigkeit und Unpartheilichkeit, den Gesetzten gemäß, 
erfüllen wollen. 


Der Militairbefehlshaber, welcher die dem Offizierstande angehörigen 
Mitglieder des Kriegsgerichts ernennt, beauftragt als Berichterstatter einen 
Auditeur oder in dessen Ermangelung einen Offizier. Dem Berichterstatter 
liegt ob, über die Anwendung und Handhabung des Gesetzes zu wachen und 
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durch Anträge die Ermittelung der Wahrheit zu fördern. Stimmrecht hat 
derselbe nicht. 


Als Gerichtsschreiber wird zur Führung des Protokolls ein von dem 
Vorsitzen den des Kriegsgerichts zu bezeichnender und von ihm zu 
vereidigender Beamter der Civilverwaltung zugezogen. 


$. 13. Für das Verfahren vor den Kriegsgerichten gelten folgende 
Bestimmungen: 


1) das Verfahren ist mündlich und öffentlich; die Oeffentlichkeit kann 
vom Kriegsgerichte durch einen öffentlich zu verkündigenden Beschluß 
ausgeschlossen werden, wenn es dies aus Gründen des öffentlichen Wohls 
für angemessen erachtet. 


2) Der Beschuldigte kann sich eines Vertheidigers bedienen. 


3) Der Berichterstatter trägt in Anwesenheit des Beschuldigten die 
demselben zur Laft gelegte Thatsache vor. 


Der Beschuldigte wird aufgefordert, sich darüber zu erklären, bestreitet 
er dieselbe, so wird durch Erhebung der Beweise der Thatbestand ermittelt. 


Sodann wird dem Berichterstatter zur Aeußerung über die Resultate der 
Vernehmungen und die Anwendung des Gesetzes und zuletzt dem 
Beschuldigten und seinem Vertheidiger das Wort gestattet. 


Das Urtheil wird bei sofortiger nicht öffentlicher Berathung des Gerichts 
nach Stimmenmehrheit gefaßt, und unmittelbar darauf dem Beschuldigten 
Verkündigt. 


4) Das Gericht erkennt auf die gesetzliche Strafe oder auf Freisprechung 
oder Verweisung an den ordentlichen Richter. 


Der Freigesprochene wird sofort der Haft entlassen. Die Verweisung an 
den ordentlichen Richter findet Statt, wenn das Kriegsgericht sich für nicht 
kompetent erachtet; es erläßt in diesem Falle über die Fortdauer oder 
Aufhebung der Haft im Urtheile zugleich besondere Verfügung. 


5) Das Urtheil, welches den Tag der Verhandlung, die Namen der 
Richter, die summarische Erklärung des Beschuldigten über die ihm 
vorgehältene Beschuldigung, die Erwähnung der Beweisaufnahme und die 
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Entscheidung enthalten. muß, wird von den sämmtlichen Richtern und dem 
Gerichtsschreiber unterzeichnet. 


6) Gegen die Urtheile der Kriegsgerichte findet kein Rechtsmittel Statt. 
Die auf 41 Todesstrafe lautenden Erkenntnisse unterliegen jedoch der 
Bestätigung des Militairbefehlshabers. ($. 7.) 


7) Alle Strafen, mit Ausnahme der Todesstrafe, werden binnen 24 
Stunden nach der Verkündigung des Erkenntnisses, Todesstrafen binnen 
gleicher Frist nach Bekanntmachung der erfolgten Bestätigung an den 
Angeschuldigten zum Vollzug gebracht. 


8) Die Todesstrafe wird durch Erschießen vollstreckt. 


Sind Erkenntnisse, welche auf Todesstrafe lauten, bei Aufhebung des 
Belagerungszustandes noch nicht vollzogen, so wird diese Strafe von den 
ordentlichen Gerichten in diejenige Strafe umgewandelt, welche, abgesehen 
von den Belagerungszustande, die gesetzliche Folge der von dem 
Kriegsgerichte als erwiesen angenommenen That gewesen sein würde. 


8. 14. Die Wirksamkeit der Kriegsgerichte hört mit der Beendigung des 
Belagerungszustandes auf. 


$. 15. *) Nach aufgehobenem Belagerungszustande werden alle vom 
Kriegsgerichte erlassenen Urtheile sammt Belagstücken und dazu 
gehörenden Verhandlungen, sowie die noch schwebenden 
Untersuchungssachen, an die ordentlichen Gerichte abgegeben, von denen 
alsdan auf die ordentliche gesetzliche Strafe zu erkennen ist. 


*) Man vergleiche weiter unten die Deklaration zu diesem S. 15. in einer 
besonderen Verordnung vom 4. Juli 1849. 


$. 16. Auch außer dem Belagerungszustande können im Falle des 
Krieges oder Aufruhre die Artikel 5. 6. 24. 25. 26. 27. 28. der 
Verfassungsurkunde vom Staatsministerium zeit- und distriktsweise außer 
Kraft gesetzt werden. 


Die Bestimmung im zweiten Absage des $. 5. kommt in einem solchen 
Falle gleichfalls zur Anwendungen. 
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$. 17. Die vorstehende Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 10. Mai 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


8. Verordnung, betreffend die Bestrafung der Vergehen gegen 
die Telepraphen-Anstalten. Vom 15. Juni 1849.*) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen nach dem Antrage Unseres Staatsministeriums auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde, was folgt: 

$. 1. Wer gegen eine Telegraphenanstalt des Staates oder einer 
Eisenbahn- Gesellschaft vorsätzlich Handlungen verübt, welche die 
Benutzung dieser Anstalt zu ihren Zwecken verhindern oder stören, wird mit 
Gefängniß von drei Monaten bis zu drei Jahren bestraft. 

Handlungen dieser Art sind insbesondere: die Wegnahme, Zerstörung 
oder Beschädigung der Drathleitung, der Apparate und der sonstigen 
Zubehörungen der Telegraphenanlagen; 

die Verbindung fremdartiger Gegenstände mit der Drathleitung; 

die Fälschung der durch den Telegraphen gegebenen Zeichen; 


die Verhinderung der Wiederherstellung einer zerstörten oder 
beschädigten Telegraphenanlage; 


die Verhinderung der Telegraphenoffizianten in ihrem Dienstberufe. 
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*) Revidirt und genehmigt von beiden Kammern nach der Staats- 
Ministerial-Bekanntmachung vom 4. Jannar 1850. 


$. 2. Ist in Folge der verhinderten oder gestörten Benutzung der Anstalt 
ein Mensch am Körper oder an der Gesundheit beschädigt worden, so trifft 
den Schuldigen Zuchthausstrafe von Einem Jahre bis zu acht Jahren, und 
wenn ein Mensch das Leben verloren hat, Zuchthausstrafe von drei bis zu 
fünfzehn Jahren. 


Ist in dem letzteren Falle die Tödtung beabsichtigt worden, so tritt die 
Strafe des Mordes ein. 


$. 3. Wer gegen eine Telegraphenanstalt des Staats oder einer 
Eisenbahngesellschaft fahrlässigerweise Handlungen verübt, welche die 
Benutzung dieser Anstalt zu ihrem Zwecke verhindern oder stören, wird mit 
Gefängniß bis zu sechs Monaten bestraft. 


Ist in Folge der verhinderten oder gestörten Benutzung der Anstalt ein 
Mensch am Körper oder an der Gesundheit beschädigt worden, so ist die 
Strafe Gefängniß bis zu Einen Jahre, und wenn ein Mensch das Leben 
verloren hat, Gefängniß bis zu zwei Jahren. 


$. 4. Die Strafen des $. 3. finden gegen die zur Beaufsichtigung und 
Bedienung der Telegraphenanstalten und ihrer Zubehörungen angestellten 
Personen auch alsdann Anwendung, wenn sie durch Vernachlässigung der 
ihnen obliegenden Pflichten die Benutzung der Anstalt verhindern oder 
stören. 


8. 5. Telegraphenoffizianten, welche wegen eines der in dieser 
Verordnung bezeichneten Vergehen verurtheilt werden, sollen außer der 
verwirkten Strafe zugleich ihrer Anstellung für verlustig erklärt und zu jeder 
ferneren Anstellung im Telegraphen- und Eisenbahndienste für unfähig 
erklärt werden. 


$. 6. Die Vorsteher der Eisenbahngesellschaften, welche die Entsetzung 
des verurtheilten Offizianten nach der Mittheilung des Erkenntnisses nicht 
sogleich bewirken, haben eine Geldstrafe von Zehn bis Einhundert Thalern 
verwirkt. Gleiche Strafe trifft den Offizianten, wenn er sich nachher bei einer 
Telegraphenverwaltung oder Eisenbahn wieder anstellen läßt, so wie 
diejenigen, welche ihn wieder angestellt haben, obwohl denselben seine 
Unfähigkeit bekannt war. 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Bellevue, den 15. Juni 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha 


v. d. Hehdt. v. Rabe. Simons. 


9. Verordnung, betreffend die Vervielfältigung und Verbreitung 
von Schriften und verschiedene durch Wort, Schrift, Druck, 
Zeichen, bildliche oder andere Darstellung begangene strafbare 
Handlungen. Vom 30. Juni 1849. *) 


Das nachstehende Gesetz beschäftigt sich namentlich mit Regelung 
der Presszustände und dasselbe wird daher häufig auch das Preßgesetz 
genannt, obwohl es sich nicht allein mit der Presse beschäftigt. Es wurde 
dies Gesetz dadurch hervorgerufen, daß in Preußen durch das Gesetz 
vom 17. Mai 1848. plötzlich Preßfreiheit eingetreten war, ohne daß es 
ein specielles Gesetz über die Regulirung der Pressverhältnisse gab. Die 
wenigen Normen, welche das Gesetz vom 17. Mai 1848. ertheilt, 
wurden durch die Verordnung vom 6. April 1848. wieder fast vollständig 
aufgehoben und es blieb daher nichts übrig, als eine Hinweisung auf die 
Vorschriften des Allg. Landrechts, welche jedoch sämmtlich die Censur 
voraussehen und daher nirgends recht passend sind. Das Gesetz vom 30. 
Jnni 1849. sucht namentlich die Frage zu regeln, wer für eine 
Druckschrift verantwortlich sein solle. Außerdem enthält dieselbe aber 
noch wichtige Bestimmungen über die Strafen derjenigen Verbrechen, 
welche durch die Presse oder sonst öffentlich verübt werden, namentlich 
über Majestätsbeleidigungen, Beleidigung der Beamten, Hochverrath u. 
s. w. Das Gesetz mildert in diesen Bestimmungen die harten 
landrechtlichen Strafen durchweg, namentlich läßt es vielfach bloße 
Geldbußen zu. Das Gesetz ist aber in sofern erheblich strenger, als es 
eine neue Art von Verbrechen ins Leben gerufen hat, nämlich Anreizung 
zu einem Verbrechen, welche jedoch keinen Erfolg gehabt hat. Nach 
dem Landrecht war eine solche Anreizung nur dann strafbar, wenn 
wirklich in Folge derselben eine strafbare Handlung eingetreten war. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen nach dem Antrage Unseres Staatsministeriums auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde, was folgt: 


Ordnung der Presse. 


$. 1. Auf jeder Druckschrift muß der Name und der Wohnort des 
Druckers genannt sein. 


Auf Druckschriften, welche für den Buchhandel oder sonst zur 
Verbreitung bestimmt sind, muß außerdem der Name und Wohnort entweder 
des Verlegers oder des Kommissionäre, oder endlich des Verfassers oder 
Herausgebers, welche ein Werk im Selbstverlage erscheinen lassen, genannt 
sein. 


$. 2. Jede Nummer, jedes Stück oder Heft einer Zeitung oder Zeitschrift 
muß außer dem Namen und Wohnort des Druckers (S. 1.) den Namen und 
Wohnort des Verlegers, sowie des Herausgebers, wenn dieser von dem 
Verleger verschieden ist, enthalten. 


8. 3. Druckschriften, welche den vorstehenden Vorschriften nicht 
entsprechen, dürfen von Niemanden verbreitet werden. 


Diese Bestimmung findet auf Druckschriften, welche nur den Namen 
entweder des Verlegers oder des Kommissionärs oder des Druckers 
enthalten, keine Anwendung, wenn sie den Gesetzten über die Ordnung der 
Presse entsprechen, welche zu der Zeit ihres Erscheinens an dem Orte 
desselben in Kraft waren. 


*) Von den Kammern noch nicht revidirt. 


$. 4. An der bisherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei Eremplare 
seiner Verlagsartikel, und zwar eines an die Landesbibliothek in Berlin, das 
andere an die Universität derjenigen Provinz, in welcher er wohnt, 
unentgeltlich einzusenden, wird nichts geändert. 


8. 5. Von jeder Nummer, jedem Heft oder Stück einer Zeitung oder einer 
in monatlichen oder kürzeren Frist erscheinenden Zeitschrift, welche im 
Inlande herauskommen, muß der Herausgeber, sobald die Austheilung oder 
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Versendung beginnt, ein mit seiner Unterschrift versehenes Exemplar, gegen 
eine ihm zu ertheilende Bescheinigung, bei der Ortspolizeibehörde 
hinterlegen. 


Die Austheilung und Versendung der Zeitung oder Zeitschrift soll durch 
die Hinterlegung nicht aufgehalten sein. 


8. 6. Der Herausgeber einer Zeitung, oder einer in monatlichen oder 
kürzeren Fristen erscheinenden Zeitschrift, welche Anzeigen aufnimmt, ist 
gegen Zahlung der üblichen Einrückungsgebühren verpflichtet, jede ihm von 
einer öffentlichen Behörde mitgetheilte amtliche Bekanntmachung auf deren 
Verlangen in eines der beiden nächsten Stücke aufzunehmen. 


8. 7. Der Herausgeber einer Zeitung, oder einer in monatlichen oder 
kürzeren Fristen erscheinenden Zeitschrift ist verpflichtet, die Entgegnung 
zur Berichtigung der in derselben erwähnten Thatsachen, zu welcher sich die 
betheiligte öffentliche Behörde oder die angegriffene Privatperson veranlaßt 
findet, in den nächsten drei Tagen nach dem Empfange der Entgegnung, oder 
falls in dieser Zeit keine Nummer der Zeitung oder Zeitschrift erscheint, in 
die nächste Nummer aufzunehmen. - Die Aufnahme muß kostenfrei 
geschehen, in soweit der Umfang der Entgegnung die Länge des Artikels, 
welcher dazu Veranlassung gab, nicht übersteigt. Für die über diese Länge 
hinausgehenden Zeilen sind die üblichen Einrückungsgebühren zu zahlen. 


Anschlagezettel und Plakate. 


8. 8. Anschlagezettel und Plakate, welche einen andern Inhalt haben, als: 
Ankündigungen über gesetzlich nicht verbotene Versammlungen, denen die 
erforderliche Anzeige oder Genehmigung vorhergegangen ist, Anzeigen über 
öffentliche Vergnügungen, über gestohlene, verlorene oder gefundene 
Sachen, über Verkäufe oder ähnliche Nachrichten für den gewerblichen 
Verkehr, dürfen nicht angeschlagen, angeheftet oder in sonstiger Weise 
öffentlich ausgestellt werden. 


In Städten und Ortschaften dürfen Anschlagezettel und Plakate, auch 
wenn sie nach ihrem Inhalte erlaubt sind, an denjenigen Stellen nicht 
angeschlagen, angeheftet oder in sonstiger Weise. öffentlich ausgestellt 
werden, welche als hierzu nicht, geeignet, durch eine allgemeine und 
öffentlich bekannt gemachte Verfügung der Ortspolizeibehörde bezeichnet 
worden sind. 
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Auf die amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher Behörden sind die 
vorstehenden Bestimmungen nicht anwendbar. 


Verkauf, Anheftung 2c. von Schriften an öffentlichen Orten. 


$. 9. Niemand darf auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen, oder 
an anderen öffentlichen Orten, Druckschriften ($. 30.) oder andere Schriften 
ausrufen, verkaufen, vertheilen, anheften oder anschlagen, ohne daß er dazu 
die Erlaubniß der Orts-Polizeibehörde erlangt hat und ohne daß er den 
Erlaubnißschein, in welchem sein Name ausgedrückt ist, bei sich führt. Die 
Erlaubniß kann jederzeit zurückgezogen werden. 


$. 10. Die Zuwiderhandlung gegen eine der in den $$. 1.2. 3. 5. 6. 7. 
enthaltenen Vorschriften zieht eine Geldbuße von fünf bis zu funfzig Thalern 
nach sich. 


Ist eine der durch die $$. 1. und 2. erforderten Angaben falsch, so ist die 
Strafe Gefängniß von acht Tagen bis zu zwei Monaten und Geldbuße von 
fünf bis zu funfzig Thalern. 


Den Verbreiter trifft diese höhere Strafe nur dann, wenn er von der 
Unrichtigkeit der Angabe Kenntniß hatte. 


8. 11. Die Zuwiderhandlung gegen eine der in den $$. 8. und 9. 
enthaltenen Vorschristen zieht eine Geldbuße von Einem bis zu funfzig 
Thalern oder Gefängniß von Einem Lage bis zu sechs Wochen nach sich. 


Verantwortlichkeit der Verfasset, Herausgeber u. s. w. 


8. 12. Für den Inhalt einer Druckschrift sind der Verfasser, der 
Herausgeber, der Verleger oder Kommissionär, der Drucker und der 
Verbreiter als solche verantwortlich, ohne daß es eines weiteren Nachweises 
der Mitschuld bedarf. Ist die Veröffentlichung ohne den Willen des 
Verfassers geschehen, so trifft statt seiner den Herausgeber die 
Verantwortlichkeit. 


Es darf jedoch keine der in obiger Reihenfolge nachstehenden Personen 
verfolgt werden, wenn eine der in derselben vorstehenden Personen bekannt 
und in dem Bereiche der richterlichen Gewalt des Staates ist. 
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Diese Bestimmung steht der gleichzeitigen Verfolgung derjenigen nicht 
entgegen, in Ansehung deren außer der bloßen Handlung der Herausgabe, 
des Verlages oder der Uebernahme in Kommission, des Druckers oder der 
Verbreitung, noch andere Thatsachen vorliegen, welche nach allgemeinen 
strafrechtlichen Grundsätzen eine wissentliche Theilnahme an der durch die 
Druckschrift begangenen strafbaren Handlung begründen. 


Strafbare Aufforderungen oder Anreizungen. 


8.13. Wer zur Begehung einer strafbaren Handlung öffentlich auffordert 
oder anreizt, wird, wenn in Folge der Aufforderung oder Anreizung eine 
strafbare Handlung wirklich begangen worden ist, mit der gesetzlichen Strafe 
der begangenen That belegt. 


Ist in Folge der Aufforderung oder Anreizung ein sträflicher Versuch 
begangen, so trifft den Auffordernden oder Anreizenden die gesetzliche 
Strafe des Versuches. 


$. 14. Wenn die öffentliche Aufforderung oder Anreizung zu einer 
strafbaren Handlung ohne irgend einen Erfolg gewesen ist, so trifft den 
Schuldigen Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder 
Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren. Ist jedoch die That, zu 
welcher aufgefordert oder angereizt wurde, im höchsten oder im niedrigsten 
Maaß mit einer geringeren Strafe bedroht, so darf die Strafe der 
Aufforderung oder Anreizung dieses höchste Maaß nicht übersteigen; sie 
kann bis auf dieses niedrigste Maaß herabgesetzt werden. 


War die Aufforderung oder Anreizung, welche ohne Erfolg geblieben ist, 
auf ein durch den $. 92. Thl. II. Tit. 20. des Allgemeinen Landrechts 
(Hochverrath) oder durch die Artikel 96. und 87. des Rheinischen 
Strafgesetzbuches vorgesehenes Verbrechen gerichtet, so ist die Strafe 
Zuchthausstrafe von zwei bis zu zehn Jahren. Sind mildernde Umstände 
vorhanden, so kann die Strafe auf Gefängniß von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren bestimmt werden. 


$. 15. Als der Anreizung zu strafbaren Handlungen schuldig wird mit 
Geldbuße von zwanzig bis zweihundert Thaler, oder Gefängniß von vier 
Wochen bis zu zwei Jahren bestraft: 


1) wer Fahnen, Zeichen oder Symbole, welche geeignet sind, den Geist 
des Aufruhrs zu verbreiten oder den öffentlichen Frieden zu stören, an 
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öffentlichen Orten oder in öffentlichen Zusammenkünften ausstellt, oder wer 
sie verkauft oder sonst verbreitet; 


2) wer äußere Verbindungs- oder Vereinigungszeichen, welche zur 
Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit von der 
Bezirksregierung verboten sind, an öffentlichen Orten oder in öffentlichen 
Zusammenkünften trägt; 


3) wer in böswilliger Absicht die öffentlichen Zeichen der Königlichen 
Autorität wegnimmt, zerstört oder beschädigt. 


8. 16. Wer zum Ungehorsam gegen die Gesetze oder Verordnungen, oder 
gegen die Anordnungen der zuständigen Obrigkeit öffentlich auffordert oder 
anreizt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zweihundert Thalern, oder 
Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren bestraft. 


8. 17. Wer den öffentlichen Frieden dadurch zu stören sucht, daß er die 
Angehörigen des Staats zum Haffe oder zur Verachtung gegeneinander 
öffentlich anreizt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert 
Thalern, oder mit Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren bestraft. 


$. 18. Wer erdichtete oder entstellte Thatsachen öffentlich behauptet 
oder verbreitet, welche in der Voraussetzung ihrer Wahrheit die Einrichtung 
des Staates oder die Anordnung der Obrigkeit dem Hasse oder der 
Verachtung aussehen, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert 
Thalern, oder mit Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren bestraft. 


19. Wer über eine im Staate bestehende Religionsgesellschaft oder ihre 
Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche sich öffentlich in einer Weise ausläßt, 
welche dieselben dem Haffe oder der Verachtung aussetzt, wird mit 
Geldbuße ben zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder mit Gefängniß von 
vier Wochen bis zu zwei Jahren bestraft. 


Majestätsbeleidigung. 


8. 20. Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere 
Darstellung die Ehrfurcht gegen den König verlegt, wird mit Gefängniß von 
zwei. Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 


Wer durch eines der bezeichneten Mittel die Königin beleidigt, wird mit 
der nämlichen Strafe belegt. 
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Beleidigung des Thronfolgers, anderer Mitglieder des Königl. 
Hauses 2c. 


8.21. Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere 
Darstellung den Thronfolger, ein anderes Mitglied des Königlichen Hauses, 
oder den Regenten des Preußischen Staats beleidigt, wird mit Gefängniß von 
Einem Monat bis zu drei Jahren bestraft. 


8. 22. Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere 
Darstellung das Oberhaupt eines deutschen oder eines anderen mit dem 
Preußischen Staate in anerkanntem völkerrechtlichen Verkehre stehenden 
Staates beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem Monate bis zu zwei Jahren 
bestraft. 


Beleidigung der Kammern, politischer Körperschaften, Behörden 
26: 


8. 23. Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere 
Darstellung 


eine der beiden Kammern, 

ein Mitglied der beiden Kammern, 
eine andere politische Körperschaft, 
eine öffentliche Behörde, 

einen öffentlichen Beamten, 

einen Religionsdiener, 

einen Geschworenen, 

ein Mitglied der bewaffneten Macht, 


während sie in der Ausübung ihres Berufs begriffen sind, oder in 
Beziehung auf ihren Beruf beleidigt, wird mit Gefängniß von acht Tagen bis 
zu Einem Jahre bestraft. 


Hat die Beleidigung den Charakter der Verläumdung, so ist die Strafe 
Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu achtzehn Monaten. 


Ist die Verläumdung öffentlich begangen, so ist die Strafe Gefängniß 
von Einem Monate bis zu zwei Jahren. 
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Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann in allen Fällen die Strafe 
auf Geldbuße von zehn bis zu dreihundert Thalern bestimmt werden. 
Verlegung der Sittlichkeit. 


8. 24. Wer Druckschriften, welche die Sittlichkeit verlegen, verkauft, 
vertheilt, oder sonst verbreitet, oder an Orten, welche dem Publikum 
zugänglich sind, ausstellt oder anschlägt, wird mit Geldbuße von zehn bis zu 
einhundert Thalern, oder mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu Einem 
Jahre bestraft. 


Verläumdung. 


8. 25. Wer in Beziehung auf einen Anderen unwahre Thatsachen 
behauptet oder verbreitet, welche denselben in der öffentlichen Meinung dem 
Hasse oder der Verachtung aussehen, macht sich der Verläumdung schuldig. 


8. 26. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten 
Thatsachen kann durch alle gesetzlichen Beweismittel geführt werden. 
Dieser Beweis ist nicht zulässig, wenn die dem Anderen beigemessene 
Handlung mit Strafe bedroht und eine Freisprechung durch ein 
rechtskräftiges Erkenntniß erfolgt ist. 


8. 27. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten 
Thatsachen. schließt das Vorhandensein einer Beleidigung nicht aus, wenn 
aus der Form der Behauptung oder Verbreitung, oder aus anderen 
Umständen, unter welchen sie geschah, die Absicht zu beleidigen hervorgeht. 


8. 28. Sind die behaupteten oder verbreiteten Thatsachen strafbare 
Handlungen und ist wegen derselben bei der zuständigen Behörde Anzeige 
gemacht, so muß bis zu dem Beschlusse, daß die Eröffnung einer 
Untersuchung nicht Statt finde, oder bis zu der Beendigung der eingeleiteten 
Untersuchung mit dem Verfahren und der - Entscheidung über die 
Verläumdung inne gehalten werden. 


8. 29. Die Verläumdung wird mit Gefängniß von acht Tagen bis zu 
Einem Jahre bestraft. 


Ist die Verläumdung öffentlich begangen, so ist die Strafe Gefängniß 
von vierzehn Tagen bis achtzehn Monaten. 
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Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann in allen Fällen die Strafe 
auf Geldbuße von fünf bis zu dreihundert Thalern bestimmt werden. 


8. 30. Den Druckschriften im Sinne dieser Verordnung werden 
gleichgestellt alle auf mechanischem Wege irgend einer Art vorgenommenen 
Vervielfältigungen von Schriften, bildlichen Darstellungen mit oder ohne 
Schrift, und von Musikalien mit Text oder sonstigen Erläuterungen. 


8. 31. Oeffentlich im Sinne der $$. 13. 14. 16. 17. 18. 19. 23. 29. dieser 
Verordnung ist eine Handlung, wenn sie an öffentlichen Orten oder in 
öffentlichen Zusammenkünften, oder durch Druckschriften oder andere 
Schriften vorgenommen wird, welche verkauft, verbreitet, an Orten, welche 
dem Publikum zugänglich sind, ausgestellt oder angeschlagen werden. 


Als öffentliche Zusammenkünfte werden auch Versammlungen 
angesehen, in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen 
werden sollen (Verordnung vom 29. Juni d. 1.) 


Vorläufige Beschlagnahme von Druckschristen. 


$. 32. Wenn eine zur Verbreitung bestimmte Druckschrift den 
Vorschriften der $$. 1. und 2. nicht entspricht, oder wenn ihr Inhalt sich als 
Thatbestand einer strafbaren Handlung darstellt, so sind die 
Staatsanwaltschaft und deren Organe berechtigt, die Druckschrift, wo sie 
solche vorfinden, so wie die zur Vervielfältigung bestimmten Platten und 
Formen vorläufig mit Beschlag zu belegen. 


Die Organe der Staatsanwaltschaft sind verpflichtet, derselben innerhalb 
24 Stunden nach Bder eschlagnahme die Verhandlungen vorzulegen, und 
diese ist gehalten, innerhalb 24 Stunden nach erfolgter Vorlegung ihre 
Anträge bei der zuständigen Gerichtsbehörde zu stellen, welche über die 
Fortdauer oder Aufhebung der verhängten vorläufigen Beschlagnahme 
schleunigst zu befinden hat. 


So weit zu der Verfolgung wegen einer Druckschrift eine Ermächtigung 
oder ein Antrag erforderlich ist ($. 34.), findet auch eine Beschlagnahme 
wegen des Inhaltes derselben nur unter der nämlichen Bedingung Statt. 


$. 33. Organe der Staatsanwaltschaft im Sinne des vorhergehenden 
Paragraphen sind die Polizeibehörden und andere Sicherheitsbeamte, 
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welchen nach den bestehenden Gesetzten die Pflicht obliegt, Verbrechen und 
Vergehen nachzuforschen. 


Im Bezirke des Rheinischen Appellationsgerichtshofes zu Cöln sind es 
die Beamten und Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei, mit Ausnahme der 
Untersuchungsrichter: 


Neber die Aufhebung oder Fortdauer der Beschlagnahme hat der 
Untersuchungsrichter allemal an die Rathskammer zu deren Beschlußnahme 
zu berichten. 


An der Befugniss der Gerichte und der Untersuchungsrichter zum 
selbstständigen Einschreiten in den gesetzlich bestimmten Fällen wird, nichts 
geändert. 


Verfolgung. 


$. 34. Die Staatsanwaltschaft ist auch in Ansehung der in den F$. 23. u. 
29. vorgesehenen Beleidigungen befugt, die Verfolgung einzuleiten. Es 
findet jedoch wegen Beleidigung einer Kammer nur mit Ermächtigung 
derselben, and wegen der übrigen im $. 23. und wegen der in den $$. 22. und 
29. vorgesehenen Beleidigungen nur auf den Antrag des Beleidigten eine 
Verfolgung statt. 


Ist auf die von der Staatsanwaltschaft angehobene Klage eine 
gerichtliche Untersuchung eingeleitet, so wird deren Fortgang, die Erlassung 
und Vollstreckung des: 


Urtheils, durch eine Zurücknahme der Ermächtigung oder des Antrages, 
oder durch eine Verzichtleistung auf die Bestrafung nicht gehemmt. 


Schreitet die Staatsanwaltschaft nicht ein, so bleibt den Beleidigten die 
Verfolgung im Wege des Civilprozesses unbenommen. 


In dem Bezirke des Rheinischen Apellationsgerichtshofes zu Cöln wird 
an der Befugniss des Beleidigten, als Civilpartei aufzutreten, nichts geändert. 
Verjährung. 


8. 35. Das Recht zur Verfolgung wegen der in dieser Verordnung 
vorgesehenen öffentlich begangenen strafbaren Handlungen verjährt in sechs 


147 


Monaten, von dem Tage an gerechnet, wo die Veröffentlichung ($. 31.) statt 
fand. 


Die Verjährung wird unterbrochen durch jeden Antrag der 
Staatsanwaltschaft, jeden Beschluß oder jede sonstige Handlung des 
Richters, welche die Eröffnung, Fortsetzung oder Beendigung der 
Untersuchung, oder die Verhaftung des Beschuldigten betreffen. 


Die Unterbrechung der Verjährung gegen eine der verantwortlichen oder 
mitschuldigen Personen gilt als solche auch denjenigen Verantwortlichen 
oder Mitschuldigen gegenüber, gegen welche der Antrag, der Beschluß oder 
die sonstige Unterbrechende Handlung nicht gerichtet war. 


Von dem Tage der letzten unterbrechenden Handlung an beginnt eine 
neue Verjährung von sechs Monaten. 


Diese Bestimmungen berühren nicht die Injurienklagen, in soweit sie in 
Wege des Civilprozesses angestellt werden können, und die Klagen auf 
Schadensersatz vor den Civilgerichten. 


Oeffentliche Bekanntmachung des Urtheils, Vernichtung gesetzwidriger 
Druckschriften. 


8. 36. Wenn wegen einer öffentlich begangenen Handlung, welche durch 
die $$. 18. bis 24. oder durch $. 29. vorgesehen ist, eine Verurtheilung 
ausgesprochen wird, so kann die öffentliche Bekanntmachung des Urtheils 
auf die in demselben zu bestimmende Art und Weise auf Kosten des 
Verurtheilten angeordnet werden. 


8. 37. Wenn der Inhalt einer Druckschrift sich als Thatbestand einer 
strafbaren Handlung darstellt, so ist die Vernichtung aller vorfindlichen 
Eremplare und der dazu bestimmten Platten und Formen auszusprechen. 


Ist die Druckschrift ihrem Hauptinhalte nach eine erlaubte, so wird nur 


auf Vernichtung der gesetzwidrigen Stellen und desjenigen Theiles der 
Platten und Formen erkannt, auf welchem sich diese Stellen befinden. 


Gerichtsstand. 


8.38. 3u der in $. 32. erwähnten gerichtlichen Beschlußnahme und 
eintretenden Falles zu dem ferneren gerichtlichen Verfahren ist der 
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Gerichtsstand auch bei demjenigen Gerichte begründet, in dessen Bezirke die 
Beschlagnahme geschehen ist. 


Wenn wegen der nämlichen Druckschrist ein Verfahren bei 
verschiedenen Gerichten anhängig ist, so wird das Gericht, bei welchem die 
Verhandlung und Entscheidung erfolgen soll, nöthigenfalls durch dasjenige 
höhere Gericht bezeichnet, dessen Gerichtsbarkeit sich über die Bezirke der 
verschiedenen mit der Sache befaßten Gerichte erstreckt. 


In dem Bezirke des Rheinischen Appellationsgerichtshofes zu Cöln wird 
an den dort geltenden Bestimmungen über die Regulirung des 
Gerichtsstandes (Strafprozeßordnung Art. 525. bis 541.) nichts geändert. 


8. 39. Die in den $$. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 19. 20. 21. 22. dieser 
Verordnung vorgesehenen strafbaren Handlungen gehören zur Kompetenz 
der Schwur- Gerichte. 


Dasselbe gilt von den in dem $. 23. erwähnten Beleidigungen, welche 
mittelst Druckschriften (S. 30.) begangen werden, die verkauft, verbreitet, an 
Orten, welche dem Publikum zugänglich sind, ausgestellt oder angeschlagen 
werden. 


Die übrigen Vergehen, welche in dem $. 23., sowie diejenigen, welche in 
den $$. 10. und 11., 24. und 29. vorgesehen sind, werden als politische oder 
Preßvergehen nicht betrachtet. (Verordnung vom 15. April 1848. 88. 2. und 
3. und vom 3. Januar 1849. $$. 60. und 61.) 


8. 40. In soweit nach den bestehenden Gesetzten die in der Sitzung eines 
Gerichts begangenen strafbaren Handlungen sofort, ohne Mitwirkung von 
Geschworenen, abgeurtheilt, oder die in der Sitzung des Gerichts 
vorgefallenen oder ermittelten Disziplinarvergehungen sofort disziplinarisch 
geahndet werden sollen oder können, wird hieran durch die Bestimmungen 
des vorhergehenden Paragraphen nichts geändert. 


Hinsichtlich des Militairgerichtsstandes verbleibt es ebenfalls bei den 
bestehenden Vorschriften. 


8. 41. Die Bestimmungen der bestehenden Gesetze über die gegen 
Privatpersonen begangenen Beleidigungen, welche die Merkmale der 
Verläumdung nicht enthalten, über die von Personen des Soldatenstandes 
unter sich begangenen Beleidigungen, sie seien als Dienstvergehen zu 
betrachten oder nicht, ferner über die Verlegung der Amts- oder 
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Dienstvorschrieften, insbesondere der Dienstverschwiegenheit, endlich über 
die Veröffentlichung von Nachrichten oder Urkunden, welche im Interesse 
des Staatswohles durch die Gesetze verboten ist, werden durch diese 
Verordnung nicht berührt. 


$. 42. Insoweit die Aufforderung oder Anreizung von Personen des 
Soldatenstandes zum Ungehorsam nicht nach den Vorschriften dieser 
Verordnung härter zu bestrafen ist, verbleibt es bei den desfallsigen 
Bestimmungen der Verordnungen vom 10. Mai und 23. Mai d. J. 


8. 43. Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Bestimmungen sind 
aufgehoben. Es treten insbesondere außer Kraft das Preßgesezt vom 17. 
März 1848., die $$. 151. bis 155. einschließlich, die $$. 620. 621., Thl. I., 
Tit. 20. des Allgemeinen Landrechts, die Art. 102. 201. 204. 217., ferner die 
Art. 367. bis 372. einschließlich und die auf diese Art. bezügliche 
Bestimmung des Art. 374. des Rheinischen Strafgesetzbuches. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Sanssouci, den 30. Juni 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


10. Verordnung wegen Deklaration des $. 15. der Verordnung 
vom 10. Mai d. J. über den Belagerungszustand. Vom 4. Juli 
1849. *) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen sc. 2c. 
verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde, was folgt: 


8. 1. Der $. 15. der Verordnung über den Belagerungszustand vom 10. 
Mai d. J. soll folgende Fassung enthalten: 
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Nach aufgehobenem Belagerungszustande werden alle vom 
Kriegsgerichte erlassenen Urtheile sammt Belagstücken und dazu 
gehörenden Verhandlungen, sowie die noch schwebenden 
Untersuchungssachen, an die ordentlichen Gerichte abgegeben; diese haben 
in den von dem Kriegsgerichte noch nicht abgeurtheilten Sachen auf die 
ordentliche gesetzliche Strafe zu erkennen. 


*) Man vergleiche oben die Verordnung vom 10. Mai 1849. 
$. 2. Die gegenwärtige Deklaration tritt mit dem heutigen Lage in Kraft. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Sanssouci, den 4. Juli 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. b. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


11. Verordnung, betreffend die Dienstvergehen der Richter und 
die unfreiwillige Versetzung derselben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruhestand. Bom 10. Juli 1849. *) 


Disziplinargesetze allgemeiner Natur waren früher für den Beamtenstand 
gar nicht vorhanden, da die vorgesetzten Behörden freie Disposition über ihre 
Beamten hatten, selbst die Richter waren früher absehbar, nur im Pensions- 
Reglement und in den Bestimmungen des Landrechts über die Pflichten und 
Rechte der Staats- Beamten und die Verbrechen der Beamten fanden sich 
Bestimmungen der betreffenden Art vor. Die Ansprüche der Beamten aus dem 
Pensions-Reglement eigneten sich aber nach dem ausdrücklichen Inhalt 
desselben nicht zur gerichtlichen Verfolgung. In den nachfolgenden beiden 
Gesetzten werden die Verhältnisse der richterlichen und nicht richterlichen 
Staatsbeamten definitiv festgestellt und namentlich ist für die richterlichen 
Beamten die Ober-Aufsicht über dieselben vom Justiz-Minister zum größten 
Theil auf das Ober-Tribunal übergegangen. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
Verordnen nach dem Antrage Unseres Staatsministeriums, auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde, was folgt; 


Erster Abschnitt. - Allgemeine Bestimmungen über Dienstvergehen 
und deren Bestrafung. 


Dienstvergehen überhaupt. 


$. 1. Dienstvergehen ist jede Verletzung der Pflichten, welche dem 
Richter durch sein Amt auferlegt werden. 


Zu diesen Pflichten gehört, daß der Richter sich durch sein Verhalten in 
und außer dem Amte der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens würdig 
beweise, die sein Beruf erfordert. 


Amtsverbrechen. 


$. 2. Amtsverbrechen, wegen welcher eine Bestrafung nach den 
bestehenden Gesetzten auf Grund eines Verfahrens vor den gewöhnlichen 
Strafgerichten statt findet, sind nur diejenigen Verlegungen der Amtspflicht, 
welche mit einer Strafe des gemeinen Strafrechts bedroht sind, dieselbe 
bestehe in Freiheitsstrafe oder einer schwereren Strafe, in immerwährender 
oder zeitiger Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern, oder in einer anderen 
immerwährenden oder zeitigen Entziehung oder Einschränkung 
Staatsbürgerlicher Rechte, in Stellung unter Polizei- Aufsicht, oder in einer 
solchen Geldbuße, deren Höhe sich nach der Größe des verursachten 
Schadens oder des gesuchten Gewinnes richtet. 


Diese Bestimmung findet Anwendung ohne Rücksicht darauf, ob die 
Handlung bloß mit einer Strafe des gemeinen Strafrechts oder zugleich mit 
der Dienstentlassung ober einer anderen der im S. 4. No. 1. und 2. 
bezeichneten Strafen bedroht ist; sie ist auch in den Fällen anwendbar, wo als 
Verschärfung einer Geldbuße des gemeinen Strafrechtes die Dienstentlassung 
angedroht ist. 


$. 3. Die Bestimmung des S. 333. Allg. Landrechts Theil II. Titel 20. ist 
nicht anwendbar, wenn nicht die Verlegung der Amtspflicht von dem Richter 
in der Absicht verübt worden ist, sich oder Anderen Vortheil zu verschaffen, 
oder dem Staate oder Anderen Nachtheil zuzufügen. 
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Bloße Dienstvergehen. 


$. 4. Bloße Dienstvergehen, wegen welcher nur ein Disziplinarverfahren 
und eine Bestrafung nach den Bestimmungen dieser Verordnung statt findet, 
sind die nachstehenden Verlegungen der Amtspflicht: 


1) diejenigen, welche in den bisherigen Gesetzten bloß mit Warnung, 
Verweis, Versetzung, Suspension, Dienstentlassung (Verlust des Amtes, 
Dienstentsetzung, Amtsentsetzung, Kassation) bedroht sind, oder wo 
zugleich oder ausschließlich eine Geldbuße anderer als der im $. 2. 
bezeichneter Art angedroht ist; 


2) diejenigen, welche in den bisherigen Gesetzten mit Degradation 
bedroht sind, auch wenn zugleich mit derselben irgend eine andere Strafe 
angedroht ist; 


*) Noch nicht von den Kammern revidirt. 


3) diejenigen, welchen nur Unwissenheit oder Fahrlässigkeit (Irrthum, 
Versehen, als Unvorsichtigkeit, Nachlässigkeit, Uebereilung) zum Grunde 
liegt 


4) die Entfernung ohne Urlaub oder die Ueberschreitung des Urlaubs; 


5) alle anderen Verlegungen der Amtspflicht, welche nicht in den 
Strafgesehen vorgesehen sind. 


8. 5. Spricht das Gesetz bei bloßen Dienstvergehen die Verpflichtung zur 
Wiedererstattung oder zum Schadensersatz, oder eine sonstige civilrechtliche 
Verpflichtung aus, so gehört die Klage der Betheiligten vor das Civilgericht. 


8. 6. Die von einem Richter im Amte verübten Beleidigungen oder 
Thätlichseiten werden mit den auf diese Vergehen gesetzten Geld- oder 
Freiheitsstrafen auf Grund des gewöhnlichen gerichtlichen Verfahrens belegt. 
Darüber, ob gegen den Richter außerdem eine Disziplinarstrafe zu verhängen 
sei, wird lediglich im Disziplinarwege entschieden. 
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Disziplinar und gewöhnliches Strafverfahren wegen der 
nämlichen Thatsachen. 


8. 7. Das Disziplinarverfahren wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß 
die Handlung, welche den Gegenstand der Anschuldigung bildet, ein 
gemeines Verbrechen oder Vergehen, eine Uebertretung oder ein 
Amtsverbrechen ($. 2.) darstellt, daß wegen derselben eine strafgerichtliche 
Verfolgung eingeleitet, eine Freisprechung erfolgt, oder eine solche 
Verurtheilung ergangen ist, die weder auf den Verlust des Amtes lautet, noch 
denselben kraft des Gesetzes (S. 9.) nach sich zieht. 


$. 8. Im Laufe einer Untersuchung vor den gewöhnlichen Strafgerichten 
darf gegen den Angeschuldigten ein Disziplinarverfahren wegen der 
nämlichen Thatsachen nicht eingeleitet werden, wenn es nicht durch das 
Interesse des Dienstes dringend geboten wird. 


Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der nämlichen 
Thatsachen eine Untersuchung vor Ben gewöhnlichen Strafgerichten gegen 
den Angeschuldigten eröffnet wird, so kann das Disziplinargericht die 
Aussetzung des Disziplinarverfahrens, allenfalls bis zur rechtskräftigen 
Erledigung des strafgerichtlichen Verfahrens verordnen. 


In diesen Fällen steht gegen den Beschluß eines Appellationsgerichts 
über die Einleitung, Fortsetzung oder Aussetzung des Disziplinarverfahrens 
dem Staatsanwalte bei diesem Gerichte (Ober-Staatsanwalte, General- 
Prokurator) und dem Angeschuldigten die Beschwerde an den obersten 
Gerichtshof offen. 


Verlust des Amtes als Folge anderer Strafen. 


8. 9. Die Verurtheilung zur Zuchthausstrafe oder Festungsarbeit, zu einer 
anderen Freiheitsstrafe von einjähriger oder längerer Dauer, zu einer 
schwereren Strafe, zu immerwährender oder zeitiger Unfähigkeit zu 
öffentlichen Aemtern, zu einer sonstigen immerwährenden oder zeitigen 
Entziehung oder Einschränkung staatsbürgerlicher Rechte, oder zu der 
Stellung unter Polizeiaufsicht, zieht den Verlust des Amtes, und bei den in 
Ruhestand versetzten Richtern den Verlust der Pension von selbst nach sich, 
ohne das darauf besonders erkannt wird. 


Unerlaubte Entfernung vom Amte. 
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$. 10. Ein Richter, welcher sich ohne den vorschriftsmäßigen Urlaub 
von seinem Amte entfernt, oder den ertheilten Urlaub überschreitet, ist für 
die Zeit der unerlaubten Entfernung, seines Diensteinkommens verlustig. 


$. 11. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, so hat 
der Richter die Dienstentlassung verwirkt. 


Ist der Richter dienstlich aufgefordert worden, zu seinem Amte 
zurückzukehren, so tritt die Strafe der Dienstentlassung schon nach 
fruchtlosem Ablauf von vier Wochen seit der ergangenen Aufforderung ein. 


8. 12. Die Entziehung des Diensteinkommens ($. 10.) wird von 
derjenigen Behörde verfügt, welche den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des 
Widerspruches wird im Disziplinarwege entschieden. Gegen das Urtheil ist 
die Berufung zulässig, wenn es sich um das Diensteinkommen von mehr als 
Einen Monat handelt. 


8. 13. Die Dienstentlassung kann nur im Disziplinarwege ausgesprochen 
werden. 


Es wird darauf nicht erkannt, wenn sich ergiebt, daß der Richter ohne 
seine Schuld von seinem Amte fern gewesen ist und sich zugleich in der 
Unmöglichkeit befunden hat, den Urlaub oder dessen Verlängerung 
nachzusuchen. 


$. 14. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter 
Entfernung von Amte und die Dienstentlassung vor Ablauf der Fristen ($. 
11.) ist nicht ausgeschlossen, wenn sie durch die besonderen Umstände als 
gerechtfertigt erscheint. 


Zustellung der Vorladungen 2c. 


8. 15. Die in den $. 11. erwähnte Aufforderung, sowie alle anderen 
Aufforderungen, Mittheilungen, Zustellungen und Vorladungen, welche nach 
den Bestimmungen dieser Verordnung erfolgen, sind gültig und bewirken 
den Lauf der Fristen, wenn sie demjenigen, an den sie ergehen, in Verson, 
oder in seiner letzten Wohnung an dem Orte zugestellt werden, wo er 
gesetzlich seinen Wohnsitz haben soll. Mahnung an die Amtspflichten. 


$. 16. Ein Richter, welchem ein geringes Disziplinarvergehen zur Last 
fällt, ist, nach einer vorher von ihm erforderten Erklärung, auf die Pflichten 
aufmerksam zu machen, welche ihm sein Amt auferlegt. 
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Den Beruf, diese Mahnung von Amtswegen oder auf den Antrag des 
Staatsanwaltes zu erlassen, hat der Präsident oder Direktor eines jeden 
Gerichtes in Ansehung der übrigen Mitglieder desselben; der Dirigent einer 
Kreisgerichts-Deputation in Ansehung der Mitglieder dieser Deputation. In 
Ansehung der Einzelrichter steht er dem Präsidenten oder Direktor 
desjenigen Gerichts erster Instanz zu, in. dessen Gerichtssprengel der Richter 
angestellt ist; in Ansehung der Präsidenten oder Direktoren der Gerichte 
erster Instanz dem Ersten Präsidenten des Appellationsgerichtes, in 
Ansehung der Ersten Präsidenten der Appellationsgerichte dem Ersten 
Präsidenten des obersten Gerichtshofes. 


Ist der Richter, an welchen die Mahnung ergeht, anwesend, so wird 
darüber ein Protokoll aufgenommen; ist derselbe entfernt, so geschieht sie 
durch ein die Gründe enthaltendes Schreiben, von welchem die Urschrift 
aufbewahrt wird. 


8. 17. Ist die Mahnung ohne Erfolg geblieben, oder erscheint sie dem 
zuständigen Disziplinargerichte (S. 21.) als nicht hinreichend, so tritt die 
Disziplinar-Bestrafung ein. 


Disziplinarstrafen. 
$. 18. Disziplinarstrafen sind: 
1) Warnung, 
2) Verweis. 


Derselbe kann mit Geldbuße verbunden werden, deren Betrag das 
Diensteinkommen Eines Monates nicht übersteigt. 


3) Zeitweise Entfernung von den Dienstverrichtungen auf wenigstens 
drei Monate und höchstens Ein Jahr. 


Diese Strafe zieht den Verlust des Diensteinkommens für deren Dauer 
kraft des Gesetzes nach sich. Es ist jedoch das Disziplinargericht ermächtigt, 
in dem Urtheile zugleich zu erkennen, daß dem Verurtheilten während der 
Dauer der Strafe ein bestimmter Theil seines Diensteinkommens, welcher die 
Hälfte desselben nicht übersteigen darf, zu seinem nothdürftigen Unterhalte 
zu verabreichen sei. 
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Diese Strafe zieht den Verlust des Titels und Pensions-Anspruches von 
selbst nach sich; es wird darauf nicht besonders erkannt. 


$. 19. Welche der in dem vorhergehenden Paragraphen bestimmten 
Strafen anzuwenden sei, ist nach der größeren oder geringeren Erheblichkeit 
des Dienstvergehens mit Rücksicht auf die sonstige Führung des 
Angeschuldigten zu ermessen, unbeschadet der besonderen Bestimmungen 
der SS. 10. und 11. 


Zweiter Abschnitt. - Von dem Disziplinar-Verfahren. 


8. 20. Der Anwendung einer Disziplinarstrafe muß ein förmliches 
Disziplinar-Verfahren vorhergehen. Dasselbe besteht in der von einem 
Richterkommissar zu führenden Voruntersuchung und in der mündlichen 
Verhandlung vor dem zuständigen Disziplinargerichte. 


Disziplinargerichte. 
$. 21. Die zuständigen Disziplinargerichte sind: 


1) das Ober-Tribunal in Ansehung seiner Mitglieder und der Präsidenten 
und Direktoren der Appellationsgerichte; 


2) der Rheinische Revisions- und Kassationshof in Ansehung seiner 
Mitglieder, der Präsidenten des Rheinischen Appellationsgerichtshofes und 
des Direktors des Justizsenats zu Ehrenbreitstein; 


3) die Appellationsgerichte, einschließlich des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln und des Justizsenats zu Ehrenbreitstein, in Ansehung ihrer 
Mitglieder, mit Ausschluß der Präsidenten und Direktoren, und in Ansehung 
aller übrigen Richter ihres Gerichtssprengels. 


$. 22. Zur Erledigung der Disziplinarsachen können nur die 
etatsmäßigen Mitglieder und diejenigen mitwirken, welche eine etatsmäßige 
Stelle versehen. 


8. 23. Die Erledigung der Disziplinarsachen findet bei dem Ober- 
Tribunale in derjenigen Abtheilung des Gerichtshofes statt, in welcher der 
Erste Präsident gewöhnlich den Vorsitz führt. Ist die Zahl der Mitglieder 
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dieser Abtheilung geringer als elf, oder sind einzelne Mitglieder derselben 
verhindert, so werden die Präsidenten und andere Mitglieder des 
Gerichtshofes, welche dem Dienstalter nach die ältesten find, zugezogen, bis 
die Zahl von elf erfüllt ist. 


Die Erledigung einer Disziplinarsache muß in einer Plenarversammlung 
des Gerichtshofes erfolgen, wenn dieses in einer Plenarversammlung nach 
Anhörung des Staatsanwaltes beschlossen wird. Zum Zwecke einer 
Beschlußnahme hierüber kann der. Erste Präsident eine Plenarversammlung 
berufen; sie muß berufen werden, wenn eine Abtheilung des Gerichtshofes es 
begehrt, oder wenn der Staatsanwalt seinen mit Gründen unterstützten 
schriftlichen Antrag darauf richtet. 


So lange die mündliche Verhandlung nicht begonnen hat, kann der 
Gerichtshof beschließen, daß das fernere Verfahren in dem gewöhnlichen 
Wege statt finden solle. 


$. 24. Der Rheinische Revisions- und Kassationshof erledigt in 
derjenigen Zusammensetzung, welche für seine Entscheidungen überhaupt 
vorgeschrieben ist, auch die Disziplinarsachen. 


$. 25. Die Erledigung der Disziplinarsachen kann bei einem 
Appellations-Gerichte nur erfolgen, wenn mit Einschluß des Vorsitzenden 
wenigstens sieben Mitglieder zugegen sind. 


Besteht das Gericht aus mehr als neun Mitgliedern, so findet sie in 
derjenigen Abtheilung des Gerichtes statt, in welcher der Erste Präsident 
gewöhnlich den Vorsitz führt. Ist die Zahl der Mitglieder dieser Abtheilung 
geringer als sieben, oder sind einzelne Mitglieder derselben verhindert, so 
werden die Präsidenten, Direktoren und anderen Mitglieder des Gerichtes, 
welche dem Dienstalter nach die ältesten sind, zugezogen, bis die Zahl von 
sieben erfüllt ist. 


Die Bestimmungen des 2ten und 3ten Absatzes des $. 23. finden auch 
bei den Appellationsgerichten Anwendung. 


Bei den Gerichten, welche aus nicht mehr als neun Mitgliedern 
bestehen, werden die Disziplinarsachen stets in einer Plenarversammlung 
erledigt. 


$. 26. Das Ober-Tribunal verweiset auf den Antrag des Staatsanwaltes 
bei dem Appellationsgerichte oder des Angeschuldigten die Erledigung einer 
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Disziplinarfache an ein anderes Appellationsgericht, wenn bei dem 
zuständigen Gerichte weniger als sieben nicht verhinderte Mitglieder 
vorhanden sind. 


Das Ober-Tribunal kann auf den Antrag des Staatsanwaltes oder eines 
Angeschuldigten diese Verweisung beschließen, wenn Gründe vorliegen, aus 
welchen die Unbefangenheit des zuständigen Gerichtes bezweifelt werden 
kann. 


8. 27. Im Falle des zweiten Absatzes des $. 26. bezeichnet der 
Rheinische Revisions- und Kassationshof den Senat des 
Appellationsgerichtshofes, von welchem die Disziplinarsache zu erledigen 
ist. 


Er kann die Sache zur Untersuchung und Entscheidung an sich ziehen. 


Kompetenz - Streitigkeiten. 


$. 28. Streitigkeiten über die Kompetenz der Appellationsgerichte in 
Disziplinarsachen werden von dem obersten Gerichtshofe entschieden. 


Besteht der Konflikt zwischen dem Rheinischen 
Appellationsgerichtshofe und einem anderen Appellationsgerichte, so treten 
die beiden obersten Gerichtshöfe zusammen. 


Voruntersuchungen. 


$. 29. Die Einleitung der Disziplinaruntersuchung kann nur durch einen 
Beschluß des Disziplinargerichtes erfolgen. Der Erste Präsident des 
Gerichtes, welches die Einleitung verfügt, beauftragt einen Richter mit der 
Führung der Voruntersuchung, vorbehaltlich des in dem letzten Absatze des 
8. 32. vorgesehenen Falles. 


$. 30. Ueber die Einleitung der Disziplinaruntersuchung muß entweder 
von Amtswegen, jedoch nach Vernehmung des Antrages des Staatsanwaltes, 
oder auf den Antrag des Staatsanwaltes Beschluß gefaßt werden. 


8.31. Gegen den Beschluß des Appellationsgerichtes, durch welchen die 
Einleitung der Disziplinaruntersuchung abgelehnt wird, steht dem 
Staatsanwalte bei dem Appellationsgerichte die Beschwerde an den obersten 
Gerichtshof offen. 
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$. 32. Wenn das Appellationsgericht eine Disziplinaruntersuchung in 
Fällen, wo sie statt finden sollte, nicht einleitet, so ist der oberste Gerichtshof 
berufen, dasselbe auf die betreffenden Thatsachen aufmerksam zu machen. 
Ist dies ohne Erfolg geschehen, so kann der Gerichtshof die Sache zur 
Untersuchung und Entscheidung an sich ziehen. 


Das Ober-Tribunal kann auch die Einleitung der Untersuchung verfügen 
und die Sache zur ferneren Verhandlung und Entscheidung an ein anderes 
Appellationsgericht verweisen. In diesem Falle steht dem Ersten Präsidenten 
des Appellationsgerichtes, an welches die Sache verwiesen ist, die 
Bezeichnung des Richters zu, welcher die Voruntersuchung zu führen hat. 


$. 33. In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte vorgeladen und, 
wenn er erscheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich vernommen und die 
zur Aufklärung der Sache dienenden sonstigen Beweise herbeigeschafft. 


Die Akten werden vor dem Abschlusse der Voruntersuchung dem 
Staatsanwalte zur Stellung seines Antrages vorgelegt. 


$. 34. Nach geschlossener Voruntersuchung wird ein Termin zur 
mündlichen Verhandlung der Sache angesetzt, zu welchen der 
Angeschuldigte unter Hervorhebung der Thatsachen, welche ihm zur Last 
gelegt werden, vorzuladen ist. 


Mündliche Verhandlung. 


8. 35. Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher 
Sitzung statt findet, giebt zuerst ein von dem Vorsitzenden des 
Disziplinargerichtes aus der Zahl der Mitglieder desselben zu ernennender 
Referent eine Darstellung der Sache, wie sie aus den bisherigen 
Verhandlungen hervorgeht. 


Der Angeschuldigte wird vernommen. 


Es wird darauf der Staatsanwalt mit seinem Vor- und Antrage und der 
Angeschuldigte in seiner Vertheidigung gehört. 


Dem Angeschuldigten steht das legte Wort zu. 


8. 36. Wenn das Gericht auf den Antrag des Angeschuldigten oder des 
Staatsanwaltes, oder auch von Amtswegen die Vernehmung eines oder 


160 


mehrerer Zeugen, sei es durch einen Richterkommissar, oder mündlich vor 
dem Gerichte selbst, oder die Herbeischaffung anderer Mittel zur Aufklärung 
der Sache für angemessen erachtet, so erläßt es die erforderliche Verfügung 
und vertagt nöthigenfalls die Fortsetzung der Sache auf einen anderen Tag, 
welcher dem Angeschuldigten bekannt zu machen ist. 


8. 37. Der Angeschuldigte, welcher erscheint, kann sich des Beistandes 
eines Advokaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidigers bedienen. 


Der nicht erscheinende Angeschuldigte kann sich nicht vertreten lassen; 
es sei denn, daß ihm das Disziplinargericht die Vertretung durch einen 
Advokaten oder Rechtsanwalt in der Vorladung oder später gestattet hat. 
Dem Disziplinargerichte steht es jederzeit zu, das persönliche Erscheinen des 
Angeschuldigten nachträglich zu verordnen. 


$. 38. Das Urtheil, welches die Entscheidungsgründe enthalten muß, 
wird in der Sitzung, in welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden 
ist, oder in einer der nächsten Sitzungen verkündigt. 


$. 39. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches die Namen der Anwesenden und die wesentlichen 
Momente der Verhandlung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem 
Vorsitzenden und dem Protokollführer unterzeichnet. 


8. 40. Das Rechtsmittel des Einspruches (Restitution oder Opposition) 
findet nicht statt. 


Berufung. 


8. 41. Gegen die von den Appellationsgerichten erlassenen Urtheile 
findet die Berufung an den obersten Gerichtshof unter folgenden näheren 
Bestimmungen statt: 


Dem Angeschuldigten steht sie gegen jedes Urtheil zu, durch welches 
seine zeitweise Entfernung von den Dienstverrichtungen, oder seine 
Dienstentlassung ausgesprochen ist; dem Staatsanwalte bei dem 
Appellationsgerichte gegen jedes Endurtheil. 


8. 42. Die Anmeldung der Berufung geschieht zu Protokoll bei einem 
Sekretär des Gerichtes, welches das anzugreifende Urtheil erlassen hat. Sie 
kann auch von einem Bevollmächtigten des Verurtheilten auf Grund der ihm 
dazu ertheilten Spezialvollmacht geschehen. 
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Die Frist zu dieser Anmeldung ist eine vierwöchentliche, welche mit 
dem Ablaufe des Tages der Urtheilskündigung, und für den Angeschuldigten, 
welcher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an 
welchem ihn das Urtheil zugestellt worden ist. 


8. 43. Der oberste Gerichtshof wird durch die Berufung, auch wenn 
dieselbe nur von dem Staatsanwalt oder nur von dem Angeschuldigten 
eingelegt worden, und wenn sie nur gegen einzelne Bestimmungen des 
Urtheils gerichtet ist, mit der ganzen Sache eben so befaßt, als wenn von 
beiden Seiten die Berufung gegen den ganzen Inhalt des Urtheils eingelegt 
worden wäre, 


8. 44. Die Bestimmungen der SS. 34. bis 40. finden auch in der 
Appellations- Instanz Anwendung. 


8. 45. Das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde (des 
Kassationsrekurses) findet in Disziplinarsachen nicht Statt. 


Ist die Berufung zulässig und eingelegt, so werden die 
Nichtigkeitsbeschwerden als Appellationsbeschwerden behandelt. 


Dritter Abschnitt. - Von der Amtssuspension. 


Suspension kraft des Gesetzes. 


8. 46. Die Suspension eines Richters vom Amte tritt kraft des Gesetzes 
ein: 


1) wenn in dem gewöhnlichen Strafverfahren seine Verhaftung 
beschlossen, oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil 
erlassen ist, welches auf den Verlust des Amtes lautet, oder diesen kraft des 
Gesetzes nach sich zieht; 


2) wenn im Disziplinarverfahren ein noch nicht rechtskräftiges Urtheil 
auf Dienstentlassung oder zeitweise Entfernung von den Dienstverrichtungen 
ergangen ist. 


$. 47. In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nummer 1. 
vorgesehenen Falle hört die Suspension mit Ablauf des zehnten Tages nach 
Wiederaufhebung des Verhaftungsbeschlusses oder nach eingetretener 
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Rechtskraft desjenigen Urtheils höherer Instanz, durch welches der 
angeschuldigte Richter zu einer anderen Strafe, als der bezeichneten, 
verurtheilt wird, von selbst auf, wenn nicht vor dem Erlöschen dieser Frist 
die Suspension vom Amte im Wege des Disziplinarverfahrens beschlossen 
wird. 


Lautet das rechtskräftige Urtheil auf Freiheitsstrafe, so dauert die 
Suspension bis das Urtheil vollstreckt ist. Wird die Vollstreckung des 
Urtheils ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, so tritt 
für die Zeit des Aufenthaltes oder der Unterbrechung eine Gehaltsverkürzung 
(S. 50.) nicht ein. 


In dem unter Nummer 2. erwähnten Falle dauert die Suspension bis zur 
Rechtskraft des in der Disziplinarsache ergehenden Urtheiles. 


Suspension durch Beschluß. 


8. 48. Bei Erlassung des Beschlusses auf Einleitung der 
Disziplinaruntersuchung im ganzen Laufe derselben kann das Gericht, bei 
welchem sie anhängig ist, von Amtswegen, jedoch nach Vernehmung des 
Antrages des Staatsanwaltes, oder auf den Antrag des Staatsanwaltes, die 
Suspension des Angeschuldigten vom Amte beschließen, wenn dieselbe mit 
Rücksicht auf die Schwere des Dienstvergehens als angemessen erscheint. 


Die nämliche Befugniss steht dem zuständigen Disziplinargericht in 
allen Fällen zu, wo gegen einen Richter im Wege des gewöhnlichen 
Strafverfahrens eine Untersuchung eingeleitet worden ist. 


8. 49. Gegen den Beschluß eines Appellationsgerichts, durch welchen 
die Suspension verhängt oder abgelehnt wird, steht dem Staatsanwalte, und 
gegen den Beschluß, durch welchen sie verhängt wird, steht dem 
Angeschuldigten die Beschwerde an den obersten Gerichtshof offen. 


Der angegriffene Beschluß wird bis zu der Wiederaufnahme vollstreckt. 


Einfluß der Suspension auf das Diensteinkommen. 


8. 50. Der suspendirte Richter behält während der Suspension die Hälfte 
feines Diensteinkommens; ist aber wider ihn durch ein Erkenntniß erster 
Instanz die Dienstentlassung ausgesprochen, oder ist der Verlust des Amtes 
die kraft des Gesetzes eintretende Folge des ergangenen Urtheiles ($. 9.), so 
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wird ihm von der Zeit der Publikation des Urtheiles an bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung der Sache nur der zum nothdürftigen 
Unterhalte erforderliche Betrag, der jedoch niemals die Hälfte des 
Diensteinkommens übersteigen darf, verabreicht. 


Auf die für Dienstunkosten besonders angesetzten Beträge ist bei 
Berechnung der Hälfte des Diensteinkommens keine Rücksicht zu nehmen. 


Aus dem inne behaltenen Theile des Diensteinkommens sind die Kosten 
der Stellvertretung des Angeschuldigten und des Untersuchungsverfahrens zu 
bestreiten. S. 51. Der zu den Kosten ($. 50.) nicht verwendete Theil des 
Einkommens wird dem Richter nachgezahlt, wenn die Untersuchung nicht 
die Strafe der zeitweisen Entfernung von den Dienstverrichtungen, oder den 
Verlust des Amtes zur Folge gehabt hat. 


Erinnerungen über die Verwendung des Einkommens stehen dem 
Richter nicht zu; wohl aber ist ihm auf Verlangen eine Nachweisung über 
diese Verwendung zu ertheilen. 


8. 52. Wird der Richter freigesprochen, so muß ihm der inne behaltene 
Theil des Diensteinkommens vollständig nachgezahlt werden. 


Vierter Abschnitt. - Von der unfreiwilligen Versetzung auf eine 
andere Stelle. 


8. 53. Die Versetzung eines Richters von einer Stelle auf eine andere 
wider dessen Willen kann, außer dem Falle, wenn sie durch Veränderungen 
in der Organisation der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig wird, nur 
geschehen, wenn sie durch das Interesse der Rechtspflege dringend geboten 
1st. 


Fälle dieser Art sind insbesondere, wenn durch die Schuld des Richters, 
welche jedoch dessen Dienstentlassung nicht begründet, zwischen ihm und 
anderen Mitgliedern des nämlichen Gerichtes Beziehungen entstanden sind, 
die ein ersprießliches Zusammenwirken verhindern, oder wenn sonstige 
Ursachen, welche die Dienstentlassung nicht begründen, die amtliche 
Wirksamkeit des Richters in seiner bisherigen Stelle wesentlich stören over 
gefährden, und genügende Gründe zu der Annahme vorliegen, daß jene 
Umstände der amtlichen Wirksamkeit des Richters in einer anderen Stelle 
nicht entgegenstehen werden. 
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8. 54. Wenn zwischen Richtern, welche bei dem nämlichen Gerichte 
angestellt sind, ein Schwägerschafts -Verhältniß bis zum dritten Grade 
einschließlich entsteht, so muß sich derjenige, durch dessen Verheirathung 
ein solches Verhältniß eingetreten ist, die Versetzung auf eine andere Stelle 
gefallen lassen. 


8. 55. Die unfreiwillige Versetzung kann nur in ein anderes Richteramt 
von gleichem Range und Gehalte erfolgen; hat der Richter dazu nicht auf die 
in dem 54. bezeichnete Weise Veranlassung gegeben, oder findet sie ohne 
seine Schuld statt ($. 53.), so müssen ihm die vorschriftsmäßigen 
Versetzungskosten gewährt werden. 


8. 56. Die unfreiwillige Versetzung kann nur auf Grund eines von dem 
obersten Gerichtshofe in einer Plenarversammlung gefaßten Beschlusses 
erfolgen, welcher erklärt, daß der Fall der Versetzung vorliege. Der 
Gerichtshof kann einen solchen Beschluß nur fassen, wenn der Staatsanwalt 
bei demselben, unter Vorlegung eines ihm von dem Justizminister dazu 
ertheilten Befehles, seinen Antrag darauf richtet. 


Der Antrag kann auch im Laufe einer bei dem Gerichtshofe 
schwebenden Disziplinaruntersuchung gestellt werden. 


Handelt es sich um eine Versetzung aus dem Bereiche des Ober- 
Tribunales in den des Rheinischen Revisions- und Kassationshofes, oder 
umgekehrt, so treten beide Gerichtshöfe zusammen. 


8. 57. Bevor dem Antrage des Staatsanwaltes statt gegeben werden 
kann, muß außer dem im zweiten Absatze des $. 56. vorgesehenen Falle der 
betreffende Richter, unter Mittheilung des Antrages, mit einer 
vierwöchentlichen Frist zur schriftlichen Erklärung darüber aufgefordert 
werden. Ein weiteres Verfahren findet nicht statt. 


Fünfter Abschnitt. - Von der unfreiwilligen Versetzung in den 
Ruhestand. 


8.58. Ein Richter, welcher durch Blindheit, Taubheit, oder ein sonstiges 
körperliches Gebrechen, oder durch die eingetretene Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zu der Erfüllung seiner Amtspflichten 
unfähig geworden ist, muß in den Ruhestand versetzt werden. 
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8. 59. Sucht der Richter seine Versetzung in den Ruhestand nicht nach, 
obgleich der Zustand, welcher ihn zu der Erfüllung seiner Amtspflichten 
unfähig macht, ein dauernder ist, so findet das in den nachstehenden 
Paragraphen vorgeschriebene Verfahren statt. 


$. 60. Der Richter oder sein nöthigenfalls. hierzu besonders zu 
bestellender Kurator wird von dem Vorsitzenden des Gerichtes, dessen 
Mitglied er ist, schriftlich unter Angabe der Gründe darauf aufmerksam 
gemacht, daß der Fall der Versetzung in den Ruhestand vorliege. 


In Ansehung der Einzelrichter hat den Beruf hierzu der Präsident oder 
Direktor desjenigen Gerichtes erster Instanz, in dessen Gerichtssprengel der 
Einzelrichter angestellt ist; in Ansehung der Präsidenten oder Direktoren der 
Gerichte erster Instanz der Erste Präsident des Appellationsgerichtes, in 
Ansehung der Ersten Präsidenten der Appellationsgerichte der Erste 
Präsident des obersten Gerichtshofes. 


8. 61. Die in dem vorhergehenden Paragraphen vorgeschriebene 
Eröffnung geschieht durch den zuständigen Vorsitzenden von Amtswegen 
oder auf den Antrag des Staatsanwaltes. 


Wird sie nicht vorgenommen, so beschließt das unmittelbar höhere 
Gericht, oder wenn es sich um den Ersten Präsidenten eines 
Appellationsgerichtes oder ein Mitglied eines obersten Gerichtshofes 
handelt, dieser Gerichtshof in seiner Plenarversammlung von Amtswegen 
oder auf den Antrag des Staatsanwaltes, daß sie stattfinden solle, und in 
diesem Falle muß sie von dem Ersten Präsidenten des beschließenden 
Gerichts vorgenommen werden. 


Dem Ersten Präsidenten eines obersten Gerichtshofes kann die 
Eröffnung nur auf Grund eines Beschlusses dieses Gerichtshofes gemacht 
werden, welcher alsdann von dem gesetzlichen Stellvertreter des Ersten 
Präsidenten vollzogen wird. 


8. 62. Wenn der Richter oder dessen Kurator nicht innerhalb sechs 
Wochen von dem Tage der ihm in Gemäßheit der $$8. 60. oder 61. gemachten 
Eröffnung feine Versetzung in den Ruhestand freiwillig nachsucht, so muß, 
wenn es sich um ein Mitglied eines obersten Gerichtshofes oder um den 
Ersten Präsidenten eines Appellationsgerichtes handelt, oder wenn in 
Gemäßheit des $. 61. ein Beschluß des obersten Gerichtshofes ergangen ist, 
dieser Gerichtshof, in allen übrigen Fällen das Appellationsgericht, nachdem 
ihm die etwaige Gegen-Erklärung des betreffenden Richters vorgelegt 
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worden ist, darüber Beschluß fassen, ob dem Verfahren Fortgang zu geben 
sei, oder nicht. 


8. 63. Beschließt das Gericht die Fortsetzung des Verfahrens, so ernennt 
dessen Erster Präsident einen Richterkommissar. Dieser hat die Thatsachen, 
durch welche die Versetzung in den Ruhestand begründet werden soll, zu 
erörtern, die erforderlichen Zeugen und Sachverständigen eidlich zu 
vernehmen, und zum Schluffe den Richter oder dessen Kurator mit seiner 
Erklärung über das Ergebniß der Erörterung zu hören. 


$. 64. Die geschlossenen Akten werden dem Gerichte vorgelegt, welches 
in seiner Plenarversammlung, nach Anhörung des Staatsanwaltes, darüber 
Beschluß faßt, ob der Fall der Versetzung des Richters in den Ruhestand 
vorliege. Das Gericht kann vorher verordnen, daß der Richter, die Zeugen 
und die Sachverständigen mündlich vernommen werden sollen. 


8. 65. Der Beschluß ist einem Rechtsmittel nicht unterworfen. Er wird 
dem Justizminister übersandt, welcher, wenn derselbe dahin lautet, daß der 
Fall der Versetzung in den Ruhestand vorliege, das Weitere zu veranlassen 
hat. 


8. 66. Die Versetzung in den Ruhestand findet bei Richtern, welchen 
reglementsmäßig eine Pension zu bewilligen ist, nur unter Gewährung der 
reglementsmäßigen Pension statt. Es wird ihnen das volle Gehalt noch bis 
zum Ablaufe desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, welches auf den Monat 
folgt, in dem ihnen die schließliche Verfügung über die Versetzung in den 
Ruhestand mitgetheilt worden ist. 


Sechster Abschnitt. - Nähere Bestimmungen, betreffend die 
Auseinandersetzungs-Behörden, das General-Auditoriat und die 
Auditeure. 


8. 67. Die Vorschriften dieser Verordnung sind mit den folgenden 
näheren Bestimmungen anwendbar: 


1) auf die Präsidenten, Dirigenten und etatsmäßigen Räthe des 
Revisions-Kollegiums für Landeskultursachen, der Generalkommissionen 
und landwirthschaftlichen Regierungs-Abtheilungen; 


2) auf den General Auditeur, die übrigen Mitglieder des General- 
Auditoriates und die Auditeure. 
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Bestimmungen wegen der Auseinandersetzungs-Behörden. 


8. 68. Die Bestimmungen, welche die Gerichte erster Instanz betreffen, 
finden auf die Generalkommissionen und landwirthschaftlichen Regierungs - 
Abtheilungen Anwendung. 


Von dem Revisionskollegium werden die Verrichtungen 
wahrgenommen, welche den Appellationsgerichten zustehen. 


Das Ober-Tribunal und dessen Erster Präsident üben die ihnen 
beigelegten Befugnisse auch in Ansehung der genannten 
Auseinandersetzungs- Behörden aus. 


8. 69. In den Fällen der SS. 26. und 32. verweiset das Ober-Tribunal die 
Sache an ein Appellationsgericht. 


8. 70. Die unfreiwillige Versetzung eines Mitgliedes des 
Revisionskollegiums auf eine andere Stelle kann an ein Appellationsgericht 
erfolgen. Der in Gemäßheit des $. 56. vorzulegende Befehl wird von dem 
Justizminister und dem Minister für landwirthschaftliche Angelegenheiten 
erlassen. 


An diese Minister wird auch im Falle des $. 65. der Beschluß 
eingesandt. 


$. 71. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei dem 
Revisionskollegium werden von dem Staatsanwalte bei dem 
Appellationsgerichte wahrgenommen, in dessen Bezirke das 
Revisionskollegium seinen Sitz hat. 


Bestimmungen wegen des Generalauditoriats und der 
Auditeure. 


$: 72. Das General-Auditoriat ist das zuständige Disziplinargericht für 
die Auditeure 


Es erledigt in derjenigen Zusammensetzung, welche für seine 
Entscheidungen überhaupt vorgeschrieben ist, auch die Disziplinarsachen. 
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Es ist befugt, ohne förmliches Disziplinarverfahren Warnungen, 
Verweise und Geldbußen bis zu zehn Thalern gegen Auditeure endgültig zu 
verhängen. 


8. 73. Die in dem $. 16. dieses Gesetzes vorgeschriebene Verrichtung 
wird in Ansehung des General Auditeurs von dem Ersten Präsidenten des 
Ober-Tribunales, in Ansehung der übrigen Mitglieder des General- 
Auditoriates und der Auditeure von dem General-Auditeur wahrgenommen. 


$. 74. Das Ober-Tribunal ist das zuständige Disziplinargericht für die 
Mitglieder des General-Auditoriates. 


Die Beschwerde gegen Beschlüsse des General-Auditoriates und die 
Berufung von dessen Entscheidungen, soweit die eine oder die andere 
zulässig ist, geht an das Ober-Tribunal. 


8. 75. Dem Ober-Tribunal stehen die ihm in den SS. 26., 28. und 32. 
beigelegten Befugnisse auch in Ansehung des General-Auditoriates zu. 


Die Verweisung geschieht an ein Appellationsgericht. 


Wegen fehlender Zahl der Richter findet jedoch die Verweisung nur 
statt, wenn die beschlußfähige Zahl der Mitglieder ($. 72.) nicht vorhanden 
ist. 


8. 76. Die unfreiwillige Versetzung eines Mitgliedes des General- 
Auditoriates kann an ein Appellationsgericht erfolgen. Der Beschluß darüber, 
ob der Fall der unfreiwilligen Versetzung vorliege, wird von dem Ober- 
Tribunale erlassen. 


In Ansehung der Auditeure steht dieser Beschluß dem General- 
Auditoriate zu. 


Ist ein Divisions-Auditeur zum Felddienst untauglich geworden, so kann 
die Versetzung in eine Auditeurstelle geschehen, zu deren Verwaltung die 
Felddienstfähigkeit nicht erforderlich ist. 


Der in Gemäßheit des $. 56. vorzulegende Befehl wird von den 
Ministern der Justiz und des Krieges erlassen. 


$. 77. Ueber die unfreiwillige Versetzung in den Ruhestand wird 
hinsichtlich der Auditeure von dem General-Auditoriate, und in Ansehung 
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der Mitglieder des General-Auditoriates von dem Ober- Tribunale Beschluß 
gefaßt. 


Die in dem $. 60. vorgeschriebene Eröffnung wird in Ansehung des 
General- Auditeurs von dem Ersten Präsidenten des Ober-Tribunales, in 
Ansehung der übrigen Mitglieder des General-Auditoriates und der 
Auditeure von dem General-Auditeur vorgenommen. 


Dem Ober-Tribunale stehen die ihm durch die $$. 61. bis 63. 
beigelegten Befugnisse auch in Ansehung der Mitglieder des General- 
Auditoriates und der Auditeure zu. 


Im Falle des $. 65. wird der Beschluß an die Minister der Justiz und des 
Krieges gesandt. 


8. 78. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei dem General- 
Auditoriate werden von einem durch die Minister der Justiz und des Krieges 
zu bezeichnenden Beamten wahrgenommen, welcher die Qualifikation zum 
höheren Richteramte besitzt. 


$. 79. Hinsichtlich der Auditeure verbleibt es bei den Bestimmungen der 
88. 43. und 44. der Verordnung vom 21. Oktober 1841. (Gesetzsamml. S. 
325.) 


Für die Zeit des Krieges sind die Bestimmungen der Verordnung vom 
24. September 1826. No. 2. anwendbar. 


Bestimmungen für den Bezirk des Rheinischen Rechts. 


$. 80. Im Bezirke des Rheinischen Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
wird an den bestehenden Gesetzten, welche Verlegungen der Amtspflicht mit 
Geldbußen irgend einer Art, und gewisse aus Fahrlässigkeit begangene 
Verlegungen der Amtspflicht mit Strafen des gemeinen Strafrechts bedrohen, 
durch die Bestimmungen der SS. 2. und 4. nichts geändert. 


Die Verfolgung wegen solcher Handlungen findet in der bisherigen 
Weise statt. 


$. 81. In dem nämlichen Bezirke findet wegen Dienstvergehen, welche 
Untersuchungsrichter oder Friedensrichter als Beamte der gerichtlichen 
Polizei begehen, lediglich eine Bestrafung und ein Verfahren nach den 
Bestimmungen dieser Verordnung statt. 
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Uebergangsbestimmungen. 


8. 82. Die Untersuchungen, welche zur Zeit der Verkündigung der 
gegenwärtigen Verordnung im Wege des gewöhnlichen Strafverfahrens oder 
des Diziplinarverfahrens bereits eröffnet sind, werden in der bisherigen 
Weise zu Ende geführt. Die Untersuchung wird als eröffnet betrachtet, wenn 
der Beschuldigte als solcher vernommen oder Behufs seiner Vernehmung 
vorgeladen ist. Die ergehenden oder ergangenen Strafurtheile werden ohne 
Rücksicht auf die Bestimmungen dieser Verordnung vollstreckt. 


8. 83. Handelt es sich um die Suspension vom Amte ($$. 46. ff.), so 
gelten die Bestimmungen dieser Verordnung. Ueber das Fortbestehen oder 
die Aufhebung einer Suspension, welche von einem anderen Gerichte, als 
dem nach den Vorschriften dieser Verordnung zuständigen 
Disziplinargerichte bereits verfügt ist, geht die Beschwerde zunächst an 
dieses Disziplinargericht. 


Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Vorschriften sind 
aufgehoben. Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Sanssouci, den 10. Juli 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Hehdt. v. Nabe. Simons. 


12. Verordnung, betreffend die Dienstvergehen der nicht 
richterlichen Beamten, die Versetzung derselben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruhestand. Vom 11. Juli 1849. *) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen nach dem Antrage Unseres Staatsministeriums, auf Grund des Art. 
105. der Verfassungsurkunde, was folgt: 


8, 1. Die gegenwärtige Verordnung findet, unter den darin ausdrücklich 
gemachten Beschränkungen, auf alle in unmittelbarem oder mittelbarem 
Staatsdienste stehenden Beamten Anwendung, die nicht unter die 
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Bestimmungen der die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. 
fallen. Sie ist nicht anwendbar auf Geistliche und Kirchenbeamte. 


*) Noch nicht von den Kammern revidirt. 


Erster Abschnitt. - Allgemeine Bestimmungen über Dienstvergehen 
und deren Bestrafung. 


Dienstvergehen überhaupt. 


8. 2. Dienstvergehen ist jede Verlegung der Pflichten, welche dem 
Beamten durch sein Amt auferlegt werden. 


Zu diesen Pflichten gehört, daß der Beamte sich durch sein Verhalten in 
und außer dem Amte der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens würdig 
beweise, die sein Beruf erfordert. 


Amtsverbrechen. 


$. 3. Amtsverbrechen, wegen welcher eine Bestrafung nach den 
bestehenden Gesetzten auf Grund eines gerichtlichen Verfahrens statt findet, 
sind nur diejenigen Verlegungen der Amtspflicht, welche mit einer Strafe des 
gemeinen Strafrechts bedroht sind, dieselbe bestehe in Freiheitsstrafe oder 
einer schwereren Strafe, in immerwährender oder zeitiger Unfähigkeit zu 
öffentlichen Aemtern, oder in einer anderen immerwährenden oder zeitigen 
Entziehung oder Einschränkung staatsbürgerlicher Rechte, in Stellung unter. 
Polizeiaufsicht oder in einer solchen Geldbuße, deren Höhe sich nach der 
Größe des verursachten Schadens oder des gesuchten Gewinnes richtet. 
Diese Bestimmung findet Anwendung ohne Rücksicht darauf, ob die 
Handlung blos mit einer Strafe des gemeinen Strafrechtes oder zugleich mit 
der Dienstentlassung oder einer anderen der im $. 5. No. 1. und 2. 
bezeichneten Strafen bedroht ist; sie ist auch in den Fällen anwendbar, wo als 
Verschärfung einer Geldbuße des gemeinen Strafrechtes die Dienstentlassung 
angedroht ist. 


8. 4. Die Bestimmung des $. 333. Allg. Landrechts Theil II. Titel 20. ist 
nicht anwendbar, wenn nicht die Verlegung der Amtspflicht von dem 
Beamten in der Absicht verübt worden ist, sich oder Anderen Vortheil zu 
verschaffen, oder dem Staate oder Anderen Nachtheil zuzufügen. 
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Bloße Dienstvergehen. 


8. 5. Bloße Dienstvergehen, wegen welcher nur ein Disziplinarverfahren 
und eine Bestrafung nach den Bestimmungen dieser Verordnung statt findet, 
sind die nachstehenden Verlegungen der Amtspflicht: 


1) diejenigen, welche in den bisherigen Gesetzen blos mit Warnung, 
Verweis, Versetzung, Suspension, Dienstentlassung (Verlust des Amtes, 
Dienstentsetzung, Amtsentsetzung, Kassation) bedroht sind, oder wo 
zugleich oder ausschließlich eine Geldbuße anderer als der im 8.3. 
bezeichneten Art angedroht ist; 


2) diejenigen, welche in den bisherigen Gesehen mit Degradation 
bedroht sind, auch wenn zugleich mit derselben irgend eine andere Strafe 
angedroht ist; 


3) diejenigen, welchen nur Unwissenheit oder Fahrlässigkeit (Irrthum, 
Versehen, Unvorsichtigkeit, Nachlässigkeit, Uebereilung) zum Grunde liegt 


4) die Entfernung ohne Urlaub oder die Ueberschreitung des Urlaubs; 


5) alle anderen Verlegungen der Amtspflicht, welche nicht in den 
Strafgesehen vorgesehen sind. 


$. 6. Spricht das Gesetz bei bloßen Dienstvergehen die Verpflichtung zur 
Wiedererstattung oder zum Schadensersaß, oder eine sonstige civilrechtliche 
Verpflichtung aus, so gehört die Klage der Betheiligten vor das Civilgericht. 


8. 7. Die von einem Beamten im Amte verübten Beleidigungen oder 
Thätlichkeiten werden mit den auf diese Vergehen gesetzten Geld- oder 
Freiheitsstrafen auf Grund des gerichtlichen Verfahrens belegt. Darüber, ob 
gegen den Beamten außerdem eine Disziplinarstrafe zu verhängen sei, wird 
lediglich im Disciplinarwege entschieden. 


Dasselbe gilt, wenn Polizeibeamte die Uebertretung der Polizeigesetze 
dulden und sie nicht zur gehörigen Ahndung anzeigen. 


Disziplinar- und gerichtliches Verfahren wegen der 
nämlichen Thatsachen. 
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8. 8. Das Disciplinarverfahren wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß 
die Handlung, welche den Gegenstand der Anschuldigung bildet, ein 
gemeines Verbrechen oder Vergehen, eine Uebertretung oder ein 
Amtsverbrechen ($. 3.) darstellt, daß wegen derselben eine gerichtliche 
Verfolgung eingeleitet, eine Freisprechung erfolgt, oder eine solche 
Verurtheilung ergangen ist, die weder auf den Verlust des Amtes lautef, noch 
denselben kraft des Gesetzes ($. 10.) nach sich zieht. 


8. 9. Im Laufe einer gerichtlichen Untersuchung darf gegen den 
Angeschuldigten ein Disziplinarverfahren wegen der nämlichen Thatsachen 
nicht eingeleitet werden, wenn es nicht durch das Interesse des Dienstes 
dringend geboten wird. 


Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der nämlichen 
Thatsachen eine gerichtliche Untersuchung gegen den Angeschuldigten 
eröffnet wird, so kann die Disziplinarbehörde die Aussetzung des 
Disziplinarverfahrens, allenfalls bis zur rechtskräftigen Erledigung des 
gerichtlichen Verfahrens, verordnen. 


Verlust des Amtes als Folge anderer Strafen. 


8. 10. Die Verurtheilung zu Zuchthausstrafe oder Festungsarbeit, zu 
einer anderen Freiheitsstrafe von einjähriger oder längerer Dauer, zu einer 
schwereren Strafe, zu immerwährender oder zeitiger Unfähigkeit zu 
öffentlichen Aemtern, zu einer sonstigen immerwährenden oder zeitigen 
Entziehung oder Einschränkung staatsbürgerlicher Rechte oder zu der 
Stellung unter Polizeiaufsicht, zieht den Verlust des Amtes, und bei den in 
Ruhestand versetzten Beamten den Verlust der Pension von selbst nach sich, 
ohne daß darauf besonders erkannt wird. 


Unerlaubte Entfernung vom Amte. 


8. 11. Ein Beamter, welcher sich ohne den vorschriftsmäßigen Urlaub 
von seinem Amte entfernt, oder den ertheilten Urlaub überschreitet, ist für 
die Zeit der unerlaubten Entfernung seines Diensteinkommens verlustig. 


$. 12. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, so hat 
der Beamte die Dienstentlassung verwirkt. 
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Ist der Beamte dienstlich aufgefordert worden, zu seinem Amte 
zurückzukehren, so tritt die Strafe der Dienstentlassung schon nach 
fruchtlosem Ablauf von vier Wochen seit der ergangenen Aufforderung ein. 


8. 13. Die Entziehung des Diensteinkommens ($. 11.) wird von der 
derjenigen Behörde verfügt, welche den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des 
Widerspruches findet das förmliche Disziplinarverfahren statt. 


$. 14. Die Dienstentlassung kann nur im Wege des förmlichen 
Disziplinar- Verfahrens ausgesprochen werden. Sie wird nicht verhängt, 
wenn sich ergiebt, daß der Beamte ohne seine Schuld von seinem Amte fern 
gewesen ist, und sich zugleich in der Unmöglichkeit befunden hat, den 
Urlaub oder dessen Verlängerung nachzusuchen. 


$. 15. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter 
Entfernung vom Amte und die Dienstentlassung vor Ablauf der Fristen (8. 
12.) ist nicht ausgeschlossen, wenn sie durch die besonderen Umstände als 
gerechtfertigt erscheint. 


Zustellung der Vorladungen 2c. 


8. 16. Die in dem $. 12. erwähnte Aufforderung, so wie alle anderen 
Aufforderungen, Mittheilungen, Zustellungen und Vorladungen, welche nach 
den Bestimmungen dieser Verordnung erfolgen, sind gültig und bewirken 
den Lauf der Fristen, wenn sie demjenigen, an den sie ergehen, in Person 
oder in seiner legten Wohnung an dem Orte zugestellt werden, wo er 
gesetzlich seinen Wohnsitz haben soll. 


Disziplinarstrafen. 


$. 17. Die Disziplinarstrafen bestehen in Ordnungsstrafen, Entfernung 
aus dem Amte. 


$. 18. Ordnungsstrafen sind: 
Warnung, 
Verweis, 


Geldebusse. 


$. 19. Die Entfernung aus dem Amte kann bestehen: 
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1) in Versetzung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit 
Verminderung des -Diensteinkommens und Verlust des Anspruches auf 
Umzugskosten, oder mit einem von beiden Nachtheilen. 


Diese Strafe findet nur auf Beamte in unmittelbaren Staatsdienste 
Anwendung. 


2) in Dienstentlassung. Diese Strafe zieht den Verlust des Titels und 
Pensions-Anspruches von selbst nach sich; es wird darauf nicht besonders 
erkannt. 


8. 20. Welche der in den SS. 17. bis 19. bestimmten Strafen anzuwenden 
sei, ist nach der größeren oder geringeren Erheblichkeit des Dienstvergehens 
mit Rücksicht auf die sonstige Führung des Angeschuldigten zu ermessen. 


Die Dienstentlassung muß insbesondere dann erfolgen, wenn der 
Beamte die Pflicht der Treue verlegt oder den Muth, den sein Beruf erfordert, 
nicht bethätigt, oder sich einer feindseligen Parteinahme gegen die 
Staatsregierung schuldig gemacht hat. 


Zweiter Abschnitt. - Von dem Disziplinar-Verfahren. 


Verfahren für Ordnungsstrafen. 


$. 21. Jeder Dienst-Vorgesetzte ist zu Warnungen und Verweisen gegen 
seine Untergebenen befugt. 


8. 22. In Beziehung auf die Verhängung von Geldbußen ist die 
Befugniss der Dienstvorgesetzten begränzt, wie folgt: 


Der Vorsteher derjenigen Behörden, die unter den Provinzialbehörden 
stehen, können gegen untere Beamte Geldbußen bis zu drei Thalern 
verfügen. 


Andere Vorgesetze der unteren Beamten dürfen solche Geldbußen nur in 
sofern verfügen, als ihnen die Befugniss zur Verhängung von Geldbußen 
durch besondere Gesetze oder Instruktionen beigelegt ist. Dasselbe gilt von 
Postamtsvorstehern in Bezug auf ihre Untergebenen, und von 
Postinspektoren in Bezug auf die unteren Beamten ihres Bezirkes. 
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Die Provinzialbehörden sind ermächtigt, die ihnen untergeordneten 
Beamten mit Geldbuße bis zu dreißig Thalern zu belegen. 


Gleiche Befugniss haben die Vorsteher der Provinzialbehörden in 
Ansehung der bei letzteren angestellten unteren Beamten. 


Die Minister haben die Befugniss, allen ihnen unmittelbar oder mittelbar 
Untergebenen Beamten Geldbußen bis zum Betrage des monatlichen 
Diensteinkommens, unbesoldeten Beamten aber bis zur Summe von dreißig 
Thalern aufzuerlegen. 


Welche Beamte zu den unteren zu rechnen sind, wird durch das 
Staatsministerium bestimmt.: 


8. 23. Gegen die Verfügung von Ordnungsstrafen findet nur Beschwerde 
bei der vorgesetzten Instanz statt. 


Sobald die Beschwerde erhoben wird, ist davon derjenigen Behörde 
Anzeige zu machen, welche die Strafe verfügt hat. 


Verfahren für Entfernung aus dem Amte. 


$. 24. Der Entfernung aus dem Amte muß ein förmliches 
Disziplinarverfahren vorhergehen. Dasselbe besteht in der von einem 
Kommissar zu führenden schriftlichen Voruntersuchung und in einer 
mündlichen Verhandlung nach den folgenden näheren Bestimmungen. 


$. 25. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens wird verfügt, und der 
Untersuchungskommissar ernannt: 


1) wenn die Entscheidung der Sache vor den Disziplinarhof gehört ($. 
26. No. 1.), von dem Minister, welcher dem Angeschuldigten vorgesetzt ist. 


Ist jedoch Gefahr im Verzuge, so kann diese Verfügung und Ernennung 
vorläufig von dem Vorsteher der Provinzialbehörde des Ressorts ausgehen. 
Es ist alsdann die Genehmigung des Ministers einzuholen, und, sofern 
dieselbe versagt wird, das Verfahren einzustellen. 


2) In allen anderen Fällen von dem Vorsteher der Behörde, welche die 
entscheidende Disziplinarbehörde bildet ($. 26. No. 2.) oder von dem 
vorgesetzten Minister. 
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Entscheidende Behörden erster Instanz. 
$. 26. Die entscheidenden Disziplinarbehörden erster Instanz sind: 


1) der Disziplinarhof zu Berlin (S. 31.) in Ansehung derjenigen 
Beamten, zu deren Anstellung nach den Bestimmungen, welche zur Zeit der 
verfügten Einleitung der Untersuchung gelten, eine von dem Könige oder 
von den Ministern ausgehende Ernennung, Bestätigung oder Genehmigung 
erforderlich ist. 


2) Die Provinzialbehörden, als: 


die Regierungen, 

die Provinzial-Schulkollegien, 
die Provinzial-Steuerdirektionen, 
die Ober-Bergämter. 


Vor die Provinzialbehörden gehören alle bei denselben angestellten oder 
ihnen untergeordneten Beamten, welche nicht vorstehend unter No. 1. 
begriffen sind. 


Den Provinzialbehörden werden gleichgestellt die unter den Ministern 
stehenden Central-Verwaltungsbehörden in Dienstzweigen, für welche keine 
Provinzialbehörden bestehen. 


8. 27. In Bezug auf diejenigen Kategorien von Beamten, welche nicht 
unter den in $. 26. bezeichneten begriffen sind, ist die entscheidende 
Disziplinarbehörde durch einen Beschluß des Staatsministeriums zu 
bestimmen. 


$. 28. Die Zuständigkeit der Provinzialbehörden kann von dem 
Staatsministerium auf einzelne Kategorien solcher Beamten ausgedehnt 
werden, welche von den Ministern ernannt oder bestätigt werden, aber nicht 
zu den etatsmäßigen Mitgliedern einer Provinzialbehörde gehören. 


8. 29. Das Staatsministerium kann auf den Antrag des betreffenden 
Ministers oder des Angeschuldigten die Erledigung einer Disziplinarsache 
von einer Provinzialbehörde an eine andere verweisen, wenn nach dem 
Gutachten des Disziplinarhofes Gründe vorliegen, aus welchen die 
Unbefangenheit der zuständigen Disziplinarbehörde bezweifelt werden kann. 
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Kompetenz-Streitigkeiten. 


$. 30. Streitigkeiten über die Kompetenz der Disziplinarbehörden als 
solcher werden von dem Staatsministerium, nach Vernehmung des 
Gutachtens des Disziplinarhofes, entschieden. 


8. 31. Der Disziplinarhof besteht aus einem Präsidenten und zehn 
anderen Mitgliedern, von denen wenigstens vier zu den Mitgliedern der 
beiden obersten Gerichtshöfe gehören müssen. 


Die Mitglieder des Disziplinarhofes werden von dem Könige auf drei 
Jahre ernannt. 


Ein Mitglied, welches im Laufe dieser Periode ernannt wird, bleibt nur 
bis zum Ende derselben in Thätigkeit. 


Die ausscheidenden Mitglieder können wieder ernannt werden. 


$. 32. Zur Erledigung der Disziplinarsachen ist bei dem Disziplinarhöfe 
die Theilnahme von wenigstens sieben Mitgliedern, mit Einschluß des 
Vorsitzenden erforderlich. 


$. 33. Bei den Provinzialbehörden werden die Disziplinarsachen in 
besonderen Plenarsitzungen erledigt, an welchen nur die etatsmäßigen 
Mitglieder und diejenigen Theil nehmen, welche eine etatsmäßige Stelle 
versehen. Alle zur Theilnahme Berufenen haben ein volles Stimmrecht, auch 
wenn die Behörde sonst keine kollegialische Einrichtung hat 


Voruntersuchung. 


$. 34. In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte vorgeladen und, 
wenn er erscheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich vernommen und die 
zur Aufklärung der Sache dienenden sonstigen Beweise herbeigeschafft. 


8. 35. Nach geschlossener Voruntersuchung werden die Verhandlungen 
an die Behörde eingesandt, welche die Einleitung der Untersuchung verfügt 
hat. 


$. 36. Der dem Angeschuldigten vorgesetzte Minister ist ermächtigt, mit 
Rückgeeignet den Ansfall der Voruntersuchung das fernere Verfahren 
einzustellen und geeigneten Falles nur eine Ordnungsstrafe zu verhängen. 
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Ist eine sonstige Behörde, welche die Einleitung der Untersuchung 
verfügt hat, der Ansicht, daß das fernere Verfahren einzustellen sei, so muß 
sie darüber an den Minister zu dessen Beschlußnahme berichten. 


Mündliche Verhandlung vor der entscheidenden Behörde 
erster Instanz. 


8. 37. Wird das Verfahren nicht eingestellt, so wird ein Termin zur 
mündlichen Verhandlung der Sache angesetzt, zu welchem der 
Angeschuldigte, unter Hervorhebung der Thatsachen, welche ihm zur Last 
gelegt werden, vorzuladen ist. 


8. 38. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft werden durch einen 
Beamten wahrgenommen, welchen der Minister zu diesem Ende bezeichnet. 


8. 39. Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher 
Sitzung statt findet, giebt zuerst ein von dem Vorsitzenden der Behörde aus 
der Zahl ihrer Mitglieder ernannter Referent eine Darstellung der Sache, wie 
sie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 


Der Angeschuldigte wird vernommen. 


Es wird darauf der Beamte der Staatsanwaltschaft mit seinem Vor- und 
Antrage, und der Angeschuldigte in seiner Vertheidigung gehört. 


Dem Angeschuldigten, steht das letzte Wort zu. 


8. 40. Wenn die Behörde auf den Antrag des Angeschuldigten oder des 
Beamten der Staastanwaltschaft, oder auch von Amtswegen die Vernehmung 
eines oder mehrerer Zeugen, sei es durch einen Kommissar, oder mündlich 
vor der Behörde selbst, oder die Herbeischaffung anderer Mittel zur 
Aufklärung der Sache für angemessen erachtet, so erläßt sie die erforderliche 
Verfügung und vertagt nöthigenfalls die Fortsezung der Sache auf einen 
anderen Tag, welcher dem Angeschuldigten bekannt zu machen ist. 


8. 41. Der Angeschuldigte, welcher erscheint, kann sich des Beistandes 
eines Advokaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidigers bedienen. Der nicht 
erscheinende Angeschuldigte kann sich nicht vertreten lassen; es sei denn, 
daß ihm die entscheidende Behörde die Vertretung durch einen Advokaten 
oder Rechts-Anwalt in der Vorladung ober später gestattet hat. Der Behörde 
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steht es jederzeit zu, das persönliche Erscheinen des Angeschuldigten 
nachträglich zu verordnen. 


Entscheidung erster Instanz. 


8. 42. Die Entscheidung, welche die Gründe derselben enthalten muß, 
wird in der Sitzung, in welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden 
ist, oder in einer der nächsten Sitzungen verkündigt. 


Die Entscheidung kann auch auf eine bloße Ordnungsstrafe lauten. 


$. 43. Ueber die mündlichen Verhandlungen wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches die Namen der Anwesenden und die wesentlichen 
Momente der Verhandlung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem 
Vorsitzenden und dem Protokollführer unterzeichnet. 


$. 44. Das Rechtsmittel des Einspruches (Restitution oder Opposition) 
findet nicht statt. 


Berufung an das Staatsministerium. 


8. 45. Gegen die Entscheidung ist die Berufung an das 
Staatsministerium unter folgenden näheren Bestimmungen zulässig: 


Dem Angeschuldigten steht sie gegen jede Entscheidung zu, durch 
welche seine Entfernung aus dem Amte ausgesprochen ist; dem Beamten der 
Staats- Anwaltschaft gegen jede Endentscheidung. 


8. 46. Die Anmeldung der Berufung geschieht bei der Behörde, welche 
die anzugreifende Entscheidung erlassen hat. 


Die Frist zu dieser Anmeldung ist eine vierwöchentliche, welche mit 
dem Ablaufe des Tages, an welchem die Entscheidung verkündigt worden ist, 
und für den Angeschuldigten, welcher hierbei nicht zugegen war, mit den 
Ablaufe des Tages beginnt, an welchen ihm die Entscheidung zugestellt 
worden ist. 


8. 47. Das Staatsministerium wird durch die Berufung, auch wenn 
dieselbe nur von dem Staatsanwalte oder nur von dem Angeschuldigten 
eingelegt worden, und wenn sie nur gegen einzelne Bestimmungen der 
Entscheidung gerichtet ist, mit der ganzen Sache eben so befaßt, als wenn 
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von beiden Seiten die Berufung gegen den ganzen Inhalt der Entscheidung 
eingelegt worden wäre. 


Die Entscheidung des Staatsministeriums kann auch auf eine blöße 
Ordnungsstrafe lauten. 


$. 48. Das Staatsministerium beschließt auf den Vortrag eines von dem 
Vorsitzenden ernannten Referenten. 


8. 49. 3ft die Berufung von der Entscheidung, einer Provinzialbehörde 
eingelegt, so kann das Staatsministerium keinen Beschluß fassen, bevor das 
Gutachten des Disziplinarhofes eingeholt worden ist. 


Der Disziplinarhof muß vor Erstattung des Gutachtens den Beamten der 
Staatsanwaltschaft in seinem Vor- und Antrage hören. 


Er kann die Vorladung des Angeschuldigten verordnen und die zur 
Aufklärung der Sache etwa erforderlichen sonstigen Verfügungen erlassen. 


$. 50. Lautet die Entscheidung oder das Gutachten des Disziplinarhofes 
auf Freisprechung des Angeschuldigten, so kann das Staatsministerium, 
wenn es den Angeschuldigten strafbar findet, nicht die Strafe der 
Dienstentlassung, sondern nur eine geringere Disziplinarstrafe verhängen, 
oder die einstweilige Versetzung in den Ruhestand (S. 94.) verfügen. 


8.51. Die Entscheidung des Staatsministeriums, durch welche die 
Entfernung aus dem Amte ausgesprochen ist, bedarf der Bestätigung des 
Königs, wenn der Beamte von dem Könige ernannt oder bestätigt worden ist. 


Dritter Abschnitt. - Vorläufige Dienstenthebung. 


Suspension kraft des Gesetzes. 


8. 52. Die Suspension eines Beamten vom Amte tritt kraft des Gesetzes 
ein: 


1) wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren seine Verhaftung 
beschlossen, oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil 
erlassen ist, welches auf den Verlust des Amtes lautet, oder diesen kraft des 
Gesetzes nach sich zieht; 
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2) wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige 
Entscheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet. 


8. 53. In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nummer 1. 
vorgesehenen Falle hört die Suspension mit Ablauf des zehnten Tages nach 
Wiederaufhebung des Verhaftungsbeschlusses oder nach eingetretener 
Rechtskraft desjenigen Urtheils höherer Instanz, durch welches der 
angeschuldigte Beamte zu einer anderen Strafe, als der bezeichneten, 
verurtheilt wird, von selbst auf, wenn nicht vor dem Erlöschen dieser Frist 
die Suspension vom Amte im Wege des Disziplinarverfahrens beschlossen 
wird. 


Lautet das rechtskräftige Urtheil auf Freiheitsstrafe, so dauert die 
Suspension, bis das Urtheil vollstreckt ist. Wird die Vollstreckung des 
Urtheils ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, so tritt 
für die Zeit des Aufenthaltes oder der Unterbrechung eine Gehaltsverkürzung 
($. 55.) nicht ein. 


In dem unter Nummer 2 erwähnten Falle dauert die Suspension bis zur 
Rechtskraft der in der Disziplinarsache ergehenden Entscheidung. 


Suspension durch Verfügung. 


$. 54. Die zur Einleitung der Disziplinaruntersuchung ermächtigte 
Behörde kann die Suspension, sobald gegen den Beamten ein gerichtliches 
Strafverfahren eingeleitet, oder die Einleitung einer Disziplinaruntersuchung 
verfügt wird, öder auch demnächst im ganzen Laufe des Verfahrens 
verfügen. 


Einfluß der Suspension auf das Diensteinkommen. 


8. 55. Der suspendirte Beamte behält während der Suspension die Hälfte 
seines Diensteinkommens; ist aber wider ihn in erster Instanz der Verlust des 
Amtes verhängt, oder ist dieser Verlust eine gesetzliche Folge des 
ergangenen Urtheils, so wird ihm von der Zeit der Publikation des Urtheils 
oder der Entscheidung an bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Sache nur 
der zum nothdürftigen Unterhalte erforderliche Betrag, der jedoch niemals 
die Hälfte des Diensteinkommens übersteigen darf, verabreicht. 


Auf die für Dienstunkosten besonders angesetzten Beträge ist bei 
Berechnung der Hälfte des Diensteinkommens keine Rücksicht zu nehmen. 
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Aus dem innebehaltenen Theile des Diensteinkommens sind die Kosten 
der Stellvertretung des Angeschuldigten und des Untersuchungsverfahrens zu 
bestreiten. 


8. 56. Der zu den Kosten ($. 55.) nicht verwendete Theil des 
Einkommens wird dem Beamten nachgezahlt, wenn das Verfahren nicht den 
Verlust des Amtes zur Folge gehabt hat. 


Erinnerungen über die Verwendung des Einkommens stehen dem 
Beamten nicht zu; wohl aber ist ihm auf Verlangen eine Nachweisung über 
diese Verwendung zu ertheilen. 


8. 57. Wird der Beamte freigesprochen, so muß ihm der innebehaltene 
Theil des Diensteinkommens vollständig nachgezahlt werden. 


Vorläufige Untersagung der Ausübung der 
Amtsverrichtungen. 


8.58. Wenn Gefahr im Verzuge ist, kann einem Beamten auch von 
solchen Vorgesetzten, die seine Suspension zu verfügen nicht ermächtigt 
sind, die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig untersagt werden; es ist 
aber darüber sofort an die höhere Behörde zu berichten. 


Vierter Abschnitt. - Nähere und besondere Bestimmungen in Betreff 
der Beamte der Justizverwaltung. 


8. 59. Hinsichtlich der Beamten der Justizverwaltung, welche kein 
Richteramt bekleiden, gelten die nachfolgenden näheren Bestimmungen. 


l. Ordnungsstrafen: gegen verschiedene Justizbeamte. 


$. 60. Der Justizminister kann gegen alle Beamte Ordnungsstrafen jeder 
Art (8$. 18. und 22.) verhängen, vorbehaltlich der in den SS. 72. bis 75. 
enthaltenen Einschränkungen. 


Beamte der Staatsanwaltschaft und der gerichtlichen Polizei. 
$. 61. Der Staatsanwalt bei einem Appellationsgerichte (Ober- 


Staatsanwalt, Generalprokurator) ist befugt, gegen alle im Bezirke des 
Appellationsgerichts angestellten Beamten der Staatsanwaltschaft 
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Warnungen und Verweise, gegen die Beamten der Staatsanwaltschaft bei den 
Polizeigerichten (Polizeianwalte) und gegen die Beamten der gerichtlichen 
Polizei Warnungen, Verweise und Geldbuße bis zu zehn Thalern zu 
verhängen. 


Die Art. 280. 281. 282. der Rheinischen Strafprozeßordnung sind 
aufgehoben. 


8. 62. Der Staatsanwalt bei einem Gerichte erster Instanz 
(Oberprokurator) ist befugt, allen Beamten der Staatsanwaltschaft und der 
gerichtlichen Polizei im Bezirke dieses Gerichtes Warnungen zu ertheilen. 


Büreau- und Unterbeamte. 


8. 63. Die Vorgesetzten, welche außer dem Justizminister befugt sind, 
von Amtswegen oder auf den Antrag des Staatsanwaltes gegen Büreau- und 
Unterbeamte der Gerichte, namentlich die Beamten des Sekretariates, der 
Kalkulatur, der Kaffen- und Deposital-Verwaltung, der Registratur, der 
Kanzlei und der Exekutionsvollstrekkung Ordnungsstrafen zu verhängen, 
sind: 


1) Der Erste Präsident eines obersten Gerichtshofes in Ansehung der bei 
demselben angestellten Beamten. Die Geldbuße darf die Summe von dreißig 
Thalern nicht übersteigern. 


2) Der Erste Präsident eines Appellationsgerichtes in Ansehung der 
Beamten innerhalb des Appellationsgerichts - Bezirkes, mit der nämlichen 
Beschränkung in Betreff der Geldbußen. 


3) Der Präsident oder Direktor eines Gerichts erster Instanz in Ansehung 
der Beamten innerhalb des Bezirks dieses Gerichtes. Die Geldbuße darf die 
Summe von zehn Thalern nicht übersteigen. 


4) Der Dirigent einer Kreisgerichts-Deputation in Ansehung der bei 
derselben angestellten Beamten. Die Geldbuße darf die Summe von drei 
Thalern nicht übersteigen. 


5) Der Einzelrichter in Ansehung der bei dem Gerichte (der Gerichts- 
Deputation) angestellten Beamten mit der nämlichen Beschränkung in 
Betreff der Geldbuße. 
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Gerichtsschreiber, Gerichtsvollzieher bei den Rheinischen 
Gerichten. 


8. 64. In Ansehung der Gerichtsschreiber und Gerichtsvollzieher, welche 
bei dem Rheinischen Revisions- und Kassationshofe und bei den übrigen 
Rheinischen Gerichten angestellt sind, finden die Bestimmungen des $. 63. 
mit der Modifikation Anwendung, daß Geldbußen gegen sie nicht zu 
verhängen sind und die Befugniss, Warnungen und Verweise gegen 
Gerichtsvollzieher auszusprechen, nur den Beamten der Staatsanwaltschaft 
zusteht, und zwar: 


1) Dem Generalprokurator bei dem Rheinischen Revisions- und 
Kassationshofe in Ansehung der bei diesem Gerichtshofe angestellten 
Gerichtsvollzieher. 


2) Dem Generalprokurator bei dem Appellationsgerichtshofe in 
Ansehung derjenigen, welche in dem Appellationsgerichtsbezirke angestellt 
sind. 


3) Dem Oberprokurator eines Landgerichtes in Ansehung derjenigen, 
welche in dem Bezirke dieses Gerichtes angestellt sind. 


Parketsekretäre. 


$. 65. Die Befugniss, Ordnungsstrafen gegen Parketsekretäre 
auszusprechen, steht zu: 


1) Den Generalprokuratoren gegen diejenigen, welche in deren Parket 
angestellt find, dem Generalprokurator bei dem Appellationsgerichtshofe 
außerdem gegen diejenigen, welche in dem Parket' eines Oberprokurators 
angestellt sind. Die Geldbuße darf die Summe von dreißig Thalern nicht 
übersteigen. 


2) Dem Oberprokurator bei einem Landgerichte gegen diejenigen, 
welche in seinem Parket angestellt sind. Die Geldbuße darf die Summe von 
zehn Thalern nicht übersteigen. 


Büreau- und Unterbeamte bei den Generalkommissionen und dem 
Revisionskollegium. 
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8. 66. Der Dirigent einer Generalkommission hat die Befugniss, die bei 
der selben und in deren Bezirke angestellten Beamten mit Warnungen, 


Verweisen und Geldbußen bis zu dreißig Thalern zu belegen. 


Gleiche Befugniss hat der Präsident des Revisionskollegiums in 
Ansehung der bei dieser Behörde angestellten Beamten. 


Spezialkommissarien. 
8. 67. Die Generalkommissionen und landwirthschaftlichen 
Regierungsabtheilungen sind befugt, gegen die Spezialkommissarien 
Warnungen, Verweise und Geldbussen bis zu dreißig Thalern endgültig zu 


verhängen. 


Büreau- und Unterbeamte bei dem General-Auditoriat und dessen 
Unterbehörden. 


8. 68. Der General-Auditeur kann die bei dem General- Auditoriate 
angestellten oder dieser Behörde untergeordneten Beamten mit Warnungen, 
Verweisen und Geldbußen bis zu dreißig Thalern belegen. 


Beschwerde gegen Ordnungsstrafen. 


8. 69. Die Beschwerde gegen Ordnungsstrafen geht: 
1) in den Fällen des $. 63. No. 1. und 2. an den Justizminister; 


2) in den übrigen Fällen des $. 63. an den Ersten Präsidenten des 
Appellationsgerichtes, und von dessen Verfügung an den Justizminister; 


3) von den Verfügungen eines Beamten der Staatsanwaltschaft an den 
höheren Beamten derselben, und von dessen Verfügung an den 


Justizminister; 


4) in den Fällen des $. 66. an den Minister für landwirthschaftliche 
Angelegenheiten; 


5) in den Fällen des $. 68. an den Kriegsminister. 
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2. Entfernung aus dem Amte. Staatsanwalte und Beamte der 
gerichtlichen Polizei. 


$. 70. Die Bestimmungen über die Entfernung aus dem Amte ($. 25. No. 
1., $. 26. ff.) finden auf die Beamten der Staatsanwaltschaft Anwendung. In 
Ansehung der Polizeianwalte und der Beamten der gerichtlichen Polizei ist 
deren Sonstige amtliche Eigenschaft für die Zuständigkeit der 
Disziplinarbehörde maassgebend. 


Büreau- und Unterbeamte. 


8. 71. Hinsichtlich der Büreau- und Unterbeamten bei den Gerichten ($. 
63.) treten folgende Modifikationen ein: 


1) Die Verfügung wegen Einleitung des Disziplinarverfahrens steht, 
auch bei den von dem Justizminister ernannten Beamten, dem 
Appellationsgerichte, und die Ernennung des Untersuchungskommissars dem 
Ersten Präsidenten des Gerichts zu, unbeschadet der Befugniss des 
Justizministers zu dieser Verfügung und Ernennung. 


2) Die entscheidende Disziplinarbehörde erster Instanz ist das 
Appellationsgericht, und zwar in derjenigen Abtheilung, in welcher der Erste 
Präsident gewöhnlich den Vorsitz führt. 


3) Der Staatsanwalt bei dem Appellationsgerichte kann die Einleitung 
des Disziplinarverfahrens beantragen. Es werden demselben vor dem 
Abschlusse der Boruntersuchung die Akten zur Stellung seines Antrages 
vorgelegt. 


4) Wenn der Beamte bei einer General-Kommission oder im Bezirke 
derselben angestellt ist, so werden die den Appellationsgerichten und deren 
Ersten Präsidenten unter No. 1. und 2. Beigelegten Befugnisse von der 
General-Kommission und deren Dirigenten, und wenn der Beamte bei dem 
Revisionskollegium angestellt ist, von dieser Behörde und deren Präsidenten 
wahrgenommen, unbeschadet der Befugniss des Ministers für 
landwirthschaftliche Angelegenheiten, die Einleitung der Untersuchung zu 
verfügen und den Kommissar zu ernennen. 


5) ist der Beamte bei dem General-Auditoriate angestellt, oder 
demselben Untergeordnet, so werden die unter No. 1. und 2. bezeichneten 
Befugnisse von dem General Auditoriate und dem General-Auditeur 
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wahrgenommen, unbeschadet der Befugniss des Kriegsministers, die 
Einleitung der Untersuchung zu verfügen und den Kommissar zu ernennen. 


Besondere Bestimmungen für Gerichtsschreiber und Gerichtsvollzieher. 


8. 72. Wenn ein Gerichtsschreiber oder Gerichtsvollzieher im Bezirke 
des Rheinischen Appellationsgerichtshofes zu Cöln ein Dienstvergehen 
begangen hat, welches mit schwererer Strafe als Verweis zu ahnden ist, so 
findet das durch die Verordnung vom 21. Juli 1826. vorgeschriebene 
Verfahren statt. 


An der Befugniss der Gerichte, jede der im $. 3. jener Verordnung 
bestimmten Strafen zu verhängen, sowie über die in der Sitzung statt 
findenden Dienstvergehen zu erkennen, wird nichts geändert. 


Die $$. 2. bis 10., 52. bis 54. der gegenwärtigen Verordnung finden 
ebenfalls Anwendung, in Ansehung der Gerichtsschreiber auch die $$. 11. 
bis 16. und 55. bis 57. Jedoch steht die Verfügung der Amtssuspension (S. 
54.), welche auf den schriftlichen Antrag des Staatsanwaltes erfolgen kann, 
nur dem Gerichte zu, welches in der Disziplinarsache zu erkennen hat, 
vorbehaltlich der von einer Verfügung des Landgerichtes zulässigen 
Beschwerde an den Appellationsgerichtshof. 


Besondere Bestimmungen für Advokaten, Rechtsanwalte, Notarien. 


8. 73. Auf die Advokaten, Rechtsanwalte und Notarien finden nur die 
Bestimmungen der $$. 2. bis 10. und der SS. 52. bis 54. dieser Verordnung 
Anwendung. Im Uebrigen gelten die nachstehenden Vorschriften ($$. 74. bis 
83.). 


8. 74. Hinsichtlich der Notarien im Bezirke des Rheinischen 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln verbleibt es bei der Verordnung vom 25. 
April 1822. 


Wegen der Amtssuspension gelten die Bestimmungen des letzten 
Absatzes des $. 72. 


$. 75. Die Verordnung vom 7. Juni 1844., betreffend die Ausübung der 
Disziplin über Advokaten und Anwalte, und die Verordnung vom 30. April 
1847. über die Bildung eines Ehrenrathes bleiben mit den nachstehenden 
Modificationen in Kraft. 
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$. 76. In den Fällen des S. 9. der gegenwärtigen Verordnung ist die 
Beschwerde an das Appellationsgericht und im Bezirke, des Rheinischen 
Appellations Gerichtshofes an den Disziplinarsenat zulässig. 


Die von einem Disziplinarrathe in Gemäßheit des $. 55. verfügte 
Amtssuspension bedarf der Bestätigung des Disziplinarsenates, wegen 
welcher auf den schriftlichen Antrag des Generalprokurators Beschluß gefaßt 
wird. Der Disziplinarsenat kann auch auf den schriftlichen Antrag des 
General-Prokurators die Amtssuspension verfügen. 


8. 77. Wenn ein Disziplinarrath oder ein Ehrenrath eine 
Disziplinaruntersuchung in Fällen, wo sie statt finden sollte, nicht einleitet, 
oder wenn er die Erledigung einer eingeleiteten Untersuchung in einer dem 
Dienste nachtheiligen Weise verzögert, so kann das Appellationsgericht 
durch einen in der Plenarversammlung gefaßten Beschluß die Sache zur 
Untersuchung und Entscheidung an sich ziehen. 


Zum Zwecke der Beschlußnahme hierüber kann der Erste Präsident eine 
Plenar- Versammlung berufen; sie muß berufen werden, wenn eine 
Abtheilung des Gerichts es begehrt, oder wenn der Staatsanwalt seinen mit 
Gründen unterstützten schriftlichen Antrag darauf richtet. 


8. 78. Wenn das Appellationsgericht die Sache an sich zieht, so 
beauftragt dessen Erster Präsident einen Richter mit der Voruntersuchung, 
und es kommen die Bestimmungen des zweiten und dritten Abschnittes der 
die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. zur Anwendung. 


Die Berufung steht dem Staatsanwalte bei dem Appellationsgerichte 
gegen jedes Endurtheil, und dem Angeschuldigten gegen jedes Urtheil zu, 
welches auf eine Geld- Buße von mehr als einhundert Thalern, oder 
Dienstentlassung, oder welches auf Suspension oder Verlust der Eigenschaft 
als Advokat oder Anwalt lautet. 


8. 79. So lange für die Rechtsanwalte bei den obersten Gerichtshöfen ein 
Ehrenrath oder Disziplinarrath nicht besteht, werden die Disziplinarsachen 
von dem obersten Gerichtshofe nach den Bestimmungen des zweiten und 
dritten Abschnittes der die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. 
J. erledigt. 


8. 80. Hinsichtlich der Disziplinarstrafen kommt in Fällen der SS. 78. 
79. und 81. die Verordnung vom 30. April 1847., und bei dem Rheinischen 
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Revisions- und Kassationshofe, sowie bei den übrigen Rheinischen 
Gerichten die Verordnung vom 7. Juni 1844. zur Anwendung. 


Dienstvergehen der Advokaten und Rechtsanwalte in den Sitzungen. 


8. 81. Wenn Dienstvergeben eines Advokaten oder Rechtsanwaltes in 
der Sitzung eines obersten Gerichtshofes, eines Appellationsgerichtes, eines 
Schwurgerichtshofes, eines Landgerichtes, Kreisgerichtes oder 
Stadtgerichtes vorfallen, so ist das Gericht, welches die Sitzung hält, selbst 
wenn es nur eine Abtheilung des ganzen Gerichtes bildet, befugt, über diese 
Vergehen sofort oder in einer fortgesetzten Sitzung zu erkennen. Dieselbe 
Befugniss hat das Gericht, oder die Abtheilung desselben, in Ansehung der in 
der Sitzung ermittelten Vergehen, wenn darüber sofort erkannt werden kann. 


8. 82. Gegen die von einem anderen Gerichte, als einem obersten 
Gerichtshofe erlassenen Urtheile findet die Berufung nach den in dem 
zweiten Absage des $. 78. enthaltenen Bestimmungen statt. 


Im Uebrigen kommen die SS. 42. und folgende des zweiten und dritten 
Abschnittes der die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. 3. zur 
Anwendung. Der $. 1. der Verordnung vom 7. Juni 1844. ist aufgehoben. 


Erledigung des Amtes eines Rechtsanwaltes, Notare, Gerichtsvollziehers. 


8. 83. Wenn ein Rechtsanwalt, ein Notar oder ein Gerichtsvollzieher 
durch Blindheit, Taubheit oder ein sonstiges körperliches Gebrechen, oder 
durch die eingetretene Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
zur Erfüllung seiner Amtspflichten unfähig geworden, und dieser Zustand ein 
dauernder ist, so hat der Staats- Anwalt bei dem Appellationsgerichte ihn 
oder seinen nöthigenfalls zu bestellenden Kurator zur Niederlegung des 
Amtes aufzufordern. 


Geht innerhalb sechs Wochen nach dieser Aufforderung eine Erklärung 
nicht ein, oder erfolgt ein Widerspruch, so beschließt das Appellationsgericht 
in der durch den $. 25. der Verordnung vom 10. Juli b. 3. vorgeschriebenen 
Zusammensetzung, nachdem das im $. 63. ebendaselbst vorgeschriebene und 
geeigneten Falles das im Schlußfaße des $. 64. zugelassene Verfahren statt 
gefunden hat, nach Anhörung des Staatsanwaltes endgültig darüber, ob der 
Fall der Niederlegung des Amtes vorliege. 


Beschließt das Gericht, daß dieser Fall vorhanden sei, so kann der 
Justizminister die Stelle für erledigt erklären. 
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Fünfter Abschnitt. - Besondere Bestimmungen in Betreff der 
Gemeindebeamten. 


8. 84. In Bezug auf solche Gemeindebeamte, die weder von dem 
Könige, noch von der Bezirksregierung ernannt oder bestätigt werden, gilt 
die nachstehende besondere Vorschrift: 


Außer dem Präsidenten der Bezirksregierung kann auch diejenige 
Behörde, welcher die Ernennung oder Bestätigung der Beamten zusteht, 
wenn Veranlassung zu einem förmlichen Disziplinarverfahren vorliegt, die 
Einleitung desselben verfügen und den Untersuchungs-Kommissar ernennen. 


Nach geschlossener Voruntersuchung werden die Akten dem Präsidenten 
der Bezirksregierung übersandt. 


Sechster Abschnitt. - Besondere Bestimmungen in Betreff der 
Militairbeamten. 


8. 85. In Ansehung der Militairbeamten (Bellage A. zum Militair- 
Strafgesetzbuch) und der Civilbeamten der Militairverwaltung ist die 
Militair-Intendantur Die entscheidende Disziplinarbehörde erster Instanz (S. 
26. No. 2.), wenn der Angeschuldigte ein ihr untergeordneter Beamter ist. 


$. 86. ist der Beamte der Militair Intendantur nicht untergeordnet, so 
verfügt der kommandirende General des Armeekorps die Einleitung der 
Untersuchung und ernennt den Kommissar. Die entscheidende 
Disziplinarbehörde erster Instanz ist die Militair-Disziplinar-Kommission. 


$. 87. Die Militair-Disziplinar-Kommission hat ihren Sie am 
Garnisonorte des Generalkommando's und besteht für jedes Armeekorps aus 
einem Obersten als Vorsitzenden und sechs anderen Mitgliedern, von 
welchen drei zu den Stabsoffizieren, Hauptleuten oder Rittmeistern, die 
übrigen zu den oberen Beamten der Militairverwaltung gehören müssen. Ist 
der Angeschuldigte ein Militairarzt, so sollen die drei letztgenannten 
Mitglieder der Kommission stets Militair-Oberärzte sein. Die Mitglieder der 
Kommission werden von dem Kriegsminister ernannt. 


8. 88. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei den Militair- 
Intendanturen und Militair-Disziplinar-Kommissionen werden von dem 
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Korps-Auditeur oder einem anderen durch den Kriegsminister bezeichneten 
Auditeur wahrgenommen. 


$. 89. In Betreff der Verfügung von Disziplinarstrafen, die nicht in der 
Entfernung aus dem Amte bestehen, gegen Militairbeamte kommen die auf 
diese Beamten bezüglichen besonderen Bestimmungen zur Anwendung. 


Dasselbe gilt von der Amtssuspension aller Beamten der 
Militairverwaltung im Falle des Krieges. 


Siebenter Abschnitt. - Besondere Bestimmungen in Betreff der 
Entlassung von Beamten, welche auf Widerruf angestellt sind, der 
Referendarien u. s. w. 


$. 90. Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung, oder sonst auf 
Widerruf angestellt sind, können ohne ein förmliches Disziplinarverfahren 
von der Behörde, welche ihre Anstellung verfügt hat, entlassen werden. 


Waren sie vorher in einem anderen Amte ohne einen solchen Vorbehalt 
angestellt, so kann die Entlassung aus dem Amte ohne förmliches 
Disziplinarverfahren nicht verhängt werden. 


Dem auf Grund der Kündigung entlassenen Beamten ist in allen Fällen 
bis zum Ablaufe der Kündigung sein volles Diensteinkommen zu gewähren. 


8. 91. Referendarien oder Auskultatoren, welche durch eine tadelhafte 
Führung zu der Belassung im Dienste sich unwürdig zeigen, oder in ihrer 
Ausbildung nicht gehörig fortschreiten, können von dem vorgesetzten 
Minister, nach Anhörung der Vorsteher der Provinzialdienstbehörde, ohne 
weiteres Verfahren aus dem Dienste entlassen werden. 


$. 92. In Ansehung der Entlassung der Supernumerarien und der sonst 
zur Erlernung des Dienstes bei den Behörden beschäftigten Personen 
kommen die darauf bezüglichen besonderen Bestimmungen zur Anwendung. 


8. 93. In Bezug auf Kanzleidiener, Boten, Kastellane und andere in 
gleicher Kategorie stehenden oder Blos zu mechanischen Dienstleistungen 
bestimmte Diener, welche bei den obersten Verwaltungsbehörden oder in 
solchen Verwaltungszweigen angestellt find, in welchen keine 
Provinzialdienstbehörden bestehen, entscheidet endgültig der Minister, nach 
Anhörung des Angeschuldigten und auf den Vortrag zweier Referenten; zu 
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denen stets ein Justitiar, oder, wenn ein solcher bei der Verwaltungsbehörde 
nicht angestellt ist, ein Rath des Justizministeriums gehören muß. 


Achter Abschnitt. - Verfügungen im Interesse des Dienstes, welche 
nicht Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sind. 


Versetzung ohne Strafe, Wartegeld, Pension. 


8. 94. Die nachbenannten Verfügungen, welche im Interesse des 
Dienstes getroffen werden können, sind nicht Gegenstand des 
Disziplinarverfahrens, vorbehaltlich des im $. 50: vorgesehenen Falles: 


1) Versetzung in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und 
etatsmäßigem Diensteinkommen, mit Vergütung der reglementsmäßigen 
Umzugskosten. 


Als eine Verkürzung im Einkommen ist es nicht anzusehen, wenn die 
Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder die 
Beziehung der für die Dienstunkosten besonders ausgesetzten Einnahmen 
mit diesen Unkosten selbst fortfällt. 


2) Einstweilige Versetzung in den Ruhestand mit Gewährung von 
Wartegeld. Es sind hierbei die Vorschriften der Verordnungen vom 14. Juni 
und 24. Oktober 1848. zu beobachten. 


Außer dem daselbst vorgesehenen Falle können durch Königliche 
Verfügung jederzeit die nachbenannten Beamten mit Gewährung des 
vorschriftsmäßigen Wartegeldes einstweilig in den Ruhestand versetzt 
werden: 


Unterstaatssekretäre, 

Ministerialdirektoren, 

Oberpräsidenten, 

Regierungspräsidenten und Vicepräsidenten, 
Beamte der Staatsanwaltschaft bei den Gerichten, 
Vorsteher Königlicher Polizeibehörden, 
Landräthe; 


ferner die Gesandten und andere diplomatische Agenten. 
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Wartegeldempfänger, welche zur Zeit der Verkündigung der 
Verfassungsurkunde etatsmäßig angestellt waren, sollen bei Wiederbesetzung 
erledigter Stellen, für welche sie sich eignen, vorzugsweise berücksichtigt 
werden. 


3) Gänzliche Versetzung in den Ruhestand mit Gewährung der 
vorschriftsmäßigen Pension. 


Gänzliche Versetzung in den Ruhestand. 


8. 95. Die gänzliche Versetzung in den Ruhestand (Pensionirung) tritt 
ein, wenn der Beamte durch Blindheit, Taubheit oder ein sonstiges 
körperliches Gebrechen, oder durch die eingetretene Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Amtspflichten 
unfähig geworden ist. 


8. 196. Sucht der Beamte seine Versetzung in den Ruhestand nicht nach, 
obgleich der Zustand, welcher ihn zur Erfüllung seiner Amtspflichten 
unfähig macht, ein dauernder ist, so wird ihm oder seinem nöthigenfalls 
hierzu besonders zu bestellenden Kurator von der vorgesetzten 
Dienstbehörde unter Angabe des zu gewährenden Pensionsbetrages eröffnet, 
daß der Fall seiner Versetzung in den Ruhestand vorliege. 


8. 97. Innerhalb sechs Wochen nach einer solchen Eröffnung ($. 96.) 
kann der Beamte seine Einwendungen bei der vorgesetzten Dienstbehörde 
anbringen. Ist dies geschehen, so werden die Verhandlungen an den 
vorgesetzten Minister eingereicht, welcher, sofern nicht der Beamte von dem 
Könige ernannt ist, über die Pensionirung entscheidet. 


Gegen diese Entscheidung steht dem Beamten der Rekurs an das 
Staatsministerium binnen einer Frist von vier Wochen nach Empfang der 
Entscheidung zu. 


Des Rekursrechtes ungeachtet, kann der Beamte von dem Minister 
sofort der weiteren Amtsverwaltung vorläufig enthoben werden. 


Ist der Beamte von dem Könige ernannt, so erfolgt die Entscheidung 
von dem Könige auf den Antrag des Staatsministeriums. 


$. 98. Dem Beamten, dessen Versetzung in den Ruhestand verfügt list, 
wird sein volles Gehalt noch bis zum Ablaufe desjenigen Vierteljahrs 
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fortgezahlt, welches auf den Monat folgt, worin ihm die Entscheidung des 
Ministers oder des Königs bekannt gemacht worden ist. 


8. 99. Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Eröffnung ($. 96.) 
innerhalb sechs Wochen keine Einwendungen erhoben hat, so wird in 
derselben Weise verfügt, als wenn er seine Pensionirung selbst nachgesucht 
hätte. 


Die Entscheidung steht dem Minister zu, und die Zahlung des vollen 
Gehalts dauert bis zu dem in $. 98. bestimmten Zeitpunkte. 


8. 100. Ist ein Beamter vor dem Zeitpunkte, mit welchem die 
Pensionsberechtigung für ihn eingetreten fein würde, dienstunfähig, 
geworden, so kann er gegen seinen Willen nur unter Beobachtung derjenigen 
Formen, welche für die Disziplinaruntersuchung vorgeschrieben sind, in den 
Ruhestand versetzt werden. 


Wird es jedoch für angemessen befunden, dem Beamten eine Pension zu 
dem Betrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreichung des vorgedachten 
Zeitpunktes zustehen würde, so kann die Pensionirung desselben nach den 
Vorschriften der FF. 96-99. erfolgen. 


$. 101. Die vorstehenden Bestimmungen über einstweilige und 
gänzliche Versetzung in den Ruhestand finden, nur auf Beamte im 
unmittelbaren Staatsdienste Anwendung. 


In Bezug auf die mittelbaren Staatsdiener bleiben die wegen 
Pensionirung derselben bestehenden Vorschriften in Kraft. 


$. 102. Die Vorschriften der gegenwärtigen Verordnung gelten auch in 
Ansehung der zur Disposition gestellten oder einstweilen in Ruhestand 
versetzten Beamten. 


Besondere Bestimmungen für den Bezirk des Rheinischen 
Rechtes. 


$. 103. In Bezirke des Rheinischen Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
wird an den bestehenden Gesetzten, welche Verlegungen der Amtspflicht mit 
Geldbußen irgend einer Art, und gewisse aus Fahrlässigkeit begangene 
Verlegungen der Amtspflicht mit Strafen des gemeinen Strafrechts bedrohen, 
durch die Bestimmungen der $$. 3. und 5. nichts geändert. 
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Die Verfolgung wegen solcher Handlungen findet in der bisherigen 
Weise statt. 


Uebergangsbestimmungen. 


8. 104. Die gerichtlichen Untersuchungen, welche zur Zeit der 
Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung bereits eröffnet sind, werden in 
der bisherigen Weise zu Ende geführt. Die Untersuchung wird als eröffnet 
betrachtet, wenn der Beschuldigte als solcher vernommen oder Behufs seiner 
Vernehmung vorgeladen ist. Die ergangenen oder ergehenden Strafurtheile 
werden ohne Rücksicht auf die Bestimmungen dieser Verordnung vollstreckt. 


Die bereits eingeleiteten Disziplinaruntersuchungen werden bis zum 
Abschlusse der Voruntersuchung in der bisherigen Weise zu Ende geführt. Im 
Uebrigen finden auf das Verfahren die Bestimmungen dieser Verordnung 
Anwendung. 


$. 105. Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Bestimmungen sind 
aufgehoben. Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Sanssouci, den 11. Juli 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Hehdt. v. Habe. Simons. 


13. Gesetz, betreffend die Feststellung der bei Ablösung der 
Reallasten zu beachtenden Normalpreise und Normal- 
Marktorte. Vom 19. November 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen in Anwendung des Art. 40. der Verfassungs-Urkunde für den 
ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer 
belegenen Landestheile, unter Zustimmung der Kammern, was folgt: 
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$. 1. Bur schnelleren Ausführung des wegen Ablösung der Reallasten 
und Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse zu 
erlassenden Gesetzes, sollen schon jetzt Normalpreise und Normal-Marktorte 
ermittelt werden. 


$. 2. Zur Feststellung dieser Normalpreise und der Normal-Marktorte 
werden von der Auseinandersetzungsbehörde angemessene Distrikte 
bestimmt. 


Für jeden solchen Distrikt wird eine Kommission gebildet, welche aus 
mehreren, nach $. 3. zu erwählenden sachkundigen Eingesessenen des 
Distrikte und einem von der Auseinandersetzungsbehörde ohne Stimmrecht 
zu ernennenden Vorsitzenden besteht. 


Diese Kommission macht auf Grund der von ihr vorzunehmenden 
Ermittelungen der Auseinandersetzungsbehörde Vorschläge über die in dem 
Distrikte zu bildenden Preisbezirke, über die Normalpreise für jeden dieser 
Bezirke, so wie über die anzunehmenden Normal-Marktorte. 


Die Auseinandersetzungsbehörde bestätigt diese Vorschläge oder 
entscheidet, wenn die Kommissions-Mitglieder sich nicht haben einigen 
können. Gegen diese Entscheidung steht den Mitgliedern der Kommission 
der Rekurs an das Revisionskollegium für Landes-Kultursachen zu, welchen 
sie innerhalb drei Wochen vom Tage der Publikation bei der 
Auseinandersetzungsbehörde einzulegen haben. Das Revisionskollegium 
entscheidet endgültig. 


$. 3. Bei der Wahl der aus den Distrikts Eingesessenen zu entnehmenden 
Mitglieder der Kommission ist nach folgenden Regeln zu verfahren: 


1) Die Zahl dieser Personen wird zur einen Hälfte von den 
verpflichteten Grundbesitzern, zur anderen Hälfte von den Berechtigten 
gewählt. 


2) Umfaßt der Distrikt nur einen landräthlichen Kreis, so wird in jeder 
Gemeinde desselben, unter Leitung des Gemeinde-Vorstandes, von den 
Besitzern der mit Reallasten behafteten Grundstücke Ein Wahlmann gewählt. 
Sämmtliche Wahlmänner des Kreises werden alsdann von dem 
Kreisvorstande zusammenberufen, und unter dem Vorsitze desselben 
erwählen die Erschienenen nach dem Ermessen der 
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Auseinandersetzungsbehörde zwei oder mehrere Mitglieder für die Distrikts- 
Kommission. 


Die Berechtigten im Kreise dagegen erwählen, unter dem Vorsitze des 
Kreisvorstandes, unmittelbar eine eben solche Zahl an Kommissions - 
Mitgliedern. 


3) Umfaßt der Distrikt mehrere landräthliche Kreise, so werden in jedem 
derselben, sowohl von Seiten der Verpflichteten, als der Berechtigten, zwei 
Mitglieder für die Kommission auf dem unter No. 2. bezeichneten Wege 
erwählt. 


4) Alle diese Wahlen erfolgen nach absoluter Stimmenmehrheit der 
Erschienenen, nach Maaßgabe des Wahlreglements vom 31. Mai c. wegen 
der Wahl der Abgeordneten. 


5) Die Prüfung und Bestätigung der Wahlen gebührt der 
Auseinandersetzungsbehörde. 


6) Auf diese Behörde geht auch das Recht zur Wahl der Kommissions- 
Mitglieder für diejenige Barthel über, welche die Wahl verweigert oder 
solche Unterlassen hat. 


$. 4. Die Ermittelung der Normalpreise haben die Kommissionen für 
nachstehend bezeichnete Fälle zu bewirken, und dabei folgende allgemeine 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 


A. Bei Diensten. 


1) Wenn die Dienste nach Tagen bestimmt sind, so ist sowohl in 
Ansehung der Spann- als der Handdienste in Betracht zu ziehen: 


a) die Dauer der Arbeit, 

b) die Art der Arbeit, 

c) die Jahreszeiten, in welchen solche zu verrichten ist, 

d) die Beschaffenheit der in der Gegend gewöhnlich in Anwendung 
kommenden Arbeitskräfte. 


2) Für Dienste, die nicht nach Tagen bestimmt sind, werden in Ansehung 
der Soften für Haltung eines Gespannes, des Gesindes und der Tagelöhner 
ebenfalls Normalsäge festgestellt. 
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B. Bei festen Abgaben in Körnern. 


1) Unter festen Abgaben in Körnern werben nur diejenigen jährlich oder 
in anderen bestimmten Perioden wiederkehrenden Abgaben verstanden, 
welche in bestimmter Menge in Körnern von Halm- und anderen 
Feldfrüchten, die einen allgemeinen Marktpreis haben, entrichtet werden; 


2) der Werth dieser Abgaben ist nach demjenigen Martini-Marktpreise 
festzustellen, welcher sich im Durchschnitt der legten vierundzwanzig Jahre 
vor Anbringung der Provokation ergiebt, wenn die zwei theuersten und zwei 
wohlfeilsten von diesen Jahren außer Ansas bleiben. 


3) unter Martini-Marktpreis wird der Durchschnittspreis derjenigen 
funfzehn Tage verstanden, in deren Mitte der Martinitag fällt; 


4) für diejenigen Gegenden, wo der lebhafteste Getraideverkehr in einer 
anderen Jahreszeit, als um den Martinitag statt findet, kann ein anderer 
Zeitpunkt auf dem im $. 2. und 3. bezeichneten Wege festgestellt werden; 


5) der Marktplag, dessen Preise zum Grunde zu legen sind, wird nach 
den Bestimmungen des $. 2. und 3. festgestellt; 


6) wenn eine Gegend feine regelmäßigen Getraidemärkte hat, so wird 
für dieselbe ein möglichst benachbarter wirklicher Marktort angewiesen. Die 
Preise dieses Marktorts werden mit den Preisen jener Gegend in den legten 
vierundzwanzig Jahren vor Verkündigung des gegenwärtigen Gesetzes, mit 
Weglassung der beiden theuersten und der beiden wohlfeilsten Jahre, 
verglichen und es wird daraus ein bleibendes Normalverhältniß beider Preise 
berechnet. 


Bei den für jene Gegend vorzunehmenden Preisermittelungen wird 
sodann der Preis des angenommenen Marktorts zum Grunde gelegt und nach 
dem bleibend bestimmten Normalverhältniß erhöhet oder vermindert; 


7) ist ein Bezirk, in welchem sich ein wirklicher Marktort befindet, so 
ausgedehnt, daß in dessen entlegeneren Theilen die Preise regelmäßig 
geringer oder höher als an dem Markorte selbst zu sein pflegen, so ist der 
ganze Bezirk in kleinere Bezirke zu theilen und für jeden derselben ein 
bleibendes Normalverhältniß zum Preise des Marktorts festzustellen; 
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8) wenn auf einem Marktorte (No. 5.) für gewisse Körnerarten keine 
Preise aufgezeichnet werden, so müssen die in solchen Körnerarten 
bestehenden Abgaben nach dem folgenden Abschnitt C. abgeschätzt werden. 


C. Bei festen, nicht in Körnern bestehenden Natural-Abgaben. 


Für feste, nicht in Körnern bestehende Natural- Abgaben, welche 
jährlich wiederkehren, jedoch mit Ausschluß der Abgaben an Wein, werden 
gleichfalls Normal preise in Anwendung gebracht. Bei Feststellung derselben 
ist in der Regel auf die Preise in den legten zwanzig Jahren zu rücksichtigen, 
und in Ansehung solcher Gegenstände, deren Qualität eine verschiedene sein 
kann, von der Voraussetzung auszugehen, daß die Abgabe in der geringeren 
Qualität zu entrichten sei. 


D. Bei anderen Abgaben und Leistungen. 


Der Jahreswerth der Verpflichtung zur Haltung von Saamenvieh und zur 
Ausfütterung von Vieh wird nach Normalpreisen festgestellt. 


Dergleichen Normalpreise sind bei der Verpflichtung zur Haltung von 
Saamenvieh für jedes Stück des Mutterviehs und bei der Verpflichtung zur 
Ausfütterung von Vieh für jedes auszufütternde Stück Vieh nach $. 2. und 3. 
zu bestimmen. 


Gegenleistungen. 


Für den Jahreswerth der Gegenleistungen der Berechtigten werden 
ebenfalls Normalpreise nach den vorstehenden Bestimmungen ermittelt. 
Dieses gilt jedoch nicht von solchen Gegenleistungen und Verpflichtungen, 
deren Aufhebung den Vorschriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 
7. Juni 1821. unterliegt. 


8. 5. Die erwählten Mitglieder der Distrikts -Kommission erhalten aus 
der Staatskaffe 1 Rthlr. 15 Sgr. Tagegelder und an Reisekosten 10 gr. pro 
Meile. 


Die Distrikts-Eingesessenen haben wegen der, Behufs der Wahl der 
Mitglieder der Distrikts-Kommissionen gemachten Reisen und sonstigen 
Auslagen keinen Anspruch auf Vergütung. 
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$. 6. Sollten in einzelnen Distrikten Abgaben und Leistungen, für deren 
Ablösung nach dem gegenwärtigen Gesetze Normalsäge festgestellt werden 
sollen, gar nicht mehr oder doch nur in sehr geringem Umfange vorkommen, 
so kann mit Genehmigung des Ministeriums für landwirthschaftliche 
Angelegenheiten in solchen Distrikten die Feststellung von Normalpreisen 
unterbleiben. 


$. 7. Das Ministerium für die landwirthschaftlichen Angelegenheiten ist 
mit Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Sanssouci, den 19. November 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


14. Gesetz, betreffend die Aufforderung von Personen des 
Soldatenstandes zum Ungehorsam. Vom 19. November 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen unter Zustimmung der Kammern, was folgt: 


Wer eine Person des Soldatenstandes, es sei der Linie oder Landwehr, 
dazu auffordert oder anreizt, dem Befehle des Obern nicht Gehorsam zu 
leisten, wer insbesondere eine Person, welche zum Beurlaubtenstande gehört, 
dazu auffordert oder anreizt, der Einberufungs-Order nicht zu folgen, wird 
mit Gefängniß von sechs Wochen bis zu zwei Jahren bestraft. 


Diese Bestimmung findet Anwendung, die Aufforderung oder Anreizung 
mag durch Wort oder Schrift oder durch irgend ein anderes Mittel geschehen, 
sie mag von Erfolg gewesen sein oder nicht. Vereinigt die Aufforderung oder 
Anreizung die Merkmale einer Handlung in sich, welche die Gesetze mit 
schwererer Strafe bedrohen, so wird diese allein verhängt. 
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Mai 1849. Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Sanssouci, den 19. November 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 


Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. - v. Schleinitz. 


15. Gesetz, betreffend die Ermäßigung, der Briefporto-Taxe. 
Vom 21. Dezember 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen-2c. 2c. 
verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministeriums unter Zustimmung 


beider Kammern, in Betreff der Ermäßigung der Briefporto-Tare, was folgt: 


$. 1. Das Briefporto für die innerhalb des Preußischen Postgebietes 
gewechselte Korrespondenz soll betragen: 


a) nach Maaßgabe der Entfernung: 


unter und bis 10 Meilen ............. 1 Ser. 
über 10 bis 20 Meilen... ............ 2. = 
und auf alle weitere Entfernungen ..... 3 = 


für den einfachen Brief, 
b) nach Maaßgabe des Gewichts; 


unter 1 Loth Zollgewicht (1, 14 Loth preußisch, Verordnung vom 31 
Oktober 1839., Gesetzsammlung S. 325.) das einfache. 
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von 1 Lothbiserkl. 2 _ Loth das zweifache, 
= 2 = = = 3 - das dreifache, 
= 3 = = = 4 - das vierfache, 
= 4 = = = 8 = das fünffache, 
= 8 = = = 16 - das sechsfache, 


Porto, so lange, bis das Porto nach der Paket-Tare mehr beträgt. 


$. 2. Die Postverwaltung wird ermächtigt, in den mit fremden 
Postbehörden zu treffenden Vereinbarungen das Preußische Porto nach dem 
Verhältnisse des im $. 1. verordneten Portotarifs festzusehen, in soweit das 
bei der betreffenden Korrespondenz in Anwendung kommende fremde Porto 
nach annähernd gleichen Säßen normirt wird. 


8. 3. Die Postverwaltung hat die Anfertigung und den Verkauf von 
Stempeln einzuleiten, mittelst deren durch Befestigung auf dem Briefe das 
Frankiren von Briefen nach Maaßabe des Tarifs bewirkt werden kann. Die 
weiteren Anordnungen wegen Benutzung solcher Stempel, sowie wegen des 
dabei zu bewilligenden Rabatts, hat die gedachte Verwaltung durch ein 
Reglement zu treffen. 


$. 4. Für alle nicht zur Korrespondenz gehörigen Arten von 
Postsendungen, für welche die Briefporto-Tare der Erhebung des Porto zum 
Grunde liegt, tritt die durch gegenwärtiges Gesetz eingeführte Tare an die 
Stelle der bisherigen Briefporto- Tare. 


8. 5. An Bestellgeld für die Paket- und Geldsendungen ist für die 
Bestellung einer jeden Adresse oder eines jeden Geldscheins, ebenso wie für 
die Bestellung eines jeden Briefes, Sgr. zu erheben. 


8. 6. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1850. in Kraft. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Bellevue, den 21. Dezember 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 
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v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


16. Gesetz, betreffend die Aufhebung des zu Gunsten des 
Militair-Waisenhauses zu Potsdam bisher bestandenen 
Intelligenz - Insertionszwanges und der amtlichen 
Intelligenzblätter. Vom 21. Dezember 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen unter Zustimmung der Kammern, was folgt: 


8. 1. Der bisher zu Gunsten des Militair-Waisenhauses zu Potsdam 
bestandene Intelligenz - Insertionszwang wird mit dem 1. Januar 1850. 
gänzlich aufgehoben. 


$. 2. Von eben der Zeit ($. 1.) ab hört zugleich überall die amtliche 
Ausgabe von Intelligenzblättern auf. Der Minister des Innern ist ermächtigt, 
wenn es sich als zweckmäßig ergiebt, für Berlin ein besonderes Amtsblatt 
nebst Anzeiger zu gründen. 


8. 3. In allen Fällen, in welchen die Gesetze eine Bekanntmachung 
durch das Intelligenzblatt vorschreiben, tritt mit dem 1. Januar 1850. an 
deren Stelle eine Bekanntmachung durch den öffentlichen Anzeiger des 
Amtsblattes. 


Wo die Publikationen solcher Bekanntmachungen sowohl durch das 
Intelligenzblatt, wie durch den Anzeiger vorgeschrieben ist, genügt die 
Publikation durch den letzteren. 


$. 4. Dem Militair-Waisenhause zu Potsdam wird für die Entziehung der 
ihm stiftungsmäßig bisher aus dem Intelligenz-Insertionszwange und der 
Herausgabe von Intelligenzblättern zuständigen Einkünfte vom 1. Januar 
1850. ab aus der Staatskasse eine jährliche Entschädigungsrente von vierzig 
tausend Thalern gezahlt. 


Auch übernimmt der Staat die in Folge der Aufhebung des bisherigen 
Intelligenz-Insertionszwanges und Intelligenzblattwesens etwa zu 
gewährenden Entschädigungen an Beamte und sonstige Interessenten. 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Bellevue, den 21. Dezember 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. b. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. b. Schleinitz. 


17. Verfassungs-Urkunde für den Preußischen Staat. Vom 31. 
Januar 1850.*) 


Der Preußische Staat war im März 1848. constitutionell geworden, ohne 
daß eine eigentliche Constitution eristirte. Im Allgemeinen Landrecht finden sich 
zwar schon einzelne Bestimmungen über die Rechte und Pflichten des Staats- 
Oberhauptes, der Beamten und der Staatsbürger überhaupt, es bilden aber 
dieselben nirgends ein zusammenhängendes Ganzes und es setzen solche den 
absoluten Staat voraus. Die National-Versammlung trat am 22. Mai 1848. auf 
Grund der Verordnung vom 8. April zusammen, um die Verfassung zu berathen 
und mit der Krone zu vereinbaren. Mittelst Königl. Botschaft vom 20. Mai 1848. 
wurde der National-Versammlung ein vom Ministerium Camphausen 
ausgearbeiteter, aus 84 Paragraphen bestehender Entwurf der Verfassung 
vorgelegt, welcher jedoch feinem ganzen Inhalt nach von der Versammlung 
verworfen wurde und die Versammlung zu den Beschluß führte, durch eine 
Commission einen neuen Entwarf ausarbeiten zu lassen. Diese Commission, 
bestehend aus 24 Mitgliedern unter dem Vorsitz des Geh. Raths Waldeck, 
begann ihre Arbeiten am 17. Juni 1848. und brachte den Entwurf in 28 
Sitzungen bis zum 26. Juli 1848. zu Ende. Es begannen dann die Berathungen 
des Commissionsberichtes im Plenum der Versammlung. Es kamen solche aber 
nicht zu Ende, da am 5. Dezember die Auflösung der Versammlung und 
Octroyirung einer Verfassungs- Urkunde von Seiten der Krone eintrat. Bei dieser 
octroyirten Verfassung waren die Arbeiten der National-Versammlung zum 
großen Theil benutzt worden, es fanden sich aber in einzelnen Paragraphen, 
namentlich in den Artikeln 105. und 108. erhebliche Abänderungen vor. Die im 
Februar 1850. zusammengetretenen Kammern bewirkten eine vollständige 
Revision der Verfassungs- Urkunde vom 5. Dezember 1848. Die Arbeit der 
Kammern wurde jedoch von der Krone nicht schlechtweg genehmigt, sondern es 
verlangte die letztere in den bekannten 15 Artikeln der Königl. Botschoft vom 7. 
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Januar 1850. noch verschiedene Zugeständnisse, namentlich Einführung einer 
Pairie und eines Staatsgerichtshofes. Diese Zugeständnisse wurden auch von den 
Kammern endlich bewilligt, und so entstand dann die nachstehende Verfassungs 
Urkunde, welche vom Könige am 6. Februar 1850. feierlich beschworen wurde. 


*) Man vergleiche in Betreff der Entstehung jedes einzelnen Artikels der 
Verfassung: 


1) das Werk des Appellationsgerichtsraths v. Rönne über die Verfassung 
vom 31. Januar 1850. 


2) Rauer, die Protokolle der Verfassungs-Kommission der National 
Versammlung. Berlin 1849., bei Heymann. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
thun kund und fügen zu wissen, daß Wir, nachdem die von uns unterm 5. 
Dezember 1848. vorbehaltlich der Revision im ordentlichen Wege der 
Gesetzgebung verkündigte und von beiden Kammern Unseres Königreichs 
anerkannte Verfassung des preussischen Staats der darin angeordneten 
Revision unterworfen ist, die Verfassung in Uebereinstimmung mit beiden 
Kammern endgültig festgestellt haben. 


Wir verkünden demnach dieselbe als Staatsgrundgesetz, wie folgt: 


Titel I - Vom Staatsgebiete. 


Art. 1. Alle Landestheile der Monarchie in ihrem gegenwärtigen 
Umfange bilben das preußische Staatsgebiet. 


Art. 2. Die Gränzen dieses Staatsgebiets können nur durch ein Gesetz 
ver- änbert werden. 


Titel II. - Von den Rechten der Preußen. 


Art. 3. Die Verfassung und das Gesetz bestimmen, unter welchen 
Bedingungen die Eigenschaft eines Preußen und die staatsbürgerlichen 
Rechte erworben, aus- geübt und verloren werden. 
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Art. 4. Alle Preußen sind vor dem Gesetze gleich. Standesvorrechte 
finden nicht statt. Die öffentlichen Aemter sind, unter Einhaltung der von den 
Gesetzten festgestellten Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich 
zugänglich. 


Art. 5. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Die Bedingungen und 
Formen, unter welchen eine Beschränkung derselben, insbesondere eine 
Verhaftung zulässig ist, werden durch das Gesetz bestimmt. 


Art. 6. Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in dieselbe und 
Haussuchungen, so wie die Beschlagnahme von Briefen und Papieren sind 
nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen gestattet. 


Art 7. Niemand barf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
Ausnahmegerichte und außerordentliche Kommissionen sind unstatthaft. 


Art. 8. Strafen können nur in Gemäßheit des Gesetzes angedroht oder 
verhängt werden. 


Art. 9. Das Eigenthum ist unverletzlich. Es kann nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigstens 
vorläufig fest- zustellende Entschädigung nach Maaßgabe des Gesetzes 
entzogen oder beschränkt werden. 


Art. 10. Der bürgerliche Tod und die Strafe der Vermögenseinziehung 
finden nicht statt. 


Art. 11. Die Freiheit der Auswanderung kann von Staatswegen nur in 
Bezug auf die Wehrpflicht beschränkt werden. Abzugsgelber dürfen nicht 
erhoben werden. 


Art. 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu 
Religionsgesellschaften (Art. 30. und 31.) und der gemeinsamen häuslichen 
und öffentlichen Religionsübung wird gewährleistet. Der Genuß der 
bürgerlichen und staats- bürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem 
religiösen Bekenntnisse. Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten 
darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 


Art. 13. Die Religionsgesellschaften, so wie die geistlichen 
Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben, können diese Rechte 
nur durch besondere Gesetze erlangen. 


208 


Art. 14. Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des 
Staats, welche mit der Religionsübung im Zusammenhange stehen, 
unbeschadet der im Art. 12. gewährleisteten Religionsfreiheit, zum Grunde 
gelegt. 


Art. 15. Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie 
jede andere Religionsgesellschaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbstständig und bleibt im Besitz und Genuß der für ihre Kultus-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen 
und Fonds. 


Art. 16. Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren Oberen ist 
ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen ist nur 
denjenigen Beschränkungen unterworfen, welchen alle übrigen 
Veröffentlichungen unterliegen. 


Art. 17. Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter 
welchen, dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein besonderes Gesetz 
ergehen. 


Art. 18. Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht 
Besetzung kirchlicher Stellen ist, so weit es dem Staate zusteht, und nicht auf 
dem Patronat oder besonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 


Auf die Anstellung von Geistlichen beim Militair und an öffentlichen 
Anstalten findet diese Bestimmung keine Anwendung. 


Art. 19. Die Einführung der Civilehe erfolgt nach Maaßgabe eines 
besonderen Gesetzes, was auch die Führung der Civilstandsregister regelt. 


Art. 20. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 


Art. 21. Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche Schulen 
genügend gesorgt werden. 


Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen 
nicht ohne den Unterricht lassen, welcher für die öffentlichen Volksschulen 
vorgeschrieben ist. 


Art. 22. Unterricht zu ertheilen und Unterrichtsanstalten zu gründen und 
zu leiten, steht Jedem frei, wenn er seine sittliche, wissenschaftliche und 
technische Befähigung den betreffenden Staatsbehörden nachgewiesen hat. 
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Art. 23. Alle öffentlichen und Privat-Unterrichts- und 
Erziehungsanstalten stehen unter der Aufsicht vom Staate ernannter. 
Behörden. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der 
Staatsdiener. 


Art. 24. Bei der Einrichtung der öffentlichen Volksschulen sind die 
konfessionelten Verhältnisse möglichst zu berücksichtigen. 


Den religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffenden 
Religionsgesellschaften. 


Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksschule steht der 
Gemeinde zu. Der Staat stellt, unter gesetzlich geordneter Betheiligung der 
Gemeinden, aus der Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen 
Volksschulen an. 


Art. 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der 
öffentlichen Volksschule werden von den Gemeinden, und im Falle des 
nachgewiesenen Unvermögens, ergänzungsweise vom Staate aufgebracht. 
Die auf besonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben 
bestehen. 


Der Staat gewährleistet demnach den Volksschullehrern ein festes, den 
Lokalverhältnissen angemessenes Einkommen. 


In der öffentlichen Volksschule wird der Unterricht unentgeltlich 
ertheilt. 


Art. 26. Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unterrichtswesen. 


Art. 27. Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und 
bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äußern. 


Die Censur darf nicht eingeführt werden; jede andere Beschränkung der 
Preßfreiheit nur im Wege der Gesetzgebung. 


Art. 28. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche 
Darstellung begangen werden, sind nach den allgemeinen Strafgesetzten zu 
bestrafen. 
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Art. 29. Alle Preußen sind berechtigt, sich ohne vorgängige 
obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in geschlossenen 
Räumen zu versammeln. 


Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Versammlungen unter freiem 
Himmel, welche auch in Bezug auf vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß der 
Verfügung des Gesetzes unterworfen sind. 


Art. 30. Alle Preußen haben das Recht, sich zu solchen Zwecken, 
welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu 
vereinigen. 


Das Gesetz regelt, insbesondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit, die Ausübung des in diesem und in dem vorstehenden Art. (29.) 
gewährleisteten Rechts. 


Politische Vereine können Beschränkungen und vorübergehenden 
Verboten im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden. 


Art. 31. Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte ertheilt 
oder verweigert werden, bestimmt das Gesetz. 


Art. 32. Das Petitionsrecht steht allen Preußen zu. Petitionen unter 
einem Gesammtnamen sind nur Behörden und Korporationen gestattet. 


Art. 33. Das Briefgeheimniß ist unverletzlich., Die bei strafgerichtlichen 
Untersuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beschränkungen sind 
durch die Gesetzgebung festzustellen. 


Art. 34. Alle Preußen sind wehrpflichtig. Den Umfang und die Art dieser 
Pflicht bestimmt das Gesetz. 


Art. 35. Das Heer begreift alle Abtheilungen des stehenden Heeres und 
der Landwehr. 


Im Falle des Krieges kann der König nach Maaßgabe des Gesetzes den 
Land- sturm aufbieten. 


Art. 36. Die bewaffnete Macht kann zur Unterdrückung innerer Unruhen 
und zur Ausführung der Gesetze nur in den vom Gesetze bestimmten Fällen 
und Formen und auf Requisition der Civilbehörde verwendet werden. In 
letzterer Beziehung hat das Gesetz die Ausnahmen zu bestimmen. 
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Art. 37. Der Militairgerichtsstand des Heeres beschränkt sich auf 
Strafsachen und wird durch das Gesetz geregelt. Die Bestimmungen über die 
Militairdisziplin im Heere bleiben Gegenstand besonderer Verordnungen. 


Art. 38. Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem Dienste 
berathschlagen oder sich anders, als auf Befehl versammeln. Versammlungen 
und Vereine der Landwehr zur Berathung militairischer Einrichtungen, 
Befehle und Anordnungen sind auch dann, wenn dieselbe nicht 
zusammenberufen ist, untersagt. 


Art. 39. Auf das Heer finden die in den Art. 5. 6. 29. 30. und 32. 
enthaltenen Bestimmungen nur in soweit Anwendung, als die militairischen 
Gesetze und Disziplinarvorschriften nicht entgegenstehen. 


Art. 40. Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von Familien- 
Fideikommissen ist untersagt. Die bestehenden Lehen und Familien- 
Fideikommisse sollen durch gesetzliche Anordnung in freies Eigenthum 
umgestaltet werden. Auf Familien- Stiftungen finden diese Bestimmungen, 
keine Anwendung. 


Art. 41. Vorstehende Bestimmungen (Art. 40.) finden auf die 
Thronlehen, das Königliche Haus- und Prinzliche Fideikommiß, sowie auf 
die außerhalb des Staats belegenen Lehen und die ehemals 
reichsunmittelbaren Besitzungen und Fideikommiffe, insofern letztere durch 
das deutsche Bundesrecht gewährleistet sind, zur Zeit keine Anwendung. Die 
Rechtsverhältnisse derselben sollen durch besondere Gesetze geordnet 
werden. 


Die weitere Ausführung dieser Bestimmungen bleibt besonderen 
Gesehen vor- behalten. 


Art. 42. Das Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthum 
Unterliegt keinen anderen Beschränkungen, als denen der allgemeinen 
Gesetzgebung. Die Theilbarkeit des Grundeigenthums und die Ablösbarkeit 
der Grundlasten wird gewärhleistet. 


Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechts, Liegenschaften zu 
erwerben und über sie zu verfügen, zulässig. 


Aufgehoben ohne Entschädigung sind: 
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1) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigkeitliche 
Gewalt, sowie die gewissen Grundstücken zustehenden Hoheitsrechte und 
Privilegien; 


2) die aus diesen Befugnissen, aus der Schußherrlichkeit, der früheren 
Erbunterthänigkeit, der früheren Steuer- und Gewerbeverfassung 
herstammenden Verpflichtungen. 


Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleistungen und 
Lasten weg, welche den bisherigen Berechtigten dafür oblagen. 


Bei erblicher Ueberlassung eines Grundstückes ist nur die Uebertragung 
des vollen Eigenthums zulässig, jedoch kann auch hier ein fester ablösbarer 
Zins vorbehalten werden. 


Titel III. - Vom Könige. 
Art. 43. Die Person des Königs ist unverletzlich. 


Art. 44. Die Minister des Königs sind verantwortlich. Alle 
Regierungsafte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 


Art. 45. Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt zu. Er ernennt 
und entläßt die Minister. Er befiehlt die Verkündigung der Gesetze und erläßt 
die zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen. 


Art. 46. Der König führt den Oberbefehl über das Heer. 


Art. 47. Der König besetzt alle Stellen im Heere, sowie in den übrigen 
Zweigen des Staatsdienstes, sofern nicht das Gesetz ein Anderes verordnet. 


Art. 48. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu 
schliessen, auch andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. 
Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Kammern, sofern 
es Handelsverträge sind, oder wenn dadurch dem Staate Lasten oder 
einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden. 


Art. 49. Der König hat das Recht der Begnadigung und Strafmilderung. 
Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen verurtheilten Ministers 
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kann dieses Recht nur auf Antrag derjenigen Kammer ausgeübt werden, von 
welcher die Anklage ausgegangen ist. 


Der König kann bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf Grund 
eines besonderen Gesetzes niederschlagen. 


Art. 50. Dem Könige steht die Verleihung von Orden und anderen mit 
Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. 


Er übt das Münzrecht nach Maaßgabe des Gesetzes. 


Art. 51. Der König beruft die Kammern und schließt ihre Sitzungen. Er 
kann sie entweder beide zugleich oder auch nur eine auflösen. Es müssen 
aber in einem solchen Falle innerhalb eines Zeitraums von sechzig Tagen 
nach der Auflösung die Wähler und innerhalb eines Zeitraums von neunzig 
Tagen nach der Auflösung die Kantmern versammelt werden. 


Art. 52. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren 
Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von dreißig Tagen nicht 
übersteigen und während derselben Session nicht wiederholt werden. 


Art. 53. Die Krone ist, den Königlichen Hausgesehen gemäß, erblich in 
bei Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt 
und der agnatischen Linealfolge. 


Art. 54. Der König wird mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
volljährig. 


Er leistet in Gegenwart der vereinigten Kammern das eidliche Gelöbnis 
bis Verfassung des Königreichs fest und unverbrüchlich zu halten und in 
Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzten zu regieren. 


Art. 55. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der König nicht 
zugleich Herrscher fremder Reiche sein. 


Art. 56. Wenn der König minderjährig oder sonst dauernd verhindert ist, 
selbst zu regieren, so übernimmt derjenige volljährige Agnat (Art. 53.), 
welcher der Krone am nächsten steht, die Regentschaft. Er hat sofort die 
Kammern zu berufen, die in vereinigter Sitzung über die Nothwendigkeit der 
Regentschaft beschließen. 
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Art. 57. Ist sein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits vorher 
gesetzliche Fürsorge für diesen Fall getroffen, so hat das Staatsministerium 
die Kammern zu berufen, welche in vereinigter Sitzung einen Regenten 
erwählen. Bis zum Antritt der Regentschaft von Seiten desselben führt das 
Staatsministerium die Regierung, 


Art. 58. Der Regent übt die dem Könige zustehende Gewalt in dessen 
Namen aus. Derselbe schwört nach Einrichtung der Regentschaft vor den 
vereinigten Kammern einen Eid, die Verfassung des Königreichs fest und 
unverbrüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit derselben und den 
Gesetzten zu regieren. 


Bis zu dieser Eidesleistung bleibt in jedem Falle das bestehende 
gesammte Staatsministerium für alle Regierungshandlungen verantwortlich. 


Art. 59. Dem Kron- Fideikommißfonds verbleibt die durch das Gesetz 
vom 17. Januar 1820. auf die Einkünfte der Domainen und Forsten 
angewiesene Rente. 


Titel IV. - Von den Ministern 


Art. 60. Die Minister, so wie die zu ihrer Vertretung abgeordneten 
Staats- beamten haben Zutritt zu jeder Kammer und müssen auf ihr 
Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 


Jede Kammer kann die Gegenwart der Minister verlangen. 


Die Minister haben in einer oder der anderen Kammer nur dann 
Stimmrecht, wenn sie Mitglieder derselben sind. 


Art. 61. Die Minister können durch Beschluß einer Kammer wegen des 
Verbrechens der Verfassungsverlegung, der Bestechung und des Verrathes 
angeklagt wer- den. Ueber solche Anklage entscheidet der oberste 
Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Senaten. So lange noch zwei 
oberste Gerichtshöfe bestehen, treten dieselben zu obigem Zwecke 
zusammen. 


Die näheren Bestimmungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über 
das Ver- fahren und über die Strafen werden einem besonderen Gesetze 
vorbehalten. 
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Titel V. - Von den Kammern. 


Art. 62. Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den 
König und durch zwei Kammern ausgeübt. 


Die Uebereinstimmung des Königs und beider Kammern ist zu jedem 
Gesetze erforderlich. 


Finanzgesetz-Entwürfe und Staatshaushalts-Etats werden zuerst der 
zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden von der ersten Kammer im 
Ganzen angenommen oder abgelehnt. 


Art. 63. Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit, aber die Beseitigung eines ungewöhnlichen Nothstandes es 
dringend erfordert, können, insofern die Kammern nicht versammelt sind, 
unter Verantwortlichkeit des gesammten Staatsministeriums, Verordnungen, 
die der Verfassung nicht zuwiderlaufen, mit Gesetzeskraft erlassen werden. 
Dieselben sind aber den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt zur 
Genehmigung sofort vorzulegen. 


Art. 64. Dem Könige, so wie jeder Kammer, steht das Recht zu, Gesetze 
vor- zuschlagen. 


Gesetzesvorschläge, welche durch eine der Kammern oder den König 
verworfen worden sind, können in derselben Sitzungsperiode nicht wieder 
vorgebracht werden. 


Die erste Kammer besteht: 
a) aus den großjährigen Königlichen Prinzen; 


b) aus den Häuptern der ehemals unmittelbaren reichsständischen 
Häuser in Preussen und aus den Häuptern derjenigen Familien, welchen 
durch Königliche Verordnung, das nach der Erstgeburt und Linealfolge zu 
vererbende Recht auf Sitz und Stimme in der ersten Kammer beigelegt wird. 
In dieser Verordnung werden zugleich die Bedingungen festgesetz, durch 
welches dieses Recht an einen bestimmten Grundbesitz geknüpft ist. Das 
Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeübt werden und ruht während 
der Minderjährigkeit oder während eines Dienstverhältnisses zu der 
Regierung eines nichtdeutschen Staats, ferner auch so lange der Berechtigte 
seinen Wohnsitz außerhalb Preußen hat; 
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c) aus solchen Mitgliedern, welche der König auf Lebenszeit ernennt. 
Ihre Zahl darf den zehnten Theil der zu a. und b. genannten Mitglieder nicht 
übersteigen; 


d) aus neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirken, die das Gesetz 
feststellt, durch die dreißigfache Sahl derjenigen Urwähler (Art. 70.), welche 
die höchsten direkten Staatssteuern bezahlen, durch direkte Wahl nach 
Maaßgabe des Gesetzes gewählt werden; and 


e) aus dreißig, nach Maaßgabe des Gesetzes von den Gemeinderäthen 
gewählten Mitgliedern aus den größeren Städten des Landes. 


Die Gesammtzahl der unter a. bis c. genannten Mitglieder darf die Zahl 
der unter d. und e. bezeichneten nicht übersteigen. 


Eine Auflösung der ersten Kammer bezieht sich nur auf die aus Wahl 
hervor- gegangenen Mitglieder. 


Art. 66. Die Bildung der ersten Kammer in der Art. 65. bestimmten 
Weise, tritt am 7. August des Jahres 1852. ein. 


Bis zu diesem Zeitpunkte verbleibt es bei dem Wahlgesetze für die erste 
Kammer vom 6. Dezember 1848. 


Art. 67. Die Legislatur-Periode der ersten Kammer wird auf sechs Jahre 
festgesetzt. 


Art. 68. Wählbar zum Mitgliede der ersten Kammer ist jeder Preuße, der 
das vierzigste Lebensjahr vollendet, den Vollbesitz der bürgerlichen Rechte 
in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses nicht verloren und 
bereits fünf Jahre lang dem Preußischen Staatsverbände angehört hat. 


Die Mitglieder der ersten Kammer erhalten weder Reisekosten, noch 
Diäten. 


Art. 69. Die zweite Kammer besteht aus dreihundert und funfzig 
Mitgliedern. Die Wahlbezirke werden durch das Gesetz festgestellt. Sie 
können aus einem oder mehreren Kreisen oder aus einer oder mehreren der 
größeren Städie bestehen. 
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Art. 70. Jeder Preuße, welcher das fünf und zwanzigste Lebensjahr 
vollendet hat und in der Gemeinde, in welcher er seinen Wohnsitz hat, die 
Befähigung zu den Gemeindewahlen besitzt, ist stimmberechtigter Urwähler. 


Wer in mehreren Gemeinden an den Gemeindewahlen Theil zu nehmen 
berechtigt ist, darf das Recht als Urwähler nur in Einer Gemeinde ausüben. 


Art. 71. Auf jede Vollzahl von zweihundert und funfzig Seelen der 
Bevölkerung ist ein Wahlmann zu wählen. Die Urwähler werden nach 
Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staatssteuern in drei 
Abtheilungen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein 
Drittheil der Gesammtsumme der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. 


Die Gesammtsumme wird berechnet: 


a) gemeindeweise, falls die Gemeinde einen Urwahlbezirk für sich 
bildet; 


b) bezirksweise, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Gemeinden 
zusammengesetzt ist. 


Die erste Abtheilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die 
höchsten Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheils der Gesammtsteuer 
fallen. 


Die zweite Abtheilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die 
nächst niedrigeren Steuerbeträge bis zur Gränze des zweiten Drittheils fallen. 


Die dritte Abtheilung besteht aus den am niedrigsten besteuerten 
Urwählern, auf welche das dritte Drittheil fällt. 


Jede Abtheilung wählt besonders und zwar ein Drittheil der zu 
wählenden Wahlmänner. 


Die Abtheilungen können in mehrere Wahlverbände eingetheilt werden, 
deren keiner mehr als fünfhundert Urwähler in sich schließen darf. 


Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der 
stimmberechtigten Urwähler des Urwahlbezirks ohne Rücksicht auf die 
Abtheilungen gewählt. 
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Art. 72. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner gewählt. Das 
Nähere über die Ausführung der Wahlen bestimmt das Wahlgesetz, welches 
auch die Anordnung für diejenigen Städte zu treffen hat, in denen an Stelle 
eines Theils der direkten Steuern die Mahl- und Schlachtsteuer erhoben wird. 


Art. 73. Die Legislatur-Periode der zweiten Kammer wird auf drei Jahre 
festgesetzt. 


Art. 74. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ist jeder Preuße 
wählbar, der das dreißigste Lebensjahr vollendet, den Vollbesitz der 
bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses 
nicht verloren und bereits drei Jahre dem preußischen Staatsverbande 
angehört hat. 


Art. 75. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislatur- Periode neu 
gewählt. Ein Gleiches geschieht im Falle der Auflösung. In beiden Fällen 
sind die bisherigen Mitglieder wieder wählbar. 


Art. 76. Die Kammern werden durch den König regelmäßig im Monat 
November jeden Jahres, und außerdem, so oft es die Umstände erheischen, 
einberufen. 


Art. 77. Die Eröffnung und die Schließung der Kammern geschieht 
durch den König in Person oder durch einen dazu von ihm beauftragten 
Minister in einer Sitzung der vereinigten Kammern. 


Beide Kammern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und 
geschlossen. Wird eine Kammer aufgelöst, so wird die andere gleichzeitig 
vertagt. 


Art. 78. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und 
entscheidet darüber. Sie regelt ihren Geschäftsgang und ihre Disziplin durch 
eine Geschäftsordnung und erwählt ihren Präsidenten, ihre Vicepräsidenten 
und Schriftführer. Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die 
Kammer. 


Wenn ein Kammermitglied ein besoldetes Staatsamt annimmt oder im 
Staats- dienste in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein 
höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme in der Kammer 
und kann seine Stelle in derselben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 


Niemand kann Mitglied beider Kammern sein. 
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Art. 79. Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlich. Jede Kammer 
tritt auf den Antrag ihres Präsidenten oder von zehn Mitgliedern zu einer 
geheimen Sitzung zusammen, in welcher dann zunächst über diesen Antrag 
zu beschließen ist. 


Art. 80. Keine der beiden, Kammern kann einen Beschluß fassen, wenn 
nicht die Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder anwesend ist. 
Jede Kammer faßt ihre Beschlüsse nach absoluter Stimmenmehrheit, 
vorbehaltlich der durch die Geschäftsordnung für Wahlen etwa zu 
bestimmenden Ausnahmen. 


Art. 81. Jede Kammer hat für sich das Recht, Adressen an den König zu 
richten. 


Niemand darf den Kammern oder einer derselben in Person eine 
Bittschrift oder Adresse überreichen. 


Jede Kammer kann die an sie gerichteten Schriften an die Minister 
überweisen und von denselben Auskunft über eingehende Beschwerden 
verlangen. 


Art. 82. Eine jede Kammer hat die Befugniss, Behufs ihrer Information 
Kommissionen zur Untersuchung von Thatsachen zu ernennen. 


Art. 83. Die Mitglieder beider Kammern sind Vertreter des ganzen 
Volkes. Sie stimmen nach ihrer freien Ueberzeugung und sind an Aufträge 
und Instruktionen nicht gebunden. 


Art. 84. Sie können für ihre Abstimmung in der Kammer niemals, für 
ihre darin ausgesprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf den 
Grund der Geschäftsordnung (Art. 78.) zur Rechenschaft gezogen werden. 


Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Genehmigung während 
der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur 
Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung 
der That oder im Laufe des nächstfolgenden Tages nach derselben ergriffen 
wird. 


Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden 
nothwendig. 
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Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammer und eine jede 
Untersuchungs- oder Civilhaft wird für die Dauer der Sitzungsperiode 
aufgehoben, wenn die betreffende Kammer es verlangt. 


Art. 85. Die Mitglieder der zweiten Kammer erhalten aus der Staatskaffe 
Reisekosten und Diäten nach Maaßgabe des Gesetzes. Ein Verzicht hierauf 
ist unstatthaft. 


Titel VI. - Von der richterlichen Gewalt. 


Art. 86. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch unab- 
hängige, keiner anderen Autorität als der des Gesetzes unterworfene Gerichte 
ausgeübt. 


Die Urtheile werden im Namen des Königs ausgefertigt und vollstreckt. 


Art. 87. Die Richter werden vom Könige oder in dessen Namen auf ihre 
Lebenszeit ernannt. 


Sie können nur durch Richterspruch aus Gründen, welche die Gesetze 
vorgesehen. haben, ihres Amtes entsetzt oder zeitweise enthoben werden. Die 
vorläufige Amtssuspension, welche nicht kraft des Gesetzes eintritt, und die 
unfreiwillige Versetzung an eine andere Stelle oder in den Ruhestand können 
nur aus den Ursachen und unter den Formen, welche im Gesetze angegeben 
sind, und nur auf Grund eines richterlichen Beschlusses erfolgen. 


Auf die Versetzungen, welche durch Veränderungen in der Organisation 
der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig werden, finden diese Bestimmungen 


keine Anwendung. 


Art. 88. Den Richtern dürfen andere besoldete Staatsämter fortan nicht 
über- tragen werden. Ausnahmen sind nur auf Grund eines Gesetzes zulässig. 


Art. 89. Die Organisation der Gerichte wird durch das Gesetz bestimmt. 


Art. 90. Zu einem Richteramte darf nur der berufen werden, welcher 
sich zu demselben nach Vorschrift der Gesetze befähigt hat. 


Art. 91. Gerichte für besondere Klassen von Angelegenheiten, 
insbesondere Handels- und Gewerbegerichte, sollen im Wege der 
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Gesetzgebung an den Orten er- richtet werden, wo das Bedürfniß solche 
erfordert. 


Die Organisation und Zuständigkeit solcher Gerichte, das Verfahren bei 
denselben, die Ernennung ihrer Mitglieder, die besonderen Verhältnisse der 
letzteren und die Dauer ihres Amtes werden durch das Gesetz festgestellt. 


Art. 92. Es soll in Preußen nur Ein oberster Gerichtshof bestehen. 


Art. 93. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte in Civil- und 
Strafsachen sollen öffentlich sein. Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch 
einen Öffentlich zu verkündenden Beschluß des Gerichts ausgeschlossen 
werden, wenn sie der Ordnung oder den guten Sitten Gefahr droht. 


In anderen Fällen kann die Oeffentlichkeit nur durch Gesetze beschränkt 
werden. 


Art. 94. Bei den mit schweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei allen 
politischen Verbrechen, und bei allen Preßvergehen, welche das Gesetz nicht 
ausdrücklich ausnimmt, erfolgt die Entscheidung über die Schuld des 
Angeklagten durch Geschworene. 


Die Bildung des Geschworenengerichts regelt das Gesetz. 


Art. 95. Es kann durch ein mit vorheriger Zustimmung der Kammern zu 
erlassendes Gesetz ein besonderer Schwurgerichtshof errichtet werden, 
dessen Zuständigkeit die Verbrechen des Hochverraths und diejenigen 
schweren Verbrechen gegen die innere und äußere Sicherheit des Staats, 
welche ihm durch das Gesetz überwiesen werden, begreift. Die Bildung der 
Geschworenen bei diesem Gerichte regelt das Gesetz. 


Art. 96. Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungsbehörden wird 
durch das Gesetz bestimmt. Ueber Kompetenzkonflikte zwischen den 
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden entscheidet ein durch das Gesetz 
bezeichneter Gerichtshof. 


Art. 97. Die Bedingungen, unter welchen öffentliche Civil- und 
Militairbeamte wegen durch Ueberschreitung ihrer Amtsbefugnisse verübter 
Rechtsverlegungen gerichtlich in Anspruch genommen werden können, 
bestimmt das Gesetz. Eine vor- gängige Genehmigung der vorgesetzten 
Dienstbehörde darf jedoch nicht verlangt werden. 
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Titel VII. - Von den nicht zum Richterstande gehörigen 
Staatsbeamten. 


Art. 98. Die besonderen Rechtsverhältnisse der nicht zum Richterstande 
gehörigen Staatsbeamten, einschließlich der Staatsanwalte, sollen durch ein 
Gesetz geregelt werden, welches, ohne die Regierung in der Wahl der 
ausführenden Organe zweckwidrig zu beschränken, den Staatsbeamten gegen 
willkürliche Entziehung von Amt und Einkommen angemessenen Schutz 
gewährt. 


Titel VII. - Von den Finanzen. 


Art. 99. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müssen für jedes Jahr 
im Voraus veranschlagt und auf den Staatshaushalts-Etat gebracht werden. 


Letzterer wird jährlich durch ein Gesetz festgestellt. 


Art. 100. Steuern und Abgaben für die Staatskasse dürfen nur, so weit 
sie in den Staatshaushalts-Etat aufgenommen, oder durch besondere Gesetze 
angeordnet find, erhoben werden. 


Art. 101. In Betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht eingeführt 
werden. 


Die bestehende Steuergesetzgebung wird einer Revision unterworfen 
und dabei jede Bevorzugung abgeschafft. 


Art. 102. Gebühren können Staats- oder Kommunalbeamte nur auf 
Grund des Gesetzes erheben. 


Art. 103. Die Aufnahme von Anleihen für die Staatskasse findet nur auf 
Grund eines Gesetzes statt. Dasselbe gilt von der Uebernahme von 
Garantieen zu Lasten des Staats. 


Art. 104. Zu Etats-Ueberschreitungen ist die nachträgliche 
Genehmigung der Kammern erforderlich. 


Die Rechnungen über den Staatshaushalts-Etat werden von der Ober- 
Rechnungskammer geprüft und festgestellt. Die allgemeine Rechnung über 
den Staatshaushalt jeden Jahres, einschließlich einer Uebersicht der 
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Staatsschulden, wird mit den Bemerkungen der Ober-Rechnungskammer zur 
Entlastung der Staatsregierung den Kammern vorgelegt. 


Ein besonderes Gesetz wird die Einrichtung und die Befugnisse der 
Ober-Rechnungskammer bestimmen. 


Titel IX. - Von den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und Provinzial- 
Verbänden. 


Art. 105. Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, Kreise, 
Bezirke und Provinzen des Preußischen Staats wird durch besondere Gesetze 
unter Festhaltung folgender Grundsätze näher bestimmt: 


1) Ueber die innern und besonderen Angelegenheiten der Provinzen, 
Bezirke, Kreise und Gemeinden beschließen aus gewählten Vertretern 
bestehende Versammlungen, deren Beschlüsse durch die Vorsteher der 
Provinzen, Bezirke, Kreise und Gemeinden ausgeführt werden. 


Das Gesetz wird die Fälle bestimmen, in welchen die Beschlüsse dieser 
Vertretungen der Genehmigung einer höheren Vertretung oder der 
Staatsregierung unterworfen sind. 


2) Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise werden von dem 
Könige ernannt. 


Ueber die Betheiligung des Staats bei der Anstellung der 
Gemeindevorsteher und über die Ausübung des den Gemeinden zustehenden 
Wahlrechts wird die Gemeindeordnung das Nähere bestimmen. 


3) Den Gemeinden insbesondere steht die selbstständige Verwaltung 
ihrer Gemeinde- Angelegenheiten unter gesetzlich geordneter Oberaufsicht 
des Staats zu. Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung der 
Ortspolizei bestimmt das Gesetz. 


Zur Aufrechthaltung der Ordnung kann nach näherer Bestimmung des 
Gesetzes durch Gemeindebeschluß eine Gemeinde-Schuß oder Bürgerwehr 
errichtet werden. 


4) Die Berathungen der Provinzial, Kreis-, und Gemeindevertretungen 
sind öffentlich. Die Ausnahmen bestimmt das Gesetz. Ueber die Einnahmen 
und Ausgaben muß wenigstens jährlich ein Bericht veröffentlicht werden. 
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Art. 106. Gesetze und Verordnungen sind verbindlich, wenn sie in der 
vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt gemacht worden sind. 


Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verkündeter Königlicher 
Verordnungen steht nicht den Behörden, sondern nur den Kammern zu. 


Art. 107. Die Verfassung kann auf dem ordentlichen Wege der 
Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer die gewöhnliche 
absolute Stimmenmehrheit bei zwei Abstimmungen, zwischen welchen ein 
Zeitraum von wenigstens ein und zwanzig Lagen liegen muß, genügt. 


Art. 108. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle Staatsbeamten 
leisten dem Könige den Eid der Treue und des Gehorsams und beschwören 
die gewissenhafte Beobachtung der Verfassung. 


Eine Vereidigung des Heeres auf die Verfassung findet nicht statt. 


Art. 109. Die bestehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben, 
und alle Bestimmungen der bestehenden Gesetzbücher, einzelnen Gesetze 
und Verordnungen, welche der gegenwärtigen Verfassung nicht 
zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis sie durch ein Gesetz abgeändert werden. 


Art. 110. Alle durch die bestehenden Gesetze angeordneten Behörden 
bleiben bis zur Ausführung der sie betreffenden organischen Gesetze in 
Thätigkeit. 


Art. 111. Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können bei 
dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit die Art. 5. 6. 7. 27. 28. 29. 
30. und 36. der Verfassungs-Urkunde zeit- und distriktsweise außer Kraft 
gesetzt werden. Das Nähere bestimmt das Gesetz. 


Uebergangsbestimmungen. 


Art. 112. Bis zum Erlaß des im Art. 26. vorgesehenen Gesetzes 
bewendet es hinsichtlich des Schul- und Unterrichtswesens bei den jetzt 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 
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Art. 113. Vor der erfolgten Revision des Strafrechts wird über Bergehen, 
welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche Darstellung begangen 
werden, ein besonderes Gesetz ergehen. 


Art. 114. Bis zur Emanirung der neuen Gemeindeordnung bleibt es bei 
den bisherigen Bestimmungen hinsichtlich der Polizeiverwaltung. 


Art. 115. Bis zum Erlasse des im Art. 72. vorgesehenen Wahlgesetzes 
bleibt die Verordnung vom 30. Mai 1849., die Wahl der Abgeordneten zur 
zweiten Kammer betreffend, in Kraft. 


Art. 116. Die noch bestehenden beiden obersten Gerichtshöfe sollen zu 
einem einzigen vereinigt werden. Die Organisation erfolgt durch ein 
besonderes Gesetz. 


Art. 117. Auf die Ansprüche der vor Verkündigung der Verfassungs- 
Urkunde etatsmäßig angestellten Staatsbeamten soll im Staatsdienergesetz 
besondere Rücksicht genommen werden. 


Art. 118. Sollten durch die für den deutschen Bundesstaat auf Grund des 
Entwurfs vom 26. Mai 1849. festzustellende Verfassung Abänderungen der 
gegenwärtigen Verfassung nöthig werden, so wird der König dieselben 
anordnen und diese Anordnungen den Kammern bei ihrer nächsten 
Versammlung mittheilen. 


Die Kammern werden dann Beschluß darüber fassen, ob die vorläufig 
angeordneten Abänderungen mit der Verfassung des deutschen Bundesstaats 
in Uebereinstimmung stehen. 


Art. 119. Das im Art. 54. erwähnte eidliche Gelöbniß des Königs, so wie 
die vorgeschriebene Vereidigung der beiden Kammern und aller 
Staatsbeamten, erfolgen sogleich nach der auf dem Wege der Gesetzgebung 
vollendeten gegenwärtigen Revision dieser Verfassung (Art. 62. und 108.). 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 31. Januar 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
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Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


18) Gesetz zum Schutze der persönlichen Freiheit. Vom 12. 
Februar 1850.*) 


Die Verordnung vom 24. September 1848., die sogenannte Habeas Corpus- 
Akte der National-Versammlung, war namentlich von Seiten der 
Polizeibehörden vielfach deshalb angefochten worden, weil solche es in den 
meisten Fällen den Polizeibeamten unmöglich machte, verdächtige Personen zu 
beaufsichtigen und zu verfolgen. Besonders zur Abhülfe dieser Beschwerden 
erfolgte in dem nachstehenden Gesetz eine vollständige Umarbeitung der 
Habeas-Corpus-Afte. 


*) Dies Gesetz trat an die Stelle der so viel besprochenen Habeas-Corpus- 
Afte der National Versammlung vom 24. September 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, unter Aufhebung des Gesetzes 
vom 24. September 1848., was folgt: 


8. 1. Die Verhaftung einer Person darf nur kraft eines schriftlichen, die 
Beschuldigung und den Beschuldigten bestimmt bezeichnenden richterlichen 
Befehls bewirft werden. 


Dieser Befehl muß bei der Verhaftung oder spätestens im Laufe des 
folgenden Tages dem Beschuldigten zugestellt werden. 


8. 2. Die vorläufige Ergreifung und Festnahme einer Person kann ohne 
richterlichen Befehl erfolgen: 


1) wenn die Person bei Ausführung einer strafbaren Handlung oder 
gleich nach derselben betroffen oder verfolgt wird; 
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2) wenn sich, selbst später, Umstände ergeben, welche die Person als 
Urheber oder Theilnehmer einer strafbaren Handlung und zugleich der 
Flucht dringend verdächtig machen. 


$. 3. Zu der vorläufigen Ergreifung und Festnahme ($. 2.) sind die 
Polizeibehörden und andere Beamte, welchen nach den bestehenden 
Gesetzten die Pflicht obliegt, Verbrechen und Vergehen nachzuforschen, so 
wie die Wachtmannschaften berechtigt, letztere jedoch nur in dem Falle des 
$.2.No. 1. 


Wenn in dem Falle des $. 2. No. 1. der Thäter flieht, oder der Flucht 
dringend verdächtig ist, oder Grund zu der Besorgniß vorliegt, daß die 
Identität der Berson sonst nicht festzustellen sein werde, so ist jede 
Privatperson ermächtigt, den Thäter zu ergreifen. 


Der Ergriffene muß sofort einem der oben bezeichneten Beamten, 
Behufs Bestimmung über die vorläufige Festnahme, oder einer 
Wachtmannschaft zugeführt werden. 


8. 4. Bei jeder Verhaftung ist sofort das Erforderliche zu veranlassen, um 
den Beschuldigten dem Richter vorzuführen, welcher den Befehl dazu 
erlassen hat. -- Jeder vorläufig Festgenommene muß spätestens im Laufe des 
folgenden Tages entweder in Freiheit gesetzt oder es muß in dieser Zeit das 
Erforderliche veranlaßt werden, um ihn dem Staatsanwalte bei dem 
zuständigen Gerichte vorzuführen. Der Staatsanwalt muß entweder die 
sofortige Freilassung verfügen, oder unverzüglich bei dem Gerichte den 
Antrag stellen, daß über die Verhaftung Beschluß gefaßt werde. -- Ist Jemand 
außerhalb des Bezirks des zuständigen Gerichts vorläufig festgenommen 
worden, so kann er verlangen, zunächst vor den Staatsanwalt des Bezirks, in 
welchem er ergriffen worden, geführt zu werden. Dieser ist nur dann befugt, 
den Festgenommenen in Freiheit zu sehen, wenn derselbe nachweist, daß der 
Festnahme ein Mißverständniß zum Grunde lag. Anderenfalls hat er die 
Vorführung vor den Staatsanwalt des zuständigen Gerichts zu veranlassen. 


$. 5. Jeder Verhaftete oder vorläufig Festgenommene muß spätestens im 
Laufe des folgenden Tages nach seiner Vorführung vor den zuständigen 
Richter so vernommen werden, daß ihm der Gegenstand der Anschuldigung 
mitgetheilt und ihm die Möglichkeit zur Aufklärung eines Mißverständnisses 
gegeben werde. 


8. 6. Die im $. 3. genannten Behörden, Beamten und 
Wachtmannschaften sind befugt, Personen in polizeiliche Verwahrung zu 
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nehmen, wenn der eigene Schutz dieser Personen oder die Aufrechthaltung 
der öffentlichen Sittlichkeit, Sicherheit und Ruhe diese Maaßregel dringend 
erfordern. Die polizeilich in Verwahrung genommenen Personen müssen 
jedoch spätestens im Laufe des folgenden Tages in Freiheit gesetzt oder es 
muß in dieser Zeit das Erforderliche veranlaßt werden, um sie der 
zuständigen Behörde zu überweisen. 


8. 7. In eine Wohnung darf wider den Willen des Inhabers Niemand 
eindringen, außer auf Grund einer aus amtlicher Eigenschaft folgenden 
Befugniss oder eines von einer gesetzlich dazu ermächtigten Behörde 
ertheilten Auftrags. 


$. 8. Das Eindringen in die Wohnung während der Nachtzeit ist verboten 
Die Nachtzeit umfaßt für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. März die Stunden 
von 6 Uhr Abens bis 6 Uhr Morgens und für die Zeit vom 1. April bis 30. 
September die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens. 


8. 9. Das Verbot in eine Wohnung zur Nachtzeit einzubringen, begreift 
nicht die Fälle einer Feuers- oder Wassersnoth, einer Lebensgefahr oder eines 
aus dem Inneren der Wohnung hervorgegangenen Ansuchens; es bezieht sich 
nicht auf die Orte, in welchen während der Nachtzeit das Publikum ohne 
Unterschied zugelassen wird, so lange diese Orte dem Publikum zum 
ferneren Eintritt oder dem eingetretenen Publikum zum ferneren Verweilen 
geöffnet sind. 


$. 10. Zum Zweck der vorläufigen Ergreifung und Festnahme einer 
Person, welche bei Ausführung einer strafbaren Handlung oder gleich nach 
derselben verfolgt worden, sowie zum Zweck der Wiederergreifung eines 
entsprungenen Gefangenen, darf der verfolgende oder zugezogene Beamte, 
ingleichen die verfolgende oder zugezogene Wachtmannschaft, auch zur 
Nachtzeit in eine Wohnung eindringen. Außerdem darf zum Zwecke der 
Verhaftung oder vorläufigen Festnahme der verfolgende Beamte nur dann 
zur Nachtzeit in eine Wohnung einbringen, wenn dringende Gründe dafür 
sprechen, daß bei längerer Verzögerung der Verfolgte sich der Festnahme 
ganz entziehen werde. Der Zutritt zu den von Militairpersonen benutzten 
Wohnungen darf den Militairvorgesetzten oder Beauftragten, Behufs 
Vollziehung dienstlicher Befehle, auch zur Nachtzeit nicht versagt werden. 
Das Verbot, in eine Wohnung bei Nachtzeit einzudringen, bezieht sich nicht 
auf diejenigen Räume, welche- die Zoll- und Steuerbeamten zur Vollziehung 
der ihnen obliegenden Revisionen zu betreten berechtigt sind, ohne durch die 
Bestimmungen der Zoll- und Steuergesetze auf die Tageszeit beschränkt zu 
sein. 
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8. 11. Haussuchungen dürfen nur in den Fällen und nach den Formen 
des# Gesetzes unter Mitwirkung des Richters oder der gerichtlichen Polizei 
und, wo diese nicht eingeführt ist, der Polizeikommissarien oder der 
Kommunal- oder der Ortspolizei Behörde geschehen. Sie müssen, so weit 
dies geschehen kann, unter Zuziehung des Angeschuldigten oder der 
Hausgenossen erfolgen. 


8. 12. Das Verbot, Haussuchungen bei Nachtzeit vorzunehmen (8. 8.), 
findet feine Anwendung: 


1) auf die Wohnungen der Personen, welche durch ein Straferkenntniß 
unter Polizeiaufsicht gestellt sind; 


2) auf Orte, welche der Polizei als Schlupfwinkel des Hazardspiels, als 
Herbergen und Versammlungsorte von Verbrechern, als Niederlagen 
verbrecherisch erworbener Sachen oder als Aufenthaltsorte liederlicher 
Frauenzimmer bekannt sind; 


3) wenn dringende Gründe dafür sprechen, daß bei längerer Zögerung 
die in einer Wohnung befindlichen Gegenstände, in Bezug auf welche eine 
strafbare Handlung begangen worden, oder die daselbst vorhandenen 
Beweismittel abhanden gebracht oder gefährdet werden möchten. 


8. 13. In den Landestheilen, in welchen bisher die Stellung unter 
Polizeiaufsicht durch ein Straferkenntniß nicht stattgefunden hat, sind 
Haussuchungen bei Nachtzeit in den Wohnungen derjenigen Personen 
zulässig, welche vor dem Eintritt der Gesetzeskraft des Gesetzes, die 
Stellung unter Polizeiaufsicht betreffend, vom 12. Februar d. 3. wegen 
Diebstahls, Raubes, Hehlerei oder wegen Kontrebande oder Zolldefraudation 
in den Fällen der $$. 3., 4., 11. Nr. 2., $$. 13., 14., 15., 24. des 
Zollstrafgesetzes vom 23. Januar 1838. zu einer sechswöchentlichen oder 
längeren zeitigen Freiheitsstrafe von einem Kollegialgerichte verurtheilt 
sind. 


Die Befugniss zu nächtlichen Haussuchungen in den Wohnungen dieser 
Personen dauert von dem Tage, an welchem die Freiheitsstrafe verbüßt 
worden ist, mindestens Ein Jahr, in denjenigen Fällen, in welchen auf eine 
längere als einjährige Freiheitsstrafe erkannt worden, jedoch während eines 
der erkannten Freiheitsstrafe gleichkommenden Zeitraums. 
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Den Personen, welche in den vorstehend bezeichneten Fällen wegen 
Kontrebande oder Zolldefraudation verurtheilt sind, kann von der 
Polizeibehörde auch untersagt werden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe 
von zwei bis fünf Thalern oder Gefängnisstrafe bis zu acht Tagen, während 
der von der Polizeibehörde zu bestimmenden Stunden der Nachtzeit (8. 8.) 
ihre Wohnungen zu verlassen. 


Die vorstehenden Bestimmungen finden, soweit dieselben die wegen 
Kontrebande ober Zolldefraudation verurtheilten Personen betreffen, auch 
auf den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln Anwendung. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 12. Februar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


19. Gesetz, betreffend die Stellung unter Polizeiaufsicht. Vom 
12. Februar 1850. 


Nach dem Allgemeinen Landrecht soll die Polizeibehörde Personen, welche 
durch ihre verderbliche Neigung dem öffentlichen Wohl gefährlich sind, unter 
besondere Aufsicht halten. Es fehlte aber bisher an bestimmten Normen für diese 
Aufsicht, vielmehr verfuhren die Polizeibehörden dabei völlig willkürlich, und 
es war denselben im Administrativwege das Recht beigelegt, selbst 6 monatliche 
Freiheitsstrafen behufs Handhabung der Disziplin über die Corrigenden zu 
verhängen. Eine Bestimmung über die Dauer der Polizei-Aufsicht und die 
eigentlichen Folgen derselben war nicht vorhanden. In diesem Gesetz werden 
alle diese Verhältnisse definitiv geregelt. Dasselbe hat bei den Gerichtsbehörden 
vielfache abweichende Ansichten darüber, hervorgerufen, ob es auch 
rückwirkend schon auf solche, jetzt zur Entscheidung vorliegende Verbrechen 
angewandt werden soll, welche noch vor Erlass dieses Gesetzes verübt worden 
sind. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung der Kammern, was folgt: 


$. 1. Die Verurtheilung zu einer zeitigen Freiheisstrafe von 
sechswöchentlicher i oder längerer Dauer zieht die Stellung unter 


Polizeiaufsicht unbedingt nach sich, wenn sie wegen eines Verbrechens der 
nachstehend bezeichneten Arten erfolgt: 


a) Hoch- und Landesverrath in den Fällen der $$. 91-118., 133., 134. Tit. 
20. Thl. II. Allgemeinen Landrechts, in sofern diese Verbrechen mit 
Freiheitsstrafe bedroht sind, oder nach allgemeinen Grundsägen anstatt der 
Todesstrafe eine Freiheitsstrafe eintritt, mit Ausschluß jedoch der einfachen 
Mitwissenschaft; 


b) Mordversuch in den Fällen der $$. 837., 838. Tit. 20. Thl. I. 
Allgemeinen Landrechts; 


c) Theilnahme an Aufruhr als Anführer, Anstifter oder Rädelsfürer; 
d) öffentliche Aufforderung zum Aufruhr; 

e) Diebstahl; 

f) Raub; 

g) Hehlerei, 

h) Münzfälschung; 

1) betrügerischer Bankerott; 

k) Meineid; 


l) Kuppelei in den Fällen der SS. 996., 997. Tit. 20. Thl. II. Allgemeinen 
Landrechts; 


m) vorsätzliche Brandstiftung, vorsätzliche Verursachung einer 
Ueberschwemmung, vorsätzliche Beschädigung von Eisenbahnen oder 
Telegraphen-Anstalten; 


n) Kontrebande oder Zolldefraudation in den Fällen, der $8. 4., 11. No. 
2., 88. 13., 14., 15., 24. des Zollstrafgesetzes vom 23. Januar 1838., es mag 
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die sechswöchentliche oder längere Freiheitsstrafe als solche, oder für den 
Fall des Unvermögens zur Zahlung einer Geldbuße erkannt sein. 


8. 2. Bei den nachstehenden Verbrechen: 
a) Unterschlagung; 

b) Erpressung; 

c) Urkundenfälschung; 

d) Betrug; 


e) vorsätzliche Beschädigung mit gemeiner Gefahr in anderen als den $. 
l. bezeichneten Fällen, so wie Drohungen mit einer mit gemeiner Gefahr 
verbundenen Beschädigung; 


f) Kontrebande oder Zolldefraudation in dem Falle des $. 3. des 
Zollstrafgesetzes vom 23. Januar 1838., es mag die sechswöchentliche oder 
längere Freiheitsstrafe als solche, oder für den Fall des Unvermögens zur 
Zahlung einer Geldbuße erkannt sein; 


ist der Richter ermächtigt, nach Bewandniß der Umstände auf Stellung unter 
Polizeiaufsicht zu erkennen, wenn der Verbrecher zu einer zeitigen 
Freiheitsstrafe von sechswöchentlicher oder längerer Dauer verurtheilt wird. 


8. 3. Die Fälle, in welchen die Verurtheilung wegen Versuches solcher 
Verbrechen oder wegen Theilnahme an denselben (8$. 1. und 2.) ergangen 
ist, sind nicht ausgeschlossen. 


Die Verurtheilung durch einen Einzelrichter soll die Stellung unter 
Polizeiaussicht niemals nach sich ziehen. 


8. 4. Die Dauer der Polizeiaufsicht ist Ein Jahr, wenn die Dauer der 
erkannten Freiheitsstrafe nicht über ein Jahr hinausgeht. 


In den übrigen Fällen ist sie der Dauer der für das betreffende 
Verbrechen erkannten Freiheitsstrafe gleich. 


8. 5. Die Gerichte sind ermächtigt, die kraft des Gesetzes eintretende 
Dauer der Polizeiaufsicht zu verlängern und zwar bis auf höchstens fünf 
Jahre, wenn die erkannte Freiheitsstrafe drei Jahre nicht erreicht, und auf 
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höchstens zehn Jahre, wenn die erkannte Freiheitsstrafe drei Jahre und 
darüber beträgt, aber zehn Jahre nicht erreicht. 


8. 6. Die Stellung unter Polizeiaufsicht so wie deren Dauer, hat der 
Richter zugleich mit den übrigen Strafen zu erkennen. 


$. 7. Die Wirkungen der Stellung unter Polizeiäufsicht beginnen mit der 
Rechtskraft des Urtheils, in dessen Folge sie eintritt. Die Dauer der 
Polizeiaufsicht wird jedoch erst von dem Tage an berechnet, wo die 
Freiheitsstrafe verbüßt worden ist. $. 8. Die Stellung unter Polizeiaufsicht hat 
folgende Wirkungen: 


1) Es kann dem Verurtheilten der Aufenthalt an bestimmten Orten von 
der Landes- polizei-Behörde untersagt werden. 


2) Haussuchungen bei dem Verurtheilten unterliegen keiner 
Beschränkung hinsichtlich der Zeit, zu welcher sie stattfinden dürfen. 


8. 9. Ist die Verurtheilung wegen Diebstahls, Raubes, Hehlerei, 
Kontrebande oder Zolldefraudation erfolgt, so kann die Ortspolizei- Behörde 
außerdem ($. 8.) dem Verurtheilten untersagen, während der von ihr zu 
bestimmenden Stunden der Nacht ($. 8. des Gesetzes zum Schutze der 
persönlichen Freiheit vom 12. Februar d. 3.) ohne ihre Erlaubniß seinen, 
Wohnort und selbst seine Wohnung zu verlassen. Im Falle der Verurtheilung 
wegen Kontrebande oder Zolldefraudation ist die Grenzzoll-Behörde befugt, 
dem unter Polizeiaufsicht Stehenden das Betreten des Auslandes ohne ihre 
besondere Erlaubniß zu untersagen. 


8. 10. Ist derjenige, gegen welchen die Stellung unter Polizeiaufsicht 
eintritt, ein Ausländer, so kann derselbe in polizeilichem Wege des Landes 
verwiesen werden. 


Die Befugniss der zuständigen Behörden, die Landesverweisung gegen 
Ausländer in anderen Fällen zu verfügen, wird durch diese Bestimmung 
nicht berührt. 


$. 11. Wer unter Polizeiaufsicht gestellt ist und den ihm in Folge 
derselben auferlegten Beschränkungen der Freiheit entgegenhandelt, wird 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft. 


Im Wiederholungsfalle tritt Gefängnißstrafe von vierzehn Tagen bis zu 
Einem Jahre ein. 
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$. 12. Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln behält es bei 
den Bestimmungen des Rheinischen Strafgesetzbuches über die Stellung 
unter Polizeiaufsicht überall sein Bewenden. 


Jedoch sollen die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Stellung unter 
Polizeiaufsicht in Folge einer Verurtheilung wegen Kontrebande und 
Zolldefraudation auch für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
zur Anwendung kommen. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 12. Februar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


20. Gesetz, betreffend die Einführung der Allgemeinen Wechsel 
ordnung für Deutschland. Vom 15. Februar 1850. *) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, auf den Antrag Unseres 
Staats-Ministeriums, was folgt: 


8. 1. Bei der Bestimmung des $. 1. der Verordnung vom 6. Januar v. 1. 
(Gesetz-Sammlung Seite 49.), nach welcher die im Reichsgesetzblatt vom 
27. November 1848. publizirte allgemeine Deutsche Wechselordnung in 
Preußen mit dem 1. Februar v. J. in Kraft getreten ist und dagegen mit 
diesem Tage die $$. 713. bis 1249. Titel 8. Theil I. des Allgemeinen 
Landrechts, sowie die Artikel 110. bis 189. des Rheinischen 
Handelsgesetzbuches aufgehoben sind, behält es sein Bewenden. 


8. 2. Die Amortisation eines Wechsels ist bei dem ordentlichen Gerichte 
des Zahlungsortes und wo Handelsgerichte bestehen, bei diesen 
nachzusuchen. Der Antragende muß eine Abschrift des Wechsels beibringen 
oder doch den wesentlichen Inhalt desselben und alles das, was das Gericht 
zur vollständigen Erkennbarkeit für nöthig hält, angeben, auch den Besitz 
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und Verlust glaubhaft machen. Das Gericht erläßt eine öffentliche 
Aufforderung an den unbekannten Inhaber des Wechsels, binnen einer 
bestimmten Frist den Wechsel dem Gerichte vorzulegen, mit der 
Verwarnung, daß sonst der Wechsel werde für kraftlos erklärt werden. -- Die 
Aufforderung wird am Gerichtshause oder an einer anderen für geeignet 
befundenen öffentlichen Stelle, und wenn am Zahlungsorte eine Börse 
besteht, im Börsenlokale angeschlagen und einmal in's Amtsblatt und 
dreimal in eine in- oder ausländische Zeitung eingerückt. -- Das Gericht ist 
befugt, die Aufforderung an mehreren Stellen anschlagen und in mehrere 
Zeitungen einrücken zu lassen, wenn dies nach den Umständen angemessen 
erscheint. -- Die Frist zur Meldung wird auf mindestens sechs Monate und 
höchstens Ein Jahr, vom Verfalltage ab gerechnet, bestimmt. Wird von einem 
Inhaber der Wechsel vorgelegt, so ist dem Antragsteller hiervon Kenntniß zu 
geben und ihm zu überlassen, sein Recht gegen den Inhaber geltend zu 
machen. Meldet sich kein Inhaber, so erklärt das Gericht auf weiteren Antrag 
des Antragstellers den Wechsel' für amortisirt. 


8. 3. Zu den Gerichtsbeamten, welche Proteste aufnehmen können, 
gehören im) Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln auch die 
Gerichtsvollzieher. 


8. 4. Proteste dürfen nur von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, zu 
einer früheren oder späteren Tageszeit aber nur mit Zustimmung des 
Protestaten erhoben werden. 


8.5. Gegen Personen des Soldatenstandes ist die Vollstreckung des 
Wechsel- Arrestes unzulässig, so lange sie dem Dienststande angehören. Auf 
Militairbeamte dagegen finden fortan die für Civilbeamte gegebenen 
Vorschriften Anwendung. 


8. 6. Wechselflagen können sowohl bei dem Gerichte des Zahlungsortes, 
als bei dem Gerichte, bei welchem der Beklagte seinen persönlichen 
Gerichtsstand hat, erhoben werden. Wenn mehrere Wechselschuldner 
zusammen belangt werden, so ist außer dem Gerichte des Zahlungsortes 
jedes Gericht kompetent, welchem Einer der Beklagten persönlich 
unterworfen ist. Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechselklage 
anhängig gemacht ist, müssen sich demnächst auch alle 
Wechselverpflichteten einlassen, welche von einer Partei in Gemäßheit der in 
den verschiedenen Landestheilen bestehenden Prozeßgesetze zur 
Regreßleistung beigeladen oder nach gehörig geschehener Streitverkündung 
belangt werden. 
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*) Man vergleiche oben unter No. 4. Die Wechselordnung selbst. 


8. 7. In denjenigen Landestheilen, in welchen die allgemeine 
Gerichtsordnung gilt, ist auch auf an sich zulässige Einwendung, so weit es 
eines Beweises derselben bedarf, in Wechselsachen nur dann Rücksicht zu 
nehmen, wenn dieselben durch Urkunde, Eideszuschiebung oder Aussagen 
solcher Zeugen, die sogleich zur Stelle gebracht find, dargethan werden. 
Auswärtige Zeugenverhöre, wenn sie gleich im Termine beigebracht werden, 
gelten nur so weit, als sie mit Zuziehung des Gegentheils oder eines von ihm 
dazu bestellten Bevollmächtigten aufgenommen sind, und tritt diese 
Bestimmung an die Stelle der in dem $. 26. Titel 27. Theil I. der Allgemeinen 
Gerichtsordnung in Bezug genommenen Vorschriften. 


$. 8. Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln gehören die 
Klagen aus eigenen Wechseln auch dann vor die Handelsgerichte, wenn sie 
weder von Handeltreibenden unterschrieben sind, noch Handelsgeschäfte zur 
Veranlassung haben. (Art. 636., 637. des Rheinischen Handelsgesetzbuches.) 


$. 9. Die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts über 
Handelsbillets und kaufmännische Assignationen in den $$. 1250. bis 1304. 
Tit 8. Theil I. und $. 297. Tit. 16. Theil I. werden hiermit aufgehoben. Auf 
Rechtsverhältnisse aus solchen Handelsbillets und kaufmännischen 
Assignationen, welche vor dem Tage ausgestellt sind, mit dem dies Gesetz in 
Kraft tritt, findet diese Vorschrift keine Anwendung. Mit dem Tage, an dem 
dies Gesetz in Kraft tritt, erlischt die Gültigkeit der Verordnung vom 6. 
Januar 1849. (Gesetz-Sammlung Seite 49.). 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Bellevue, den 15. Februar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 
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21. Gesetz, betreffend die Aufhebung der Grundsteuerbefreiun. 
gen. Vom 24. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung der Kammern, was folgt: 


8. 1. Von allen Grundstücken im Staate, welche einen Reinertrag 
gewähren, soll fortan die Grundsteuer entrichtet werden. 


Die einzelnen Gütern und Grundstücken des platten Landes und 
gewissen Klassen von solchen nach den verschiedenen, zur Zeit bestehenden 
Steuer-Systemen oder aus besonderen Privilegien noch zuständigen 
Grundsteuerbefreiungen oder Bevorzugungen werden hierdurch aufgehoben. 


Nicht minder werden diejenigen Städte mit ihren Gemarkungen, welche 
jetzt nur dem Servise nach der Bestimmung des $. 6. des allgemeinen 
Abgabe-Gesetzes vom 30. Mai 1820. unterliegen, oder weder Servis noch 
Grundsteuer entrichten, der letzteren unterworfen, diejenigen Städte aber, 
welche nach dem für sie geltenden Steuersystem einer geringeren 
Grundsteuer, als die demselben Steuersystem Unterworfenen Ortschaften des 
platten Landes unterliegen, hierin den letzteren gleichgestellt. 


Die Entscheidung darüber, ob und in wieweit den Besitzern der bisher 
befreiten. oder bevorzugten Grundstücke eine Entschädigung zu gewähren 
sei, bleibt vorbehalten. 


$. 2. Ausgenommen von der Bestimmung des $. 1. bleiben diejenigen 
Grundstücke, welche dem Staate, den Provinzen, den Kreisen oder den 
Gemeinden gehören, in sofern sie zu einem öffentlichen Dienste oder 
Gebrauche bestimmt sind, insonderheit also: 


a) Gassen, Plätze, Brücken, Land- und Heerstraßen, die Schienenwege 
der Eisenbahnen, Fahr- und Fußwege, Leinpfade, Ströme, Flüsse, Bäche, 
Brunnen, schiffbare Kanäle, Häfen, Werste, Ablagen, Festungswerke, 
Ererzierplätze, Kirchhöfe, Begräbnißplätze, Spaziergänge, Luft- und 
botanische Gärten; 


b) lediglich zur Bepflanzung öffentlicher Plätze, Straßen und Anlagen 
bestimmte Baumschulen und die zur Uferbefestigung des Meeres, 
öffentlicher Ströme oder Flüsse dienenden Anpflanzungen; 
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c) Königliche Schlösser und zum Gebrauche öffentlicher Behörden oder 
zu Dienst wohnungen für Beamte bestimmte Gebäude, als: Militair, 
Regierungs-, Justiz, Polizei, Steuer- und Postverwaltungs-Gebäude, Kreis- 
und Gemeindehäuser; 


d) Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen Gottesdienste 
gewidmete Gebäude; 


e) die Diensthäuser der Erzbischöfe, der Bischöfe, der Dom- und Kurat- 
oder Pfarrgeistlichen und sonstiger mit geistlichen Funktionen bekleideter 
Personen der verschiedenen Religionsgesellschaften; ferner der Gymnasial-, 
Seminar-, und Schullehrer, der Küfter und anderer Diener des öffentlichen 
Kultus; 


f) Bibliotheken, Museen, Universitäts- und alle anderen zum Unterricht 
bestimmten Gebäude; 


g) Armen- und Krankenhäuser, Besserungs-, Aufbewahrungs- und 
Gefängnißanstalten. 


Die Grundsteuerfreiheit der unter e. bis g. aufgeführten Gebäude 
erstreckt sich auch auf die dazu gehörigen, mit ihnen in derselben 
Befriedigung belegenen Hofräume und Gärten. 


Eben so bleiben alle Brücken, Kunststraßen, Schienenwege der 
Eisenbahnen und schiffbare Kanäle, welche mit Genehmigung des Staates 
von Privatpersonen oder Aktien Gesellschaften zum öffentlichen Gebrauche 
angelegt sind, von der Grund- Steuer befreit. 


8. 3. In den beiden westlichen Provinzen werden die bisher von der 
Grundsteuer befreiten Grundstücke zu derselben nach den Vorschriften des 
Grundsteuer- Gesetzes vom 21. Januar 1839. (Gesetz-Sammlung für 1839. 
Seite 30. ff.) veranlagt. 


8. 4. Innerhalb der sechs östlichen Provinzen sind die von der 
Entrichtung der Grundsteuer bisher befreiten oder dabei bevorzugten 
Grundstücke, unter Zuziehung der Betheiligten, nach Maaßgabe einer von 
dem Finanzminister zu ertheilenden Instruktion zur Grundsteuer vorläufig zu 
veranlagen. 


8.5. Nachdem das Geschäft der vorläufigen Veranlagung beendet ist, 
werden die Resultate derselben nebst dem Entwurfe eines die Erhebung der 
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Grundsteuer nach Maaßgabe dieser Veranlagung anordnenden Gesetzes den 
Kammern zur Genehmigung vorgelegt werden. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 24. Februar 1850. 
(L.S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Hehdt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


22. Gesetz wegen Abänderung einiger Bestimmungen des 
Gesetzes vom 3. Januar 1845., betreffend die Zertheilung von 
Grundstücken und die Gründung neuer Ansiedelungen. Vom 

24. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, für diejenigen Landestheile, in 
welchen das Gesetz vom 3. Januar 1845., betreffend die Zertheilung von 
Grundstücken und die Gründung neuer Ansiedelungen, Gesetzeskraft hat, 
was folgt: 


8. 1. Die $$. 2. bis 5. einschließlich des Gesetzes vom 3. Januar 1845., 
betreffend die Zertheilung von Grundstücken und die Gründung neuer 
Ansiedelungen (Gesetz-Sammlung 1845. S. 25.), sowie die Deklaration vom 
7. August 1846., betreffend die Anwendung des $. 2. dieses Gesetzes (Gesetz 
Sammlung 1846. S. 395.), werden hiermit aufgehoben. 


Veräußerungs-Verträge jeder Art, durch welche Grundstücke zertheilt, 
von einem Grundstücke einzelne Theile abgezweigt, oder Grundstücke, 
welche Zubehör eines anderen Grundstücks sind, von diesem abgetrennt 
werden sollen, müssen von dem Gerichte, vor welchem sie abgeschlossen 
oder ihrem Inhalte oder der Unterschrift nach anerkannt worden sind, 
unmittelbar nach ihrer Aufnahme demjenigen Gerichte zugesendet werden, 
welches das Hypothekenbuch der betreffenden Grundstücke zu führen hat, 
sofern dieses Gericht von dem ersteren verschieden ist. Dieselbe 
Verpflichtung wird, in Erweiterung der Vorschrift des $. 31. der Verordnung 
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vom 2. Januar 1849. (Gesetz-Sammlung pro 1849. S. 10.), den Notaren 
auferlegt. 


8. 2. Die Abschreibung der Trennstücke im Hypothekenbuche, deren 
Uebertragung auf ein anderes Folium, die Aushändigung des Baukonsenses 
zu neuen Ansiedelungen, sofern den Vorschriften der $$. 27. und 28. des 
Gesetzes vom 3. Januar 1845. genügt ist, sowie die Berichtigung des 
Besitztitels für den Trennstücks-Erwerber sind von der im $. 7. No. 1. und in 
den $$. 25. und 26. des Gesetzes vom 3. Januar 1845. gedachten Regulirung 
ferner nicht abhängig. 


8. 3. Alle im $. 1. des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Verträge 
sind von dem Gerichte, welches das Hypothekenbuch des zertheilten 
Grundstücks zu führen hat, sofort nachdem sie zu seiner Kenntniß gelangt 
sind, in beglaubigter Abschrift demjenigen Landrathe oder Magistrate 
zuzufertigen, welchem nach $. 8. des Gesetzes vom 3. Januar 1845. die im $. 
7. No. 1. und in den $$. 25. und 26. desselben vorgeschriebene Regulirung 
obliegt. Nach dem Empfange dieser Abschrift hat sich der Landrath oder 
Magistrat der Regulirung sogleich von Amtswegen zu unterziehen. 


$. 4. Die im $. 20. des Gesetzes vom 3. Januar 1845. den Regierungen 
beigelegte Befugniss, in Fällen, in welchen Streitigkeiten bei der Regulirung 
entstehen, ein sofort vollstreckbares Interimistikum festzusetzen, wird auf 
alle Fälle ausgedehnt, in welchen die Regierung es für angemessen erachtet, 
die definitive Regulirung aufzuschieben. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 24. Februar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. 
Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 
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23. Gesetz, betreffend die Unterstützung der bedürftigen 
Familien zum Dienste einberufener Reserve: und 
Landwehrmannschaften. Bom 27. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung der Kammern, was folgt: 


8. 1. Die Reserve- und Landwehr-Mannschaften sollen, sobald sie zum 
Kriege oder wegen außerordentlicher Zusammenziehung der Reserve oder 
der Landwehr einberufen werden, für ihre Familien, im Falle der 
Bedürftigkeit, eine Unterstützung nach näherer Bestimmung dieses Gesetzes 
erhalten. 


$. 2. Hinsichtlich des Anspruchs auf Unterstützung ($. 1.) werden als zur 
Familie gehörig betrachtet: die Ehefrau des zum Dienst Einberufenen und 
dessen Kinder unter 14 Jahren. 


Auch können dahin noch gerechnet werden: die Kinder über 14 Jahren, 
so wie Verwandte in aufsteigender Linie und Geschwister, in sofern sie von 
dem zum Dienst Einberufenen unterhalten werden müssen. 


Dagegen sind entferntere Verwandte, geschiedene Ehefrauen und 
uneheliche Kinder von der Berechtigung zum Empfange einer Unterstützung 
ausgeschlossen. 


8. 3. Die Verpflichtung zur Unterstützung dieser Familien ($$. 1., 2.) 
wird den Kreisen auferlegt. 


Ausgenommen hiervon bleibt die den Familien der Landwehr-Offiziere 
in den Fällen des $. 1. zu gewährende Unterstützung; diese wird in gleicher 
Weise wie hinsichtlich der Familien der Offiziere des stehenden Heeres aus 
dem Militair-Fonds bestritten. 


$. 4. Die Unterstützungs - Vedürftigkeit der Familie muß in jedem 
einzelnen Falle nachgewiesen werden. 


8.5. Als Kreis - Unterstützung muß mindestens gewährt werden: 


a) für die Ehefrau monatlich 1 Rthlr. 10 Sgr. und in der Zeit vom 1. 
November bis 1. April 2 Rthlr., 
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Die Geld Unterstützung kann theilweise durch Lieferung von Brodkorn, 
Brennmaterial oder Kartoffeln ersetzt werden. 


$. 6. In jedem Kreise wird eine Unterstützungs-Kommission gebildet, 
welche 


a) sowohl über die Unterstützungs - Bedürftigkeit der betreffenden 
Familien, als auch 


b) unter sorgfältiger Berücksichtigung der Arbeitsfähigkeit derselben, 
über den Umfang und die Art der ihnen zu gewährenden Unterstützung, 
nachdem der Ortsvorstand darüber gehört worden, mit Beachtung der 
Vorschriften des $. 5., endgültig zu entscheiden, und 


c) die pünktliche Gewährung der bewilligten Unterstützung zu 
überwachen hat. 


8. 7. Die Unterstützungs-Kommission besteht aus dem Landrath als 
Vorsitzenden und einer den Lokal-Verhältnissen angemessenen Anzahl von 
Mitgliedern, welche die Kreisvertretung aus den Kreiseinfassen erwählt. Die 
Kreisvertretung ist befugt, die Geschäfte der Kommission dem Kreis- 
Ausschuß zu übertragen. 


Einer jeden Unterstützungs-Kommission wird ein von dem betreffenden 
Landwehr-Bataillons-Kommando zu wählender Offizier beigeordnet. 


8. 8. Die Kommission (S. 7.) kann nur beschließen, wenn mehr als die 
Hälfte ihrer Mitglieder zugegen ist. Die Beschlüsse werden nach 
Stimmenmehrheit gefaßt, Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des 
Vorsitzenden entscheidend. 


Der der Kommission beigeordnete Offizier nimmt an den 
Verhandlungen Theil, hat aber keine entscheidende Stimme. 


8. 9. Die zu den Unterstützungen erforderlichen Geldmittel werden von 
der Kreisvertretung beschafft und nöthigenfalls nach dem Verhältniß der 
sonstigen Kreis- Kommunalbeiträge aufgebracht. 


$. 10. Die von der Kommission (S. 7.) festgestellte Kreisunterstützung 
wird den Familien in halbmonatlichen Raten pränumerando verabreicht. 
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Die Gewährung beginnt mit dem Abmarsch des zum Dienst 
Einberufenen aus der Heimath und endigt in der Regel mit dessen Rückkehr. 


Unterstützungen der Privatvereine und einzelner Privatpersonen dürfen 
auf die bewilligte Kreisunterstützung nicht angerechnet werden. 


$. 11. Den Familien Derjenigen, welche, während sie im aktiven Dienst 
sich befinden, 


a) der Desertion sich schuldig machen, oder 


b) durch gerichtliches Erkenntniß zur Festungsstrafe oder zu einer 
härteren Strafe verurtheilt werden, 


wird die bewilligte Kreisunterstützung nicht weiter gewährt, sobald die 
Nachricht davon bei der Unterstützungs-Kommission eingeht, welcher von 
solchen Fällen durch die Truppenbefehlshaber sofort Kenntniß zu geben ist. 


$. 12. Den Familien Derjenigen, welche im Gefecht getödtet werden, 
oder in Folge einer Beschädigung im Dienst oder einer durch den Dienst 
veranlaßten Krankheit vor ihrer Entlassung in die Heimath sterben, wird 
noch drei Jahre lang, vom Todestage des Familienvaters gerechnet, die 
bewilligte Kreisunterstützung belassen, sofern ihre Hülfsbedürstigkeit nicht 
schon vor Ablauf dieses Zeitraums aufhört. 


$. 13. Die Familien Derjenigen, welche ohne ihr Verschulden in 
feindliche Gefangenschaft gerathen, erhalten die bewilligte 
Kreisunterstützung auch während der Dauer der Gefangenschaft. 


8. 14. Die den Familien der Reserve- und Landwehrmannschaften durch 
dieses Gesetz gewährleistete Unterstützung erstreckt sich nicht auf die Zeit, 
während welcher diese Mannschaften an den jährlichen Uebungen der 
Landwehr Theil nehmen. 


8. 15. Gleiche Verpflichtung wie die Kreise (SS. 3. und 6.) haben 
diejenigen Städte, welche nicht zu einem landräthlichen Kreise gehören. An 
Stelle der Kreisvertretung ($$. 7. und 10.) tritt die Gemeindevertretung und 
an Stelle des Landraths ($. 7.) der Bürgermeister. 


8. 16. Die Minister des Innern und des Krieges sind mit der Ausführung 
dieses Gesetzes beauftragt. 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 27. Februar 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


24. Gesetz, betreffend die Ablösung der Reallaften und die 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse. 
Vom 2. März 1850.*) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, für den ganzen Umfang der 
Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer belegenen 
Landestheile, was folgt: 


8. 1. Mit dem Zeitpunkte der Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes 
treten folgende Gesetze außer Kraft: 


1) die Verordnung über die Ablösung der Domanial-Abgaben jeder Art 
vom 16. März 1811. (Gesetzsamml. 1811. S. 157.); 


2) das Edikt vom 14. September 1811., betreffend die Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse (Gesetzsamml. 1811. S. 281.); 


3) die Deklaration des Edikts vom 14. September 1811. wegen 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse vom 29. Mai 
1816. (Gesetzsamml. 1816. S. 154.); 


4) die Verordnung vom 31. Mai 1816. wegen Ablösung des 
Erbpachtzinses von Grundstücken, die den geistlichen und milden Stiftungen 
gehören (Gesetzsamml. - 1816. S. 181.); 


5) die Verordnung vom 9. Juni 1819. wegen Erklärung einiger 
zweifelhaften Bestimmungen der Edikte vom 14. September 1811. und 29. 
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Mai 1816., die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse 
betreffend (Gesetzsamml. 1819. S. 151.); 


6) die Verordnung vom 18. November 1819. wegen Anwendung des 
Edikts vom 14. September 1811., die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse betreffend, auf den Kottbusser Kreis (Gesetzsamml. 
1819. S. 249.); 


7) die Ordnung vom 7. Juni 1821. wegen Ablösung der Dienste, Natural- 
und Geldleistungen von Grundstücken, welche eigenthümlich zu Erbzins- 
oder Erbpachtrecht besessen werden (Gesetzsamml. 1821. S. 77.); 


8) das Gesetz vom 21. Juli 1821. wegen Anwendung des Edikts vom 14. 
September 1811., die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse betreffend, und der späteren darüber erlassenen Gesetze auf die 
Ober- und Niederlausitz und das Amt Senstenberg (Gesetzsamml. 1821. S. 
110.); 


9) die Deklaration vom 24. März 1823., betreffend die Vergütigung für 
Hülfsdienste regulirter Wirthe (Gesetzsamml. 1823. S. 35.); 


10) das Gesetz vom 8. April 1823. wegen Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnisse im Großherzogthum Posen, den mit 
Westpreußen wieder vereinten Distrikten, dem Kulm- und Michelauischen 
Kreise und in dem Landgebiete der Stadt Thorn (Gesetzsamml. 1823. S. 49.); 


11) das Gesetz vom 8. April 1823. wegen Anwendung des Edikts vom 
14. September 1811., die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse betreffend, und der später darüber erlassenen Gesetze, 
ingleichen wegen Anwendung der Ordnung, die Ablösung der Dienste 2c. 
betreffend, vom 7. Juni 1821., auf das Landgebiet der Stadt Danzig 
(Gesetzsamml. 1823. G. 73.); 


*) Hierzu gehört noch das Gesetz vom 2. März 1850., betreffend die 
Errichtung von Rentenbanken, welches, da es zu sehr speciellen Inhalts ist, hier 
nicht mitgetheilt wird. 


12) die Kabinetsordre vom 13. Februar 1825., durch welche die 
Mennoniten von den Wirkungen des Regulirungs-Edikts vom 14. September 
1811. ausgechlossen werden; 
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13) die Verordnung vom 13. Juli 1827. zur näheren Bestimmung des Art. 
5. Buchstabe a. der Deklaration vom 29. Mai 1816. wegen Regulirung der 
guts- Herrlichen und bäuerlichen Verhältnisse in der Anwendung auf die 
Gärtner und andere Besitzer geringer, Rustikalstellen in Oberschlesien u. f. 1. 
(Gesetzsamml. 1827. S. 79.); 


14) die Ordnung vom 13. Juli 1829. wegen Ablösung der Reallasten in 
denjenigen Landestheilen, welche vormals zum Königreich Westphalen, zum 
Großherzogthum Berg oder zu den französischen Departements gehört haben 
(Gesetzsamml. 1829. S. 65.); 


15) die Kabinetsordre vom 11. Dezember 1831. über die Vergütung der 
vorbehaltenen Hülfsdienste in der Provinz Pommern, 


16) das Gesetz vom 19. Juli 185. 194.); betreffend die Laudemien 2c. 
von Rustikalstellen in Schlesien (Gesetzsamml. 1832. G. 194); 


17) das Gesetz vom 25. April 1835. wegen Erleichterung der Ablösung 
des Heimfallrechts in der Provinz Westphalen (Gesetzsamml. 1835. G. 53.); 


18) die Kabinetsordre vom 26. Oktober 1835. über Feststellung von 
Normalpreisen für vorbehaltene Hülfsdienste in dem Umfange des 
Brandenburgischen Provinzialverbandes (Gesetzsamml. 1835. S. 228.); 


19) die Deklaration und Abänderung des Gesetzes vom 8. April 1823. 
über die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse im 
Großherzogthum Posen und in den mit der Provinz Preußen wieder 
vereinigten Distrikten, dem Kulm- und Michelauischen Kreise und dem 
Landgebiete der Stadt Thorn vom 110. Juli 1836. (Gesetzsamml. 1836. G. 
204.); 


20) die Kabinetsordre vom 19. Juni 1837. wegen Ablösung der 
Domanialrenten zum 25fachen Betrage; 


21) die Kabinetsordre vom 17. Februar 1838. wegen Ablösung der 
Hülfsdienste in der Provinz Preußen (Gesetzsamml. 1838. S. 237.); 


22) die Verordnung vom 28. November 1839., betreffend die 
Allodifikation der nicht zur Klasse der bäuerlichen gehörigen 
landesherrlichen Lehne im Herzogthum Westphalen (Gesetzsamml. 1840. S. 
3); 
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23) die SS. 33. und 35. des Gesetzes vom 22. Dezember 1839., 
betreffend die Rechtsverhältnisse der Grundbesitzer und die Ablösung der 
Reallaften in den Grafschaften Wittgenstein- Berleburg c. (Gesetzsamml. 
1840. S. 6.); 


24) die Ordnung wegen Ablösung der Reallasten im Herzogthum 
Westphalen vom 18. Juni 1840. (Gesetzsamml. 1840. S. 156.); 


25) die Bestimmungen unter No. 3. und 5. im $. 1. des Gesetzes vom 18. 
Juni 1840. über die Rechtsverhältnisse des Grundbesitzes und über die 
Ablösung der Realberechtigungen im Fürstenthum Siegen (Gesetzsamml. 
1840. G. 151.); 


26) das Gesetz vom 4. Juli 1840. wegen Ablösung der Reallasten in den 
vormals Nassauischen Landestheilen und in der Stadt Wetzlar mit Gebiet 
(Gesetzsamml. 1840. 6. 195.); 


27) das Gesetz vom 30. Juni 1841. wegen Erleichterung der Ablösung 
gewerblicher u. s. w. auf dem Grundbesitz haftender Leistungen 
(Gesetzsamml. 1841. S. 136.); 


28) das Gesetz vom 31. Januar 1845., betreffend die Zulässigkeit von 
Verträgen über unablösliche Geld und Getreide-Abgaben (Gesetzsamml. 
1845. S. 93.); 


29) das Gesetz vom 18. Juli 1845., betreffend die Ablösung der Dienste 
in denjenigen Theilen der Provinz Sachsen, in welchen die Ablösungs- 
Ordnung vom 7. Juni 1821. gilt (Gesetzsamml. 1845. G. 502.); 


30) das Gesetz vom 31. Oktober 1845., betreffend die Ablösung der 
Dienste in der Provinz Schlesien (Gesetzsamml. 1845. S. 682.); 


31) der 3. des Gesetzes vom 8. Februar 1846. wegen der Präklusion der 
Ansprüche früherer Besitzer regulirungsfähiger bäuerlicher Stellen im 
Großherzogthum Posen, im ehemaligen Kulm- und Michelauischen Kreise 
und im Landgebiet der Stadt Thorn (Gesetzsamml. 1846. S. 219.); 


32) die provisorische Verordnung vom 20. Dezember 1848., die 
interimistische Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse in der 
Provinz Schlesien betreffend (Gesetzsamml. 1848. G. 427.); 
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33) das Gesetz, betreffend die Feststellung der bei Ablösung der 
Reallasten zu beachtenden Normalpreise und Normal-Marktorte vom 19. 
November 1849. (Gesetzsamml. 1849. S. 413.). 


Auch werden die Bestimmungen der vorstehend nicht aufgehobenen 
Gesetze außer Kraft gesetzt, welche den Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes entgegenstehen oder mit demselben sich nicht vereinigen lassen. 


Erster Abschnitt. - Berechtigungen, welche ohne Entschädigung 
aufgehoben werden. 


8. 2. Ohne Entschädigung werden folgende Berechtigungen, soweit sie 
noch bestehen, hiermit aufgehoben: 


1) Das Ober-Eigenthum des Lehnsherrn und die lediglich aus demselben 
entspringenden, in dem S. 5. nicht als fortbestehend bezeichneten Rechte bei 
allen innerhalb des Staates belegenen Lehnen, mit alleiniger Ausnahme der 
Thronlehne; 


2) das Ober-Eigenthum des Guts- oder Grundherrn und des 
Erbzinsheren, desgleichen das Eigenthumsrecht des Erbverpächters; der 
Erbzinsmann und der Erbpächter erlangen mit dem Tage der Rechtskraft des 
gegenwärtigen Gesetzes, und lediglich auf Grund desselben, das volle 
Eigenthum; 


3) der Anspruch auf Regulirung eines Allodifikationszinses für die 
aufgehobene Lehnsherrlichkeit in denjenigen Landestheilen, welche vormals 
zum Königreich Westphalen, zum Großherzogthum Berg, zu den 
französisch-hanseatischen Departements oder dem Lippe- Departement 
gehört haben; 


4) das grundherrliche oder gutsherrliche Heimfallsrecht an 
Grundstücken und Gerechtsamen jeder Art innerhalb des Staates, ohne 
Unterschied, ob der Staat, moralische Personen oder Privatpersonen die 
Berechtigten sind; 


5) die Berechtigung des Erbverbächters oder des Zinsberechtigten, den 
ihm zustehenden Kanon oder Zins willkürlich zu erhöhen; 


6) die Vorkaufs-, Näher- und Retrakt-Rechte an Immobilien, mit 
Ausnahme der im S. 4. aufgeführten; 
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7) die auf Grundstücken haftende Verpflichtung, gegen das in der 
Gegend übliche Tagelohn zu arbeiten; 


8) die Befugniss, zu verlangen, daß ein Privat-Grundbesitzer sein 
Grundstück mit Maulbeerbäumen bepflanze oder solche unterhalte; 


9) die auf Grundstücken haftende Verpflichtung des sogenannten 
flämingschen Kirchganges. 


$. 3. Es werden ferner folgende Berechtigungen, soweit sie noch 
bestehen, ohne Entschädigung aufgehoben: 


1) Das Recht, einen Antheil oder ein einzelnes Stück aus einer 
Verlassenschaft vermöge guts-, grund- oder gerichtsherrlichen Verhältnisses 
zu fordern; 


2) das in einigen Landestheilen noch bestehende Recht des zu Abgaben 
und Leistungen Berechtigten, der Zerstückelung des pflichtigen Grundstücks 
zu widersprechen; 


3) alle Abgaben und Leistungen der Nichtangesessenen an die bisherige 
Guts- Grund- oder Gerichtsherrschaft, soweit sie aus diesem Verhältniß 
herzuleiten sind und nicht auf anderweitigen Verträgen beruhen; 


4) die unter verschiedenen Benennungen vorkommenden Beiträge und 
Leistungen. zur Uebertragung der Lasten der Privat-Gerichtsbarkeit und 
gutsherrlichen Polizei-Verwaltung; 


5) alle Abgaben und Leistungen, welche außer den Kosten, deren 
Erhebung sich ?? gesetzlich bestehenden Gebühren-Taren gründet, für 
einzelne gerichtliche ?? bei Gelegenheit derselben entrichtet werden; ?? auf 
die Jagd obliegenden Dienste und Leistungen; 


7) alle Dienste, Abgaben und Leistungen zur Bewachung gutsherrlicher 
Gebäude und Grundstücke; 


8) alle Dienste zu persönlichen Bedürfnissen der Gutsherrschaft und 
ihrer Beamten, B. Dienste zum Reinigen der Häuser und Höfe, zur 
Krankenpflege, zum Bewachen und Ausläuten der Leichen, zu Reisen des 
Gutsherrn und seiner Beamten; 
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9) alle Abgaben zur Ausstattung oder bei Laufen von Familiengliedern 
des Guts bin oder Grundherrn; inbesondere das in einigen Gegenden 
vorkommende Recht, die Gänse der bäuerlichen Wirthe berupfen zu lassen; 


10) die aus den früheren gutsherrlichen, schußherrlichen und 
grundherrlichen Rechten abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und 
Leistungen, welche, ohne zum öffentlichen Steuer-Einkommen zu gehören, 
die Natur der Steuern haben; insbesondere die in einigen Theilen der 
Rheinprovinz und der Provinz Westphalen, oder sonst noch vorkommende 
Abgabe für die Benutzung des fließenden Wassers in Privatflüssen. 


Unter diesen Abgaben für die Benutzung des fließenden Wassers sind 
die Mühlenabgaben nicht begriffen; 


11) alle Abgaben für die Erlaubniß, auf eigenem Grund und Boden 
gewisse Vieharten oder Bienen zu halten. 


12) die Verpflichtung zum Verkauf von Wachs und anderen 
landwirthschaftlichen Erzeugnissen an die Gutsherrschaft; 


13) die aus dem guts- oder grundherrlichen Rechte hergeleitete 
Befugniss, die auf fremden Hofräumen, Gärten, Aeckern und Wiesen 
zerstreut stehenden Bäume und Sträuche zu benutzen und sich anzueignen; 


14) die unter dem Namen Straßengerechtigkeit oder Auenrecht 
vorkommende Befugniss des Gutsherrn, über die nicht zu den Wegen 
nöthigen freien Plätze innerhalb der Dorflage zu verfügen, soweit jene aus 
der gutsherrlichen Polizeigerichtsbarkeit hergeleitet wird. 


Das Eigenthum dieser Grundstücke fällt, insofern dieselben nicht schon 
vor Verkündung des Gesetzes vom 9. Oktober 1848. (Gesetzsamml. 1848. G. 
276.) in die privative Benutzung des Gutsherrn oder eines Dritten 
übergegangen, oder zwischen der Gutsherrschaft und der Dorfgemeinde 
rechtsverbindlich getheilt worden sind, der Ortsgemeinde als solcher zu, 
welche aber fortan auch die bisher damit verbunden gewesenen Lasten, z. B. 
die Instandhaltung der Dorfstraße, der Brücken, Stege u. f. w. zu tragen hat. 


Vorstehende Bestimmungen treten erst mit Einführung der neuen 
Gemeinde- Ordnung in den einzelnen Gemeinden in Kraft. 


15) Alle unmittelbaren Gegenleistungen, welche bei den sämmtlichen in 
dem $. 2. und vorstehend unter 1. bis 14. aufgehobenen Leistungen dem 
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Berechtigten oblag en, sowie die von dem Gutsherrn zu leistenden 
Leichenfuhren, Hochzeit- und Kindtauffuhren, Doktor und 
Hebammenführen. 


Insofern jedoch die in diesem Paragraphen gedachten Dienste, Abgaben 
und- Leistungen für die Verleihung oder Veräußerung eines Grundstücks 
ausdrücklich übernommen worden sind, bleibt deren unentgeltliche 
Aufhebung ausgeschlossen. 


In wie weit Besitzveränderungs- Abgaben ohne Entschädigung 
aufgehoben wer den sollen, ist in den SS. 36. ff. des gegenwärtigen Gesetzes 
bestimmt. 


8. 4. Das durch Verträge oder letztwillige Verfügungen begründete 
Vorkaufsrechts an Immobilien, das Vorkaufsrecht derjenigen, die eine Sache 
gemeinschaftlich zu vollem Eigenthum besitzen, an deren Antheilen, so wie 
das Retraktrecht der Miterben nach dem Rheinischen Civilgesetzbuch, 
bleiben in Kraft. 


Ein gesetzliches Vorkaufsrecht findet ferner wegen aller Theile von 
Grundstücken statt, welche in Folge des von dem Staate ausgeübten oder 
verliehenen Erpropriationsrechts zu gemeinnützigen Zwecken haben 
veräußert werden müssen, wenn in der Folge das expropriirte Grundstück 
ganz oder theilweise zu dem bestimmten Zweck nicht weiter nothwendig ist 
und veräußert werden soll. 


Das Vorkaufsrecht steht dem zeitigen Eigenthümer des durch den 
ursprünglichen Erwerb verkleinerten Grundstücks zu. Wer das 
Expropriationsrecht ausgeübt Hat, muß die Absicht der Veräußerung und den 
angebotenen Kaufpreis dem berechtigten Eigenthümer anzeigen, welcher 
sein Vorkaufsrecht verliert, wenn er sich nicht binnen zwei Monaten darüber 
erklärt. Wird die Anzeige unterlassen, so kann der Berechtigte feinen 
Anspruch gegen jeden Besitzer geltend machen. Besitzer geltend machen. 


8. 5. Die in dem $. 2. Nr. 1. und 2. bestimmte Aufhebung des Ober- 
Eigenthums des Lehnsherrn, Guts- oder Grundherrn und Erbzinsherrn, sowie 
des Eigenthums des Erbverpächters, hat nicht zugleich die Aufhebung der 
aus diesen Verhältnissen entspringenden Berechtigungen auf Abgaben oder 
Leistungen oder ausdrücklich vorbehaltene Nutzungen zur Folge, vielmehr 
bleiben diese Berechtigungen, sofern sie nicht etwa in dem gegenwärtigen 
Gesetze besonders für aufgehoben erklärt worden sind, fortbestehend, und 
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zwar mit denselben Vorzugsrechten in dem Vermögen der Verpflichteten, 
welche sie bisher darin hatten. 


Zweiter Abschnitt. - Ablösung der Reallasten. 


Titel I. - Ablösbarkeit. 


8. 6. Alle beständigen Abgaben und Leistungen, welche auf 
eigenthümlich oder Bisher erbpachts- oder erbzinsweise besessenen 
Grundstücken oder Gerechtigkeiten Haften (Reallasten), sind nach den 
Vorschriften dieses Abschnitts ablösbar. 


Ausgeschloffen von der Ablösbarkeit nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes sind die öffentlichen Lasten mit Einschluß der Gemeindelasten, 
Gemeinde-Abgaben und Gemeindedienste, sowie der auf eine Deich oder 
ähnliche Sozietät sich beziehenden Lasten, ferner Abgaben und Leistungen 
zur Erbauung oder Unterhaltung der Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude, 
wenn letztere nicht die Gegenleistung einer ablösbaren Reallast sind, in 
welchem Falle solche zugleich mit dieser abgelöst werden. 


Abgaben und Leistungen, welche den Gemeinden und den gedachten 
Sozietäten aus allgemeinen Rechtsverhältnissen, z. B. dem gutsherrlichen 
Verhältniß, über dem Zehntrecht zustehen, sind von der Ablösung nicht 
ausgeschlossen. 


8. 7. Auf Grundgerechtigkeiten (Servituten) und andere nach den 
Grundsätzen der Gemeinheitstheilungs-Ordnung abzulösende Verhältnisse 
findet das gegenwärtige Gesetz keine Anwendung, soweit der dritte 
Abschnitt keine Ausnahme enthält. 


$. 8. Zur Feststellung der dem Berechtigten gebührenden Abfindung 
wird der jährliche Geldwerth der abzulösenben Reallasten nach den 
Bestimmungen der folgenden Titel ermittelt. 


Titel II. - Dienste 


$. 9. Sind für alljährlich vorkommende Dienste während der legten zehn 
Jahre, für nicht alljährlich vorkommende Dienste während der letzten 
zwanzig Jahre vor Anbringung der Provokation, oder, wenn zwischen diesem 
Zeitpunkte und der Verfündung des Gesetzes vom 9. Oktober 1848. eine 
Umschaffung der Geldleistung eingetreten ist, während der legten zehn, resp. 
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zwanzig Jahre vor Verkündung des gedachten Gesetzes, Geldvergütungen 
ohne Widerspruch bezahlt und angenommen worden, so sind diese 
Vergütungen und, wenn sie während dieser Zeiträume gewechselt haben, der 
Durchschnitt der gezahlten Beträge der Feststellung des Geldwerths zum 
Grunde zu legen. 


In Ermangelung solcher Preise ist zu unterscheiden zwischen den nach 
Tagen und den nach dem Umfange der Arbeit bemessenen Diensten. 


8. 10. Sind die Dienste nach Tagen bestimmt, so wird ihr Werth nach 
den für den betreffenden Bezirk festgestellten Normalpreisen ($$. 67. ff.) 
berechnet. 


Bei Feststellung solcher Normalpreise, und zwar sowohl für Hand- als 
für Spanndienste, sind in Betracht zu ziehen: 


a) die Dauer der Arbeitszeit; 
b) die Art der Arbeit; 
c) die Jahreszeiten, in welchen solche zu verrichten ist; 


d) die Beschaffenheit der in der Gegend gewöhnlich in Anwendung 
kommenden Arbeitskräfte. 


$. 11. Sind dagegen die Dienste nach dem Umfange der zu leistenden 
Arbeit bestimmt, oder sind dieselben ungemessen, so wird ihr Werth dadurch 
ermittelt, dass durch schiedsrichterlichen Ausspruch bestimmt wird, welche 
Kosten der Dienstberechtigte aufzuwenden, hat, um die dem 
Dienstpflichtigen obliegende Arbeit durch eigenes oder gemiethetes 
Gespann, durch Gesinde oder Tagelöhner zu bestreiten. Hierbei ist auf die 
mindere Vollkommenheit, in welcher die Arbeit von den Dienstpflichtigen 
verrichtet zu werden pflegt, Rücksicht zu nehmen. $. 12. In Ansehung der 
Kosten für Haltung eines Gespanns, des Gesindes und der Tagelöhner sind 
ebenfalls Normalsäge (cf. $$. 67. ff.) festzustellen. $. 13. Sind die Dienste 
zugleich nach Lagen und nach dem Umfange der Arbeit bestimmt, so erfolgt 
die Ermittelung ihres Werths nach den Vorschriften der $$. 11. 12. 


8. 14. Der Werth der Baudienste, welche nicht nach Tagen bestimmt sind 
(8$. 10.), ist in jedem einzelnen Falle nach ihrem jährlichen 
Durchschnittsbetrage abzuschätzen. Dabei ist die Bauart der Gebäude, zu 
welchen die Dienste geleistet werden müssen, ihr Umfang und ihr baulicher 
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Zustand zur Zeit der Abschätzung, die Art der Dienstleistung des 
Verpflichteten und bei den Fuhren die Entfernung, aus welcher die 
Materialien heranzufahren sind, und die Beschaffenheit der Wege zu 
berücksichtigen. 


Wenn die Parteien sich nicht über den Werth einigen, so muß er durch 
schiedsrichterlichen Ausspruch festgestellt werden. 


Für Distrikte, in welchen nach dem Ermessen der Distrikts- 
Kommissionen ($. 67. ff.) Hierzu ein Bedürfniß vorhanden ist und die 
Beschaffenheit und Bauart der Gebäude es gestatten, können von jenen unter 
Zuziehung eines Bausachverständigen Normalsäge in Betreff der der 
Ablösungsberechnung zum Grunde zu legenden Positionen festgestellt 
werden. 


8. 15. Die in einigen Landestheilen vorkommenden sogenannten 
walzenden Dienste, d. h. solche, bei denen die Art der Ableistung oder der 
Umfang der Dienste oder Beides zugleich sich nach der jedesmaligen 
Wirthschafts-Einrichtung des Verpflichteten bestimmt, werden, wenn ihr 
Maaß oder ihre Zahl nicht feststeht, in Anrechnung gebracht, sofern sie 
alljährlich wiederkehren, nach dem Durchschnitt der in den letzten zehn 
Jahren vor Anbringung der Provokation geleisteten Dienste, sofern sie aber 
in längeren Zeiträumen wiederkehren, nach dem Durchschnitt der in den 
letzten zwanzig Jahren vor Anbringung der Provokation geleisteten Dienste. 


8. 16. Kann in den Fällen des $. 15. zur Aufbringung der Entschädigung 
kein anderer Maaßstab zur Vertheilung als rechtsverbindlich nachgewiesen 
werden, so ist ohne Rücksicht, ob zur Zeit Spanndienste oder Handdienste 
oder gar keine Dienste geleistet werden, die Entschädigung für den 
Spanndienst von sämmtlichen Ackerbessern nach Verhältniß des 
Flächenmaaßes ihrer Aecker aufzubringen, die Entschädigung für den 
Handdienst aber auf die vorhandenen Hausstellen und zwar, in sofern nicht 
bei Leistung der Dienste ein anderes, alsdann auch für die Abfindung 
maaßgebendes Verhältnis statt gefunden hat, zu gleichen Theilen zu 
vertheilen. 


Nach demselben Verhältniß wird der Werth der Gegenleistung und die 
etwa von den Dienstberechtigten für den Mehrwerth zu gewährende 
Abfindung vertheilt. 


Die Feststellung des Flächenmaaßes der Aecker erfolgt in der Regel 
ohne Vermessung nach Flurbüchern, Katastern oder sonst auf die möglichst 


255 


einfache Weise; ist jedoch eine spezielle Vermessung schon geschehen, oder 
wird eine solche von einem beider Theile auf seine Kosten beantragt, so ist 
dieselbe zum Grunde zu legen. 


8. 17. Wenn die einem Gute zustehenden Dienste nach der in der 
Gegend üblichen Wirthschaftsart nicht sämmtlich gebraucht werden, so 
erfolgt die Abfindung nur für diejenigen Dienste, deren das Gut 
wirthschaftlich bedarf. 


Dieses Bedürfniß wird durch schiedsrichterlichen Ausspruch nach der in 
der Gegend üblichen Wirthschaftsart festgestellt. 


Es finden jedoch diese Bestimmungen in denjenigen Fällen keine 
Anwendung, in denen der Berechtigte die Befugniss hat, diejenigen Dienste, 
die er selbst nicht benutzen kann, einem Andern zu überlassen, oder solche 
von dem Verpflichteten sich bezahlen zu lassen. 


Titel III. - Feste Abgaben in Körnern. 


18. Unter festen Abgaben in Körnern werden nur diejenigen jährlich 
oder in anderen bestimmten Perioden wiederkehrenden Abgaben verstanden, 
welche in bestimmter Menge in Körnern von Halm- und anderen 
Feldfrüchten, die einen allgemeinen Marktpreis haben, entrichtet werden. 


$. 19. Der Werth dieser Abgaben ist nach demjenigen Martini- 
Marktpreis festzustellen, welcher sich im Durchschnitt der letzten vier und 
zwanzig Jahre vor Anbringung der Provokation ergiebt, wenn die zwei 
theuersten und zwei wohlfeilsten von diesen Jahren außer Ansas bleiben. 


$. 20. Unter Martini- Marktpreis wird der Durchschnittspreis derjenigen 
funfzehn Tage verstanden, in deren Mitte der Martinitag fällt. 


8. 21. Für diejenigen Gegenden, wo der lebhafteste Getreideverkehr in 
einer anderen Jahreszeit, als um den Martinitag stattfindet, kann ein anderer 
Zeitpunkt auf Dem in den SS. 67. ff. bezeichneten Wege festgestellt werden. 


8. 22. Diese Durchschnitts-Marktpreise (SS. 19. bis 21.) werden 
alljährlich durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 


8. 23. Der Marktplag, dessen Preise zum Grunde zu legen sind, wird 
nach den Bestimmungen der SS. 67. ff. festgestellt. 
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$. 24. Wenn eine Gegend feine regelmäßigen Getreide-Märkte hat; so 
wirb für dieselbe ein möglichst benachbarter wirklicher Marktort 
angewiesen. Die Preise dieses Marktortes werden mit den Preisen jener 
Gegend in den legten vier und zwanzig Jahren vor Verkündung des 
gegenwärtigen Gesetzes, mit Weglassung der beiden theuersten und der 
beiden wohlfeilsten Jahre, verglichen und es wird daraus ein bleibendes 
Normal-Verhältniß beider Preise berechnet. Bei den für jene Gegend 
vorzunehmenden Preisermittelungen wird sodann der Preis des 
angenommenen Marktortes zum Grunde gelegt und nach dem bleibend 
bestimmten Normalverhältniß erhöht oder vermindert. 


8. 25. Ist ein Bezirk, in welchem sich ein wirklicher Marktort befindet, 
so ausgedehnt, daß in dessen entlegeneren Theilen die Preise regelmäßig 
geringer oder höher, als an dem Markorte selbst zu sein pflegen, so ist der 
ganze Bezirk in kleinere Bezirke zu theilen und für jeden derselben ein 
bleibendes Normal-Verhältniß zum Preise des Marktorts festzustellen. 


8. 26. Von den nach $$. 19. bis 25. zu ermittelnden Preisen kommen fünf 
Prozent wegen der geringeren Beschaffenheit des Zinsgetreides im 
Verhältniß zum marktgängigen in Abzug. Für Marktfuhrkosten findet ein 
besonderer Abzug nicht statt; dieselben sind jedoch bei Feststellung der 
Normalverhältnisse nach $. 25. mit zu berücksichtigen. 


8. 27. Wenn auf einem Marktplatze ($. 23.) für gewisse Körnerarten 
oder für Körnerarten in einer besonderen Qualität, z. B. Saamengetreide, 
Metzgetreide der Müller, feine Preise aufgezeichnet werden, so müssen die 
in solchen Körnerarten bestehenden Abgaben nach Tit. IV. abgeschätzt 
werden. 


8. 28. Bei denjenigen Getreiderenten, welche auf Grund der bisher 
gültig gewesenen Regulirungs- und Ablösungsgesetze als Entschädigung für 
aufgehobene Reallasten rechtsverbindlich stipulirt worden sind, und nach 
einem zehn oder mehrjährigen Durchschnitt der Getreidepreise in Gelde 
abgeführt werden, erfolgt die Feststellung des jährlichen Geldwerthes nach 
demjenigen Geldbetrag, welcher an dem der Anbringung der Provokation (8. 
94.) zunächst vorhergegangenen Fälligkeitstermine zu entrichten gewesen 
1st. 


Muß dagegen eine solche Getreiderente nach einem niedern, als 
zehnjährigen Durchschnitt der Getreidepreise, oder nach dem jedesmaligen 
jährlichen Marktpreis eines bestimmten Ortes in Gelde abgeführt werden, so 
erfolgt die Feststellung des jährlichen Geldwerthes nach dem Durchschnitt 
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der bei der Abführung maaßgebenden Marktpreise dieses Ortes. Bei 
Ermittelung dieses Durchschnitts werden die Preise der legten vier und 
zwanzig Jahre, vor Anbringung der Provokation, mit Weglassung der beiden 
theuersten und der beiden wohlfeilsten, zu Grunde gelegt. 


Titel IV. - Feste, nicht in Körnern bestehende 
Naturalabgaben. 


8. 29. Sind für feste, nicht in Körnern bestehende Naturalabgaben, 
welche Jährlich wiederkehren, während der legten zehn Jahre, für die in 
längeren Perioden wiederkehrenden aber, während der letzten zwanzig Jahre 
vor Anbringung der Provokation, oder, wenn zwischen diesem Zeitpunkte 
und der Verkündigung des Gesetzes vom 9. Oktober 1848. eine Umschaffung 
der Geldleistung eingetreten ist, während der letzten zehn resp. zwanzig 
Jahre vor Verkündung des gedachten Gesetzes, Geldvergütungen, ohne 
Widerspruch bezahlt und angenommen worden, so sind diese Vergütungen 
und, wenn sie innerhalb der gedachten Zeiträume gewechselt haben, der 
Durchschnitt der bezahlten Beträge der Feststellung des Geldwerths dieser 
Abgaben zum Grunde zu legen. 


$. 30. Kann der jährliche Geldwerth solcher Naturalabgaben nach den 
Bestimmungen des $. 29. nicht ermittelt werden, so kommen Normalpreise 
(88. 67. ff.) in An, bei deren Feststellung in der Regel auf die Preise in den 
letzten zwanzig Jahren zu rücksichtigen und in Ansehung solcher 
Gegenstände, deren Qualität eine verschiedene sein kann, von der 
Voraussetzung auszugehen ist, daß die Abgabe in der geringeren Qualität zu 
entrichten sei. 


Ist aber in einem gegebenen Falle über die zu entrichtende Dualität 
urkundlich etwas Anderes bestimmt, so sind die festgestellten Normalpreise 
dabei nicht zum Grunde zu legen, vielmehr muß alsdann der Werth der 
Abgabe durch schiedsrichterlichen Ausspruch besonders festgestellt werden. 


8. 31. Auf Abgaben in Wein finden die Bestimmungen des $. 30. keine 
Anwendung. Der jährliche Geldwerth solcher Abgaben muß vielmehr, wenn 
die Vorschrift des $. 29. nicht Blag greift, durch schiedsrichterlichen 
Ausspruch bestimmt und hierbei auf den Ort des Erzeugnisses, sowie auf den 
Preis in den legten zwanzig Jahren vor Anbringung der Provokation, 
Rücksicht genommen werden. 
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Titel V. - Natural-Fruchtzehnt. 


$. 32. Hat der Berechtigte während der letzten zehn Jahre vor 
Anbringung der Provokation, oder, wenn zwischen diesem Zeitpunkte und 
der Verkündung des Gesetzes vom 9. Oktober 1848. der Natural-Fruchtzehnt 
wieder erhoben worden ist, während der letzten zehn Jahre vor Verkündung 
des gedachten Gesetzes für den Natural-Fruchtzehnten, einen Pachtzins 
bezogen oder eine Abgabe in Geld oder Getreide statt des Natural- 
Fruchtzehnten ohne Widerspruch angenommen, so bildet der jährliche Betrag 
des Pachtzinses oder der Abgabe und, wenn diese Beträge gewechselt haben, 
der Durchschnitt der gezahlten Beträge den Jahreswerth des Zehntrechts. 
Sind solche Pächte oder Abgaben in Körnern entrichtet worden, so werden 
sie nach Tit. III. $$. 19. bis 27.in Gelde veranschlagt. 


8. 33. Treten die Voraussetzungen des $. 32. nicht ein, so ist der Ertrag 
an Naturalerzeugnissen, welchen der Zehntberechtigte im Durchschnitt der 
Jahre von dem Zehnt beziehen kann, nach dem Zustande und der 
Wirthschaftsart der zehntpflichtigen Grundstücke bei Anbringung der 
Provokation sachverständig zu bemessen. Bei dem Getreide ist dieser Ertrag 
in Körnern und in Stroh besonders festzusetzen. 


Der Preis der Körner wird nach den Vorschriften des Tit. III. $$. 19. bis 
27. bestimmt; es findet jedoch dabei der im $. 26. gedachte Abzug von fünf 
Prozent nicht statt. Bei Festsetzung des Preises der übrigen 
Naturalerzeugnisse kommen die Bestimmungen des Tit. IV. in Anwendung. 


Zur Feststellung des jährlichen Geldwerths werden von dem Rohertrage 
die Kosten in Abzug gebracht, welche der Berechtigte aufwenden muß, um 
den Reinertrag zu erhalten. 


Den Sachverständigen bleibt überlassen zu beurtheilen, in wieweit die 
vorzulegenden Zehntregister, Grundsteuer-Kataster, sowie andere nach ihrem 
Ermessen einzuziehende Nachrichten, ohne Vermessung und Bonitirung für 
die von ihnen vorzunehmenden Feststellungen ausreichend sind. 


8. 34. Die vorstehend wegen der Zehnten ertheilten Vorschriften finden 
auch auf die Garbenpacht von den sogenannten Garbenhöfen Anwendung. 


8. 35. Von dem Tage ab, an welchem das gegenwärtige Gesetz in Kraft 
tritt, kann von Ländereien, von welchen ein Zehnt noch nicht bezogen 
worden, derselbe nicht gefordert werden. Die Ablösung des Zehnten nach 
Maaßgabe der Bestimmungen dieses Titels schließt daher auch die 
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Aufhebung des Zehnten vom Neulande (Neubruchzehnt, Rottzehnt) mit ein 
und kann dafür nicht noch eine besondere Abfindung verlangt werden. 


Titel VI. - Besitzveränderungs-Abgaben. 


8. 36. Das Recht, Besitzveränderungs- Abgaben (Laudemien, 
Lehnwaaren, Antrittsgelder, Gewinngelder u. s. w.) bei denjenigen 
Veränderungsfällen zu fordern, welche auf irgend eine Weise in herrschender 
Hand eintreten, wird ohne Entschädigung des Berechtigten aufgehoben. 


$. 37. Alle unfirirten Besitzveränderungs-Abgaben, welche nach 
Einführung des Edikts vom 14. September 1811. wegen Beförderung der 
Landeskultur (Gesetz- Samml. 1811. S. 300.) neu entstanden sind, fallen 
unbeschadet der Gültigkeit der übrigen Bestimmungen der Veräußerung oder 
Verleihung ohne Entschädigung des Berechtigten fort. Abgaben, die bei 
Besitzveränderungen in einer ein- für allemal bestimmten Summe entrichtet 
werden müssen, sind für unfixirte Besitzveränderungs- Abgaben nicht zu 
erachten. 


8. 38. Von einem und demselben Grundstücke darf fortan niemals mehr 
als Eine Art von Besitzveränderungs-Abgaben entrichtet werden. Sind bisher 
mehrere Arten von Besitzveränderungs- Abgaben neben einander entrichtet 
worden, so wird vermuthet, daß die höhere dieser Abgaben eine 
Grundabgabe sei und daher förtbestehe, die geringere dagegen zu den in $. 3. 
aufgehobenen Abgaben gehöre. 


8.39. Von denjenigen Abgaben, welche bei Besitzveränderungen unter 
den Namen Schreibegebühren, Siegelgelder, Konfirmations-, Verreichs-, 
Ausfertigungsgebühren, Zählgelder oder unter anderen, auf 
Gerichtshandlungen deutenden Benennungen vorkommen, gilt auch in 
solchen Fällen, in welchen neben ihnen keine anderen Besitzveränderungs- 
Abgaben entrichtet werden, die Vermuthung, daß sie Gerichtssporteln sind 
und zu den nach $. 3. No. 5. aufgehobenen Abgaben gehören. 


8. 40. Der Nachweis, daß ein Grundstück zu Besitzveränderungs- 
Abgaben verpflichtet ist, kann fortan durch Berufung auf Observanz nicht 
mehr geführt werden. Dagegen genügt es zu diesem Nachweis, wenn ein 
Besitzer des Grundstücks die Verpflichtung, auch ohne Angabe des 
Rechtsgrundes derselben, in einer öffentlichen Urkunde anerkannt hat. Selbst 
ein solches Anerkenntniß kann jedoch die Fortdauer solcher 
Besitzveränderungs-Abgaben, welche nach $$. 36. bis 38. unbedingt 
aufgehoben find, nicht bewirken. 
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$ 41. Zur Ermittelung des Werths der abzulösenden Besitzveränderungs- 
Abgaben ist 


1) die Zahl der auf Ein Jahrhundert anzunehmenden 
Besitzveränderungsfälle, 


2) der Betrag der Besitzveränderungs-Abgabe festzustellen. 


$. 42. In der Regel sind drei Besitzveränderungsfälle auf Ein 
Jahrhundert zu rechnen. 


Ist jedoch die Besitzveränderungs-Abgabe 


l) nur bei allen Veräußerungen an Andere, als an Deszendenten des 
Besitzers zu entrichten, so werden zwei Veränderungsfälle auf Ein 
Jahrhundert gerechnet, 


2) dasselbe findet statt, wenn die Abgabe bei jeder Art der 
Besitzerwerbung Seitens eines Deszendenten entrichtet werden muß; 


3) ist die Abgabe nur bei gewissen Arten der Veräußerung an Andere als 
an Deszendenten zu entrichten, bei anderen aber nicht, so wird nur Ein 
Veränderungsfall auf Ein Jahrhundert gerechnet; 


4) dasselbe findet statt, wenn die Abgabe nur bei gewissen Arten der 
Besitzerwerbung Seitens eines Deszendenten zu entrichten ist, bei anderen 
aber nicht; 


5) ist die Abgabe ausschließlich oder noch außerdem in anderen Fällen, 
als bei den unter 1. bis 4. genannten Arten des Besitzerwerbes zu entrichten 
(z. B. bei Heirathen des Besitzers), so ist für den Eintritt eines jeden solchen 
Falles Ein Veränderungsfall auf Ein Jahrhundert zu rechnen. 


Mehr als drei Veränderungsfälle dürfen aber niemals auf ein Jahrhundert 
gerechnet werden. 


8. 43. Ist der Betrag der Besitzveränderungs-Abgabe weder ein für 
allemal, noch auch nach Prozenten des Werthe oder Erwerbspreises des 
verpflichteten Grundstücks rechtsgültig bestimmt, so wird der Durchschnitt 
derjenigen Beträge, welche in den letzten sechs Veränderungsfällen wirklich 
bezahlt worden oder zu zahlen gewesen find, und, wenn dieses nicht ermittelt 
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werden kann, der Durchschnitt derjenigen Beträge, welche bekannt sind, als 
Einheit zum Grunde gelegt. 


Sollte auf diese Weise der Betrag der Gewinngelder von mahljährigen 
Besitzern nicht ausgemittelt werden können, so soll der halbe Betrag eines 
vollen Gewinngeldes der wirklichen Besitzer desselben Grundstücks 
angenommen werden. 


Ist der Betrag der Besitzveränderungs-Abgabe in einem gegebenen Falle 
aus dem Grunde nicht genau festzustellen, weil der Sterbefall und der 
Gewinn zusammen in Einer Summe behandelt wurden, so soll die Hälfte 
dieser Summe als Betrag der Gewinngelder angenommen werden. 


$. 44. Besteht die Besitzveränderungs-Abgabe in Prozenten von dem 
Werthe oder Erwerbspreise des verpflichteten Grundstücks, so erfolgt die 
Feststellung des bei der Ablösung zum Grunde zu legenden Werthes oder 
Preises nach dem in Pausch und Bogen durch Schiedsrichter 
abzuschätzenden gemeinen Kaufwerth des Grundstücks. 


Gebäude und Inventarienstücke sind bei dieser Abschätzung nur dann zu 
berücksichtigen, wenn sich die Verpflichtung zu der Besitzveränderungs- 
Abgabe auf sie mit erstreckt. 


Von dem so ermittelten Kaufwerth kommen jedoch noch in Abzug: 


a) die zur Ablösung von Diensten, Abgaben, Grundgerechtigkeiten oder 
anderen Lasten des Grundstücks von dem gegenwärtigen oder einem 
früheren Besitzer desselben gezahlten Kapitalien, vorausgesetzt, daß die 
abgelösten Lasten dem Grundstück nicht etwa ohne Einwilligung des zu der 
Besitzveränderungs- Abgabe Berechtigten auferlegt worden waren, 
entgegengesetzten Falles ist der Abzug jener Kapitalien unstatthaft; 


b) zwanzig Prozent des Werthes der zum Grundstücke gehörigen 
Ländereien; 


c) funfzig Prozent des Werthes der Gebäude und Inventarienstücke. 


8. 45. ist der Betrag oder Prozentsatz der Besitzveränderungs- Abgabe 
nach Verschiedenheit der Besitzveränderungsfälle verschieden, so ist der 
Durchschnitt der nach $. 42. in Einem Jahrhundert zu entrichtenden Beträge 
als Einheit des Betrages oder Prozentsatzes der Besitzveränderungs- Abgabe 
anzusehen. 
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Mehr als drei Veränderungsfälle dürfen auch hierbei auf Ein Jahrhundert 
nicht gerechnet werden. 


Fallen mehr als drei Veränderungsfälle auf Ein Jahrhundert, so ist der 
Durchschnitt der drei höchsten Beträge der Besitzveränderungs-Abgabe 
maaßgebend. 


$. 46. Der hundertste Theil der Summe derjenigen einzelnen Beträge, 
welche nach den vorstehenden Bestimmungen in den auf Ein Jahrhundert 
treffenden Besitzveränderungsfällen zu entrichten sein würden, bildet den 
Jahreswerth der abzulösenden Berechtigung. 


8. 47. Von dem Zeitpunkte ab, an welchem eine Provokation auf 
Ablösung bei der Auseinandersetzungs- Behörde angebracht wird, darf von 
denjenigen Grundstücken, auf welche sich die Provokation erstreckt ($$. 94. 
und 95.), für die später ich ereignenden Besitzveränderungsfälle die 
Besitzveränderungs-Abgabe nicht mehr gefordert werden. 


Dagegen ist von eben diesem Zeitpunkte ab die zu ermittelnde 
Ablösungsrente von den Verpflichteten zu entrichten. 


8. 48. Nachschußrenten werden bei Ablösung der Besitzveränderungs- 
Abgaben nicht ferner festgestellt. 


8. 49. Eine Rückforderung der vor Verkündung des gegenwärtigen 
Gesetzes gezahlten Besitzveränderungs-Abgaben aller Art ist nur zulässig, 
wenn die Zahlung entweder unter schriftlichem Vorbehalte der 
Rückforderung geleistet oder durch administrative Erekution erzwungen 
worden ist, obgleich der Verpflichtete vor Vollstreckung der Erekution seine 
Zahlungsverbindlichkeit bestritten hatte. 


Titel VII. - Feste Geld-Abgaben. 


8. 50. Feste jährliche Geldabgaben werden nach ihrem Jahresbetrage in 
Rechnung gestellt. 


8.51. 3ft eine feste Geldabgabe nicht alljährlich, sondern nach Ablauf 
einer bestimmten Anzahl von Jahren zu entrichten, so wird ihr Betrag durch 
die Baht dieser Jahre getheilt, und der Quotient stellt alsdann den 
Jahreswerth der Abgabe dar. 
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8. 52. Auch diejenigen Renten, bei denen das Kapital, durch welches sie 
fünftig abgelöst werden können, nach dem bisherigen gesetzlichen 
Ablösungssatz der Kapitalisirung zu vier Prozent im Voraus festgestellt ist, 
kommen als feste Geldabgaben nach ihrem Jahresbetrage in Rechnung. 


Dasselbe gilt von den vorbedungenen Zinsen der nach dem bisherigen 
gesetzlichen Ablösungssatz und nach Maaßgabe speziell ermittelter 
Entschädigungsrente festgestellten Ablösungskapitalien, deren Kündigung 
nur den Verpflichteten zusteht. 


8.53. Ist dagegen in den Fällen des $. 52. eine Frist zur Zahlung des 
Ablösungskapitals rechtsverbindlich festgesetz oder die Befugniss zur 
Kündigung desselben oder der Ablösungsrente auch dem Berechtigten, wenn 
auch nur unter gewissen Voraussetzungen, eingeräumt, so hat es bei diesen 
Festsetzungen lediglich sein Bewenden, und es finden auf Fälle dieser Art 
die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, mit Ausnahme der $$. 31. 
92. 93., keine Anwendung. 


8. 54. Nach eben diesen Grundsägen (S. 53.) unterliegen auch die aus 
Gemeinheitstheilungen entsprungenen Renten der Ablösung nach den 
Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes nur dann, wenn der Berechtigte 
sich des in Ansehung solcher Menten gesetzlich ihm zustehenden 
Kündigungsrechts begeben hat. 


8. 55. Auf Renten, bei welchen ein anderer als der bisherige gesetzliche 
Ablösungssatz der Kapitalisirung zu vier Prozent im Voraus 
rechtsverbindlich festgesetz ist, sowie auf Zinsen solcher 
Ablösungskapitalien, bei deren Feststellung ein anderer als dieser bisherige 
gesetzliche Ablösungssatz zur Anwendung gekommen ist, endlich auf Zinsen 
solcher Ablösungskapitalien, welche im Wege eines, nicht auf Grund einer 
speziellen Werthsermittelung geschlossenen Vergleichs und ohne 
Zugrundelegung des Damals gesetzlichen Ablösungssatzes vertragsweise 
festgestellt worden sind, findet das gegenwärtige Gesetz, mit Ausnahme der 
SS. 91. 92. 93. feine Anwendung. 


8. 56. In den Fällen der SS. 53. 54. 55. soll jedoch dem Berechtigten 
freistehen, auf Abfindung in Rentenbriefen nach Maaßgabe des Gesetzes 
über die Errichtung von Rentenbanken anzutragen, wenn der Verpflichtete 
nicht die Abfindung nach den Bestimmungen des Vertrages vorzieht. 


Die Ueberweisung an die Rentenbank kann aber von der Behörde in 
soweit verweigert werden, als die zu übernehmenden Renten oder Zinsen 
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zwei Drittel des nach $. 63. zu ermittelnden Reinertrags des Grundstücks 
übersteigen. 


Titel VIII. - Andere Abgaben und Leistungen. 


8. 57. Der Jahreswerth der Verpflichtung zur Haltung von Saamenvieh 
und zur Ausfütterung von Vieh wird nach Normalpreisen festgestellt. 


Dergleichen Normalpreise sind bei der Verpflichtung zur Haltung von 
Saamenvieh für jedes Stück des Mutterviehs und bei der Verpflichtung zur 
Ausfütterung von Vieh für jedes auszufütternde Stück Vieh nach $$. 67. ff. 
zu bestimmen. 


8.58. Der Jahreswerth gewerblicher handwerksmäßiger und aller 
übrigen Abgaben und Leistungen, welche nicht zu den in den Titeln II. bis 
VI. aufgeführten gehören, wird in jedem einzelnen Falle nach denjenigen 
Vorschriften des gegenwärtigen Abschnitts, welche darauf anwendbar 
erscheinen, wenn aber diese Vorschriften keinen Anbalt darbieten, nach 
fachverständigem Ermessen bestimmt. 


Die Aufhebung der $$. 1. bis 5. der Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1845. genannten Rechte erfolgt, in soweit dieselben verfassungsmäßig noch 
bestehen, nicht nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, 
sondern nach denen der Gewerbeordnung (Gesetzsamml. 1845. 6. 41). 


Titel IX. - Gegenleistungen. 


8. 59. Der Jahreswerth der Gegenleistungen der Berechtigten wird 
ebenfalls nach den vorstehenden Bestimmungen dieses Abschnitts ermittelt. 
Dieses gilt jedoch nicht von solchen Gegenleistungen und Verpflichtungen, 
deren Aufhebung den Vorschriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 
7. Juni 1821. unterliegt. 


Titel X. - Abfindung der Berechtigten. 


8. 60. Von der Summe des ermittelten fährlichen Geldwerths der 
sämmtlichen ablösbaren Reallaften (Tit. I. bis VII.) wird die Summe des 
ermittelten jährlichen Geldwerths der Gegenleistungen (Tit. IX.) in Abzug 
gebracht. Der Ueberschuß bildet den Geldbetrag, dessen Ablösung nach den 
88. 64. bis 66. angegebenen Grundsätzen erfolgt, in soweit nicht eine 
Ermäßigung desselben nach $. 63. eintreten muß. Wenn die Leistung und 


265 


Gegenleistung nicht zwischen denselben Personen stattfindet, sondern 
letztere einer dritten Person zusteht, wie dies z. B. in einigen Landestheilen 
bei der Verpflichtung der Zehntberechtigten zur Erbauung der Kirche, oder 
eines Theils derselben, der Fall ist, so tritt keine Kompensation ein, vielmehr 
wird der Werth der Gegenleistung dem zu letzterer unmittelbar Berechtigten 
gewährt. 


$. 61. Uebersteigt der fährliche Geldwerth der Gegenleistungen den 
jährlichen Geldwerth der Hauptleistungen, so wird der Mehrwerth der 
Gegenleistungen ebenfalls nach den Bestimmungen des $. 64. abgelöst. 


Eine Ausnahme hiervon findet nur statt, wenn dem Berechtigten aus 
einem besonderen Rechtsgründe die Befugniss zusteht, wider den Willen des 
Verpflichteten auf die Leistungen zu verzichten und sich dadurch von den 
Gegenleistungen zu befreien. 


8. 62. Bestehen die Gegenleistungen eines zu Diensten Berechtigten in 
der Ueberlassung eines gewissen Antheils an den eingeerndteten oder zum 
Ausdrusch gekommenen Feldfrüchten, wie z. B. bei dem Zehntschnitt- oder 
Dreschgärtner-Verhältniß, so wird der Mehrwerth dieser Gegenleistungen, 
und zwar in der Regel in Land, nach den Vorschriften der 
Gemeinheitstheilungs-Ordnung, vergütet. Es ist aber bei der Feststellung 
dieses Mehrwerths der Werth sämmtlicher von dem Dienstpflichtigen dem 
Berechtigten zu leistenden, nach den SS. 2. und 3. nicht aufgehobenen 
Dienste von dem Werth der gedachten Gegenleistungen in Abrechnung zu 
bringen. 


8. 63. Der Besitzer einer jeden Stelle (Haus oder Hofstelle nebst 
Zubehör) ist zu fordern berechtigt, daß ihm bei Feststellung der für die 
abzulösenden Reallasten zu leistenden Abfindung ein Drittel des 
Reinertrages der Stelle verbleibe, und daß mithin, soweit es hierzu 
erforderlich, die Abfindung für die zur Ablösung kommenden Reallasten 
vermindert werde. 


Solche Geld- und Getreiderenten, welche auf Grund der bisher gültig 
gewesenen Regulirungs-, Ablösungs- und Gemeinheitstheilungs-Gesetze als 
Abfindung rechtsverbindlich stipulirt worden sind, unterliegen jedoch einer 
solchen Verminderung nicht. 


Stehen dem verpflichteten Stellenbesitzer mehrere Berechtigte 
gegenüber, welche sich hiernach eine Verminderung ihrer Abfindung gefallen 
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lassen müssen, so erfolgt die Verminderung nach Verhaltniss der Grösse der 
Abfindung. 


Der Reinertrag der Stelle wird in folgender Art ermittelt. Es wird der 
gemeine Kaufwerth, den die Stelle bei Berücksichtigung aller auf ihr 
ruhenden Lasten und Abgaben, sowie aller ihr zustehenden Berechtigungen 
hat, in Bausch und Bogen durch Schiedsrichter festgestellt. Alsdann werden 
vier Prozent dieses Kaufwerths mit dem Jahreswerth aller ablösbaren 
Reallasten der Stelle nach Abzug der nach) $$. 59. und 60. zu 
berücksichtigenden Gegenleistungen zusammengerechnet. Die Summe 
beider stellt den Reinertrag der Stelle dar. 


8. 64. Der nach den $8. 60. und 61. oder $. 63. festgestellte Geldbetrag 
kann von dem hierzu Verpflichteten durch Baarzahlung des achtzehnfachen 
Betrages an den Berechtigten abgelöst werden. 


Die Zahlung muß, in Mangel einer anderweiten Einigung, spätestens im 
Ausführungstermine erfolgen. 


Will der Verpflichtete eine solche Ablösung durch Kapitalzahlung nicht 
vornehmen, so erfolgt die Ablösung nach den Bestimmungen des Gesetzes 
vom heutigen Tage über die Errichtung der Rentenbanken. 


Will der Verpflichtete die Ablösung durch Baarzahlung des 
achtzehnfachen Betrages bewirken, so steht dem Berechtigten dennoch frei, 
die Abfindung zum zwanzigfachen Betrage der Jahresrente, in Rentenbriefen 
zu verlangen. Wählt der Berechtigte diese Abfindung, so leistet der 
Verpflichtete die Baarzahlung des achtzehnfachen Betrages an die 
Staatskasse, welche dagegen die dem Verpflichteten nach Maaßgabe des 
Gesetzes wegen Errichtung der Rentenbanken obliegenden Zahlungen an die 
Rentenbank zu leisten hat. 


Das Nähere bestimmt das Rentenbankgesetz. 


$. 65. Ist ein Grundstück außerhalb einer gutsherrlich-bäuerlichen 
Regulirung oder Ablösung oder ohne Begründung eines gutsherrlich- 
bäuerlichen Verhältnisses mittelst eines vor Verkündung des gegenwärtigen 
Gesetzes errichteten schriftlichen Vertrages gegen Entrichtung eines Kanons 
oder Zinses und anderer Leistungen zu Erbpacht, Erbzins oder Eigenthum 
überlassen worden, so finden die Bestimmungen der SS. 63. und 64. keine 
Anwendung 
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Es kann vielmehr in einem solchen Falle der Kanon oder Zins, sowie der 
Geldwerth der übrigen etwa, noch stipulirten Leistungen, nach Abrechnung 
des Geldwerthes Der Gegenleistungen, zum zwanzigfachen Betrage und 
zwar auf den Antrag des Berechtigten nur durch Vermittelung der 
Rentenbanken, und auf den Antrag des Verpflichteten nur durch Baarzahlung 
desselben nach vorhergegangener sechsmonatlicher Kündigung abgelöst 
werden. Der Verpflichtete ist befugt, das Kapital in vier auf einander 
folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfrist an 
gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch ist der Berechtigte nur 
solche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindestens Einhundert 
Thaler betragen. Der jedesmalige Rückstand ist mit fünf Prozent jährlich zu 
verzinsen. 


Uebrigens finden auch hier die Vorschriften der $$. 53. 55. und 56. 
Anwendung. 


Ausgeschlossen von den Bestimmungen der SS. 64. und 65. bleiben die 
Reallasten, welche Kirchen, Pfarren, Küstereien und Schulen zustehen. Die 
Bestimmung über deren künftige definitive Ablösung bleibt einem 
besonderen Gesetze vorbehalten; bis zu diesem Zeitpunkte werden die nach 
dem gegenwärtigen Gesetz ermittelten Geldrenten direkt an die gedachten 
Institute entrichtet. 


$. 66. Bei Ablösung der Reallasten nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes findet weder eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den 
pflichtigen Grundstücken auferlegten oder aufzulegenden Grundsteuern, 
noch auch eine Umschreibung der von den berechtigten Grundstücken für 
die abgelösten Reallasten zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten 
Grundstücke statt. 


Dagegen bewendet es bis zur Ausführung der Ablösung bei den 
gesetzlichen Bestimmungen über die Ansprüche der Verpflichteten auf eine 
Vergütung dieser Grundsteuern, oder auf einen Abzug von den Leistungen 
wegen der gedachten Grundsteuern. 


Tit. IV. des Gesetzes vom 21. April 1825. No. 938. (Gesetz- 
Sammlung 1825. S. 74.); 


Tit. IV. des Gesetzes von demselben Tage, No. 939. (Gesetz- 
Sammlung 1825. S. 94.); 
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Tit. IV. des Gesetzes von demselben Tage, No. 940. (Gesetz- 
Sammlung 1825. S. 112.); 


8. 2. des Gesetzes vom 18. Juni 1840. über die Rechtsverhältnisse 
des Grundbesitzes 2c. im Fürstenthum Siegen (Gesetz- 
Sammlung 1840. S. 151.); 


8. 1. des Gesetzes vom 18. Juni 1840. über die den Grundbesitz 
betreffenden Verhältnisse im Herzogthum Westphalen 
(Gesetz-Sammlung 1840. S. 153.); 


88. 16. u. ff. des Nassauischen Gesetzes vom 10. und 14. Februar 1809. 


Ist bei einer Verwandlung in Rente oder bei einer Ablösung durch 
Kapital in Gemäßheit der Bestimmungen des $. 127. der Ordnung vom 13. 
Juli 1829. wegen Ablösung der Reallaften in denjenigen Landestheilen, 
welche ehemals zum Königreich Westphalen gehört haben (Gesetz- 
Sammlung 1829. S. 65.), des $. 131. der Ordnung vom 18. Juni 1840. wegen 
Ablösung der Reallasten im Herzogthum Westphalen (Gesetz-Sammlung 
1840. S. 156.) und des $. 107. des Gesetzes vom 4. Juli 1840. wegen 
Ablösung der Reallasten in den vormals Nassauischen Landestheilen 
(Gesetz-Sammlung 1840. S. 195.) bereits eine Ermäßigung der 
Abfindungsrente ober des Abfindungskapitale wegen der Grundsteuern 
eingetreten, so können dergleichen Renten, sowie die Zinsen von solchen 
Abfindungskapitalien, auch wenn die Bedingungen des $. 52. des 
gegenwärtigen Gesetzes vorhanden sind, dennoch nur in dem Falle nach 
Maaßgabe des $. 64. des gegenwärtigen Gesetzes abgelöst werden, wenn der 
Rente oder dem Kapital derjenige Betrag wieder hinzugerechnet wird, 
welcher bei der Verwandlung oder Ablösung wegen der Grundsteuer in 
Abzug gebracht worden ist. Will sich der Verpflichtete dieses nicht gefallen 
lassen, so findet auf die vorgedachten Zinsen das gegenwärtige Gesetz keine 
Anwendung, die vorgedachten Ablösungsrenten aber können in einem 
solchen Falle mir mit ihrem fünf und zwanzigfachen Betrage durch 
Kapitalzahlung auf Antrag der Verpflichteten abgelöst werden. 


Eine solche Kapitalsablösung erfolgt nach vorhergegangener 
sechsmonatlicher Kündigung. Der Verpflichtete ist befugt, das Kapital in vier 
auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe der 
Kündigungsfrist an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch ist der 
Berechtigte nur solche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die 
mindestens Einhundert Thaler betragen. Der jedesmalige Rückstand ist mit 
vier Prozent jährlich zu Verzinsen. 
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Titel XI. - Feststellung der Normalpreise und Normal- 
Markterte. 


$. 67. Zur Feststellung der Normalpreise und Normal-Marktorte (cf. $$. 
10. 12. 21. 23. bis 25. 30. 57.) werden von der Auseinandersetzungs- 
Behörde angemessene Distrikte bestimmt. Für jeden solchen Distrikt wird 
eine Kommission gebildet, welche aus mehreren, nach $. 68. zu erwählenden 
fachkundigen Eingesessenen des Distrikts und Einem von der 
Auseinandersetzungs-Behörde ohne Stimmrecht zu ernennenden 
Vorsitzenden besteht. Die Kommission macht auf Grund der von ihr 
vorzunehmenden Ermittelungen der Auseinandersetzungs-Behörde 
Vorschläge über die in dem Distrikte zu bildenden Preisbezirke, über die 
Normalpreise für jeden dieser Bezirke, sowie über die anzunehmenden 
Normal-Marktorte. 


Die Auseinandersetzungs-Behörde bestätigt diese Vorschläge oder 
entscheidet, wenn die Kommissions-Mitglieder sich nicht haben einigen 
können. Gegen diese Entscheidung steht den Mitgliedern der Kommission 
der Rekurs an das Revisions-Kollegium für Landeskultur-Sachen zu, 
welchen sie innerhalb drei Wochen vom Tage der Publikation bei der 
Auseinandersetzungs-Behörde einzulegen haben. Das Revisions-Kollegium 
entscheidet endgültig. 


8. 68. Bei der Wahl der aus den Distrikts-Eingesessenen zu 
entnehmenden Mitglieder der Kommission ist nach folgenden Regeln zu 
verfahren: 


1) Die Zahl dieser Personen wird zur einen Hälfte von den 
verpflichteten Grundbesitzern, zur andern Hälfte von den Berechtigten 
gewählt; 


2) umfaßt der Distrikt nur Einen landräthlichen Kreis, so wird in jeder 
Gemeinde desselben, unter Leitung des Gemeindevorstandes, von den 
Besitzern der mit Reallasten behafteten Grundstücke Ein Wahlmann gewählt. 
Sämmtliche Wahlmänner des Kreises werden alsdann von dem 
Kreisvorstande zusammenberufen, und unter dem Vorsitze desselben 
erwählen die von ihnen Erschienenen nach dem Ermessen der 
Auseinandersetzungs-Behörde zwei oder mehrere Mitglieder für die 
Distrikts-Kommission. 
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Die Berechtigten im Kreise dagegen erwählen, unter dem Vorsitze des 
Kreisvorstandes, unmittelbar eine eben solche Zahl von Kommissions- 
Mitgliedern; 


3) umfaßt der Distrikt mehrere landräthliche Kreise, so werden in jedem 
derselben, sowohl von Seiten der Verpflichteten als der Berechtigten, zwei 
Mitglieder für die Kommission auf dem unter No. 2. bezeichneten Wege 
erwählt; 


4) alle diese Wahlen erfolgen nach absoluter Stimmenmehrheit der 
Erschienenen #nach Maaßgabe des Wahlreglements vom 31. Mai 1849. 
wegen der Wahl Wat der Abgeordneten; 


5) die Prüfung und Bestätigung der Wahlen gebührt der 
Auseinandersetzungs- Behörde; 


6) auf diese Behörde geht auch das Recht zur Wahl der Kommissions- 
Mitglieder für diejenige Partei über, welche die Wahl verweigert oder solche 
unterlassen hat. 


$. 69. Von zehn zu zehn Jahren ist in dein S. 67. bezeichneten Wege eine 
Revision der festgestellten Normalpreise und Normal-Marktorte 
vorzunehmen. 


8. 70. Die erwählten Mitglieder der Distrikts Kommissionen erhalten 
Reise- und Zehrungs- Kosten aus der Staats-Kasse; 1 Rthlr. 15 Sgr. 
Tagegelder und an Reisekosten 10 Sgr. pro Meile. 


Die Distrikts- Eingesessenen haben wegen der Behufs der Wahl der 
Mitglieder der Distrikts Kommissionen gemachten Reifen und sonstigen 
Auslagen keinen Anspruch auf Vergütung. 


$. 71. In der Regel kommen die Markt- und Normalpreise desjenigen 
Bezirks zur Anwendung, in welchem der zur Ablieferung der Abgabe oder 
der zur Leistung der Verpflichtung bestimmte Ort belegen ist. Ist dieser nicht 
bestimmt, oder muß die Abgabe oder Leistung an verschiedenen Orten 
abgeliefert oder verrichtet werden, so kommen die Markt- oder Normalpreise 
desjenigen Bezirks zur Anwendung, in welchem das verpflichtete 
Grundstück belegen ist. 


$. 72. Sollten in einzelnen Distrikten Abgaben und Leistungen, für deren 
Ablösung nach dem gegenwärtigen Gesetze Normalsätze festgestellt werden 


271 


sollen, gar nicht mehr oder doch nur in sehr geringem Umfang vorkommen, 
so kann mit Genehmigung des Ministeriums für landwirthschaftliche 
Angelegenheiten in solchen Distrikten die Festsetzung von Normalpreifen 
unterbleiben. 


Kommt es in solchen Distrikten auf eine Abschätzung an, so erfolgt 
dieselbe durch Schiedsrichter. 


Dritter Abschnitt. - Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse Behufs der Eigenthums-Verleihung. 


8. 73. Die Vorschriften dieses dritten Abschnitts treten an die Stelle des 
Edikts vom 14. September 1811. über die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse (Gesetz-Sammlung 1811. &. 281.), so wie des 
Gesetzes vom 8. April 1823. wegen Regulirung der gutsherrlichen, und 
bäuerlichen Verhältnisse im Großherzogthum Posen 2c. (Gesetz-Sammlung 
1823. S. 49.); sie finden daher nur Anwendung in denjenigen Landestheilen, 
in welchen das gedachte Edikt oder das gedachte Gesetz bisher gegolten 
haben. 


$. 74. Der Regulirung Behufs der Eigenthumsverleihung unterliegen alle 
vor Einführung des Edikts vom 14. September 1811. oder vor Verkündung 
der Kabinetsorder vom 6. Mai 1819. (Gesetz- Sammlung 1819. S. 153) in 
den betreffenden Landestheilen bestehend gewesenen ländlichen, ihren 
Besitzern nicht zu Eigenthums, Erbzins- oder Erbpachtsrechten 
zugehörenden Stellen, welche entweder zu lassitischen Rechten nach 
Maaßgabe der $$. 626. ff. Titel 21. Th. I. Allgemeinen Landrechts zur Kultur 
oder Nutzung ausgethan, oder mit Abgaben oder Diensten an die 
Gutsherrschaft belastet sind, beiderlei Stellen jedoch nur in sofern, als sie 
entweder zu einem erblichen oder vergestalt zu einem zeitweisen 
Nutzungsrecht verliehen sind, daß im Fall der Besitzerledigung nach Gesetz 
oder Herkommen ihre Wiederbesetzung mit einem Wirthe erfolgte: 


Alle dergleichen Stellen sind regulirungsfähig, ohne Rücksicht auf 
Umfang und Beschaffenheit (ob sie Ackernahrungen oder 
Dreschgärtnerstellen u. s. w. mit Mühlen, Schmieden, Krügen verbunden 
sind, oder nicht); ferner ohne Rücksicht darauf, wem das Eigenthum zusteht, 
und ob sie auf bäuerlichen oder anderen Grundstücken gegründet sind. 


Regulirungsfähig sind hiernach nicht: die ohne Begründung oder 
Fortsetzung eines gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisses durch Vertrag 
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in Zeitpacht gegebenen Stellen und Grundstücke, so wie die den Haus-, 
Forst-, Hütten- und Wirthschaftsbeamten, Dienstboten oder Tagelöhnern, 
Hütten und Bergwerksarbeitern mit Rücksicht auf dieses Verhältniß zur 
Benutzung überlassenen Stellen und Grundstücke, gleichgültig ob dieselben 
Ackernahrungen waren oder nicht. 


8. 75. Außer den im $. 74. bezeichneten Stellen sind, insofern sie vor 
den dort genannten Zeitpunkten schon bestanden, auch regulirungsfähig: 


a) im Großherzogthum Posen, im Kulm- und Michelauischen Kreise und 
im Landgebiet der Stadt Thorn diejenigen Stellen, welche entweder als 
sogenannte emphyteutische Güter auf bestimmte Jahre oder 
Geschlechtsfolgen, oder als Seitpachtgüter besessen werden, beiderlei Arten 
ohne Rücksicht darauf, ob sie ist der Gutsherrschaft dienst oder 
abgabenpflichtig sind jedoch nur dann, wenn deren Besitzer in Steuer- oder 
sonstigen amtlichen Verzeichnissen, Urbarien, Prästationstabellen, in 
Verleihungsbriefen oder Kontrakten als Leute bäuerlichen Standes (Stan 
chlopski) oder die Besitzungen selbst als solche, die von Leuten bäuerlichen 
Standes besessen werden, mit gemein-, provinzielle oder ortsüblichen 
Benennungen bezeichnet sind; 


b) in der Proving Preußen die auf bestimmte Jahre oder 
Geschlechtsfolgen verliehenen emphyteutischen Güter. 


$. 76. Der Anspruch auf Eigenthums-Verleihung steht demjenigen zu, 
der das zum Eigenthum zu verleihende Grundstück aus eigenem Recht 
besitzt. Es haben daher z. B. Interimswirthe oder diejenigen, welche die 
Stelle vom eigentlichen Wirth gepachtet oder geliehen haben, keinen solchen 
Anspruch. 


Von demjenigen, welcher das Grundstück zur Zeit der Verkündung des 
Gesetzes vom 9. Oktober 1848. (Gesetz-Sammlung 1848. G. 276.) aus 
eigenem Rechte besessen hat, wird vermuthet, daß er der rechtmäßige 
Besitzer sei. Bei den bisher nicht zu erblichen Rechten besessenen Stellen 
kann diese Vermuthung in Ansehung der aus der Zeit vor Verkündung des 
gedachten Gesetzes herrührenden Ansprüche nur durch Urkunden entkräftet 
werden. 


$. 77. Ist zur Zeit der Besitzerledigung einer nach dem gegenwärtigen 
Gesetze noch zu regulirenden Stelle Niemand mehr vorhanden, dem ein 
Anspruch auf Eigenthumsverleihung zustände, so hört die Verpflichtung der 
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Gutsherrschaft zur Wiederbesetzung der Stelle auf, und die Gutsherrschaft 
kann über die Stelle Rechte dritter Personen frei verfügen. 


8. 78. Alle diejenigen, welche auf Grund eines früheren oder des 
gegenwärtigen Gesetzes Ansprüche auf regulirungsfähige, von ihnen oder 
ihren Erblassern früher besessene Stellen, oder Entschädigungsansprüche 
wegen deren Entziehung herleiten wollen, müssen diese Ansprüche bis zum 
1. Januar 1852. bei der Auseinandersetzungs- Behörde des Bezirks, in 
welchem die Stelle liegt, anmelden, widrigenfalls sie mit denselben 
präkludirt sein sollen. 


In der Provinz Posen, in den mit Westpreußen wieder vereinigten 
Distrikten des Kulm und Michelauischen Kreises, sowie in dem Landgebiete 
der Stadt Thorn, verbleibt jedoch die Bestimmung des $. 1. des Gesetzes 
vom 8. Februar 1846. (Gesetz- Sammlung 1846. S. 219.) wegen der schon 
mit dem 1. Januar 1849. eingetretenen Präklusion der Ansprüche früherer 
Besitzer regulirungsfähiger bäuerlicher Stellen in Kraft. Auf die im $. 2. des 
ebengedachten Gesetzes bezeichneten Stellen dagegen findet die oben 
bestimmte mit dem 1. Januar 1852. eintretende Präklusion Anwendung. 


$. 79. Von dem Zeitpunkte ab, an welchem das gegenwärtige Gesetz 
Gesetzeskraft erlangt, wird in Ansehung aller nach demselben zu 
regulirenden Stellen, auch wenn deren Besitzer noch vor erfolgter 
Regulirung versterben, das Recht auf Regulirung dergestalt vererbt, als wenn 
die Stellen selbst bereits Eigenthum dieser Besitzer gewesen wären. 

8. 80. Bei der Regulirung kommen in Betrachts: 

a) an Rechten der Gutsherrschaft: 

1) das Eigenthumsrecht; 


2) die Hofwehr; 


3) das Recht auf Dienste, Geld- oder Natural-Abgaben und Leistungen 
aller Art, welche nach dem gegenwärtigen Gesetze ablösbar sind; 


4) die gesetzlich ablösbaren Servitute auf den bäuerlichen 
Grundstücken; 


b) an Rechten der Stellenbesitzer: 
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2) die Verpflichtung der Gutsherrschaft, den Stellenbesitzer, wenn 
derselbe unvermögend wird, bei den öffentlichen Abgaben und Leistungen 
zu vertreten; 


3) die Verpflichtung der Gutsherrschaft zum Aufbau und zur Reparatur 
der Gebäude, so wie zur Verabfolgung von Bauholz; 


4) sämmtliche nach dem gegenwärtigen Gesetze ablösbaren Leistungen 
der Gutsherrschaft; 


5) alle gesetzlich ablösbaren Berechtigungen auf den Grundstücken der 
Gutsherrschaft, als Meide-, Brennholz-, Stren-Berichtigungen u. s. w. 


$. 81. Bei der Frage über die zu der Stelle gehörigen Ländereien, so wie 
über die derselben gegen die Gutsherrschaft zustehenden Berechtigungen 
und obliegenden Verpflichtungen wird der zur Zeit der Verkündung des 
Gesetzes vom 9. Oktober -1848. (Gesetz-Sammlung S. 276.) vorhanden 
gewesene Besitzstand als der rechtmäßige vermuthet. Diese Vermuthung 
kann nur durch Urkunden entkräftet werden. 


$. 82. Ohne Entschädigung dafür leisten zu dürfen erhält. 


a) der Stellenbesitzer das Eigenthumsrecht und die Hofwehr ($. 80. a. 1. 
und 2.), 


b) die Gutsherrschaft die Befreiung von den Verpflichtungen zur 
Unterstützung in Unglücksfällen und zur Vertretung bei öffentlichen 
Abgaben und Leistungen ($. 80. b. 1. und 2.). 


$. 83. Der Werth der $. 80. Litt. b. No. 3. angegebenen Verpflichtung der 
Gutsherrschaft zum Aufbau und zur Reparatur der Gebäude, so wie zur 
Verabfolgung von Bauholz, muß nach dem Jährlichen Durchschnittsbetrage 
dieser Verpflichtungen abgeschätzt und in Ermangelung einer Vereinigung 
durch Schiebsrichter festgestellt werden. 


Eben so wird auch der Werth der nach 8. 80. a. 4. und b. 5. 
aufzuhebenden Grundgerechtigkeiten ermittelt und in Mangel einer Einigung 
durch Schiedsrichter festgestellt. 
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Für Distrikte, in welchen nach dem Ermessen der Distrikts- 
Kommissionen hierzu ein Bedürfniß vorhanden ist, können von den 
Letzteren unter Zuziehung von Sachverständigen Normalsäge in Betreff der, 
der Ablösungs-Berechnung zum Grunde zu legenden Positionen festgestellt 
werden. 


$. 84. Der Jahreswerth der $. 80. b. 4. bezeichneten Verpflichtungen der 
Gutsherrschaft, so wie der $. 80. a. 3. angegebenen Verpflichtungen der 
Stellenbesitzer, wird nach den Vorschriften des zweiten Abschnitte des 
gegenwärtigen Gesetzes ermittelt. 


Von der Summe des ermittelten jährlichen Geldwerths der sämmtlichen 
Verpflichtungen des Stellenbesitzers wird die Summe des ermittelten 
jährlichen Geldwerths der sämmtlichen Verpflichtungen der Gutsherrschaft 
in Abzug gebracht. Ergiebt sich hiernach ein von dem Stellenbesitzer zu 
entrichtender Ueberschuß, so erfolgt dessen Ablösung nach Vorschrift des $. 
64. 


Uebersteigt der jährliche Geldbetrag der Verpflichtungen der 
Gutsherrschaft den jährlichen Betrag der Verpflichtungen des 
Stellenbesitzers, so brauch der Gutsherr einen solchen Ueberschuß nicht zu 
vergüten. Der Stellenbesitzer muß sich vielmehr mit der Kompensation der 
gegenseitigen Berechtigungen und Verpflichtungen begnügen. 


Diese Kompensation findet jedoch bei den Stellen, deren Besitzer einen 
Antheil an der Erndte genießen (Mandel, Garben), nicht statt, sondern es 
muß diesen auch der Ueberschuß vergütet werden. 


8. 85. Der Stellenbesitzer ist jedenfalls zu fordern berechtigt, daß ihm 
bei Feststellung der zu leistenden Abfindung ein Drittel des Reinertrages der 
Stelle verbleibe und daß mithin, soweit es hierzu erforderlich, die Abfindung 
des Berechtigten vermindert werde. 


Zur Ermittelung dieses Reinertrages der Stelle wird der gemeine 
Kaufwerth, den die Stelle bei Berücksichtigung aller auf ihr ruhenden Lasten 
und Abgaben, sowie aller ihr zustehenden Berechtigungen, hat, durch 
Schiedsrichter in Pausch und Bogen festgestellt. Alsdann werden vier 
Prozent dieses Kaufwerths mit dem Jahreswerth aller ablösbaren Reallaften 
der Stelle nach Abzug der nach den $$. 59. und 60. zu berücksichtigenden 
Gegenleistungen zusammengerechnet. Die Summe beider stellt den 
Reinertrag der Stelle bar, von welchem das Drittel dem Stellenbesitzer 
verbleibt. 
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Es wird daher der Werth der nach $. 80. b. 5. ablösbaren 
Berechtigungen: erst nach Ermittelung per bei Berücksichtigung der 
Prästationsfähigkeit von dem Stellenbesitzer noch zu zahlenden Rente in 
Abzug gebracht. 


$. 86. Liegen die zu den bäuerlichen Stellen gehörigen Grundstücke im 
Gemenge mit den gutsherrlichen Grundstücken, so muß eine zweckmäßige 
Zusammenlegung von Amtswegen nach den Vorschriften der 
Gemeinheitstheilungs-Ordnung erfolgen. Bei einer solchen 
Gemeinheitstheilung können auch die feiner Gemeinheit unterliegenden 
Grundstücke einer nach den Vorschriften des gegenwärtigen Abschnitts zu 
regulirenden Stelle wider den Willen des Besitzers derselben in den 
Auseinandersetzungsplan gezogen und der Umlegung unterworfen werden. 


8. 87. Das Eigenthumsrecht an der Stelle geht mit dem Termine, an 
welchem die Regulirung ausgeführt wird, auf den Stellenbesitzer über. 
Dieses Recht. erstreckt sich auf die Stelle und deren Zubehör, zu welchem 
letzteren auch das auf den Grundstücken der Stelle stehende Holz zu rechnen 
ist. Die Ausführung der Regulirung ist von der nach $. 86. zu bewirkenden 
Auseinandersetzung unabhängig und darf durch letztere nicht aufgehalten 
werden. 


Die Ausübung der Hütung auf den in gemischter Lage befindlichen 
Grundstücken ist bis zur Ausführung dieser Zusammenlegung erforderlichen 
Falls durch ein Interimistikum zu ordnen. 


8. 88. Das Eigenthumsrecht des Stellenbesitzers erstreckt sich auch auf 
die Fossilien, insofern solche nach den Landes- Provinzialgefegen dem 
Eigenthümer des Bodens zustehen. 


Die von der Gutsherrschaft vor Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes 
auf bäuerlichen Gründen aufgeschlossenen mineralischen Lagerstätten, 
Erzförderungen und Gruben, Ralf- und Steinbrüche, sowie Thon-, Lehm-, 
Mergelgruben und Torfstiche, verbleiben der Gutsherrschaft, vorbehaltlich 
der dem Stellenbesitzer zu gewährenden, durch Schiedsrichter 
festzustellenden Entschädigung für die ihm entzogene Benutzung und die 
Verschlechterung der Bodenfläche. 


In den Rechtsverhältnissen in Bezug auf diejenigen Erbkuxe und 
Mitbaurechte, welche zur Zeit der Verkündung dieses Gesetzes bereits 
erworben sind, wird durch dasselbe nichts geändert. 
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In allen anderen nicht aus den hier zu regulirenden 
Eigenthumsverhältnissen herzuleitenden Beziehungen verbleibt es bei den 
Bestimmungen der Berggesetzgebung. 


8. 89. Die Gutsherrschaft behält die ausschließlich von ihr benutzten, 
auf den Grundstücken der Stelle befindlichen Gebäude, z. B. die zu 
Tagelöhnerwohnungen benutzten. Sie ist aber verpflichtet, sich die 
Versetzung dieser Gebäude auf ihren Grund und Boden gefallen zu lassen, 
wenn der Stellenbesitzer solche verlangt und die Kosten dazu herzugeben 
bereit ist. 


Eine gleiche Versetzung, und zwar auf Kosten der Gutsherrschaft, ist der 
Stellenbesitzer zu fordern berechtigt, wenn die Gutsherrschaft einen Neubau 
dieser Gebäude vornehmen will. 


Die Baustelle fällt, wenn eine Versetzung erfolgt, dem Stellenbesitzer 
unentgeltlich zu. 


$. 90. Mit der Anbringung der Provokation auf Regulirung hört die 
Verpflichtung der Gutsherrschaft auf, Verluste an der Hofwehr zu ersehen. 
Dagegen dauern alle übrigen Verpflichtungen beider Theile bis zum 
Ausführungstermine fort. 


Vierter Abschnitt. - Allgemeine Bestimmungen. 


8. 91. Bei erblicher Ueberlassung eines Grundstücks ist fortan nur die 
Uebertragung des vollen Eigenthums zulässig. 


Mit Ausnahme fester Gelbrenten dürfen Lasten, welche nach dem 
gegenwärtigen Gesetze ablösbar sind, einem Grundstücke von jetzt ab nicht 
auferlegt werden. 


Neu auferlegte feste Geldrenten ist der Verpflichtete, nach vorgängiger 
sechsmonatlicher Kündigung, mit dem zwanzigfachen Betrage abzulösen 
berechtigt, sofern nicht vertragsmäßig etwas Anderes bestimmt wird. Es kann 
jedoch auch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines bestimmten 
Zeitraums, welcher dreißig Jahre nicht übersteigen darf, ausgeschlossen, und 
ein höherer Ablösungsbetrag als der fünf und zwanzigfache der Rente nicht 
stipulirt werden; ersteres gilt auch von den in den $. 53. bis 55. gedachten 
Renten. 
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Vertragsmäßige, den Vorschriften dieses Paragraphen zuwiderlaufende 
Bestimmungen sind wirkungslos, unbeschadet der Rechtsverbindlichkeit des 
sonstigen Inhalts eines solchen Vertrags. 


8. 92. Die Kündigung von Kapitalten, welche einem Grundstücke oder 
einer Gerechtigkeit auferlegt werden, kann fünftig nur während eines 
bestimmten Zeitraums, welcher dreißig Jahre nicht übersteigen darf, 
ausgeschlossen werden. 


Kapitalien, welche auf einem Grundstücke oder einer Gerechtigkeit 
angelegt sind und bisher Seitens des Schuldners unkündbar waren, können 
von jetzt ab, sobald dreißig Jahre seit der Verkündung dieses Gesetzes 
verflossen sind, mit einer sechsmonatlichen Frist Seitens des Schuldners 
gekündigt werden. 


Diese Bestimmungen finden auf sämmtliche Kreditinstitute keine 
Anwendung. 


8. 93. Wenn bei Zerstückelung von Grundstücken die darauf haftenden, 
den Bestimmungen des $. 64. unterliegenden Reallaften weder durch 
Kapital, noch nach den Vorschriften des Gesetzes vom heutigen Lage über 
Errichtung von Rentenbanken abgelöst werden, so bleiben für solche 
Reallasten das Hauptgrundstück und die Trennstücke in solidum verhaftet. 


Dagegen ist der Berechtigte hinsichtlich solcher Renten, welche den 
Bestimmungen des $. 64. nicht unterliegen ($$. 53. bis 55. 65. 66. und 91.), 
verpflichtet, sich eine Vertheilung dieser Renten auf die Trennstücke nach 
Verhältniß des Werths derselben gefallen zu lassen. 


Er ist jedoch zu fordern berechtigt, daß diejenigen, Rentenbeträge, 
welche nach der Vertheilung jährlich unter vier Thaler betragen, durch 
Kapitalszahlung Seitens des Pflichtigen abgelöst werden. 


Der $. 2. des Edikts vom 14. September 1811. wegen Beförderung der 
Landeskultur und der $. 2. des Gesetzes vom 18. Juni 1840. über die, den 
Grundbesitz Betreffenden Rechtsverhältnisse im Herzogthum Westphalen 
(Gesetz-Sammlung 1840. S. 153.), soweit er diesen Bestimmungen entgegen 
ist, werden aufgehoben. 


$. 94. Auf Ablösung oder auf Regulirung ist sowohl der Berechtigte als 
der Verpflichtete anzutragen befugt. 
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$. 95. Die Provokation auf Ablösung Seitens des Berechtigten muß sich 
stets auf die Ablösung aller Reallaften erstrecken, welche für ihn auf den 
Grundstücken desselben Gemeindeverbandes haften. Sind mit den 
Provokaten Grundbesitzer einer andern Gemeinde zum Natural- Fruchtzehnt 
oder zu Diensten gemeinschaftlich verpflichtet, so muß der Berechtigte seine 
Provokation zugleich auch gegen die Grundbesitzer dieser Gemeinde 
hinsichtlich aller auf deren Grundstücken für ihn haftenden Reallasten 
richten. 


In denjenigen Landestheilen, in welchen der dritte Abschnitt des 
gegenwärtigen Gesetzes anwendbar ist, muß, wenn der Berechtigte provozirt, 
der. Antrag zugleich auf Ablösung und auf Regulirung in dem vorstehend 
gedachten Umfange gerichtet werden. 


Die Provokation auf Ablösung. Seitens des Verpflichteten muß sich stets 
auf fämmtliche, seinen Grundstücken obliegende Reallaften erstrecken. 


Die Zurücknahme einer angebrachten Provokation ist unzulässig. 


Die auf Grund der Verordnung vom 20. Dezember 1848. (Gesetz- 
Sammlung 1848. S. 427.) vorläufig durchgeführten Ablösungen und 
Regulirungen in der Provinz Schlesien sind von Amtswegen in endgültige 
umzuleiten. 


$. 96. In Beziehung auf die Kommunal-Verhältnisse und die 
Grundsteuern treten außer den Vorschriften des $. 66. durch die Ausführung 
des gegenwärtigen Gesetzes keine Veränderungen ein. Es bleibt vielmehr die 
Regulirung dieser Verhältnisse der fünftigen Gemeinde-Ordnung und den 
Gesetzten über die Grundsteuern vorbehalten. 


$. 97. Die Ablösbarkeit der Reallasten, sowie die Regulirungsfähigkeit 
der noch nicht zu Eigenthum besessenen Stellen, ist ohne Rücksicht auf 
früher darüber abgegebene Willenserklärungen, auf Verjährung oder früher 
darüber ergangene Judikate, lediglich nach den Vorschriften des 
gegenwärtigen Gesetzes zu beurtheilen. 


$. 98. Den bei einer Ablösung oder Regulirung Betheiligten bleibt es 
freigestellt, auch über eine andere Art der Auseinandersetzung, als die in den 
Abschnitten II. und III. bestimmte Abfindung in Land vergleichsweise 
festzustellen. 
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8. 99. Das gegenwärtige Gesetz findet, insoweit nicht in demselben 
ausdrücklich seine Ausnahme angeordnet wird, auf vergangene Fälle keine 
Anwendung. Aus der unentgeltlichen Aufhebung der im Abschnitt 1. 
genannten Rechte und Pflichten kann von denen, zu deren Gunsten sie 
erfolgt ist, ein Einwand gegen die Nachtheile nicht entnommen werden, 
welche rechtlich mit gewissen Handlungen oder Unterlassungen verbunden 
sind, in sofern diese Handlungen oder Unterlassungen vor Verkündung des 
Gesetzes vom 9. Oktober 1848. sich ereigneten. Ebenso wenig begründen 
jene Bestimmungen des Abschnitts 1. einen Einwand gegen Zahlung der bis 
zu dem genannten Tage fällig gewordenen Rückstände, noch einen Anspruch 
auf Erstattung oder Entschädigung. 


In den Landestheilen, für welche die drei Gesetze vom 21. April 1825. 
(Nr. 938., 1939. und 940. der Gesetzsamml. für 1825.) erlassen sind, können 
jedoch auch die vor Verkündung des Gesetzes vom 9. Oktober 1848. 
entstandenen Ansprüche aus den nach $. 2. Nr. 1. und 4. des gegenwärtigen 
Gesetzes ohne Entschädigung aufgehobenen Rechten nur dann geltend 
gemacht werden, wenn sie durch Vertrag oder rechtskräftiges Erkenntniß 
bereits festgestellt sind. 


Rückstände, welche den doppelten Betrag der jährlichen Rente nicht 
übersteigen, können, in sofern beide Theile einig sind, nach näherer 
Bestimmung des Rentenbank- Gesetzes, der Rentenbank überwiesen werden. 


8. 100. ist vor Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes in einer 
Auseinandersetzungsfache der Rezeß bestätigt oder die Ablösung oder 
Regulirung in Ansehung aller oder einzelner Berechtigungen (Abschnitt I. 
bis III.) so weit gediehen, daß die Abfindung durch Vertrag, rechtskräftiges 
Erkenntniß, Anerkenntniß des Auseinanversetzungsplanes oder sonst 
rechtsverbindlich bereits festgestellt ist, so kann hiergegen aus dem 
gegenwärtigen Gesetze kein Einwand hergeleitet werden. 


Dagegen sind die Bestimmungen dieses Gesetzes auf alle noch nicht 
rechtsverbindlich festgestellten Verhältnisse anwendbar. 


Ist aber in einer solchen Ablösung oder Regulirung ein 
Landtheilungsplan bereits ausgeführt, wenn auch noch nicht 
rechtsverbindlich festgestellt, so kann solcher auf Grund des gegenwärtigen 
Gesetzes nicht mehr angefochten, sondern die Ausgleichung wegen der nach 
diesem Gesetze zu berechnenden Abfindung nur in einer nach den 
Bestimmungen der Gemeinheitstheilungs-Ordnung zu behandelnden Rente 
bewirkt werden. 
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$. 101. Die Bestimmungen des $. 95. finden auf alle noch anhängigen 
Regulirungen und Ablösungen Anwendung. 


$. 102. Die Bestimmungen des $. 47. sind auf alle bereits anhängigen 
Ablösungen von Besitzveränderungs- Abgaben anwendbar, in welchen die 
Abfindung noch nicht rechtsverbindlich festgestellt ist. ($. 100.) 


$. 103. Der Anspruch auf die nach der Deklaration vom 29. Mai 1816. 
(Gesetzsamml. 1816. S. 154.) zu gewährende höhere als die Normal- 
Entschädigung fällt fort, wenn diese höhere Entschädigung bei Verkündung 
des gegenwärtigen Gesetzes nicht schon durch Vertrag, rechtskräftiges 
Erkenntniß, Anerkennung des Auseinandersetzungsplans oder sonst 
rechtsverbindlich festgestellt ist. Es bewendet in diesem Falle, sowohl dem 
Berechtigten als dem Verpflichteten gegenüber, lediglich bei der 
festgestellten Normalentschädigung. 


Der Anspruch auf geringere als die Normalentschädigung wird nach den 
Vorschriften der bisherigen Gesetze erledigt; doch bleibt auch hierbei der 
Art. 68. der Deklaration vom 29. Mai 1816. außer Anwendung. 


$. 104. Der Termin zur Ausführung der Auseinandersetzung wird, wenn 
die Interessenten sich über denselben nicht vereinigen, durch die 
Auseinandersetzungsbehörde bestimmt. 


8. 105. Für das in diesem Gesetz $8$. 11. 14. 17. 30. 31. 44. 63. 72. 83. 
85. 88. angeordnete schiedsrichterliche Verfahren gelten die $$. 32. ff. der 
Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen des Geschäftsbetriebs in den 
Angelegenheiten der Gemeinheitstheilungen u. s. w. (Gesetzsamml. 1834. S. 
96.) gegebenen Vorschriften. 


8. 106. Die Kosten der Regulirungen und Ablösungen, ausschließlich 
der Prozeßkosten, sind zur einen Hälfte von den Berechtigten, zur anderen 
Hälfte von den Verpflichteten zu tragen. 


Mehrere Berechtigte oder mehrere Verpflichtete haben zu den sie 
betreffenden Kosten nach Verhältniß des Werths der abgelösten Realhaften 
und Gegenleistungen beizutragen. 


$. 107. Die Kosten in noch anhängigen Auseinandersetzungen und 
Prozessen über Berechtigungen, Abgaben und Leistungen, welche in Folge 
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der Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes unentgeltlich wegfallen, 
werden, in soweit sie nicht bereits bezahlt sind, niedergeschlagen. 


8. 108. Die General-Kommissionen und landwirthschaftlichen 
Regierungs-Abtheilungen sind befugt, mit der Besorgung einzelner, zum 
Auseinandersetzungs-Verfahren gehöriger Geschäfte, und selbst mit der 
vollständigen Bearbeitung einfacher. Auseinandersetzungen, jeden Staats- 
und Gemeindebeamten zu beauftragen, welchen sie dazu für geeignet halten. 
Diese Beamten sind verpflichtet, sich innerhalb ihres Amtsbezirks solchen 
Aufträgen zu unterziehen und überkommen wegen dieser Geschäfte gleiche 
Rechte und Pflichten, wie die beständigen Kommissarien der 
Auseinandersetzungs- Behörden. Die von ihnen innerhalb der Grenzen ihres 
Auftrages aufgenommenen Verhandlungen haben diejenige Kraft, welche im 
8. 55. der Verordnung vom 20. Juni 1817. den Protokollen der 
Spezialkommissarien beigelegt worden ist. 


Die Vollziehung der Auseinandersetzungs-Rezesse kann mit der 
nämlichen Wirkung, wie vor einem als Richter befähigten Justizbeamten 
oder vor einem Notar, auch vor einem jeden von der General-Kommission 
oder der landwirthschaftlichen Regierungsabtheilung mit diesem Geschäfte 
beauftragten Staats- oder Gemeinde-Beamten erfolgen. Die beschränkende 
Vorschrift des $. 43. der Verordnung vom 30. Juni 1834. wird aufgehoben. 


8. 109. Die Legitimation jedes bei einem Auseinandersetzungs-Geschäft 
sich Interessenten, Besitztitel im Hypothekenbuche noch nicht berichtigt 
worden, ist als geführt zu erachten: 


a) wenn demselben von der betreffenden Gemeindebehörde bescheinigt 
wird, daß er das Grundstück, um welches es sich handelt, eigenthümlich 
besitze, oder wenn er eine auf die Erwerbung des Eigenthums davon 
lautende öffentliche Urkunde vorzulegen im Stande ist; 


b) wenn dabei die übrigen Theilnehmer des Geschäfts die Legitimation 
nicht betreiten, und 


c) nach geschehener öffentlicher Bekanntmachung der 
Auseinandersetzung (Ausführungsgesetz vom 7. Juni 1821. $. 12., 
Verordnung vom 30. Juni 1834. $. 25.) und Benachrichtigung der aus dem 
Hypothekenbuche etwa ersichtlichen Eigenthums - Bratendenten bis zur 
Rezeßvollziehung kein Anderer bei dem Spezial- Kommissarius oder bei der 
Auseinandersetzungs-Behörde Besitzansprüche erhoben hat. 
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Wer sich nach Ablauf des in der öffentlichen Bekanntmachung 
angegebenen Termins bis zur Rezeßvollziehung als Besitzer meldet und 
legitimirt, muß Alles gegen sich gelten lassen, was bis zu dem Zeitpunkte 
seiner Meldung mit dem nach den obigen Litt. a. und b. vorläufig 
legitimirten Inhaber des Grundstücks festgestellt worden ist. 


Der Hypothekenrichter darf die Eintragung des von den 
Auseinandersetzungs- Behörden bestätigten Rezesses in das 
Hypothekenbuch nicht versagen, auch wenn der Rezeß mit einem andern als 
dem eingetragenen Besitzer abgeschlossen, bei der Bestätigung aber von der 
Auseinandersetzungs- Behörde bescheinigt ist, daß die Legitimation der noch 
nicht titulirten Besitzer in obiger Weise ergänzt sei. 


$. 110. Die besondere Bekanntmachung der Kapital-Abfindungen an die 
eingetragenen Gläubiger und an die sonstigen Realberechtigten fällt weg: 


a) in soweit die Kapital-Abfindungen zu den Einrichtungskosten 
erforderlich sind; 


b) bei anderweiten Verwendungen in die Substanz des berechtigten 
Gutes ober zur Abstoßung prioritätisch eingetragener Kapitalposten, ohne 
Rücksicht darauf, wie hoch sich die eingetragenen Schulden oder Kapital- 
Abfindungen belaufen. 


Ob und wie weit die Verwendung in einer, die Gläubiger und 
Realberechtigten des berechtigten Guts sicherstellenden Weise erfolgt ist, hat 
die Auseinandersetzungs-Behörde allein, nach ihrem Ermessen, zu prüfen; 


c) wenn die Kapitals-Abfindung nur zwanzig-Thaler oder weniger 
beträgt; 


d) wegen der Geld-Entschädigungen für den neuesten Düngungszustand 
und für Verbesserungs- Arbeiten; 


e) wegen derjenigen Kapitals-Abfindungen, welche nach dem Gesetze 
über die Errichtung von Rentenbanken an den Berechtigten 


aa) von den Verpflichteten für Renten oder Renten - Antheile unter 
Einem Silbergroschen; 
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bb) von der Rentenbank für die über den Nennwerth der ausgehändigten 
Rentenbriefe überschießenden Beträge (Kapitalspitzen) gezahlt werden 
müssen. 


Die unter c. d. e. gedachten Abfindungsgelder erhält der Berechtigte, 
wenn er zugleich im Hypothekenbuche eingetragener Besitzer ist, zur freien 
Disposition, und ist insbesondere auch deren Verwendung in das Lehen, 
Fideikommiß, Erbzinsgut 2c. nicht zu kontroliren. 


Die Vorschriften des Gesetzes vom 29. Juni 1835. $. 9. — der 
Ablösungs- Ordnung vom 13. Juli 1829. $. 103. der Ablösungs-Ordnung 
vom 18. Juni 1840. $$. 100. 101. -- des Ablösungsgesetzes vom 4. Juli 1840. 
88. 74. 75. und der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. $. 152. 
werden aufgehoben. 


$. 111. Eine jede Bekanntmachung wegen Kapitals- Abfindung ist nur 
an diejenigen Gläubiger und Realberechtigten zu richten, welche im 
Hypothekenbuche des berechtigten Gutes eingetragen sind. Eine Ermittelung 
und Benachrichtigung ihrer nicht eingetragenen Erben, Cessionarien oder 
Rechtsnachfolger ist nicht erforderlich, wird vielmehr durch die öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt, welche eintreten muß, wenn der eingetragene 
Kreditor todt oder seinem Aufenthalte nach unbekannt oder nicht mehr 
Besitzer der Forderung ist. Sollte in diesen Fällen die Ermittelung und 
besondere Benachrichtigung des zeitigen Besitzers der Forderung ohne 
Schwierigkeit zu bewirken sein, so steht es der Auseinandersetzungs- 
Behörde frei, diesen Weg statt der öffentlichen Bekanntmachung 
einzuschlagen. 


8. 112. Außer den abändernden Bestimmungen der SS. 106. bis 111. 
bleiben borläufig die übrigen, das Kostenwesen und das Verfahren, so wie 
die Rechte dritter Personen regelnden bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen und die hierauf bezüglichen Vorschriften der oben im 8. 1. 
genannten bisherigen Gesetze in Kraft, insoweit sie nicht durch dieses und 
das Gesetz vom heutigen Tage über die Errichtung von Rentenbanken 
ausdrücklich abgeändert sind. 


8. 113. Mit dem Zeitpunkte der Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes 
verliert das Gesetz vom 9. Oktober 1848., 


betreffend die Sistirung der Verhandlung über die Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse und über die Ablösung der 
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Dienste, Natural- und Geldabgaben, sowie der über diese Gegenstände 
anhängigen Prozesse (Gesetz- 1848. S. 276.), 


in Ansehung aller derjenigen Verhandlungen und Prozesse seine 
Wirksamkeit, welche Rechtsverhältnisse zum Gegenstande haben, die nach 
dem gegenwärtigen Gesetz geordnet werden sollen. 


Ueber die Mühlenabgaben und die Anwendung des gegenwärtigen 
Gesetzes auf dieselben bleiben die näheren Bestimmungen einem besonderen 
Gesetze vorbehalten. 


Bei der Sistirung der Ablösungs-Verhandlungen und Prozesse über die 
Mühlenabgaben behält es einstweilen sein Bewenden. 


8. 114. Die Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes in dem 
Regierungsbezirk Stralsund wird der General- Kommission zu Stargard 
übertragen. Es kommen hierbei, in Beziehung auf das Verfahren, das 
Kostenwesen und die Rechte dritter Personen, dieselben gesetzlichen 
Vorschriften zur Anwendung, welche in dem bisherigen Geschäftsbezirk der 
gedachten Behörde gelten. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 2. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v.d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


25. Gesetz, betreffend den erleichterten Abverkauf kleiner 
Grundstücke. Vom 3. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, für den ganzen Umfang der 
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Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer belegenen 
Landestheile, was folgt: 


8. 1. Jeder Grundeigenthümer, so wie jeder Lehns- und 
Fideikommißbesitzer ist befugt, einzelne Gutsparzellen gegen Auferlegung 
fester, nach den Vorschriften der Ablösungs-Ordnung ablösbarer 
Geldabgaben oder gegen Feststellung eines Kaufgeldes auch ohne 
Einwilligung der Lehns- und Fideikommißberechtigten, Hypotheken- und 
Realgläubiger zu veräußern, sofern bei landschaftlich beliehenen Gütern die 
Kreditdirektion, bei anderen die Auseinandersetzungs-Behörde bescheinigt, 
daß die Abveräußerung den gedachten Interessenten unschädlich sei. 


8. 2. Ein solches Unschädlichkeitszeugniss darf nur ertheilt werden, 
wenn das Trennstück im Verhältniß zu dem Hauptgute von geringem Werth 
und Umfang ist, und wenn die auferlegte Geldabgabe oder das verabredete 
Kaufgeld den Ertrag oder den Werth des Trennstücks erreicht. 


8. 3. Das veräußerte Trennstück scheidet aus dem Realverbande des 
Hauptgutes, zu welchem dasselbe bis dahin gehört hat, aus, und die 
demselben auferlegte Geldabgabe, so wie das verabredete Kaufgeld treten in 
Beziehung auf die Lehns- und Fideikommißberechtigten, Hypotheken- und 
Realgläubiger des Hauptgutes an die Stelle des Trennstücks. 


$. 4. Hinsichtlich der Verwendung der festgesetzten Kaufgelder in das 
Hauptgut kommen die gesetzlichen Vorschriften über die Verwendung der 
Ablösungs-Kapitalien zur Anwendung. 

8.5. Alle Bestimmungen, welche den Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes entgegenstehen oder sich mit demselben nicht vereinigen lassen, 


werden außer Kraft gesetzt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrücktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 3. März 1850. 
(L. S.). Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 
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26. Gesetz, betreffend die auf Mühlengrundstücken haftenden 
Reallasten. Vom 11. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf 
dem linken Rheinufer belegenen Landestheile, unter Zustimmung beider 
Kammern, was folgt: 


$. 1. Bei Beurtheilung der Frage: Ob die auf einem Mühlengrundstücke 
haftenden Abgaben durch die Bestimmungen des $. 30. des Edikts vom 2. 
November 1810. (Gesetz-Sammlung 1810. S. 86.) oder des $. 3. der 
allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. aufgehoben worden 
sind oder nicht, 


kommen künftig die Bestimmungen der $$. 1. und 2. der Verordnung 
vom 19. Febr. 1832. (Gesetz-Sammlung 1832. S. 64.) nicht mehr zur 
Anwendung und bewendet es lediglich bei den allgemeinen Grundsätzen 
über die Beweisführung und Beweislast. 


$. 2. Jeder Prozeß, in welchem die im $. 1. bezeichnete Frage streitig ist 
oder wird, hat die Wirkung, daß alle auf dem Grundstücke ruhenden, nicht 
als aufgehoben zu betrachtenden ablösbaren Reallasten nach den 
Grundsätzen des Gesetzes über Ablösung der Reallasten 2c. vom 2ten d.M. 
sofort abgelöst werden müssen. 


In Betreff aller derartigen Prozesse, sie mögen bereits anhängig sein 
oder erst künftig angestellt werden, tritt die Zuständigkeit der 
Auseinandersetzungs-Behörde ein. 


8. 3. Sind die darüber, ob und in wie weit eine auf einem 
Mühlengrundstücke haftende Abgabe eine Grundabgabe sei oder für den 
Betrieb des Mühlengewerbes entrichtet werden müsse, entstehenden 
Streitigkeiten bei der Regulirung nicht gütlich zu beseitigen, so überreicht 
die Auseinandersetzungs-Behörde die spruchreif instruirten Akten mit ihrem 
Gutachten dem Revisions-Kollegium für Landeskultur- Sachen zur 
Entscheidung. Gegen den Ausspruch desselben findet weder ein ordentliches, 
noch ein außerordentliches Rechtsmittel statt. 
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Alle schon anhängige, noch nicht rechtskräftig entschiedene Prozesse 
gehen, wenn gegen das bereits ergangene Erkenntniß ein Rechtsmittel 
eingelegt wird, ebenfalls an das Revisions-Kollegium zur endgültigen 
Entscheidung auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes. 


Nur die bei Verkündung dieses Gesetzes in der Revisions- oder 
Nichtigkeits- Instanz schwebenden Prozesse werden durch Entscheidung des 
Ober-Tribunals zum Austrage gebracht. 


$. 4. Alle Ansprüche auf Befreiung von den auf Mühlengrundstücken 
haftenden Abgaben, welche darauf gegründet sind: 


daß die Abgaben durch die Bestimmungen des $. 30. des Edikts vom 
2. November 1810. oder des $. 3. der allgemeinen Gewerbe-Ordnung 
aufgehoben worden seien, 


müssen, bei Verlust derselben, Seitens des Verpflichteten vor dem 1. 
Januar 1855. bei der zuständigen Auseinandersetzungs - Behörde angemeldet 
werden. 


8.5. In allen Fällen, in welchen für den Verlust einer für den 
Gewerbebetrieb entrichteten Abgabe nach dem Entschädigungs- Gesetze zur 
allgemeinen Gewerbe- Ordnung vom 17. Januar 1845. eine Entschädigung 
aus der Staatskasse in Anspruch genommen werden kann, ist der 
betreffenden Regierung von dem Antrage auf Einleitung des Verfahrens 
Nachricht zu geben. Der Regierung bleibt in solchem Falle überlassen, zur 
Wahrnehmung des fiskalischen Interesses einen Anwalt zu bestellen, welcher 
bei allen Verhandlungen zugezogen werden muß. 


8. 6. Bei jeder Ablösung der auf einem Mühlengrundstücke haftenden 
Reallaften ist der Besitzer desselben zu fordern berechtigt, daß ihm ein 
Drittel des Reinertrages des Grundstückes verbleibe, und daß, soweit es 
hierzu erforderlich, die Abfindung für die zur Ablösung kommenden 
Reallasten vermindert werde. Stehen dem verpflichteten Mühlenbesitzer 
mehrere Berechtigte gegenüber, welche sich hiernach eine Verminderung 
ihrer Abfindung gefallen lassen müssen, so erfolgt die Verminderung nach 
Verhältniß der Größe der Abfindung. 


Der Reinertrag des Mühlengrundstücks wird in folgender Art ermittelt: 


Es wird der gegenwärtige gemeine Kaufwerth, d. h. der Werth, 
welchen das Mühlengrundstück nebst allem Zubehör, nach seiner 
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Wasserkraft, Lage, der zur Zeit der Abschätzung bestehenden 
Konkurrenz und anderen bestimmenden Umständen, in Erwägung 
aller auf ihm ruhenden Lasten und Abgaben, und aller ihm 
zustehenden Berechtigungen hat, in Pausch und Bogen durch 
Schiedsrichter festgestellt. 


Zu dem Werth wird die Entschädigung gerechnet, welche dem 
jetzigen oder einem früheren Besitzer des Mühlengrundstücks für 
Aufhebung damit etwa verbunden gewesener Zwangs- oder 
Bannrechte, oder ausschließlicher Gewerbe-Berechtigungen, gewährt 
worden oder noch zu gewähren ist. 


Alsdann werden vier Prozent des so ermittelten Kaufwerths und 
der gedachten Entschädigung mit dem Jahreswerthe aller ablösbaren 
Reallasten des Mühlengrundstücks nach Abzug der nach $$. 59. und 
60. des Gesetzes über Ablösung der Reallasten vom 2. d. M. zu 
berücksichtigenden Gegenleistungen zusammengerechnet. 


Die Summe davon stellt den Reinertrag des Grundstücks dar. 


8. 7. Die Schiffsmühlen sind im Sinne dieses Gesetzes ebenfalls zu den 
Mühlengrundstücken zu rechnen. 


$. 8. Auf Mühlen, welche erst nach Verkündung der Gewerbe-Ordnung 
vom 17. Januar 1845. neu gegründet worden sind, findet die Bestimmung 
wegen Herabsetzung der Entschädigung für die abzulösenden Reallasten auf 
den Betrag von zwei Dritteln des Reinertrags des Mühlengrundstücks keine 
Anwendung. 


$. 9. Mit dem Tage der Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes hört die 
im $. 1. Litt. b. und $. 2. Nr. 1. des Gesetzes vom 9. Oktober 1848. (Gesetz- 
Sammtlung 1848. S. 276.) angeordnete Sistirung der Prozesse über Mühlen- 
Abgaben auf. 


Die nach $. 2. Nr. 1. des gedachten Gesetzes getroffenen 
interimistischen Festsetzungen über die laufenden Leistungen bleiben bis zur 
Ausführung der Ablösung, so wie die Befugniss der Auseinandersetzungs- 
Behörden, dergleichen Festsetzungen auch fernerhin zu treffen, in Kraft. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrücktem Königlichen Insiegel. 
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Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(S. L.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simone. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


27. Jagdpolizei. Gesetz. Vom 7. März 1850. 


Das Jagdgesetz vom 31. Oktober 1848., welches jedem Grundbesitzer freies 
Jagdrecht gab, hatte furchtbare Verheerungen unter dem Wilde herbeigeführt und 
zuletzt cine völlige Ausrottung in Aussicht gestellt. Außerdem waren andere 
Uebel- stände als Folgen dieses Gesetzes hervorgehoben worden, Wilddieberei, 
Verlegungen mit Schießgewehren u. f. w. In Rücksicht auf diese Uebelstände 
entstand dieses Gesetz, welches das Jagdrecht dadurch wesentlich beschränkt, 
daß es nur auf einem Areal von bestimmter Größe und von bestimmten Personen 
gehandhabt werden darf. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


8. 1. Die Ausübung des einem jeden Grundbesitzer auf seinem Grund 
und Boden zustehenden Jagdrechts wird nachstehenden Bestimmungen 
unterworfen. 


$. 2. zur eigenen Ausübung der Jagdrechts auf seinem Grund und 
Boden, ist der Besitzer nur befugt: 


a) auf solchen Besitzungen, welche in einen oder mehreren an einander 
grenzenden Gemeindebezirken einen land- oder forstwirthschaftlich 
benutzten Flächenraum von wenigtens dreihundert Morgen einnehmen und 
in ihrem Zusammenhange durch kein fremdes Grundstück unterbrochen 
sind; die Trennung, welche Wege oder Gewässer bilden, wird als eine 
Unterbrechung des Zusammenhanges nicht angesehen; 
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b) auf allen dauernd und vollständig eingefriedeten Grundstücken. 
Darüber, was für dauernd und vollständig eingefriedet zu erachten, 
entscheidet der Landrath;. 


c) auf Seen, auf zur Fischerei eingerichteten Teichen und auf solchen 
Inseln, welche Ein Besitzthum bilden. 


8. 3. Wenn die im $. 2. bezeichneten Grundstücke mehr als dreien 
Besitzern gemeinschaftlich gehören, so ist die eigene Ausübung des 
Jagdrechts auf diesen Grundstücken nicht sämmtlichen Mitbesitzern 
gestattet. 


Dieselben müssen vielmehr die Ausübung des Jagdrechts Einem bis 
höchstens Dreien unter ihnen übertragen. Doch steht ihnen auch frei, das 
Jagdrecht ruhen oder durch einen angestellten Jäger ausüben zu lassen oder 
zu verpachten. 


Gemeinden oder Korporationen dürfen das Jagdrecht auf solchen ihnen 
gehören den Grundstücken ($. 2.) nur durch Verpachtung oder durch einen 
angestellten Jäger ausüben. 


8. 4. Alle übrigen Grundstücke eines Gemeindebezirks, welche nicht zu 
den im $. 2. gedachten gehören, bilden der Regel nach einen 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk. Es ist aber den Gemeindebehörden gestattet, 
nach freier Uebereinkunft mehrere ganze Gemeindebezirke oder einzelne 
Theile eines Gemeindebezirks mit einem anderen Gemeindebezirke zu einem 
gemeinschaftlichen Jagdbezirke zu vereinigen. Auch soll die 
Gemeindebehörde befugt sein, mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde aus 
dem Bezirke Einer Gemeinde mehrere für sich bestehende Jagdbezirke zu 
bilden, deren jedoch feiner eine geringere Fläche als dreihundert Morgen 
umfassen darf. 


Den Besitzern der im $. 2. bezeichneten Grundstücke ist es gestattet, 
sich mit diesen Grundstücken dem Jagdbezirke ihrer Gemeinden 
anzuschließen. 


Die Beschlüsse über alle dergleichen Abänderungen der gewöhnlichen 
Jagdbezirke dürfen sich auf keinen fürzeren Zeitraum als auf drei Jahre und 
auf keinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erstrecken. 


8. 5. Die Besitzer isolirt belegener Höfe sind berechtigt, sich mit 
denjenigen Grundstücken, welche zusammenhängend den Hof ganz oder 
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theilweise umgeben, also nicht mit fremden Grundstücken im Gemenge 
liegen, von dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke auszuschließen, wenngleich 
die Grundstücke nicht zu den im $. 2. gedachten gehören. 


8. 6. Auf den nach $. 5. aus dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke 
ausgeschiedenen Grundstücken müssen die Grundbesitzer, so lange die 
Ausschließung dauert, die Ausübung des Jagdrechts gänzlich ruhen lassen. 


Auch müssen die Grenzen solcher Grundstücke stets erkennbar 
bezeichnet werden. 


$. 7. Grundstücke, welche von einem über dreitausend Morgen im 
Zusammenhange großen Walde, der eine einzige Besitzung bildet, ganz oder 
größtentheils eingeschlossen find, werden, auch wenn sie nicht unter die 
Bestimmungen des $. 2. fallen, dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke der 
Gemeinde nicht zugeschlagen. Die Besitzer solcher Grundstücke sind 
verpflichtet, die Ausübung der Jagd auf denselben dem Eigenthümer des sie 
umschließenden Waldes auf dessen Verlangen gegen eine nach dem Jagd- 
Ertrage zu bemessende Entschädigung zeitpachtweise zu übertragen, oder die 
Jagdausübung gänzlich ruhen zu lassen. 


Die Festsetzung der Entschädigung erfolgt im Mangel einer Einigung 
durch den Landrath, vorbehaltlich der beiden Theilen zustehenden Berufung 
auf richterliche Entscheidung. 


Macht der Waldeigenthümer von seiner Befugniss, die Jagd auf der 
Enklave zu erwachten, beim Anerbieten des Besitzers, nicht Gebrauch, so 
steht dem letzteren die Ausübung der Jagd auf den enklavirten Grundstücke 
zu. 


Stoßen mehrere derartige Grundstücke an einander, so daß sie eine 
ununterbrochene zusammenhängende Fläche von mindestens dreihundert 
Morgen umfassen, so bilden dieselben einen für sich bestehenden 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk, für welchen die nämlichen Vorschriften 
gelten, wie für die gewöhnlichen Jagdbezirke. 


8. 8. Die im $. 5. des Gesetzes vom 31. Oktober 1848. (Gesetz- 
Sammlung für 1848. Seite 344.) enthaltenen Vorschriften über die Ausübung 
der Jagd in den Festungswerken, in deren Umkreise, sowie in dem der 
Pulvermagazine und ähnlicher Anstalten bleiben unverändert in Kraft. 
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8. 9. Die Besitzer der, einen Jagdbezirk bildenden Grundstücke werden 
in allen Jagd-Angelegenheiten durch die Gemeindebehörde vertreten. 
Werden Grundstücke aus verschiedenen Gemeindebezirken zu Einem 
Jagdbezirke vereinigt, so bestimmt die Aufsichtsbehörde diejenige 
Gemeindebehörde, welche die Vertretung zu übernehmen hat. 


8. 10. Nach Maaßgabe der Beschlüsse der Gemeindebehörde kann auf 
dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke entweder: 


a) die Ausübung der Jagd gänzlich ruhen, oder 


b) die Jagd für Rechnung der betheiligten Grundbesitzer durch einen 
angestellten Jäger beschossen werden, oder 


c) dieselbe, sei es öffentlich im Wege des Weistgebots, oder aus freier 
Hand, verpachtet werden. 


Die Pachtverträge dürfen sich auf keinen kürzeren Zeitraume als auf drei 
Jahre und auf keinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erstrecken. 


$. 11. Die Pachtgelder und Einahmen von der durch einen angestellten 
Jäger beschossenen Jagd werden in die Gemeindekasse gezahlt, und nach 
Abzug der etwa entstehenden Verwaltungskosten, durch die 
Gemeindebehörde unter die Besitzer derjenigen Grundstücke, auf welchen 
die gemeinschaftliche Ausübung des Jagdrechts tatt findet, nach dem 
Verhältnisse des Flächeninhalts dieser Grundstücke vertheilt. 


8. 12. Die Verpachtung der Jagd sowohl auf den im $. 2. erwähnten 
Grunds stücken, als auf gemeinschaftlichen Jagdbezirken, darf bei Strafe der 
Nichtigkeit des Vertrages niemals an mehr als höchstens drei Personen 
gemeinschaftlich erfolgen. 


Ausländer dürfen nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde als 
Jagdpächter angenommen werden. 


Afterverpachtungen sind ohne Einwilligung des Verpächters nicht 
gestattet. 


8. 13. Sowohl den Pächtern gemeinschaftlicher Jagdbezirke, als auch 
den Besitzern der im $. 2. bezeichneten Grundstücke, ist die Anstellung von 
Jägern für ihre Reviere gestattet. 
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8. 14. Ein Jeder, welcher die Jagd ausüben will, muß sich einen, für den 
ganzen Staat gültigen, zu seiner Legitimation dienenden, auf ein Jahr und auf 
die Person lautenden Jagdschein von dem Landrathe des Kreises seines 
Wohnsitz es ertheilen lassen, und selbigen bei der Ausübung der Jagd stets 
mit sich führen. 


Auch Ausländer kann ein solcher Jagdschein, jedoch nur gegen die 
Bürgschaft eines Inländers, von dem Landrathe des Wohnortes des Bürgen 
ertheilt werden. Der Bürge haftet in Folge seines Antrages für Strafen, 
welche auf Grund der $$. 16., 17. und 19. gegen den Ausländer verhängt 
werden, sowie für die Untersuchungskosten. 


Für einen jeden Jagdschein wird auf das Jahr eine Abgabe von Einem 
Thaler zur Kreis-Kommunalkasse des Wohnortes des Ertrahenten entrichtet. 
Die eingehenden Beträge werden nach den Beschlüssen der Kreisvertretung 
verwendet. 


Die Ausfertigung der Jagdscheine erfolgt kosten- und stempelsrei. 


Die im Königlichen oder Kommunaldienste angestellten Forst- und 
Jagdbeamten sowie die lebenslänglich angestellten Privat - Forst- und 
Jagdbedienten erhalten den Jagdschein unentgeltlich, soweit es sich um die 
Ausübung der Jagd in ihren Schußbezirken Handelt. In Jagdscheinen, welche 
unentgeltlich ertheilt sind, muß dies und für welchen Schußbezirk sie gelten, 
angegeben werden. 


$. 15. Die Ertheilung des Jagdscheines muß folgenden Personen versagt 
werden: 


a) solchen, von denen eine unvorsichtige Führung des Schießgewehrs 
oder eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu besorgen ist; 


b) denen, welche durch ein Urtheil des Rechts, Waffen zu führen, 
verlustig erklärt sind, sowie denen, welche unter Polizeiaufsicht stehen oder 
welchen die National-Kokarde aberkannt ist. 


Außerdem kann denjenigen, welche wegen eines Forst- oder Jagdfrevels 
oder wegen Mißbrauch des Feuergewehrs bestraft sind, der Jagdschein, 
jedoch nur innerhalb fünf Jahre nach verbüßter Strafe, versagt werden. 


8. 16. Die Nichtbeachtung der vorstehenden Vorschriften über Lösung 
von Jagdscheinen wird bestraft wie folgt: 
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Wer, ohne einen Jagdschein gelöst zu haben, die Jagd ausübt, wird für 
eine jede Uebertretung mit einer Geldstrafe von fünf bis zwanzig Thalern 
belegt. 


Wer seinen Jagdschein bei Ausübung der Jagd nicht bei sich führt, den 
trifft eine Geldstrafe bis zu fünf Thalern. 


Wer es versucht, sich durch einen nicht auf seinen Namen ausgestellten, 
fremden Jagdschein zu legitimiren, um sich dadurch der verwirkten Strafe zu 
entziehen, der wird mit einer Strafe von fünf bis funfzig Thalern belegt. 


$. 17. Wer zwar mit einem Jagdscheine versehen, aber ohne Begleitung 
des Jagdberechtigten, oder ohne dessen schriftlich ertheilte Erlaubniß bei 
sich zu führen, die Jagd auf fremdem Jagdbezirke ausübt, wird mit einer 
Strafe von zwei bis fünf Thalern belegt. 


Wer die Jagd auf seinem Grundstücke gänzlich ruhen zu lassen 
verpflichtet ist, dieselbe dennoch aber darauf ausübt, hat eine Geldstrafe von 
zehn bis zwanzig Thalern und die Konfiskation der dabei gebrauchten 
Jagdgeräthe verwirkt. 


Wer auf seinem eigenen Grundstücke, auf dem die Jagd an einen Dritten 
verpachtet ist, oder auf dem ein Jäger für gemeinschaftliche Rechnung der 
bei einem Jagdbezirke betheiligten Grundbesitzer die Jagd zu beschießen hat, 
ohne Einwilligung des Jagdpächters oder der Gemeindebehörde jagt, ebenso 
derjenige, welcher auf fremden Grundstücken, ohne eine Berechtigung dazu 
zu haben, die Jagd ausübt, wird wegen Wilddiebstahls oder 
Jagdkontravention nach den allgemeinen Gesetzen bestraft. 


8. 18. Die Bestimmung der Hege- und Schonzeit erfolgt nach den zur 
Zeit der Verkündung des Gesetzes vom 31. Oktober 1848. geltend gewesenen 
Gesetzten. 


Die Verordnung vom 9. Dezember 1842. 88. 1. und 2. (Gesetz- 
Sammlung 1843. S. 2.) und das Publikandum vom 7. März 1843. (Gesetz- 
Sammlung 1843. S. 92.) treten wieder in Kraft. Sonstige Uebertretungen der 
Vorschriften über Hegeund Schonzeit werden mit einer, nach richterlichem 
Ermessen zu bestimmenden Geldbuße bis zu funfzig Thalern geahndet. 


8. 19. Wer zur Begehung einer Jagdpolizei-Uebertretung sich seiner 
Angehörigen, Dienstboten, Lehrlinge oder Tagelöhner als Theilnehmer oder 
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Gehülfen bedient, haftet, wenn diese nicht zahlungsfähig sind, neben der von 
ihm selbst verwirkten Strafe, für die von denselben zu erlegenden 
Geldstrafen und den Schadenersatz. 


8. 20. Wegen einer Jagdpolizei-Uebertretung soll eine Untersuchung 
nicht weiter eingeleitet werden, wenn seit dem Lage der begangenen That bis 
zum Eingange der Anzeige an die Staatsanwaltschaft oder den Richter drei 
Monate verstrichen sind. 


$. 21. Durch Klappern, aufgestellte Schreckbilder, sowie durch Zäune, 
kann ein Jeder das Wild von seinen Besitzungen abhalten, auch wenn er auf 
diesen zur Ausübung des Jagdrechts nicht befugt ist. Zur Abwehr des Roth, 
Dam- und Schwarzwildes kann er sich auch kleiner oder gemeiner 
Haushunde bedienen. 


$. 22. Auf gemeinschaftlichen Jagdbezirken, auf welchen Wildschäden 
vorkommen, darf die Gemeindebehörde, wenn auch nur ein einzelner 
Grundbesitzer Widerspruch dagegen erhebt, die Ausübung der Jagd nicht 
ruhen lassen. 


8. 23. Wenn die in der Nähe von Forsten belegenen Grundstücke, welche 
Theile eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks bilden, oder solche 
Waldenklaven, auf welchen die Jagdausübung dem Eigenthümer des sie 
umschließenden Waldes überlassen ist (8. 7.), erheblichen Wildschäden 
durch das aus der Forst übertretende Wild ausgesetzt sind, so ist der Landrath 
befugt, auf Antrag der beschädigten Grundbesitzer, nach vorhergegangener 
Prüfung des Bedürfnisses und für die Dauer desselben, den Jagdpächter 
selbst während der Schonzeit zum Abschusse des Wildes aufzufordern. 
Schützt der Jagdpächter, dieser Aufforderung ungeachtet, die beschädigten 
Grundstücke nicht genügend, so kann der Landrath den Grundbesitzern 
selbst die Genehmigung ertheilen, das auf diese Grundstücke übertretende 
Wild auf jede erlaubte Weise zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des 
Schießgewehrs zu tödten. 


Das Nämliche gilt rücksichtlich der Besitzer solcher Grundstücke, auf 
welchen sich die Kaninchen bis zu einer, der Feld- und Gartenkultur 
schädlichen Menge vermehren, in Betreff dieser Thiergattung. Wird gegen 
die Verfügung des Landraths bei der vorgesetzten Verwaltungs-Behörde der 
Rekurs eingelegt, so bleibt erstere bis zur eingehenden höheren Entscheidung 
interimistisch gültig. 
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Das von den Grundbesitzern in Folge einer solchen Genehmigung des 
Landraths erlegte oder gefangene Wild muß aber gegen Bezahlung des in der 
Gegend üblichen Schußgeldes dem Jagdpächter überlassen und die 
desfallsige Anzeige binnen vier und zwanzig Stunden erstattet werden. 


8. 24. Auch der Besitzer einer solchen Waldenklave, auf welcher die 
Jagd nach $. 7. gar nicht ausgeübt werden darf, ist, wenn das Grundstück 
erheblichen Wildschäden ausgesetzt ist und der Besitzer des umgebenden 
Wald-Jagdreviers der Aufforderung des Landraths, das vorhandene Wild 
selbst während der Schonzeit abzuschießen, nicht genügend nachkommt, zu 
fordern berechtigt, daß ihm der Landrath nach vorhergegangener Prüfung des 
Bedürfnisses und auf die Dauer desselben die Genehmigung ertheile, das auf 
die Enklave übertretende Wild auf jede erlaubte Weise zu fangen, namentlich 
auch mit Anwendung des Schießgewehrs zu tödten. 


In diesem Falle verbleibt das gefangene oder erlegte Wild Eigenthum 
des Enklavenbesitzers. 


In den in den $$. 23. und 24. gedachten Fällen vertritt die von dem 
Landrathe zu ertheilende Legitimation die Stelle des Jagdscheins. 


8. 25. Ein gesetzlicher Anspruch auf Ersatz des durch das Wild 
verursachten Schadens findet nicht statt. 


Den Jagdverpächtern bleibt dagegen unbenommen, hinsichtlich des 
Wildschadens in den Jagdpacht-Kontrakten vorsorgliche Bestimmung zu 
treffen. 


8. 26. Wenn die jetzt bestehenden Jagdpacht-Kontrakte der Bildung der 
in den $$. 4. und 7. vorgeschriebenen gemeinschaftlichen Jagdbezirke 
hinderlich sind, so treten dieselben mit dem 1. Juli 1851. von selbst außer 
Kraft. 


$. 27. In denjenigen Städten, welche zu keinem landräthlichen Kreise 
gehören, werden die in diesem Gesetze den Landräthen übertragenen 
Befugnisse von den Ortspolizei-Behörden ausgeübt, und in Stelle der Kreis- 
Kommunalkasse tritt die städtische Kasse. 


$. 28. Wer die Jagd innerhalb des abgesteckten Festungs-Rayons von 
1300 Schritten ausüben will, muß vorher seinen Jagdschein von dem 
Festungs-Kommandanten besonders visiren lassen. 
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Die Uebertretung dieser Vorschrift wird mit einer Strafe von zwei bis 
fünf Thalern geahndet. 


8. 29. An die Stelle der in den $$. 16., 17., 18. und 28. angedrohten 
Geldstrafen tritt für den Fall, daß der Uebertreter zu deren Bezahlung 
unvermögend ist, eine verhältnißmäßige Gefängnisstrafe. 


8. 30. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Vorschriften werden 
hiermit aufgehoben. 


$. 31. Unser Minister für landwirthschaftliche Angelegenheiten wird mit 
der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegebenen Charlottenburg, den 7. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Mabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


28. Gesetz, betreffend die Aufhebung der Cirkular-Verordnung 
vom 26. Februar 1799. wegen Bestrafung der Diebstäble und 
ähnlicher Verbrechen und die Abänderung der Injurienstrafen. 
Vom 11. März 1850.*) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, für diejenigen Landestheile, in 
welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung 
Geltung hat, was folgt: 


$. 1. Die Cirkularverordnung vom 26. Februar 1799. wegen Bestrafung 
der Diebstähle und ähnlicher Verbrechen wird hierdurch aufgehoben. Bis zur 
Publikation des neuen Strafrechts finden in Bezug auf diese Verbrechen 
lediglich die Vorschriften des Titels, 20. Theils Allgemeinen Landrechts 


299 


nebst den zu denselben ergangenen anderweitigen Bestimmungen 
Anwendung. 


*) Die am 18. Dezember 1848. erschienene octroyirte Verordnung enthält 
bereits die meisten Bestimmungen dieses Gesetzes. Dieselbe ist in diesem 
Gesetz von den Kammern revidirt und hat im $. 6. und 3. u. s. w. wesentliche 
Uenderungen erhalten. Nach $. 3. besteht namentlich die Strafe der leichten 
Körperbeschädigung jetzt auch in Geldbusse. 


8. 2. Die einfache, durch Rede, Schrift, Zeichen, Abbildung oder andere 
Darstellung verübte Ehrenkränkung ist nach dem Ermessen des Gerichts, 
welches durch die vorliegenden Thatumstände bestimmt wird, mit Geldbuße 
bis zu breihundert Thalern oder mit Gefängniß oder mit Festungshaft bis zu 
sechs Monaten zu bestrafen. 


$. 3. Geringere Realinjurien ($. 628. Titel 20. Theil I. Allgemeinen 
Landrechts) werden noch einmal so hart als die einfache Chrenkränkung 
durch Rede oder Schrift bestraft. Eben diese Strafe tritt für leichte 
vorsätzliche Körperbeschädigungen ($. 796. Titel 20. Theil II. Allgemeinen 
Landrechts)an Stelle der bisher verordneten ein. 


8. 4. Auf den Standesunterschied, welcher in den bestehenden Gesetzten 
bei Bestrafung der Injurien und leichten Körperbeschädigungen gemacht 
wird, soll es nicht ferner ankommen. 


8.5. Alle Beleidigungen, mit Ausnahme der gegen Beamte bei Ausübung 
ihres Amtes oder in Beziehung auf dasselbe verübten Beleidigungen und der 
schweren Realinjurien, können, insoweit nicht besondere Gesetze für 
einzelne Arten derselben etwas Anderes bestimmen, von dem Beleidigten nur 
im Wege des Civilprozesses verfolgt werden. Die Staats- Anivaltschaft ist 
jedoch in allen Fällen, in denen ihr dies im Interesse der öffentlichen 
Ordnung nothwendig erscheint, die Bestrafung des Beleidigers in Wege des 
Untersuchungsverfahrens so lange zu verlangen befugt, als ein Urtheil in 
dem etwa eingeleiteten Civilprozesse noch nicht ergangen ist. ist auf eine 
solche von der Staats-Anwaltschaft erhobene Klage die gerichtliche 
Untersuchung eröffnet, so ist die Verzichtleistung auf die Bestrafung des 
Beleidigers ohne Einfluß auf den Fortgang der Untersuchung und die 
Vollstreckung des Urtheils Schreitet die Staats-Anwaltschaft ein, so wird der 
von dem Beleidigten etwa bereits eingeleitete Civilprozeß durch die 
Eröffnung der Untersuchung für erledigt erachtet. 
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8. 6. Die bestehenden gesetzlichen Vorschriften über das Verfahren bei 
Aufnahme der Beweise, insbesondere auch darüber, welche Personen als 
Zeugen vernommen und vereidet werden dürfen, und darüber, daß der Eid als 
ein zulässiges Beweismittel in Injuriensachen nicht anzusehen ist, bleiben für 
den Civilprozeß wegen Beleidigungen maaßgebend. Dagegen treten die 
bisherigen positiven Regeln über die Wirkungen der Beweise außer 
Anwendung. Der erkennende Richter hat fortan unter Prüfung aller Beweise 
für die Anklage und Vertheidigung nach seiner freien, aus dem Inbegriffe der 
Verhandlungen geschöpften Ueberzeugung zu entscheiden, ob der Verklagte 
schuldig oder nichtschuldig sei. Er ist aber verpflichtet, die Gründe, welche 
ihn dabei geleitet haben, in dem Urtheile anzugeben. Auf vorläufige 
Lossprechung soll nicht mehr erkannt werden. 


Der für schuldig Erklärte ist zur vollen gesetzlichen Strafe zu 
verurtheilen. 


$. 7. Gegen jedes Erkenntniß, welches wegen Beleidigungen im- 
Civilprozesse ergangen ist, stehen beiden Parteien die für den Civilprozeß 
vorgeschriebenen Rechtsmittel der Restitution, der Appellation und der 
Nichtigkeitsbeschwerde, nicht aber das Rechtsmittel der Revision zu. 


In Betreff der Beschwerden, welche nur den Kostenpunkt betreffen, 
kommt die Vorschrift der No. 3. Artikel 1. der Deklaration vom 6. April 
1839. (Gesetz-Sammlung 1839. S. 126.) zur Anwendung. 


$. 8. In der Appellations-Instanz kann der Appellant die Richtigkeit des 
von den ersten Richter als feststehend angenommenen Thatbestandes nur 
durch Angabe neuer Thatsachen oder neuer Beweismittel anfechten, und der 
Appellations-Richter hat bei seiner Entscheidung zu beurtheilen, ob und 
inwieweit durch diese neuen Thatsachen oder Beweismittel die Entscheidung 
des Richters erster Instanz in Bezug auf den Thatbestand oder die 
Thäterschaft geändert wird. 


Wenn keine neuen Thatsachen oder Beweismittel vorgebracht sind, hat 
der zweite Richter nur darüber, ob die von dem ersten Richter festgestellten 
Thatsachen die von demselben angenommene Ehrenkränkung darstellen, 
sowie über das Strafmaaß zu erkennen. 


8. 9. Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen 
demjenigen zur Last, welcher dasselbe eingewendet hat. Alle übrigen Kosten 
des Prozesses sind, wenn der Verklagte schließlich zu einer Strafe verurtheilt 
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wird, dem Verklagten, wenn der Verklagte schließlich von der Anklage 
freigesprochen wird, dem Kläger aufzulegen. 


8. 10. Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Vorschriften werden 
aufgehoben. 


8. 11. Das gegenwärtige Gesetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 
18. Dezember 1848. (Gesetz - Sammlung Seite 423.), bei deren verschriften 
es bis zu dem Zeitpunkte der eintretenden verbindlichen Kraft des heutigen 
Gesetzes überall verbleibt. Alle bei dem Eintritte dieses Zeitpunktes 
anhängigen Sachen sollen nach den Vorschriften der Verordnung vom 18. 
Dezember 1848. durch alle zulässigen Instanzen zu Ende geführt werden. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt, 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


29. Gesetz, betreffend die Feststellung des Staatshanshalts- 
Etats für das Jahr 1849. Vom 11. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


$. 1. Der durch die Gesetzsammlung vom Jahre 1848. veröffentlichte 
Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1849. wird in Folge der durch die Kammern 
bewirkten Revision in Einnahme auf 94,174,380 Rthlr., 


vier und neunzig Millionen hundert vier und siebenzig tausend drei 
hundert und achtzig Thaler, 


und in Ausgabe auf 94,148,790 Rthlr., 
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vier und neunzig Millionen ein hundert acht und vierzig tausend 
sieben hundert und neunzig Thaler, 


schließlich festgestellt. 


8. 2. Der Finanzminister ist mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


30. Gesetz, betreffend die Feststellung des Staatshaushalts- 
Etats für das Jahr 1850. Vom 11. März 1850. *) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


8. 1. Der Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1850. wird in Einnahme auf 
91,338,449 Rthlr., 


ein und neunzig Millionen drei hundert acht und dreißig tausend vier 
hundert acht und vierzig Thaler, 


und in Ausgabe auf 90,974,393 Rthlr. 


neunzig Millionen neun hundert vier und siebenzig tausend drei hundert 
drei und neunzig Thaler 


an fortdauernden, und 4,925,213 Rthlr., 
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vier Millionen neun hundert fünf und zwanzigtausend zwei hundert und 
dreizehn Thaler 


an außerordentlichen Ausgaben festgestellt. 


*) Hier folgt der spezielle Etat in seinen einzelnen Positionen. 


8. 2. Der Finanzminister ist mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. b. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


31. Gesetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden zum 
Ersatz des bei öffentlichen Aufläufen verursachten Schadens. 
Vom 11. März 1850. 


Bei den tumultuarischen Auftritten des Jahres 1848. waren vielfache 
Beschädigungen von Privatpersonen vorgekommen, ohne daß solche im Stande 
gewesen waren, eine Entschädigung zu erlangen. Weder der Fiskus noch die 
Gemeinden hielten sich hierzu verpflichtet, und die eigentlichen schuldigen 
Personen waren fast niemals zu ermitteln. Durch die vielen in dieser Beziehung 
erhobenen Klagen und Regreß-Ansprüche wurde das nachstehende Gesetz 
hervorgerufen, dessen Zweck auch offenbar dahin geht, allen wohlhabenden 
Bürgern eines Orts bei Entstehung eines Tumults sofort ein wesentliches 
Interesse an Stillung des Tumults einzuflößen. Zugleich müssen aber mit dieser 
Verpflichtung der Gemeinden denselben auch die Mittel gereicht werden, 
Tumulte zu unterdrücken, und aus dieser Rücksicht gehen die betreffenden 
Bestimmungen des Gesetzes hervor. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


$. 1. Finden bei einer Zusammenrottung oder einem Zusammenlaufe 
von Menschen durch offene Gewalt, oder durch Anwendung der dagegen 
getroffenen gesetzlichen Maaßregeln, Beschädigungen des Eigenthums, oder 
Verlegungen von Personen statt, so haftet die Gemeinde, in deren Bezirk 
diese Handlungen geschehen sind, für den dadurch verursachten Schaden. 


S. 2. Die im 8. 1. festgestellte Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn die 
Beschädigung durch eine von außen her in den Gemeindebezirk 
eingedrungene Menschenmenge verursacht worden und in diesem Falle die 
Einwohner des letzteren zur Abwehr des Schadens erweislich außer Stande 
gewesen sind. 


$. 3. Im Falle des $. 2. liegt die Entschädigungspflicht der Gemeinde 
oder den Gemeinden ob, auf deren Gebiet die Ansammlung, oder von deren 
Bezirk aus der Ueberfall stattgehabt hat, es sei denn, das auch diese 
Gemeinden erweislich nicht im Stande gewesen wären, den verursachten 
Schaden zu verhindern. 


Mehrere nach den vorstehenden Bestimmungen verpflichtete 
Gemeinden ($$. 1. und 3.) haften, dem Beschädigten gegenüber, solidarisch. 


$. 4. Hat in einer Gemeinde eine Beschädigung der im $. 1. gedachten 
Art statt gefunden, so ist der Vorstand der Gemeinde berechtigt und auf 
Ansuchen des Beschädigten verpflichtet, den angerichteten Schaden 
vorläufig zu ermitteln und festzustellen. 


Bei dieser Ermittelung sind die Interessenten, so weit als möglich, 
zuzuziehen. 


8. 5. Wer von der Gemeinde Schadenersatz fordern will, muß seine 
Forderung binnen 14 Tagen präklusivischer Frist, nachdem das Dasein des 
Schadens zu seiner Wissenschaft gelangt ist, bei dem Gemeinde-Vorstande 
anmelden und binnen 4 Wochen präklusivischer Frist nach dem Tage, an 
welchem ihm der Bescheid des Gemeinde- Vorstandes zugegangen ist, 
erforderlichen Falls gerichtlich geltend machen. 


8. 6. Bezüglich der Entschädigungspflicht derjenigen Personen, welchen 
eine solche nach Maaßgabe der besonderen Gesetze obliegt, wird durch 
vorstehende Bestimmungen nichts geändert. Der Gemeinde, welche ihre 
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Entschädigungspflicht Genüge geleistet hat, steht der Regreß an die für den 
Schaden nach allgemeinen Grundsätzen Verhafteten zu. 


8. 7. Bis zum Erlaß eines allgemeinen Gesetzes über eine Gemeinde-, 
Bürger- oder Schuhwehr sind die Bezirksregierungen ermächtigt, auf den 
Antrag der Gemeinden die Errichtung eines bewaffneten Sicherheits-Vereins 
anzuordnen. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. b. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


32. Gemeinde-Ordnung für den Preußischen Staat. Vom 11. 
März 1850. *) 


Durch die constitutionelle Staatsform ist eine ganz neue Gemeinde- und 
Kreis- Verfassung des Preußischen Staats erforderlich geworden, da die 
bisherigen Einrichtungen der betreffenden Art mit den neuen Formen der 
Verwaltung nicht überall in Einklang zu bringen sind. Die neue Gemeinde- 
Ordnung bringt namentlich dadurch allein mächtige Veränderungen hervor, daß 
alle Ortschaften des Staats zu größeren Gemeinden vereinigt werden müssen, 
und daß neben den Provinzial-Staats- Behörden überall Vertretungen der 
Provinzial Einwohner eingerichtet werden, so daß das Princip der 
Selbstverwaltung vorherrschende wird. Es ist bereits eine besondere Instruktion 
Seitens des Ministers des Innern behufs Einführung der Gemeinde-Ordnung 
erlassen worden, und es wird dieses neue wichtige Gesetz gewiß sehr bald, wenn 
dasselbe erst praktisch eingeführt ist, eine besondere Literatur hervorrufen. 


*) Durch dieses Gesetz werden die bekannten Städte-Ordnungen des Preuß. 
Staates wesentlich verändert. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen unter Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


Titel I. - Von den Grundlagen der Gemeindeverfassung 


$. 1. Zu einem Gemeindebezirk (Gemarkung, Feldflur, Bann) gehören 
alle innerhalb der Grenzen desselben gelegenen Grundstücke. 


Jedes Grundstück muß einen Gemeindebezirke angehören oder einen 
solchen bilden. 


Veränderungen von Gemeindebezirken können nur unter Zustimmung 
der Vertretungen der betheiligten Gemeinden und nach Anhörung der Kreis- 
Vertretung durch einen Beschluß des Bezirksraths bewirkt werden. 


Dieser Beschluß bedarf zu seiner Gültigkeit der Genehmigung des 
Königs und tritt in Kraft, nachdem er durch das Amtsblatt bekannt gemacht 
worden ist. Veränderungen von Gemeindebezirken, welche bei Gelegenheit 
der Gemeinheitstheilungen vorkommen, unterliegen diesen Bestimmungen 
nicht. 


8. 2. Alle Einwohner des Gemeindebezirks gehören zur Gemeinde. 


Als Einwohner werden Diejenigen betrachtet, welche in dem 
Gemeindebezirk nach den Bestimmungen der Gesetze ihren Wohnsitz haben. 


8. 3. Alle Einwohner ($. 2.) der Gemeinde sind zur Mitbenutzung der 
öffentlichen Gemeinde-Anstalten berechtigt und zur Theilnahme an den 
Gemeindelaster nach den Vorschriften dieses Gesetzes verpflichtet. 


Die Bestimmungen besonderer Stiftungen, welche mit solchen 
Gemeinde-Anstalten verbunden sind, ingleichen die darauf bezüglichen, auf 
besondern Titeln beruhenden Privatrechte werden hierdurch nicht berührt. 


Wer in der Gemeinde Grundbesitz hat oder ein stehendes Gewerbe 
betreibt, aber nicht in der Gemeinde wohnt, ist nur verpflichtet, an 
denjenigen Lasten Theil zu nehmen, welche auf den Grundbesitz oder auf 
das Gewerbe, oder auf das aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt 
sind. 
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In wieweit Waldungen zu den Gemeinde- Abgaben und Lasten 
herangezogen werden können, ist nach den besonderen Verhältnissen der 
ersteren zu den Gemeinden zu bemessen. Die Provinzial-Versammlung hat 
darüber nähere Bestimmungen zu treffen, welche der Genehmigung des 
Königs bedürfen. 


Bis zum Erlasse solcher Bestimmungen können Waldbesitzer zu den 
Gemeinde- Abgaben und Lasten im höheren Maaße als bisher gegen ihren 
Willen nur in soweit herangezogen werden, als es von dem Bezirksrathe im 
Einverständniß mit dem Regierungspräsidenten für angemessen erachtet 
wird. In der Provinz Westphalen und in der Rheinprovinz bleibt es bis zum 
Erlasse solcher Bestimmungen bei den bisherigen Rechten und Pflichten des 
Staats als Waldbesitzer. 


Die im $. 7., 8. 8. und $. 9. des Gesetzes vom 21. Januar 1839. (Gesetz- 
Sammlung S. 31. und 32.) bezeichneten ertragsunfähigen oder zu einem 
öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmten Grundstücke sollen im 
ganzen Staate von Gemeinde-Auflagen in soweit befreit sein, als sie diese 
Befreiung zur Zeit der Verkündigung dieser Gemeinde-Ordnung bereits 
besaßen. 


Zeitweilige Befreiungen von Gemeinde- Abgaben und Leistungen für 
neubebaute Grundstücke sind zulässig. 


Alle sonstigen, nicht persönliche Befreiungen können von den 
Gemeinden abgelöst werden, und hören auf, wenn die Entschädigung 
festgestellt und gezahlt ist. 


Wer auf Entschädigung Anspruch machen will, muß diesen Anspruch 
binnen Jahresfrist nach Einführung dieser Gemeinde-Ordnung, in der 
betreffenden Gemeinde ($. 156.) bei dem Gemeindevorstande anmelden, 
widrigenfalls die Befreiung und der Anspruch auf Entschädigung erlöschen. 
Die Entschädigung wird zum 20 fachen Betrage des Jahreswerthes der 
Befreiung nach dem Durchschnitte der letzten 10 Jahre vor der Verkündigung 
dieser Gemeinde-Ordnung geleistet. Steht ein anderer Entschädigungs - 
Maaßstab durch speziellen Rechtstitel fest, so hat es hierbei sein Bewenden 
Der Entschädigungs- Betrag wird durch Schiedsrichter, mit Ausschluß der 
ordentlichen Rechtsmittel, festgestellt; von diesen wird der eine von dem 
Besitzer des bisher befreiten Grundstücks, der andere von der 
Gemeindevertretung ernannt. Der Obmann ist, wenn sich die Schiedsrichter 
über dessen Ernennung nicht verständigen können, von der Aufsichtsbehörde 
zu ernennen. 
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Alle persönlichen Befreiungen sind ohne Entschädigung aufgehoben. 


8. 4. Jeder selbstständige Preuße ist Gemeindewähler, wenn er seit 
einem Jahre: 


1) Einwohner des Gemeindebezirks ist (8. 2.); 
2) keine Armen-Unterstützung aus öffentlichen Mitteln empfangen, und 
3) die ihn betreffenden Gemeinde-Abgaben gezahlt hat; endlich 


4) mindestens zwei Thaler als Jahresbetrag an direkten Steuern 
entrichtet, oder sofern es sich um eine, nach den Bestimmungen des Titels II. 
verwaltete Gemeinde handelt, ein Grundstück im Werthe von 100 Rthlr. oder 
ein Haus im Gemeindebezirke besitzt. 


In den mahl- und schaftsteuerpflichtigen Gemeinden tritt an die Stelle 
des Beitrags zu den direkten Staatsabgaben der Nachweis, daß das 
Gemeinde-Mitglied ein reines jährliches Einkommen bezieht, welches 
beträgt; 


für Gemeinden von weniger als 10,000 Einwohner 200 Rthlr. 
10,000-50,000 = 250 = 
= = = mehrals 50,000 = 300 = 


Steuerzahlungen, Einkommen und Grundbesitz der Ehefrau werden dem 
Ehemanne, Steuerzahlungen, Einkommen und Grundbesitz der 
minderjährigen, beziehungsweise der in väterlicher Gewalt befindlichen 
Kinder, dem Vater angerechnet. 


Als selbstständig wird nach vollendetem 25. Lebensjahre ein Jeder 
betrachtet, der einen eigenen Hausstand hat, sofern ihm nicht das 
Verfügungsrecht über sein Vermögen oder dessen Verwaltung durch 
richterliches Erkenntniß entzogen ist. 


Zu den unbesoldeten Stellen in der Gemeindeverwaltung, sowie zur 
Gemeindevertretung können nur solche Einwohner des Gemeindebezirks, 
welche Gemeindewähler find, gewählt werden. 


Von dem Wahlrecht und der Wählbarkeit ausgeschlossen sind 
Diejenigen, welche sich in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses 
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nicht im Vollbesitze der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
befinden. 


Wahlrecht und Wählbarkeit ruhen so lange, als der dazu Berechtigte sich 
in gerichtlicher Haft oder in Kriminaluntersuchung oder in Konkurs befindet. 
Wo das Rheinische Civilgesetzbuch gilt, ruhen das Wahlrecht und die 
Wählbarkeit desjenigen, der in Zahlungsunfähigkeit verfällt, so lange, bis die 
Rehabilitirung ausgesprochen ist. 


8. 5. Wer in einer Gemeinde seit einem Jahre mehr als Einer der drei 
höchstbesteuerten Einwohner sowohl an direkten Staats- als an 
Gemeindeabgaben entrichtet, ist, auch ohne in der Gemeinde zu wohnen 
oder sich daselbst aufzuhalten, berechtigt, an den Wahlen Theil zu nehmen, 
falls bei ihm die übrigen Erfordernisse, um Gemeindewähler zu sein, 
vorhanden sind. 


Dasselbe Recht haben juristische Personen, wenn sie in einem solchen 
Maaße in der Gemeinde besteuert sind. 


8. 6. Die Gemeinden sind Korporationen. 
Jeder Gemeinde steht die Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 


8. 7. In den Gemeinden wird ein Gemeindevorstand und ein 
Gemeinderath gebildet, welche nach näherer Vorschrift dieses Gesetzes 
dieselben vertreten. Der Gemeindevorstand ist die Obrigkeit des Orts und 
verwaltet die Gemeinde-Angelegenheiten. 


Die mit den Lehn- und Erbschulzengütern verbundenen Rechte und 
Pflichten in Beziehung auf die Verwaltung des Schulzenamtes sind 
aufgehoben. 


$. 8. Jede Gemeinde ist befugt, ihre besondere Verfassung in einem 
Gemeindestatut zu verzeichnen, welches alsdann die Grundlage dieser 
besonderen Verfassung bildet. 


Gegenstände eines solchen Statuts sind: 


1) Festsetzungen über solche Angelegenheiten der Gemeinden, sowie 
über solche Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinsichtlich deren das 
gegenwärtige Gesetz Verschiedenheiten gestattet oder keine ausdrücklichen 
Bestimmungen enthält 
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2) Bestimmungen über sonstige eigenthümliche Verhältnisse und 
Einrichtungen. Das Gemeindestatut bedarf der Bestätigung des Bezirksrathes 
nach vorgängiger Begutachtung durch den Kreisausschuß. 


8. 9. Für Gemeinden, welche mehr als 1500 Einwohner haben, kommen 
in der Regel die Bestimmungen des Titel II., für Gemeinden, welche nicht 
mehr als 1500 Einwohner haben, in der Regel die Bestimmungen des Titel 
III. zur Anwendung. 


Auf den Antrag des in jenen Gemeinden nach dem Titel II., in diesen 
nach, dem Titel III. gewählten Gemeinderathes können jedoch von dem 
Bezirksrathe auch Gemeinden mit mehr als 1500 Einwohnern den 
Bestimmungen des Titel III., und Gemeinden mit nicht mehr als 1500 
Einwohnern den Bestimmungen des Titel II. unterworfen werden. 


Titel II. - Von den Gemeinden, welche mehr als 1500 Einwohner 
haben. 


Abschnitt 1. - Von der Zusammenseßung und Wahl des 
Gemeinderathes. 


$. 10. Der Gemeinderath besteht aus 12 Mitgliedern 
(Gemeindeverordneten) in Gemeinden von weniger als 2,500 Einwohnern, 


aus 18in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Einwohnern, 


=.24= ,- =. 3001. =: 10001. = 
zu Sg = 10,001 = 20,001 = 
= 24 = = = 20,001 = 30,001 = 
u = 30,001 = 50,001 = 
zu ee = 50,001 = 70,001 = 
= 24 = = = 70,001 = 90,001 = 
= 24 = = = 90,001 = 120,001 = 


In Gemeinden von mehr als 120,000 Einwohnern treten für jede 
weiteren 50,000 Einwohner 6 Gemeinde-Verordnete hinzu. 


Wo die Zahl der Mitglieder nach den bisherigen Bestimmungen eine 
andere gewesen ist, verbleibt es bei dieser Zahl, so lange nicht der 
neugewählte Gemeinderath mit Genehmigung des Bezirksrathes eine 
Verminderung oder Vermehrung derselben beschlossen hat. 
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8. 11. Zum Zwecke der Wahl des Gemeinderaths werden die 
Gemeindewähler ($8$. 4. und 5.) nach Maaßgabe der von ihnen zu 
entrichtenden direkten Steuern (Gemeinde-, Kreis-, Bezirks-, Provinzial- und 
Staatsabgaben), in den Gemeinden, wo die Mahl- und Schlachtsteuer besteht, 
nach Maaßgabe ihres Einkommens, in drei Abtheilungen getheilt. 


Die erste Abtheilung besteht aus Denjenigen, welche die höchsten 
Beträge bis zum Belaufe eines Drittels des Gesammtbetrages der Steuer aller 
Gemeindewähler entrichten, oder welche das höchste Einkommen bis zum 
Belaufe eines Drittels des Gesammteinkommens aller Gemeindewähler 
besitzen. 


In die erste Abtheilung gehört auch Derjenige, dessen Steuerbetrag oder 
Einkommen nur theilweise in das erste Drittel fällt. Die übrigen Wähler 
bilden die zweite und dritte Abtheilung; die zweite reicht bis zur Hälfte der 
Gesammtsteuer resp. des Gesammteinkommens dieser Wähler. 


Steuern, die für Grundbesitz oder Gewerbebetrieb in einer anderen 
Gemeinde entrichtet werden, sowie die Steuer für die im Umherziehen 
betriebenen Gewerbe sind bei der Bildung der Abtheilung nicht anzurechnen. 


Die Dienste ($. 49.) kommen gleich den Abgaben in Anrechnung. 
Kein Wähler kann zweien Abtheilungen zugleich angehören. 


Läßt sich weder nach dem Steuerbetrage oder Einkommen, noch nach 
der alphabetischen Ordnung der Namen bestimmen, welcher unter mehreren 
Wählern zu einer bestimmten Abtheilung zu rechnen ist, so entscheidet das 
Loos. 


Jede Abtheilung wählt ein Drittel der Mitglieder zum Gemeinderath, 
ohne dabei an die Wähler der Abtheilung gebunden zu sein. 


8. 12. Gehören zu einer Abtheilung mehr als 500 Wähler, so kann die 
Wahl in derselben nach Bezirken geschehen. Auch die aus mehreren 
Ortschaften bestehenden Gemeinden können in Wahlbezirke eingetheilt 
werden. Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke, sowie die Anzahl der 
von einem jeden derselben zu wählenden Gemeinde-Verordneten werden 
nach Maaßgabe der Zahl der Wähler von dem Gemeindevorstande 
festgesetz: 
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8. 13. Bei Gemeinden, welche mehrere Ortschaften umfassen, kann der 
Bezirksrath nach Verhältniß der Einwohnerzahl bestimmen, wieviel 
Mitglieder des Gemeinderathes aus jeder einzelnen Ortschaft zu wählen sind. 


$. 14. Die Hälfte der von jeder Abtheilung zu wählenden 
Gemeindeverordneten muß aus Grundbesitzern (Eigenthümern, 
Nießbrauchern und solchen, die ein erbliches Besitzrecht haben) bestehen. 
Befinden sich in einer Gemeinde gar keine oder nur sehr wenige 
Grundbesitzer, so können statt derselben oder gleich ihnen Pächter gewählt 
werden. Die nähere Bestimmung hierüber ist von dem Bezirksrathe für jeden 
einzelnen Ort zu treffen. 


8. 15. Mitglieder des Gemeinderaths können nicht sein: 
1) die vom Staate ernannten Mitglieder der Aufsichts-Behörde ($. 138.); 


2) die Mitglieder des Gemeindevorstandes und die sonstigen Gemeinde- 
Beamten; 


3) die Mitglieder der Kreis-, Stadt- und Landgerichte, mit Einschluß der 
Einzelrichter ihrer Gerichtssprengel, ingleichen die Mitglieder der höheren 
Gerichtshöfe; 


4) die Beamten der Staats- Anwaltschaft; 
5) die Polizei- Beamten; 


6) die zum stehenden Heere und die zu den Landwehrstämmen 
gehörenden Personen. Vater und Sohn, sowie Brüder, dürfen nicht zugleich 
Mitglieder des Gemeinderaths sein. Sind dergleichen Verwandte zugleich 
erwählt, so wird der ältere allein zugelassen. 


$. 16. Die Mitglieder des Gemeinderathes werden auf 6 Jahre gewählt. 
Jedoch verliert jede Wahl ihre Wirkung mit dem Aufhören der Wählbarkeit 
($. 4.). Alle zwei Jahre scheidet ein Drittheil aus und wird durch neue 
Wahlen erseht. Die das erste und zweite Mal Ausscheidenden werden für 
jede Abtheilung durch das Loos bestimmt. 


8. 17. Eine Liste der Gemeindewähler, welche die erforderlichen 
Eigenschaften derselben nachweist, wird von dem Gemeindevorstande 
geführt und alljährlich im Juli berichtigt. 
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Die Liste wird nach den Wahl-Abtheilungen und in dem Falle des $. 12. 
nach den Wahlbezirken eingetheilt. 


8. 18. Vom 1. bis 15. Juli schreitet der Gemeindevorstand zu 
Berichtigung der Liste. 


Vom 15. bis zum 30. Juli wird die Liste in einem oder mehreren, zur 
öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Gemeinde offen gelegt. 
Während dieser Zeit kann jeder Einwohner der Gemeinde gegen die 
Richtigkeit der Liste bei dem Gemeindevorstande Einwendungen erheben. 


Der Gemeinderath entscheidet darüber bis zum 15. August. 


Innerhalb 10 Tagen nach Mittheilung der Entscheidung ist die Berufung 
an den Bezirksrath zulässig, welcher binnen 4 Wochen endgültig entscheidet. 


Soll der Name eines ein Mal in die Liste aufgenommenen Einwohners 
wieder ausgestrichen werden, so ist ihm dieses unter Angabe der Gründe 8 
Tage vorher von dem Gemeindevorstande mitzutheilen. 


$. 19. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Gemeinderathes 
finden alle zwei Jahre im November statt. Die Wahlen der dritten Abtheilung 
erfolgen zuerst, die der ersten zuletzt. 


Außergewöhnliche Wahlen zum Ersatze innerhalb der Wahlperiode 
ausgeschiedener Mitglieder können von dem Gemeinderathe veranlaßt oder 
von dem Bezirksrathe angeordnet werden. Der Ersatzmann bleibt nur bis 
zum Ende derjenigen 6 Jahre in Thätigkeit, auf welche der Ausgeschiedene 
gewählt war. 


Alle Ergänzungs- oder Ersatzwahlen werden von denselben 
Abtheilungen und Bezirken ($. 12.) vorgenommen, von denen der 
Ausgeschiedene gewählt war. Ist die Zahl der zu wählenden 
Gemeindeverordneten nicht durch drei theilbar, so ist, wenn nur einer übrig 
bleibt, dieser von der zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben zwei übrig, so 
wählt die erste Abtheilung den einen und die dritte Abtheilung den andern. 


$. 20. Der Gemeinderath hat jeder Zeit die nöthige Bestimmung zur 
Ergänzung der erforderlichen Anzahl von Grundbesitzern ($. 14.) zu treffen. 
3ft die Zahl der Grundbesitzer, welche zu wählen sind, nicht durch die Zahl 
der Wahlbezirke theilbar, so wird die Vertheilung auf die einzelnen 
Wahlbezirke durch das Loos bestimmt. 
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Mit dieser Beschränkung können die ausscheidenden Mitglieder des 
Gemeinderathes jeder Zeit wieder gewählt werden. 


8. 21. Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Liste ($$. 17., 18.) 
verzeichneten Wähler durch den Gemeindevorstand zu den Wahlen mittelst 
schriftlicher Einladung oder ortsüblicher Bekanntmachung berufen. 


Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die 
Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorstande abzugeben sind, 
genau bestimmen. 


$. 22. Der Wahlvorstand besteht in jedem Wahlbezirk aus dem 
Bürgermeister oder einem von diesem ernannten Stellvertreter als 
Vorsitzenden und aus zwei von dem Gemeinderathe gewählten Beisitzern. 
Für jeden Beisitzer wird von dem Gemeinderathe ein Stellvertreter gewählt. 


8. 23. Jeder Wähler muß dem Wahlvorstande mündlich zu Protokoll 
erklären, wem er seine Stimme geben will. Er hat so viele Personen zu 
bezeichnen, als zu wählen sind. 


Nur die im $. 5. erwähnten, außerhalb der Gemeinde wohnenden, 
höchstbesteuerten und juristischen Personen, sowie die durch den 
Militairdienst von ihrem Gemeindebezirk entfernten Wähler können ihr 
Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollmächtigten müssen 
selbst Gemeindewähler sein. 


Ist die Vollmacht nicht in beglaubigter Form ausgestellt, so entscheidet 
über die Anerkennung derselben der Wahlvorstand endgültig. 


8. 24. Gewählt sind Diejenigen, welche bei der ersten Abstimmung die 
absolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten 
haben. 


Wenn sich bei der ersten Abstimmung nicht für so viele Personen, als zu 
wählen sind, die absolute Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer 
zweiten Wahl geschritten. 


Der Wahlvorstand stellt die Namen derjenigen Personen, welche nächst 
den Gewählten die meisten Stimmen erhalten haben, soweit zusammen, daß 
die doppelte Bahl der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wird. Diese 
Zusammenstellung gilt alsdann als die Liste der Wählbaren. 
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Zu der zweiten Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebniß der 
ersten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorstandes acht Tage 
vorher berufen. Bei der zweiten Wahl ist die absolute Stimmenmehrheit nicht 
erforderlich. 


Unter Denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 
giebt das Loos den Ausschlag. 


Wer in mehreren Abtheilungen oder Bezirken gewählt ist, hat zu 
erklären, welche Wahl er annehmen will, 


8. 25. Die Wahlprotokolle sind vom Wahlvorstande zu unterzeichnen 
und vom Gemeindevorstande aufzubewahren. Der Gemeindevorstand hat das 
Ergebniß der vollendeten Wahl sofort bekannt zu machen. 


Gegen das stattgehabte Wahlverfahren kann von jedem Wähler der 
Gemeinde, innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde erhoben werden. 


Bei erheblichen Unregelmäßigkeiten hat die Aufsichtsbehörde die 
Wahlen auf erfolgte Beschwerde oder von Amtswegen innerhalb zwanzig 
Tagen nach der Bekanntmachung durch eine motivirte Entscheidung für 
ungültig zu erklären. 


8. 26. Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Mitglieder 
des Gemeinderathes treten mit dem Anfang des auf ihre Wahl folgenden 
Jahres ihre Verrichtungen an; die Ausscheidenden bleiben bis dahin in 
Thätigkeit. 


Der Gemeindevorstand hat die Einführung der Gewählten und deren 
Verpflichtung durch Handschlag an Eidesstatt anzuordnen. 


Abschnitt 11. - Von der Zusammensetzung und Wahl des 
Gemeindevorstandes. 
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8. 27. Der Gemeindevorstand besteht aus dem Bürgermeister, einem 
Beigeordneten als dessen Stellvertreter und einer Anzahl von Schöffen 


(Stadträthen, Rathsherren, Rathmännern), nämlich in Gemeinden von 


weniger als 2,500 Einwohnern 2 Schöffen, 


2,500 bis 10,000 = 4 = 
10,001 = 30,000 = 6. = 
30,001 = 60,000 = = 
60,001 = 100,000 = 10 


Bei mehr als 100,000 Einwohnern treten für jede weiteren 50,000 
Einwohner zwei Schöffen hinzu. Wo die Zahl der Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Magistrats) nach den bisherigen Bestimmungen eine 
größere gewesen ist, verbleibt es bei der letzteren, so lange, als nicht der 
Gemeinderath mit Genehmigung des Bezirksrathes eine Verminderung 
beschlossen hat. 


Alle Gemeinden von großem Umfange oder von zahlreicher 
Bevölkerung werden von dem Gemeindevorstande in Ortsbezirke getheilt, 
nach Anhörung des Gemeinde- Rathes. 


Jedem Bezirk wird ein Bezirksvorsteher vorgesetzt, welcher vom 
Gemeinderathe aus den Wählern des Bezirks auf sechs Jahre erwählt und 
vom Gemeindevorstande bestätigt wird. 

Die Bezirksvorsteher sind Organe des Gemeindevorstandes und 
verpflichtet, seinen Anordnungen Folge zu leisten, ihn namentlich in den 
örtlichen Geschäften des Bezirks zu unterstützen. 

In den in $. 13. erwähnten Ortschaften kann der Bürgermeister nach 
Bestimmung des Landrathes durch ein daselbst wohnendes Mitglied des 
Gemeinderathes, welches dieser zu wählen hat, vertreten werden. 

8. 28. Mitglieder des Gemeindevorstandes können nicht sein: 


1) die Mitglieder der Aufsichtsbehörde; 


2) die Mitglieder des Gemeinderathes, ingleichen Gemeinde- 
Unterbeamte einschließlich des Gemeinde- Einnehmers; 


3) Geistliche und Lehrer an öffentlichen Schulen; 
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4) die Mitglieder des Richterstandes und die Beamten der 
Staatsanwaltschaft; 


5) die Polizeibeamten; 


6) die zum stehenden Heere und die zu den Landwehrstämmen 
gehörenden Personen. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, Brüder und 
Schwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorstandes sein. 


Entsteht die Schwägerschaft im Laufe der Wahlperiode, so scheidet 
dasjenige Mitglied aus, durch welches das Hinderniß herbeigeführt worden 
ist. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, sowie Brüder, 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorstandes und 
Gemeinderathes sein. 


Personen, welche die in dem Gesetze vom 7. Februar 1835. (Gesetz- 
Sammlung S. 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben, können nicht 
Bürgermeister sein. 


8. 29. Die Beigeordneten und die Schöffen, deren Zahl im $. 27. 
bestimmt ist, werden von dem Gemeinderathe durch absolute 
Stimmenmehrheit auf 6 Jahre gewählt. Alle 3 Jahre scheidet die Hälfte der 
Schöffen aus und wird durch neue Wahlen ersetzt. Die das erste Mal 
Ausscheidenden werden durch das Loos bestimmt. Die Ausscheidenden 
können wieder gewählt werden. 


Außer den Schöffen können, wo es das Bedürfniß erfordert, noch ein 
öder mehrere besoldete Mitglieder (Syndikus, Kämmerer; Schulrath, Baurath 
u. s. w.) für besondere Geschäftszweige gewählt werden. 


Die Bürgermeister und die etwaigen besoldeten Mitglieder des 
Gemeindevorstandes werden vom Gemeinderathe durch absolute 
Stimmenmehrheit auf 12 Jahre gewählt. 


8. 30. Für jedes zu wählende Mitglied des Gemeindevorstandes wird 
besonders abgeftimmt. Wird die absolute Stimmenmehrheit bei der ersten 
Abstimmung nicht erreicht, so werden diejenigen vier Personen, auf welche 
die meisten Stimmen gefallen sind, auf eine engere Wahl gebracht. Wird 


318 


auch hierdurch die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet unter 
denjenigen zwei Personen, welche bei der zweiten Abstimmung die meisten 
Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Loos. 


$. 31. Die gewählten Bürgermeister und Beigeordneten bedürfen der 
Bestätigung. Die Bestätigung steht in Gemeinden von mehr als 10,000 
Einwohnern dem Könige, in den übrigen Gemeinden dem 
Regierungspräsidenten zu. Die Bestätigung Kann nur nach Anhörung des 
Bezirksrathes versagt werden. Wird die Bestätigung versagt, so schreitet der 
Gemeinderath zu einer neuen Wahl. 


Wird auch diese Wahl, nach Anhörung des Bezirksrathes, nicht bestätigt, 
so steht dem Könige, beziehungsweise dem Negierungspräsidenten, die 
Ernennung auf höchstens 6 Jahre zu. 


Dasselbe findet statt, wenn der Gemeinderath die Wahl verweigern 
sollte. 


8. 32. Die Mitglieder des Gemeindevorstandes werden vor ihrem 
Amtsantritte durch den Bürgermeister in öffentlicher Sitzung des 
Gemeinderathes in Eid und Pflicht genommen, der Bürgermeister wird vom 
Regierungspräsidenten oder einem von diesem zu ernennenden Kommissar 
in öffentlicher Sitzung des Gemeinderathes vereidet. 


Abschnitt III. - Von den Versammlungen und Geschäften des 
Gemeinderathes. 


$. 33. Der Gemeinderath hat über alle Gemeinde- Angelegenheiten zu 
beschliessen, soweit dieselben nicht ausschließlich dem Gemeindevorstande 
überwiesen sind. 


Sein Gutachten giebt er über alle Gegenstände ab, welche ihm zu diesem 
Zwecke durch die Aufsichtsbehörden vorgelegt werden. Die von dem 
Gemeinderathe gefaßten Beschlüsse sind für die Gemeinde verpflichtend, 
doch kann der Gemeinderath nicht die gefaßten Beschlüsse zur Ausführung 
bringen. 


Die Mitglieder des Gemeinderathes keinerlei Instruktionen oder 
Aufträge der Wähler und der Wahlbezirke gebunden. Ueber andere als 
Gemeinde-Angelegenheiten kann der Gemeinderath nur dann, berathen, 
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wenn solche durch besondere Gesetze oder in einzelnen Fällen durch 
Aufträge der Aufsichtsbehörde oder der Bezirksregierung an ihn gewiesen 
sind. Der Gemeinderath kontrolirt die Verwaltung. Er ist daher berechtigt, 
sich von der Ausführung seiner Beschlüsse und der Verwendung aller 
Gemeinde-Einnahmen Ueberzeugung zu verschaffen. Er kann zu diesem 
Zwecke die Akten einsehen und Ausschüsse aus seiner Mitte ernennen. 


8. 34. Der Gemeinderath wählt jährlich einen Vorsitzenden, sowie einen 
Stellvertreter desselben aus seiner Mitte. 


Der Gemeinderath versammelt sich, so oft es seine Geschäfte erfordern. 


Der Vorstand wird zu allen Versammlungen eingeladen; der 
Gemeinderath kann verlangen, daß Abgeordnete des Vorstandes anwesend 
sind. 


Der Vorstand muß gehört werden, so oft er es verlangt. 


8. 35. Die Zusammenberufung des Gemeinderathes, geschieht durch den 
Vor- fitzenden; sie muß erfolgen, sobald es von einem Viertel der Mitglieder 
des Gemeinderathes oder von dem Gemeindevorstande verlangt wird. 


$. 36. Die Art und Weise der Zusammenberufung wird ein- für allemal 
von dem Gemeinderathe festgestellt. 


Die Zusammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenstände der 
Verhand- ?? mit Ausnahme dringender Fälle muß dieselbe wenigstens zwei 
freie Tage vor- ?? ben. 


8. 37. Durch Beschluß des Gemeinderathes können auch regelmäßige 
Sitzungstage festgesetzt, es müssen jedoch auch dann die Gegenstände der 
Verhandlung mindestens zwei freie Tage vorher den Mitgliedern des 
Gemeinderathes und dem Vorstande angezeigt werden. 


8. 38. Der Gemeinderath kann nur beschließen, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder zugegen ist. Eine Ausnahme hiervon findet statt, 
wenn der Gemeinderath, zum dritten Male zur Verhandlung über denselben 
Gegenstand zusammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl 
erschienen ist. 


Bei der zweiten und dritten Zusammenberufung muß auf diese 
Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden. 
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8. 39. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Wer nicht 
mitstimmt, wird zwar als anwesend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird 
aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden festgestellt. 


Bei allen Wahlen findet das im $. 30. vorgeschriebene Verfahren statt. 


8. 40. An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der 
Gemeinde darf Derjenige nicht Theil nehmen, dessen Interesse mit dem der 
Gemeinde in Widerspruch steht. Kann wegen dieser Ausschließung eine 
beschlußfähige Versammlung nicht gehalten werden, so hat der 
Gemeindevorstand, oder wenn auch dieser aus dem vorgedachten Grunde 
einen gültigen Beschluß zu fassen nicht befugt ist, die Aufsichtsbehörde für 
die Wahrung des Gemeinde-Interesses zu sorgen und nöthigenfalls einen 
besonderen Vertreter für die Gemeinde zu bestellen. 


8. 41. Die Sitzungen des Gemeinderathes sind öffentlich. Für einzelne 
Gegenstände kann durch besonderen Beschluß, welcher in geheimer Sitzung 
gefaßt wird, die Oeffentlichkeit ausgeschlossen werden. Die Sitzungen 
dürfen nicht in Wirthshäusern oder Schänken gehalten werden. 


8. 42. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und schließt die 
Sitzungen und Handhabt die Ordnung in der Versammlung. Er kann jeden 
Zuhörer aus dem Sitzungszimmer entfernen lassen, welcher öffentliche 
Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend einer Art 
verursacht. 


8. 43. Die Beschlüsse des Gemeinderathes und die Namen der dabei 
anwesend gewesenen Mitglieder sind in ein besonderes Buch einzutragen. 


Sie werden von dem Vorsitzenden und wenigstens drei Mitgliedern 
unterzeichnet. Die Stelle der letzteren kann ein von dem Gemeinderathe 
gewählter, in öffentlicher Sitzung hierzu von dem Bürgermeister vereideter 
Protokollführer vertreten. 


Alle Beschlüsse sind dem Gemeindevorstande mitzutheilen. 


8. 44. Der Gemeinderath beschließt über die Benutzung des 
Gemeindevermögens. 
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Ueber das Vermögen, welches nicht der Gemeinde- Korporation in ihrer 
Gesammtheit gehört, kann der Gemeinderath nur in sofern beschließen, als er 
dazu durch den Willen der Betheiligten oder durch sonstige Rechtstitel 
berufen ist. 


Auf das Vermögen der Korporationen und Stiftungen, sowie auf 
dasjenige, welches blos den Hausbesitzern oder anderen Klassen der 
Einwohner gehört, haben andere Personen keinen Anspruch. 


8. 45. Die Genehmigung des Bezirksrathes ist erforderlich: 


1) zu Veräußerungen von Grundstücken und Gerechtsamen, welche 
jenen gesetzlich gleichgestellt sind, sowie zu Anleihen, durch welche der 
Schuldenbestand der Gemeinde vergrößert wird; 


2) zu Veränderungen in dem Genusse von Gemeindenutzungen (Wald, 
Weide, Haide, Torfstich u. dgl.). 


$. 46. Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen kann der 
Gemeinderath von der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und anstatt oder 
neben derselben von Entrichtung eines Einzugs- oder Einkaufsgeldes 
abhängig machen. 


Durch die Zahlung dieser Abgaben, sowie anderer Abgaben für 
besondere Vortheile, die der Aufenthalt in einer Gemeinde gewährt, darf aber 
niemals die Ausübung der in $$. 3. und 4. bezeichneten Rechte bedingt 
werden. 


Auch für besondere Vortheile, welche der Aufenthalt in der Gemeinde 
gewährt, kann eine Abgabe (Einzugsgeld) gefordert werden. 


Derartige Beschlüsse des Gemeinderathes bedürfen der Genehmigung 
des Bezirksrathes. 


Die mit dem Besitze einzelner Grundstücke verbundenen oder auf 
sonstigen besonderen Rechtstiteln beruhenden Nutzungsrechte sind den 
Bestimmungen dieses Paragraphen nicht unterworfen. 


$. 47. Um die durch das Bedürfniß oder die Verpflichtungen der 
Gemeinde erforderten Geldmittel zu beschaffen, können von dem 
Gemeinderathe Umlagen nach dem Fuße der direkten Staatsabgaben mit 
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Ausschluß der Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen beschlossen 
werden. 


Zur Erhebung von Zuschlägen, die nicht in gleichen Prozenten auf die 
direkten Steuern gelegt werden, sowie zur Erhebung aller anderen Arten von 
Gemeinde- Abgaben, muß die Genehmigung des Bezirksrathes eingeholt 
werden. 


Dieser Genehmigung dedarf es nicht, wenn auf die Gewerbesteuer gar 
keine oder geringere Zuschläge gelegt werden sollen. 


Zuschläge, welche die Hälfte des Betrages der Staatsabgaben 
überschreiten, dürfen nur mit Genehmigung der Bezirksregierung erhoben 
werden. 


So lange die Revision der Steuergesetzgebung noch nicht beendigt tft, 
können die Gemeinde-Behörden es bei den Grundsägen, nach welchen die 
Gemeinde- Abgaben bisher erhoben worden sind, belassen. Beschließt der 
Gemeinderath eine Abänderung dieser Grundsäge, so kommen die 
vorstehenden Bestimmungen in Anwendung. 


$. 48. Beschlüsse des Gemeinderathes über Veräußerungen und 
wesentliche Veränderungen von Sachen, welche einen besonderen 
wissenschaftlichen, historischen oder Kunstwerth haben, namentlich von 
Archiven, bedürfen der Genehmigung der Bezirksregierung. 


8. 49. Der Gemeinderath kann die Gemeinde zur Leistung von Diensten 
(Hand- und Spanndiensten) behufs Ausführung von Gemeindearbeiten 
verpflichten; die Dienste werden in Geld abgeschätzt, die Vertheilung 
geschieht nach dem Maaßstabe der Gemeinde-Abgaben oder in deren 
Ermangelung nach dem Maaßstabe der direkten Steuern. Abweichungen von 
dieser Vertheilungsart bedürfen der Genehmigung des Bezirksrathes. Die 
Dienste können mit Ausnahme von Rothfällen durch taugliche Stellvertreter 
abgeleistet der nach der Abschätzung an die Gemeindekasse bezahlt werden. 


8. 50. Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen für die 
einzelnen Landestheile erlassenen Gesetze und Bestimmungen bleiben in 
Kraft, his ihre Abänderung im gesetzlichen Wege erfolgt sein wird. 


8.51. Der Gemeinderath wählt den Gemeinde-Einnehmer und bestimmt 
die von diesem, sowie von anderen Gemeindebeamten, zu leistenden 
Kautionen. 
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8. 52. Die Erhebung der Gemeindegefälle, sowie die Kassen- und 
Rechnungsgeschäfte für mehrere Gemeinden, können demselben Einnehmer 
übertragen werden. 


Abschnitt IV. - Von den Geschäften des Gemeinde- 
Vorstandes. 


8.53. Der Gemeindevorstand hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde- 
Verwaltungsbehörde insbesondere folgende Geschäfte: 


1) die Gesetze, die Verordnungen und die Beschlüsse der ihm 
vorgesetzten Behörden auszuführen; 


2) die Beschlüsse des Gemeinderathes vorzubereiten und auszuführen. 


Der Gemeindevorstand hat die Ausführung solcher Beschlüsse des 
Gemeinderathes zu beanstanden, die er für das Gemeindewohl nachtheilig 
erachtet. Erfolgt alsdann in der nächsten Gemeinderaths-Sitzung keine 
Verständigung der beiden Gemeinde-Behörden, so ist die Entscheidung des 
Bezirksrathes einzuholen. Dasselbe gilt für den Fall, daß der 
Gemeindevorstand die Ernennung des gewählten Einnehmers ($. 51.) 
beanstanden zu müssen glaubt; 


3) die Gemeinde-Anstalten zu verwalten und diejenigen, für welche 
besondere Verwaltungen eingesetzt sind, zu beaufsichtigen; 


4) die Einkünfte der Gemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder 
besonderen Gemeinderaths-Beschlüssen beruhenden Einnahmen und 
Ausgaben anzuweisen. und das Rechnungs- und Kassenwesen zu 
überwachen. Von jeder regelmäßigen Kassenrevision ist dem Gemeinderathe 
Kenntniß zu geben, damit er ein Mitglied oder mehrere abordnen könne, um 
diesem Geschäfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kassenrevisionen ist 
der Vorsitzende oder ein von demselben ein für allemal bezeichnetes 
Mitglied des Gemeinderathes zuzuziehen; 


5) die Gemeinde in Prozessen zu vertreten; 


6) das Eigenthum der Gemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu 
wahren; 
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7) die Gemeindebeamten, nachdem der Gemeinderath darüber 
vernommen worden ist, anzustellen und dieselben einschließlich des 
Gemeinde-Einnehmers zu beaufsichtigen; 


8) die Urkunden und Akten der Gemeinde aufzubewahren; 


9) die Gemeinde nach Außen zu vertreten und Namens derselben mit 
Behörden da und Privatpersonen zu verhandeln, den Schriftwechsel zu 
führen und die Gemeinde-Urkunden in der Urschrift zu vollziehen. Die 
Ausfertigungen der Urkunden werden Namens der Gemeinde von dem 
Bürgermeister oder seinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; 


10) die Gemeinde- Abgaben und Dienste nach den Gesetzten und 
Beschlüssen auf die Verpflichteten zu vertheilen, die Hebelisten (Rollen) 
aufzustellen und, nachdem sie vom Bürgermeister vollstreckbar erklärt sind, 
die Beitreibung zu verfügen. Die Hebelisten müssen, bevor dieselben 
vollstreckbar erklärt werden, vierzehn Tage offen gelegt sein. 


8. 54. Der Vorstand kann nur beschließen, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder zugegen ist. 


Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit ist die Stimme des Vorsitzenden entscheidend. Den 
Vorsitz führt der Bürgermeister oder sein Stellvertreter. Der Beigeordnete 
nimmt auch außer dem Falle der Stellvertretung an den Verhandlungen und 
Beschlüssen Theil. 


8. 55. Der Bürgermeister leitet und vertheilt die Geschäfte des 
Gemeindevorstandes. 


In allen Fällen, wo die vorherige Beschlußnahme durch den Vorstand 
einen nachtheiligen Zeitverlust verursachen würde, muß der Bürgermeister 
die dem Gemeindevorstande obliegenden Geschäfte vorläufig allein 
besorgen, jedoch dem letzteren in der nächsten Sitzung Behufs der 
Bestätigung oder anderweitigen Beschlußnahme Bericht erstatten. 


8. 56. Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäftszweige, als 
zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten und Aufträge können 
auf Beschluß des Gemeinderathes besondere Deputationen aus Mitgliedern 
des Vorstandes, Gemeindeverordneten und Gemeindewählern gebildet 
werden. Die Gemeindeverordneten und die Gemeindewähler werden von 
dem Gemeinderathe, die Mitglieder des Vorstandes von dem Bürgermeister 
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bestimmt. Dergleichen Deputationen sind dem Gemeindevorstande 
untergeordnet. Ein von dem Bürgermeister bezeichnetes Mitglied des 
Gemeindevorstandes führt den Vorsitz. 


8. 57. Jedes Jahr, bevor sich der Gemeinderath mit dem Haushalts-Etat 
beschäftigt, hat der Gemeindevorstand in öffentlicher Sitzung des 
Gemeinderathes über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten einen vollständigen Bericht zu erstatten. Tag und Stunde 
der Sitzung werden wenigstens zwei frei Tage vorher in der Gemeinde 
bekannt gemacht. 


8.58. Der Bürgermeister hat in der Gemeinde, nach näherer 
Bestimmung der Gesetze, folgende Geschäfte zu besorgen: 


1) die Handhabung der Ortspolizei, soweit sie nicht besonderen 
Behörden übertragen ist; 


2) die Verrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 

3) die Führung der Personenstands-Register; 

4) die Verrichtungen des Polizei- Anwalts, vorbehaltlich der Befugniss 
der Behörde, in den Fällen 2., 3., und 4. andere Beamten mit diesen 
Geschäften zu beauftragen. 

Dem Bürgermeister am Sitze eines Gerichts kann die Vertretung der 
Polizei-Anwaltschaft bei dem Gerichte auch für die übrigen Gemeinden des 


Gerichtsbezirks gegen angemessene Entschädigung übertragen werden; 


5) alle örtlichen Geschäfte der Kreis-, Bezirks, Provinzial- und 
allgemeinen Staatsverwaltung, f nicht andere Behörden dazu bestimmt sind. 


8. 59. In Betreff der Befugniss der Gemeinde-Behörden, ortspolizeiliche 


Verordnungen zu erlassen, kommen die darauf bezüglichen Gesetze zur 
Anwendung. 


Abschnitt V. - Von den Gehältern und Pensionen. 


8. 60. Die Bürgermeister haben Anspruch auf Besoldung, die Schöffen 
werden nicht besoldet. 
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Die Besoldungen der Bürgermeister und der übrigen Gemeindebeamten 
werden vor der Wahl oder der Ernennung derselben von dem Gemeinderathe 
festgestellt. In Bezug auf diese Besoldungen hat jedoch die Provinzial- 
Versammlung die erforderlichen allgemeinen Bestimmungen zu treffen. 


Den Beigeordneten (S. 27.) Können feste Entschädigungsbeträge 
gewährt werden. 


$. 61. Den Bürgermeistern und den besoldeten Mitgliedern des 
Gemeindevorstandes sind, sofern nicht mit Genehmigung des Bezirksrathes 
eine Vereinbarung wegen der Pension getroffen ist, bei eintretender 
Dienstunfähigkeit oder, wenn e nach abgelaufener Wahlperiode nicht wieder 
gewählt werden, folgende Pensionen zu gewähren: 


1/4 des Gehalts nach 6 jähriger Dienstzeit, 
12 = = = 2 = = 
23 = == 24 = = 


Diese Bestimmungen finden auf die vom Staate auf Grund des 8. 31. 
bestellten Bürgermeister keine Anwendung. 


Ueber die Pensions - Ansprüche entscheidet der Bezirksrath. Gegen den 
Beschluß des Bezirksrathes, soweit derselbe sich nicht auf die Thatsache der 
Dienst- Unfähigkeit bezieht, findet die Berufung auf richterliche 
Entscheidung statt. Ungeachtet der Berufung sind die festgesetzten Beträge 
vorläufig zu zahlen. 


Die Pension fällt in soweit fort oder ruht, als der Pensionirte durch 
anderweitige Anstellung im Staats- oder Gemeindedienste ein Einkommen 
erhält, welches mit Zurechnung der Pension sein früheres Einkommen 
übersteigt. 


Abschnitt VI. - Von dem Gemeindehaushalte. 


8. 62. Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienste, welche sich im 
Voraus bestimmen lassen, entwirft der Gemeindevorstand jährlich im 
September einen Haushalts-Etat. 


Der Entwurf wird 14 Tage lang, nach vorheriger Verkündigung, in einem 
oder mehreren, von dem Gemeindevorstande zu bestimmenden Lokalen zur 
Einsicht aller Einwohner der Gemeinde offen gelegt und alsdann von dem 
Gemeinderathe festgestellt. 
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Eine Abschrift des Etats wird sofort der Aufsichtsbehörde eingereicht. 


8. 63. Der Gemeindevorstand hat dafür zu sorgen, das der Haushalt nach 
dem Etat geführt werde. 


Ausgaben, welche außer dem Etat geleistet werden sollen, bedürfen der 
Genehmigung des Gemeinderathes. 


$. 64. Die Gemeinde-Abgaben und die Geldbeträge der Dienste (S. 49.), 
so wie die Abgaben für die Theilnahme an den Nutzungen ($. 46.) und die 
sonstigen Gemeindegefälle sind durch den Einnehmer zu erheben und 
werden von den Säumigen im Steuer-Exekutionswege beigetrieben. 


8. 65. Die Jahresrechnung ist von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des 
folgenden Jahres zu legen und dem Gemeindevorstände einzureichen. Dieser 
hat die Rechnung zu revidiren und solche mit seinen Erinnerungen und. 
Bemerkungen dem Gemeinderathe zur Prüfung, Feststellung und Entlastung 
vorzulegen. 


Nach erfolgter Feststellung der Rechnung wird dieselbe während 14 
Tage zur ?? Gemeindeglieder offen gelegt (S. 62.). Der Gemeinde-Vorstand 
kann ?? bei der Prüfung zugegen zu sein. 


8. 66. ?? Feststellung der Rechnung muß vor dem 1. September bewirkt 
sein. 


Der Bürgermeister hat der Aufsichtsbehörde sofort eine Abschrift des 
Feststellungsbeschlusses vorzulegen. 


$. 67.Ueber alle Theile des Gemeindevermögens hat der 
Gemeindevorstand ein Lagerbuch zu führen. Die darin vorkommenden 
Veränderungen werden dem Gemeinderathe bei der Rechnungsabnahme zur 
Erklärung vorgelegt. 


Titel IH. - Von den Gemeinden, welche nicht mehr als 1,500 
Einwohner haben. 


Abschnitt I. - Von der Zusammensetzung und Wahl des 
Gemeinderathes. 
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8. 68. Der Gemeinderath besteht außer dem Gemeindevorsteher ($. 94.) 
in der Regel aus 6 Mitgliedern. 


Diese Zahl kann nach Anhörung der Gemeindewähler durch Beschluß 
des Kreis- Ausschusses bis auf 3 vermindert oder bis auf 12 vermehrt 
werden. 


Außer den gewählten Mitgliedern gehören zum Gemeinderathe auch 
diejenigen im Gemeindebezirke ansässigen Grundeigenthümer, welche die 
erforderlichen Eigenschaften des Gemeindewähler ($. 4.) haben und mehr als 
der gesammten Gemeinde- Abgaben aufbringen. 


Wenn die so Berechtigten juristische oder unter Vormundschaft oder 
Kuratel stehende Personen oder Frauen sind, so findet Vertretung statt. Die 
Vertreter müssen Gemeindewähler sein. 


8. 69. Zum Zwecke der Wahl des Gemeinderathes werden die 
Gemeindewähler (88. 4. und 5.) nach Maaßgabe der von ihnen zu 
entrichtenden direkten Steuern (Gemeinde, Kreis-, Bezirks-, Provinzial- und 
Staatsabgaben) in drei Abtheilungen getheilt. 


Die erste Abtheilung besteht aus Denjenigen, welche die höchsten 
Beträge bis zum Belaufe eines Drittels des Gesammtbetrages der Steuern 
aller Gemeindewähler entrichten. 


In die erste Abtheilung gehört auch Derjenige, dessen Steuerbetrag nur 
theilweise in das erste Drittel fällt. Die übrigen Wähler bilden die zweite und 
dritte Abtheilung, die zweite reicht bis zur Hälfte der Gesammtsteuer dieser 
Wiäähler. 


Steuern, die für Grundbesitz oder Gewerbebetrieb in einer andern 
Gemeinde entrichtet werden ($. 3.), so wie die Steuern für die im 
Umherziehen betriebenen Gewerbe, sind bei der Bildung der Abtheilungen 
nicht anzurechnen. 


Die Dienste ($. 110.) kommen, so weit sie in den Erat aufgenommen 
sind ($. 120.), gleich den Abgaben in Anrechnung. 


Kein Wähler kann zweien Abtheilungen zugleich angehören. 
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Läßt sich weder nach dem Steuerbetrage, noch nach der alphabetischen 
Ordnung, der Namen bestimmen, welcher unter mehreren Wählern zu einer 
bestimmten Abtheilung zu rechnen ist, so entscheidet das Loos. 


Jede Abtheilung wählt ein Drittel der Mitglieder zum Gemeinderath, 
ohne dabei an die Wähler der Abtheilung gebunden zu sein. 


8. 70. Gemeinden, die aus mehreren Ortschaften bestehen, können in 
Wahlbezirke eingetheilt werden. Die Anzahl und die Grenzen der 
Wahlbezirke, so wie die Anzahl der von einem jeden derselben zu wählenden 
Gemeindeverordneten werden nach Maaßgabe der Zahl der Wähler von dem 
Gemeindevorsteher festgesetz. 


8. 71. Bei Gemeinden, welche mehrere Ortschaften umfassen, kann der 
Kreis- Ausschuß nach Verhältniß der Einwohnerzahl bestimmen, wie viel 
Mitglieder des Gemeinderathes aus jeder einzelnen Ortschaft zu wählen sind. 


$. 72. Die Hälfte der von jeder Abtheilung zu wählenden 
Gemeindeverordneten muß aus Grundbesitzern (Eigenthümern, 
Nießbrauchern und solchen, die ein erbliches Besitzrecht haben) bestehen. 
Befinden sich in einer Gemeinde gar keine oder nur sehr wenige 
Grundbesitzer, so können statt derselben, oder gleich ihnen Pächter gewählt 
werden. Die nähere Bestimmung hierüber ist von dem Kreis- Ausschuß für 
jeden einzelnen Ort zu treffen. 


8. 73. Mitglieder des Gemeinderathes können nicht sein: 

1) die vom Staate ernannten Mitglieder der Aufsichtsbehörde; 

2) die nicht zum Gemeindevorstande gehörigen Gemeindebeamten; 

3) die Mitglieder der Kreis-, Stadt- und Landgerichte, mit Einschluß der 
Einzelrichter ihrer Gerichtssprengel; ingleichen die Mitglieder der höheren 
Gerichtshöfe; 

4) die Beamten, der Staats- Anwaltschaft; 


5) die Polizeibeamten; 


6) die zum stehenden Heere und die zu den Landwehrstämmen 
gehörenden Personen. Vater und Sohn, sowie Brüder, dürfen nicht zugleich 


330 


Mitglieder des Gemeinderathes sein. Sind dergleichen Verwandte zugleich 
erwählt, so wird der ältere allein zugelassen. 


$. 74. Die Mitglieder des Gemeinderathes werden auf 6 Jahre gewählt. 
Jedoch verliert jede Wahl ihre Wirkung mit dem Aufhören der Wählbarkeit 
(S. 4.). Alle zwei Jahre scheidet ein Drittel aus und wird durch neue Wahlen 
ersetzt. Die das erste und zweite Mal Ausscheidenden werden für jede 
Abitheilung durch das Loos bestimmt. 


8. 75. Eine Liste der Gemeindewähler, welche die erforderlichen 
Eigenschaften derselben nachweist, wird von dem Gemeindevorsteher 
geführt und alljährlich im Juli berichtigt. 


Die Liste wird nach den Wahlabtheilungen und in dem Falle des 8. 70. 
nach den Wahlbezirken eingetheilt. 


8. 76. Vom 1. bis zum 15. Juli schreitet der Gemeindevorsteher zur 
Berichtigung der Liste. 


Vom 15. bis zum 30. Juli wird die Liste in einem oder mehreren, zur 
öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Gemeinde offen gelegt. 


Während dieser Zeit kann jeder Einwohner der Gemeinde gegen die 
Richtigkeit der Liste bei dem Gemeindevorsteher Einwendungen erheben. 


Der Gemeinderath entscheidet darüber bis zum 15. August. 


Innerhalb 10 Tagen nach Mittheilung der Entscheidung ist die Berufung 
an den Kreisausschuß zulässig, welcher binnen vier Wochen endgültig 
entscheidet. 


Soll der Name eines ein Mal in die Liste aufgenommenen Einwohners 
wieder ausgestrichen werden, so ist ihm dieses unter Angabe der Gründe acht 
Tage vorher von dem Gemeindevorsteher mitzutheilen. 


$. 77. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Gemeinderathes 
finden alle 2 Jahre im November statt. Die Wahlen der dritten Abtheilung 
erfolgen zuerst, die der ersten Abtheilung zulegt. 


Außergewöhnliche Wahlen zum Ersatze innerhalb der Wahlperiode 
ausgeschiedener Mitglieder können von dem Gemeinderathe veranlaßt oder 
von dem Kreisausschusse angeordnet werden. Der Ersatzmann bleibt nur bis 


331 


zum Ende derjenigen 6 Jahre in Thätigkeit, auf welche der Ausgeschiedene 
gewählt war. 


Alle Ergänzungs- oder Ersatzwahlen werden von denselben 
Abtheilungen und Bezirken ($. 70.) vorgenommen, von welchen der 
Ausgeschiedene gewählt war. 


Ist die Zahl der zu wählenden Gemeindeverordneten nicht durch drei 
theilbar, so ist, wenn nur einer übrig bleibt, dieser von der zweiten 
Abitheilung zu wählen. Bleiben zwei übrig, so wählt die erste Abtheilung den 
einen und die dritte Abtheilung den andern. 


$. 78. Der Gemeinderath hat jederzeit die nöthige Bestimmung zur 
Ergänzung der erforderlichen Anzahl von Grundbesitzern ($. 72.) zu treffen. 


Ist die Zahl der Grundbesitzer, welche zu wählen sind, nicht durch die 
Zahl der Wahlbezirke theilbar, so wird die Vertheilung auf die einzelnen 
Wahlbezirke durch das Loos bestimmt. 


Mit dieser Beschränkung können die ausscheidenden Mitglieder des 
Gemeinderathes jeder Zeit wieder gewählt werden. 


S. 79. Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Liste ($$. 75., 76.) 
verzeichneten Wähler durch den Gemeindevorsteher zu den Wahlen mittelst 
schriftlicher Einladung oder ortsüblicher Bekanntmachung berufen. Die 
Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die Stunden, 
in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorstande abzugeben sind, genau 
bestimmen. 


8. 80. Der Wahlvorstand besteht aus dem Gemeindevorsteher oder 
einem von diesem ernannten Stellvertreter als Vorsitzenden und aus zwei von 
dem Gemeinderathe gewählten Beisitzern. Für jeden Beisitzer wird von dem 
Gemeinderathe ein Stellvertreter gewählt. 


8. 81. Jeder Wähler muß dem Wahlvorstande mündlich zu Protokoll 
erklären, wem er seine Stimme geben will. Er hat so viele Personen zu 
bezeichnen, als zu wählen sind. 


Nur die im $. 5. erwähnten, außerhalb der Gemeinde wöhnenden, 
höchstbesteuerten und juristischen Personen, sowie die durch den 
Militairdienst von ihrem Gemeindebezirk entfernten Wähler können ihr 
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Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollmächtigten müssen 
selbst Gemeindewälhler sein. 


Ist die Vollmacht nicht in beglaubigter Form ausgestellt, so entscheidet 
über die Anerkennung derselben der Wahlvorstand endgültig. 


8. 82. Gewählt sind diejenigen, welche bei der ersten Abstimmung die 
absolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten 
haben. Wenn sich bei der ersten Abstimmung nicht für so viele Personen, als 
zu wählen sind, die absolute Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer 
zweiten Wahl geschritten. 


Der Wahlvorstand stellt die Namen derjenigen, welche nächst den 
Gewählten die meisten Stimmen erhalten haben, so weit zusammen, daß die 
doppelte Zahl der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wird. Diese 
Zusammenstellung gilt alsdann als die Liste der Wählbaren. 


Zu der zweiten Wahl werden die Wähler durch eine, das Ergebniß der 
ersten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorstandes acht Tage 
vorher berufen. Bei der zweiten Wahl ist die absolute Stimmenmehrheit nicht 
erforderlich. 


Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 
giebt das Loos den Ausschlag. 


Wer in mehreren Abtheilungen oder Bezirken gewählt ist, hat zu 
erklären, welche Wahl er annehmen will. 


S. 83. Die Wahlprotokolle sind vom Wahlvorstande zu unterzeichnen 
und vom Gemeindevorsteher aufzubewahren. Der Gemeindevorsteher hat 
das Ergebniß der vollendeten Wahl sofort bekannt zu machen. 


Gegen das stattgehabte Wahlverfahren kann von jedem Wähler der 
Gemeinde, innerhalb 10 Tagen nach der Bekanntmachung, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde erhoben werden. 


Bei erheblichen Unregelmäßigkeiten hat die Aufsichtsbehörde die 
Wahlen auf erfolgte Beschwerde oder von Amtswegen innerhalb 20 Tagen 
nach der Bekanntmachung durch eine motivirte Entscheidung für ungültig zu 
erklären. 
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8. 84. Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Mitglieder 
des Gemeinderathes treten mit dem Anfang des auf ihre Wahl folgenden 
Jahres ihre Verrichtungen an; die Ausscheidenden bleiben bis dahin in 
Thätigkeit. 


Der Gemeindevorsteher hat die Einführung der Gewählten und deren 
Verpflichtung durch Handschlag an Eidesstatt anzuordnen. 


Abschnitt II. - Von der Zusammensetzung und Wahl des 
Gemeindevorstandes. 


8. 85. Der Gemeindevorstand besteht aus einem Gemeindevorsteher und 
zwei Schöffen, die den Gemeindevorsteher zu unterstützen und in 
Verhinderungsfällen seine. Stelle zu vertreten haben. 


Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes (Magistrats) nach 
den bisherigen Bestimmungen eine größere gewesen ist, verbleibt es bei der 
letzteren so lange, als nicht der Gemeinderath mit Genehmigung des Kreis- 
Ausschusses eine Verminderung beschlossen hat. 

In den im $. 71. erwähnten Ortschaften kann der Gemeindevorsteher 
nach Bestimmung des Landraths durch ein daselbst wohnendes Mitglied des 
Gemeinderathes, welches dieser zu wählen hat, vertreten werden. 

8. 86. Außer den Schöffen können, wo es das Bedürfniß erfordert, noch 
ein oder mehrere besoldete Mitglieder (Kämmerer u. s. w.) für besondere 
Geschäftszweige, gewählt werden. 

Die Schöffen können Mitglieder des Gemeinderathes. sein. 


8. 87. Mitglieder des Gemeindevorstandes können nicht sein: 


1) die von der Staatsregierung ernannten Mitglieder der 
Aufsichtsbehörde; 


2) Geistliche und Lehrer an öffentlichen Schulen; 


3) die Mitglieder des Richterstandes und die Beamten der 
Staatsanwaltschaft; 


4) die Polizeibeamten; 
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5) die zum stehenden Heere und die zu den Landwehrstämmen 
gehörenden Personen. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, sowie Brüder, 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorstandes und 
Gemeinderathes sein. 


Personen, welche die in dem Gesetze vom 7. Februar 1835. (Gesetz- 
Sammlung S. 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben, können nicht Gemeinde- 
Vorsteher sein. 


8. 88. Der Gemeindevorsteher, welcher in dem Gemeindebezirke 
ansässig sein muß, so wie die Schöffen, werden von dem Gemeinderathe 
durch absolute Stimmenmehrheit gewählt. 


8. 89. Für jedes zu wählende Mitglied des Gemeindevorstandes wird 
besonders abgestimmt. Wird die absolute Stimmenmehrheit bei der ersten 
Abstimmung nicht erreicht, so werden diejenigen vier Personen, auf welche 
die meisten Stimmen gefallen find, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch 
hierdurch die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet unter 
denjenigen zwei Personen, welche bei der zweiten Abstimmung die meisten 
Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Loos. 


$. 90. Die Wahl des Vorstehers und der Schöffen erfolgt auf 6 Jahre. 


Nach dreijähriger Dienstzeit kann der Gemeindevorsteher von dem 
Gemeinderathe auf 12 Jahre gewählt werden. 


Alle 3 Jahre scheidet einer der Schöffen aus und wird durch neue Wahl 
ersetzt. Der das erste Mal ausscheidende wird durch das Loos bestimmt. Der 
Ausscheidende kann wieder gewählt werden. 


8. 91. Die gewählten Gemeindevorsteher und Schöffen bedürfen der 
Bestätigung durch den Landrath. 


Diese Bestätigung kann nur nach Anhörung des Kreis - Ausschusses 
versagt werden. 


Wird die Bestätigung der Wahl versagt, so schreitet der Gemeinderath zu 
einer neuen Wahl. 
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Wird auch diese Wahl, nach Anhörung des Kreisausschusses, nicht 
bestätigt, so steht dem Landrath die Ernennung des Vorstehers, resp. der 
Schöffen, auf die Dauer von höchstens 6 Jahren zu. 


Dasselbe findet statt, wenn der Gemeinderath die Wahl verweigern 
sollte. 


8. 92. Die Mitglieder des Gemeindevorstandes werben vor ihrem 
Amtsantritte durch den Landrath oder einen von ihm zu ernennenden 
Kommissar in öffentlicher Sitzung des Gemeinderathes in Eid und Pflicht 
genommen. 


Abschnitt III - Von den Versammlungen und Geschäften des 
Gemeinderathes. 


$. 93. Der Gemeinderath hat über alle Gemeinde- Angelegenheiten zu 
beschliessen, soweit dieselben nicht ausschließlich dem Gemeindevorsteher 
überwiesen sind. Sein Gutachten giebt er über alle Gegenstände ab, welche 
ihm zu diesem Zwecke durch die Aufsichtsbehörden vorgelegt werden. 


Die von dem Gemeinderath gefaßten Beschlüsse sind für die Gemeinde 
verpflichtend, doch kann der Gemeinderath nicht die gefaßten Beschlüsse 
zur Ausführung bringen. 


Die Mitglieder des Gemeinderathes sind an keinerlei Instruktionen oder 
Aufträge der Wähler und der Wahlbezirke gebunden. Ueber andere als 
Gemeinde-Angelegenheiten kann der Gemeinderath nur dann berathen, wenn 
solche durch besondere Gesetze oder in einzelnen Fällen durch Aufträge der 
Aufsichtsbehörde oder der Bezirksregierung an ihn gewiesen sind. Der 
Gemeinderath kontrolirt die Verwaltung. Er ist daher berechtigt, sich von der 
Ausführung seiner Beschlüsse und der Verwendung aller Gemeinde- 
Einnahmen Ueberzeugung zu verschaffen. Er kann zu diesem Zwecke die 
Akten einsehen und Ausschüsse aus seiner Mitte ernennen. 


8. 94. Der Gemeinderath versammelt sich, so oft es seine Geschäfte 
erfordern. Der Gemeindevorsteher ist stimmberechtigter Vorsitzender des 
Gemeinderathes. 
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$. 95. Die Zusammenberufung des Gemeinderathes geschieht durch den 
Gemeindevorsteher; sie muß erfolgen, sobald es von einem Viertel der 
Mitglieder des Gemeinderathes verlangt wird. 


$. 96. Die Art und Weise der Zusammenberufung wird ein für alle Mal 
von dem Gemeinderathe festgestellt. 


Die Zusammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenstände der 
Verhandlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieselbe wenigstens zwei 
freie Tage vorher statt haben. 


8. 97. Durch Beschluß des Gemeinderathes können auch regelmäßige 
Sitzungstage festgesetzt, es müssen jedoch auch dann die Gegenstände der 
Verhandlung mindestens zwei freie Tage vorher den Mitgliedern des 
Gemeinderathes und dem Vorsteher angezeigt werden. 


8. 98. Der Gemeinderath kann nur beschließen, wenn mehr als die 
Hälfte und wenigstens 3 feiner Mitglieder mit Einschluß des Vorsitzenden 
zugegen sind. Eine Ausnahme hiervon findet statt, wenn der Gemeinderath, 
zum dritten Male zur Verhandlung über denselben Gegenstand 
zusammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl erschienen ist. 


Bei der zweiten und dritten Zusammenberufung muß auf diese 
Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden. 


8. 99. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Wer nicht 
mitstimmt, wird zwar als anwesend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird 
aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden festgestellt. 


Bei allen Wahlen findet das im $. 89. vorgeschriebene Verfahren statt. 


$. 100. An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der 
Gemeinde darf Derjenige nicht Theil nehmen, dessen Interesse mit dem der 
Gemeinde in Widerspruch steht. Kann wegen dieser Ausschließung eine 
beschlußfähige Versammlung nicht gehalten werden, so hat der 
Gemeindevorsteher, oder wenn auch dieser aus dem vorgedachten Grunde 
betheiligt ist, die Aufsichtsbehörde für die Wahrung des Gemeindeinteresses 
zu sorgen und nöthigenfalls einen besonderen Vertreter für die Gemeinde zu 
bestellen. 
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8. 101. Die Sitzungen des Gemeinderathes sind öffentlich. Für einzelne 
Gegenstände kann durch besonderen Beschluß, welcher in geheimer Sitzung 
gefaßt wird, die Oeffentlichkeit ausgeschlossen werden. Die Sitzungen 
dürfen nicht in Wirthshäusern oder Schänken gehalten werden. 


8. 102. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und schließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Versammlung. Er kann jeden 
Zuhörer aus dem Sitzungszimmer entfernen lassen, welcher öffentliche 
Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt, oder Unruhe irgend einer Art 
verursacht. 


8. 103. Die Beschlüsse des Gemeinderathes und die Namen der dabei 
anwesend gewesenen Mitglieder sind in ein besonderes Buch einzutragen, 


Sie werden von dem Vorsitzenden und wenigstens einem Mitgliede 
unterzeichnet. Die Stelle des letztern kann ein von dem Gemeinderathe 
gewählter, in öffentlicher Sitzung hierzu vereideter Protokollführer vertreten. 


$. 104. Auf Beschluß des Gemeinderathes und mit Genehmigung des 
Kreisausschusses kann das Erforderniß der Protokollaufnahme über 
Gemeinderathsbeschlüsse auf bestimmte Gegenstände beschränkt werden. 


8. 105. Der Gemeinderath beschließt über die Benutzung des 
Gemeindevermögens. 


Ueber das Vermögen, welches nicht der Gemeindekorporation in ihrer 
Gesammtheit gehört, kann der Gemeinderath nur in sofern beschließen, als er 
dazu durch den Willen der Betheiligten, oder durch sonstige Rechtstitel 
berufen ist. 


Auf das Vermögen der Korporationen, und Stiftungen, sowie auf 
dasjenige, welches blos den Hausbesitzern oder andern Klaffen der 
Einwohner gehört, haben andere Personen keinen Anspruch. 


$. 106. Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen kann der 
Gemeinderath von der Entrichtung einer jährlichen. Abgabe und anstatt oder 
neben derselben von Entrichtung eines Einzugs- oder Einkaufsgeldes 
abhängig machen. 


Auch für besondere Vortheile, welche der Aufenthalt in der Gemeinde 
gewährt, kann eine Abgabe (Einzugsgeld) gefordert werden. 
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Derartige Beschlüsse des Gemeinderathes bedürfen der Genehmigung 
des Kreis- Ausschusses. 


Die mit dem Besitze einzelner Grundstücke verbundenen, oder auf 
sonstigen besondern Rechtstiteln beruhenden Nuzungsrechte sind den 
Bestimmungen dieses Paragraphen nicht unterworfen. 


$. 107. Um die durch das Bedürfniß oder die Verpflichtungen der 
Gemeinde erforderten Geldmittel zu beschaffen, können von dem 
Gemeinderathe Umlagen nach dem Fuße der direkten Staatsabgaben mit 
Ausschluß der Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen beschlossen 
werden. 


Zur Erhebung von Zuschlägen, die nicht in gleichen Prozenten auf die 
direkten Steuern gelegt werden, so wie zur Erhebung aller anderen Arten von 
Gemeinde- Abgaben, muß die Genehmigung des Bezirksrathes eingeholt 
werden. 


Dieser Genehmigung bedarf es nicht, wenn auf die Gewerbesteuer gar 
keine oder geringere Zuschläge gelegt werden sollen. 


Buschläge, welche die Hälfte des Betrages der Staatsabgaben 
überschreiten, dürfen nur mit Genehmigung der Bezirksregierung erhoben 
werden. 


So lange die Revision der Steuergesetzgebung noch nicht beendigt ist, 
können die Gemeindebehörden es bei den Grundsägen, nach welchen die 
Gemeinde-Abgaben bisher erhoben worden sind, belassen. Beschließt der 
Gemeinderath eine Abänderung dieser Grundsäge, so kommen die 
vorstehenden Bestimmungen in Anwendung. 


8. 108. Zur freiwilligen Veräußerung von Gemeinde-Grundstücken und 
solchen Gerechtsamen, welche jenen gesetzlich gleichgestellt sind, ist 
erforderlich: 

a) Einverständniß zwischen Gemeinderath und Gemeindevorsteher; 


b) Genehmigung der Aufsichtsbehörde, und 


c) öffentliche Lizitation auf den Grund einer Tare. 
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Zu Veränderungen in dem Genusse an Gemeinde-Nutzungen (Wald, 
Weide, Haide, Torfstich u. dgl.) ist die Genehmigung des Kreisausschusses 
erforderlich. 


$. 109. Beschlüsse des Gemeinderathes über Veräußerungen und 
wesentliche Veränderungen von Sachen, welche einen besonderen 
wissenschaftlichen, historischen oder Kunstwerth haben, namentlich von 
Archiven, bedürfen der Genehmigung der Bezirksregierung. 


$. 110. Der Gemeinderath kann die Gemeinde zur Leistung von 
Diensten (Hand- und Spanndiensten) Behufs Ausführung von Gemeinde- 
Arbeiten verpflichten; die Dienste werden in Geld abgeschätzt, die 
Vertheilung geschieht nach dem Maaßstabe der Gemeinde-Abgaben oder in 
deren Ermangelung nach dem Maaßstabe der direkten Steuern. 
Abweichungen von dieser Vertheilungsart bedürfen der Genehmigung des 
Bezirksrathes. Die Dienste können mit Ausnahme von Nothfällen durch 
taugliche Stellvertreter abgeleistet oder nach der Abschätzung an die 
Gemeindekasse bezahlt werden. 


8. 111. Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen für 
die einzelnen Landestheile erlassenen Gesetze und Bestimmungen bleiben in 
Kraft, bis ihre Abänderung im gesetzlichen Wege erfolgt sein wird. 


8. 112. Der Gemeinderath wählt den Gemeinde-Einnehmer und 
bestimmt die von diesem, so wie von andern Gemeindebeamten zu 
leistenden Kautionen. 


8. 113. Die Erhebung der Gemeindegefälle, so wie die Kaffen und 


Rechnungsgeschäfte für mehrere Gemeinden, können demselben Einnehmer 
übertragen werden. 


Abschnitt IV. - Von den Geschäften des Gemeinde- 
Vorstandes. 


8. 114. Der Gemeindevorsteher hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde- 
Verwaltungsbehörde insbesondere folgende Geschäfte zu besorgen: 


1) die Gesetze, die Verordnungen und die Beschlüsse der ihm 
vorgesetzten Behörden auszuführen; 


dahin gehört: 
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a) die Handhabung der Ortspolizei, so weit sie nicht besondern 
Behörden übertragen ist; 


b) die Verrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 


c) alle örtlichen Geschäfte der Kreis, Bezirks, Provinzial- und 
allgemeinen Staatsverwaltung, sofern nicht andere Behörden dazu 
bestimmt sind. 


Die Führung der Personenstandsregister und die Verrichtungen des 
Polizei- Anwalts können dem Gemeindevorsteher gegen seinen Willen nicht 
übertragen werden; 


2) die Beschlüsse des Gemeinderathes vorzubereiten und auszuführen. 


Der Gemeindevorsteher hat die Ausführung solcher Beschlüsse des 
Gemeinderathes zu beanstanden, die er für das Gemeindewohl nachtheilig 
erachtet. Erfolgt alsdann in der nächsten Gemeinderaths-Sitzung keine 
Verständigung der beiden Gemeinde-Behörden, so ist die Entscheidung des 
Kreisausschusses einzuholen. Dasselbe gilt für den Fall, daß der 
Gemeindevorsteher die Ernennung des gewählten Einnehmers ($. 112.) 
beanstanden zu müssen glaubt; 


3) die Gemeinde- Anstalten zu verwalten und diejenigen, für welche 
besondere Verwaltungen eingesetzt sind, zu beaufsichtigen: 


4) die Einkünfte der Gemeinde zu verwalten, die auf den Etat oder 
besondern Gemeinderaths-Beschlüssen beruhenden Einnahmen und 
Ausgaben anzuweisen und das Rechnungs- und Kassenwesen zu 
überwachen. Von jeder regelmäßigen Rassenrevision ist dem Gemeinderathe 
Kenntniß zu geben, damit er ein Mitglied oder mehrere abordnen könne, um 
diesem Geschäfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kassenrevisionen ist 
der Vorsitzende oder ein von demselben einfür allemal bezeichnetes Mitglied 
des Gemeinderathes zuzuziehen; 


5) die Gemeinde in Prozessen zu vertreten; 


6) das Eigenthum der Gemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu 
wahren; 
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7) die Gemeindebeamten, nachdem der Gemeinderath darüber 
vernommen worden ist, anzustellen und dieselben, einschließlich des 
Gemeinde-Einnehmers, zu beaufsichtigen; 


8) die Urkunden und Akten der Gemeinde aufzubewahren; 


9) die Gemeinde nach Außen zu vertreten, und Namens derselben mit 
Behörden und Privatpersonen zu verhandeln, den Schriftwechsel zu führen 
und die Gemeinde- Urkunden in der Unterschrift zu vollziehen. Die 
Ausfertigungen der Urkunden werden Namens der Gemeinde von dem 
Gemeindevorsteher oder seinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; 


10) die Gemeinde-Abgaben und Dienste nach den Gesetzten und 
Beschlüssen auf die Verpflichteten zu vertheilen, die Hebelisten (Rollen) 
aufzustellen und, nachdem sie vollstreckbar erklärt sind, die Beitreibung zu 
verfügen. Die Hebelisten müssen, bevor dieselben vollstreckbar erklärt 
werden, vierzehn Tage offen gelegt sein. 


$. 115. Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäftszweige, 
als zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten und Aufträge, 
können besondere Deputationen aus Gemeindeverordneten und 
Gemeindewählern von dem Gemeinderath gewählt werden. 
Stimmberechtigter Vorsitzender derselben ist ein vom Gemeindevorsteher zu 
bezeichnendes Mitglied des Gemeindevorstandes. Dergleichen Deputationen 
sind dem Gemeindevorsteher untergeordnet. 


8. 116. Jedes Jahr, bevor sich der Gemeinderath mit dem Haushalts-Etat 
beschäftigt, hat der Gemeindevorsteher in öffentlicher Sitzung des 
Gemeinderathes über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde 
Angelegenheiten einen vollständigen Bericht zu erstatten. Lag und Stunde 
der Sitzung werden wenigstens zwei freie Tage vorher in der Gemeinde 
bekannt gemacht. 


8. 117. In Betreff der Befugniss der Gemeindebehörden, ortspolizeiliche 
Verordnungen zu erlassen, kommen die darauf bezüglichen Gesetze zur 
Anwendung. 


Abschnitt V. - Von den Dienst-Entschädigungen der 
Gemeindevorsteher. 
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$. 118. Die Gemeindevorsteher haben Anspruch auf Gewährung einer 
mit ihrer amtlichen Mühwaltung und ihren Unkosten in billigem Verhältnisse 
stehenden Vergütigung. Dieselbe wird in Ermangelung einer Vereinigung von 
dem Kreis-Ausschusse nach Anhörung des Gemeinderathes festgestellt. 


Nutzungen aus Gemeindegrundstücken, welche bisher dem 
Gemeindevorsteher als Entschädigung für seine Mühwaltung überwiesen 
waren, können zu diesem Zwecke auch ferner verwendet werden. 


8. 119. Die Gemeindevorsteher erhalten keine Pension, sofern sie ihnen 
nicht durch einen von der Aufsichtsbehörde genehmigten Beschluß des 
Gemeinderathes zugesichert ist. 


Die Pension fällt in soweit fort oder ruht, als der Pensionirte durch 
anderweitige Anstellung im Staats- oder Gemeindedienste ein Einkommen 
erhält, welches mit Zurechnung der Pension sein früheres Einkommen 
übersteigt. 


Abschnitt VI. - Von dem Gemeindehaushalte. 


8. 120. Weber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienste, welche sich im 
Voraus bestimmen lassen, entwirft der Gemeindevorsteher jährlich im 
September einen Haushalts-Etat. Der Entwurf wird 14 Tage lang, nach 
vorheriger Verkündigung, in einem oder mehreren, von dem Gemeinderathe 
zu bestimmenden Lokalen zur Einsicht aller Einwohner der Gemeinde offen 
gelegt und alsdann von dem Gemeinderathe festgestellt. 


Die Aufstellung des Haushalts-Etats erfolgt auf 3 Jahre, wenn es von 
dem Gemeinderathe beschlossen und von dem Kreisausschusse genehmigt 
wird. 


Eine Abschrift des Etats wird sofort der Aufsichtsbehörde eingereicht. 


8. 121. Der Gemeindevorsteher hat dafür zu sorgen, daß der Haushalt 
nach dem Etat geführt werde. 


Ausgaben, welche außer dem Etat geleistet werden sollen, bedürfen der 
Genehmigung des Gemeinderathes. 


8. 122. Die Gemeinde Abgaben und die Geldbeträge der Dienste ($. 
110.), sowie die Abgaben für die Theilnahme an den Nutzungen ($. 106.) und 
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die sonstigen Gemeindegefälle sind durch den Einnehmer zu erheben und 
werden von den Säumigen im Steuer-Exekutionswege beigetrieben. 


$. 123. Die Jahresrechnung ist von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des 
folgenden Jahres zu legen und dem Gemeindevorsteher einzureichen. Dieser 
hat die Rechnung zu revidiren und solche mit seinen Erinnerungen und 
Bemerkungen dem Gemeinderathe zur Prüfung, Feststellung und Entlastung 
vorzulegen. Nach erfolgter Feststellung der Rechnung wird dieselbe während 
14 Tage zur Einsicht der Gemeindeglieder offen gelegt. 


8. 124. Die Feststellung der Rechnung muß vor dem 1. September 
bewirkt sein. Der Gemeindevorsteher hat der Aufsichtsbehörde sofort eine 
Abschrift des Feststellungsbeschlusses vorzulegen. 


$. 125. Ueber alle Theile des Gemeindevermögens hat der 
Gemeindevorsteher ein Lagerbuch zu führen. Die darin vorkommenden 
Veränderungen werden dem Gemeinderathe bei der Rechnungsabnahme zur 
Erklärung vorgelegt. 


Titel TV. - Von den Sammtgemeinden und Polizeibezirken. 


8. 126. Gemeinden, die für sich allein den Zwecken des 
Gemeindeverbandes nicht entsprechen, können sich mit einer oder mehreren 
benachbarten Gemeinden zu einer Sammtgemeinde vereinigen. 


Die zu einer Sammtgemeinde gehörenden Gemeinden werden 
Einzelgemeinden genannt. 


Gemeinden, welche eine genügende Polizeiverwaltung aus eigenen 
Kräften herzustellen nicht vermögen, werden mit benachbarten Gemeinden 
zu einem Polizeibezirke vereinigt. Die Bildung solcher Bezirke erfolgt durch 
die Staats-Regierung, Vereinigungen von zwei oder mehreren Gemeinden, 
welche für einzelne und bestimmte Zwecke im öffentlichen oder Gemeinde- 
Interesse errichtet sind, oder künftig errichtet werden, werden durch die 
Bestimmungen dieses Gesetzes nicht berührt. 


8. 127. Jede Einzelgemeinde wird hinsichtlich ihrer besonderen 
Angelegenheiten von einem Gemeinderath vertreten, und von einem 
Gemeindevorstande verwaltet. 
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$. 128. Die Verwaltung der Einzelgemeinden wird von dem Vorsteher 
der Sammtgemeinde (Bürgermeister, Oberschulze) beaufsichtigt. Derselbe 
kann, so oft er es angemessen findet, in jeder Einzelgemeinde den Vorsitz im 
Gemeinderathe führen, und muß die Berathungen über den Haushalts-Etat 
und die Rechnungen leiten, sowie die Hebelisten vollstreckbar erklären. 


$. 129. Mit Ausnahme der im S. 128. angeführten Punkte gelten für die 
Vertretung und Verwaltung der Einzelgemeinden dieselben Vorschriften, 
welche für die, nicht zu einer Samtgemeinde gehörenden Gemeinden in den 
Titeln I. und III. dieses Gesetzes gegeben sind. 


$. 130. Jede Sammtgemeinde wird für die gemeinsamen 
Angelegenheiten ihrer Einzelgemeinden von einem Sammtgemeinderath 
vertreten und von einem innerhalb der Sammtgemeinde wohnenden 
Vorsteher (Bürgermeister, Oberschulzen) verwaltet. 


Als Stellvertreter des Vorstehers in Behinderungsfällen werden ein oder 
mehrere Beigeordnete gewählt. Die Beigeordneten können Mitglieder des 
Sammtgemeinderathes fein. 


$. 131. Was zu den gemeinsamen Angelegenheiten zu rechnen ist, 
darüber haben die der Einzelgemeinden zu beschließen. Der Beschluß bedarf 
der Bestätigung des Bezirksräthes. 


In welchem Verhältnisse die Einzelgemeinden zu den gemeinsamen 
Bedürfnissen und Lasten der Sammtgemeinden beizutragen haben, wird von 
dem Bezirksrathe nach Vernehmung der Gemeinderäthe der 
Einzelgemeinden und des Sammtgemeinderathes festgesetz. Soweit die 
Einzelgemeinden sich über diesen Gegenstand einigen, hat der Bezirksrath 
lediglich die Uebereinkunft derselben zu bestätigen. 


$. 132. Jede Einzelgemeinde hat wenigstens ein Mitglied zum 
Sammtgemeinderathe zu wählen. Sind die Einzelgemeinden von sehr 
ungleicher Größe, so tritt, bei den stärker bevölkerten Gemeinden eine 
Vermehrung der Abgeordneten ein, worüber der Bezirksrath zu bestimmen 
hat. 


Die Wahlen werden von den Gemeinderäthen der Einzelgemeinden nach 
den Vorschriften der SS. 29. und 30. vorgenommen. 


Die Mitglieder der Sammtgemeinderäthe erhalten nur eine Vergütigung 
für ihre baaren Auslagen, jedoch keine Zehrungs- und Reisekosten. 
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$. 133. Der Vorsteher der Sammtgemeinde hat den Vorsitz mit 
Stimmrecht im Sammtgemeinderath. Im Uebrigen haben der Vorsteher der 
Sammtgemeinde, dessen Beigeordnete und der Sammtgemeinderath in 
Bezug auf die Sammtgemeinde dieselben Rechte und Pflichten, welche 
einerseits dem Gemeindevorstande, dem Bürgermeister und den 
Beigeordneten, und andererseits dem Gemeinderathe in Bezug auf die, nicht 
zu einer Sammtgemeinde gehörenden Gemeinden in Titel II. dieses Gesetzes 
beigelegt sind. 


Auf die Wahl, Bestätigung oder Ernennung des Vorstehers der 
Sammtgemeinde und dessen Beigeordneten finden die Bestimmungen der 
88. 29., 30. und 31. Anwendung; jedoch steht die Bestätigung des Vorstehers 
der Sammtgemeinde auch in dem Falle dem Regierungspräsidenten zu, wenn 
die Sanimtgemeinde mehr als 10,000 Einwohner zählt. 


Hinsichtlich der Ansprüche der Vorsteher der Sammtgemeinden auf 
Besoldung und Pension, und der Beigeordneten auf Entschädigung, gelten 
die Bestimmungen der $$. 60. und 61. 


8. 134. Auch diejenigen Angelegenheiten, bei welchen mehr als eine, 
aber nicht alle Einzelgemeinden einer Sammtgemeinde betheiligt sind, 
gehören zum Geschäftskreise des Vorstehers und des Sammtgemeinderathes; 
jedoch haben die Vertreter der nicht betheiligten Gemeinden über solche 
Angelegenheiten nicht mit zu beschließen. 


$. 135. Den Vorstehern der Sammtgemeinden ($. 126.) können von der 
Staats- Regierung die $. 58. bezeichneten Geschäfte übertragen werden. 


Wo Polizeibezirke gebildet werden müssen ($. 126.); sind für die im $. 
58. bezeichneten Geschäfte besondere Bezirksbeamte (Kreis-Amtmänner) zu 
bestellen. Das Ant derselben ist ein, jedesmal auf 3 Jahre von der 
Staatsregierung aus den Eingesessenen des Bezirks zu besetzendes, 
unentgeltlich zu verwaltendes Ehrenamt. 


Findet sich kein geeigneter Eingesessener, welcher das Amt übernehmen 
will, so werden die Geschäfte, bis sich ein solcher Eingesessener findet, 
durch einen von der Staatsregierung ernannten Kommissar auf Kosten des 
Bezirks verwaltet. 


Die erforderlichen Büreaukosten sind in jedem Falle nach Feststellung 
der Bezirksregierung von den betheiligten Gemeinden aufzubringen. 
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In wieweit der Staat zu diesen Kosten beizutragen hat, ist nach den 
allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über die Einrichtung der örtlichen 
Polizeiverwaltung zu bemessen. 


8. 136. In Polizei- Angelegenheiten ($. 58. 1. und 2.) sind die 
Gemeindevorsteher Organe und Hülfsbehörden des Vorstehers der 
Sammtgemeinde oder des Bezirksbeamten. 


Titel V. - Bon der Verpflichtung zur Annahme von Stellen. 


8. 137. Ein jeder Gemeindewähler ist verpflichtet, eine unbesoldete 
Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen, sowie eine 
angenommene Stelle mindestens 3 Jahre lang zu versehen. 


Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer solchen Stelle 
berechtigen nur folgende Entschuldigungsgründe: 


l) anhaltende Krankheiten; 


2) Geschäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abwesenheit mit 
sich bringen; 


3) ein Alter über 60 Jahre; 


4) die früher stattgehabte Verwaltung einer unbesoldeten Stelle für die 
nächsten drei Jahre; 


5) die Verwaltung eines andern öffentlichen Amtes; 
6) ärztliche oder wundärztliche Praxis; 


7) sonstige besondere Verhältnisse, welche nach dem Ermessen des 
Gemeinderathes eine gültige Entschuldigung begründen. 


Wer sich ohne einen dieser Entschuldigungsgründe weigert, eine 
unbesoldete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen, 
oder die noch nicht drei Jahre lang versehene Stelle ferner zu versehen, 
sowie derjenige, welcher sich der Verwaltung solcher Stellen thatsächlich 
entzieht, kann durch Beschluß des Gemeinderathes der den 
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Gemeindewählern in diesem Gesetze beigelegten Rechte auf 3 bis 6 Jahre 
verlustig erklärt werden. 


Der Beschluß des Gemeinderathes bedarf der Bestätigung der 
Aufsichtsbehörde. ($. 138.) 


Titel VI. - Von der Aufsicht über die Gemeinde-Verwaltung. 


8. 138. Die Aufsicht über die Verwaltung der Gemeinde- 
Angelegenheiten wird, in sofern nicht durch die Vorschriften dieses Gesetzes 
ein Anderes ausdrücklich bestimmt ist, bei Gemeinden von mehr als 10,000 
Einwohnern von dem Bezirksrathe, bei den übrigen Gemeinden in erster 
Instanz von dem Kreisausschusse, in zweiter Instanz von dem Bezirksrathe 
geführt. Der letztere kann dem Kreisausschusse Aufträge ertheilen. 


$. 139. Beschwerden über Entscheidung in Gemeinde- Angelegenheiten 
können nur innerhalb vier Wochen nach der Zustellung oder 
Bekanntmachung erhoben werden, in sofern sie nicht durch die 
Bestimmungen dieses Gesetzes an andere Fristen geknüpft sind, 


8. 140. Wenn der Gemeinderath einen Beschluß gefaßt hat, welcher 
dessen Befugnisse überschreitet, die Gesetze oder das Staatsinteresse verlegt, 
so hat der Bürgermeister oder Gemeindevorsteher, bei Sammtgemeinden 
deren Vorsteher, vom Amtswegen oder auf Geheiß der Staatsverwaltungs- 
Behörde die Ausführung zu Untersagen. Derselbe ist alsdann verpflichtet, 
sofort die Entscheidung des Regierungspräsidenten einzuholen und den 
Gemeinderath davon zu benachrichtigen. Der Regierungspräsident hat seine 
Entscheidung nach Berathung mit dem Bezirksrathe unter Anführung der 
Gründe zu geben. 


8. 141. Wenn der Gemeinderath es unterläßt oder verweigert, die der 
Gemeinde gesetzlich obliegenden Leistungen auf den Haushalts-Etat zu 
bringen oder außerordentlich zu genehmigen, so läßt der 
Regierungspräsident, nach Berathung mit dem Bezirksrathe, unter Anführung 
des Gesetzes, die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken oder 
stellt beziehungsweise die außerordentliche Ausgabe fest. 


$. 142. Gegen die Entscheidung des Regierungspräsidenten steht in den 
Fällen der $$. 140. und 141. dem Gemeinderathe innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Minister des Innern zu. 
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Bei Gemeinden, welche nach den Bestimmungen des Tit. IH. verwaltet 
werden, steht die in den $$. 140. und 141 dem Regierungspräsidenten nach 
Anhörung des Bezirksraths vorbehaltene Entscheidung dem Landrathe nach 
Anhörung des Kreisausschusses zu. Gegen die Entscheidung des Landraths 
findet innerhalb zehn Tagen die Berufung an den Regierungspräsidenten 
statt. 


8. 143. Der Minister des Innern kann einen Gemeindevorstand, einen 
Gemeinderath oder einen Sammtgemeinderath vorläufig und auf höchstens 
ein Jahr seiner Verrichtungen entheben und dieselben besonderen 
Kommissarien übertragen. Die schließliche Bestimmung erfolgt alsdann 
durch ein Gesetz, dessen Entwurf den Kammern, sobald dieselben 
versammelt sind, vorzulegen ist. 


8. 144. In Betreffs der Dienstvergehen der Bürgermeister, Mitglieder des 
Vorstandes und sonstigen Gemeinde-Beamten kommen die darauf 
bezüglichen Gesetze zur Anwendung. 


Titel VII. - Ausführungs- und Uebergangsbestimmungen 


8. 145. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
vorübergehenden Bestimmungen werden von dem Minister des Innern 
getroffen. 


8. 146. Wo Gemeindebezirke noch nicht bestehen, ist zuvörderst deren 
Bildung in einer den Zwecken des Gemeindeverbandes entsprechenden 
Weise zu bewirken. Insbesondere werden einzelne Besitzungen und Güter, 
welche noch keiner Gemeinde angehören, für selbstständige Gemeinden 
erklärt, oder mit einander zu Gemeinden vereinigt, oder mit schon 
bestehenden Gemeinden verbunden. 


Einzelne Grundstücke, welche im Bezirke einer Gemeinde liegen, bisher 
aber zu einer anderen Gemeinde gehört haben, sind der ersteren 
einzuverleiben. 


$. 147. Die Ausführung dieser Bestimmungen (S. 146.) und die dazu 
etwa erforderliche Regulirung der Vermögensverhältnisse der zu einem 
Gemeindeverbande neu vereinigten Bestandtheile erfolgt nach Vernehmung 
der Betheiligten durch eine in jedem Kreise niederzusetzende 
Kreiskommission, von welcher die Berufung an eine in jedem 
Regierungsbezirk zu bildende Bezirkskommission statt findet. Die 
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Bezirkskommission entscheidet über die angefochtenen Beschlüsse der 
Kreiskommission endgültig. In allen Fällen unterliegen diese Beschlüsse der 
Bestätigung des Ministers des Innern. 


8. 148. Die Kreiskommission besteht: 


l) aus einem von der Regierung ernannten Kommissarius, welcher den 
Vorsitz führt und bei Stimmengleichheit den Ausschlag giebt; 


2) aus drei von den bisher im Stande der Rittergutsbesitzer vertretenen 
Grundbesitzern gewählten Abgeordneten oder deren Stellvertretern; 


3) aus denjenigen drei gewählten Abgeordneten der Landgemeinden, 
welche Mitglieder des Kreistags sind, oder deren Stellvertretern. Sind die 
Landgemeinden auf den Kreistagen durch mehr als drei gewählte 
Abgeordnete vertreten, so haben diese aus ihrer Mitte die drei Mitglieder der 
Kommission zu wählen; 


4) aus drei von den Vertretern der Städte auf den Kreistagen gewählten 
Abgeordneten oder deren Stellvertretern. 
8. 149. Die Bezirkskommission besteht aus: 


1) dem Regierungspräsidenten, welcher den Vorsitz führt und bei 
Stimmengleichheit den Ausschlag giebt; 


2) drei der bisher im Stande der Rittergutsbesitzer vertretenen 
Grundbesitzer oder deren Stellvertretern; 


3) drei der bisher im Stande der Landgemeinden vertretenen 
Grundbesitzer oder deren Stellvertretern; 


4) drei Vertretern der Städte, Die ad 2. bis 4. gedachten Mitglieder 
werden von dem Minister des Innern nach Vernehmung des Gutachtens des 
Regierungspräsidenten und des Oberpräsidenten ernannt. 


Die Entscheidungen der Kreis- und Bezirkskommissionen erfolgen nach 
Stimmenmehrheit. Ist bei der Neubildung eines Gemeindebezirks keine Stadt 
betheiligt, so haben sich die Vertreter der Städte bei Fassung der desfallsigen 
Beschlüsse des Mitstimmens zu enthalten, wie dasselbe im Falle der 
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Betheiligung einer Stadt die Vertreter der Klasse ad 2. und 3. zu thun haben, 
welche dabei etwa unbetheiligt ist. 


$. 150. Die Veränderung bereits bestehender Sammtgemeindebezirke 
(Bürgermeistereien in der Rheinprovinz, Aemter in der Provinz Westphalen) 
kann, sofern nicht alle betheiligten Gemeinden darüber einig sind, erst nach 
Einführung der neuen Kreis, Bezirks- und Provinzialordnung erfolgen. Die 
Provinzialversammlung hat darüber demnächst mit Genehmigung des 
Königs die erforderlichen allgemeinen Bestimmungen zu treffen. 


$. 151. Eine Veränderung bestehender oder in Gemäßheit des $. 146. neu 
gebildeter Gemeindebezirke darf erst eintreten, wenn das gegenwärtige 
Gesetz vollständig ausgeführt ist, es sei denn, daß zwei oder mehrere der 
bisherigen Gemeinden sich sogleich bei Einführung dieser 
Gemeindeordnung zu Einer Gemeinde vereinigen wollen. 


8. 152. Die Verrichtungen, welche in diesem Gesetze dem 
Gemeinderathe, dem Gemeindevorstande, dem Bürgermeister, dem 
Kreisausschusse und dem Bezirksrathe beigelegt sind, sollen, wo und so 
lange dergleichen Behörden noch nicht vorhanden find, von denjenigen 
Behörden ausgeübt werden, welche der Minister des Innern bezeichnen wird. 


8. 153. Ist der neugewählte Gemeinderath nach zwei Mal, mit 
Zwischenräumen von acht Tagen, wiederholter Berathung der Ansicht, daß 
es angemessen sei, statt des kollegialischen Gemeindevorstandes nur einen 
Bürgermeister, der zugleich den Vorsitz im Gemeinderathe. zu führen hat, 
mit einem oder mehreren Beigeordneten zu wählen, so bleibt es einstweilen 
bei dieser Einrichtung bis zur anderweitigen Beschlußnahme der 
Provinzialversammlung. 


8. 154. Bei Einführung der Gemeindeordnung kann die gegenwärtige 
Gemeindevertretung, wo eine solche vorhanden ist, unter Genehmigung des 
Bezirksrathes beschließen: ob zunächst die Bestimmungen des Tit. 11. oder 
des Tit. II. auf die Gemeinde angewendet werden sollen. 


$. 155. Für Gemeinden, in welchen eine gewählte Vertretung bisher 
nicht bestanden hat, und in welchen die Bedingungen zur Errichtung einer 
solchen Vertretung und eines nach den Vorschriften des Titel HI. gebildeten 
Gemeindevorstandes auch jetzt noch nicht vorhanden sind, kann mit 
Vorbehalt einer anderweitigen Bestimmung der Provinzialversammlung 
einstweilen ein Vorsteher von der Aufsichtsbehörde ernannt werden, der die 
Verwaltung zu führen und die Gemeinde zu vertreten hat. Bei der Wahl 
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dieses Vorstehers ist auf die der Gemeinde angehörigen Grundbesitzer, deren 
Befähigung vorausgesetzt, vorzugsweise Rücksicht zu nehmen. 


$. 156. Der Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen Gemeinden die 
Einführung gegenwärtiger Gemeindeordnung beendigt sein wird, ist durch 
das Amtsblatt des Bezirks zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Von diesem 
Zeitpunkte an treten für die betreffenden Gemeinden die bisherigen Gesetze 
und Verordnungen über die Verfassung der Gemeinden außer Kraft. 


$. 157. Die seitherigen nicht gewählten und nicht ausdrücklich auf 
Kündigung angestellten Ober-Bürgermeister, Bürgermeister und Amtmänner, 
welche bei Einführung der gegenwärtigen Gemeindeordnung weder in ihren 
Aemtern und Einfünften belassen, noch anderweitig mit gleichem 
Einkommen angestellt werden, haben, sofern nicht für diesen Fall bereits 
früher eine andere verbindliche Bestimmung getroffen worden ist, einen 
Anspruch auf Pension. 


Diejenigen dieser Beamten, welche auf Kündigung angestellt sind, von 
welcher jedoch observanzmäßig niemals oder doch nur aus besonderen 
Gründen Gebrauch gemacht worden ist, sind den lebenslänglich angestellten 
Beamten gleichzusehen, wenn nicht, einer der Gründe eintritt, aus welchen 
die Kündigung vorbehalten ist. Blos vorläufig und kommissarisch ohne 
Zeitbestimmung angestellten Beamten steht dieser Anspruch erst nach 6 
jähriger Dienstzeit zu. 


Die Pension beträgt: 


nach kürzerer als 12 jähriger Dienstzeit 1/4, nach 12- oder mehr 
als 12 jähriger Dienstzeit / nach 24 jähriger Dienstzeit 2/3 


des seitherigen reinen Diensteinkommens. Die Pension fällt in soweit 
fort oder ruht, als der Pensionirte durch anderweitige Anstellung im Staats- 
oder Gemeindedienste ein Einkommen erhält, welches mit Zurechnung der 
Pension sein früheres Einkommen übersteigt. 


Die Schulzen und Orts- und Gemeindevorsteher haben keinen Anspruch 
auf Pension. 


Die Pensionen werden von den Gemeinden, in welchen die Beamten 
gegenwärtig angestellt sind, geleistet. 
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8. 158. Alle in $. 157. nicht bezeichneten Gemeindebeamten sind in 
ihren Aemtern und Einkünften zu belassen und behalten ihre bisherigen 
Pensionsansprüche. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. b. Ladenberg. Manteuffel. v. b. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


33. Kreis, Bezirks- und Provinzial - Ordnung für den 
preußisschen Staats: Vom 11. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


Art. 1. Den Kreisen, Bezirken und Provinzen steht die Selbstverwaltung 
ihrer Angelegenheiten (Art. 2.) unter Mitwirkung der Staatsregierung zu. Die 
Organe der Staatsregierung sind die Landräthe, Regierungspräsidenten und 
Oberpräsidenten; sie werden vom Könige ernannt. 


Art. 2. Kreis- und Provinzial- Angelegenheiten sind Errichtung, 
Einrichtung und Veränderung von Kreis- und Provinzial-Instituten, Anlagen 
im besonderen Interesse des Kreises oder der Provinz (Straßen, Kanäle, 
Eisenbahnen, Meliorationen 2c.), Erwerbung, Benutzung und Veräußerung 
von Kreis- und Provinzial-Eigenthum. 


Zu den Bezirks-Angelegenheiten gehören die Bezirksstraßen und die 
Institute,. welche Eigenthum eines Bezirkes sind. 


Was außerdem als Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Angelegenheit zu 
betrachten. ist, wird durch besondere, das Armenwesen, die Korporationen 
und Institute, den Wege-, Wasser- und Uferbau, das Deichwesen, die 
Landkultur- Verbesserungen und andere Gegenstände betreffende Gesetze 
bestimmt werden. 
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Titel 1. - Von den Kreisen. 


Begrenzung. 


Art. 3. Die Kreise bleiben in ihrem gegenwärtigen Umfange als 
Korporationen und Verwaltungs-Bezirke bestehen. Veränderungen der 
Kreisgrenzen können nur durch ein Gesetz erfolgen. 


Kreisversammlung. 


Art. 4. Ueber die Kreis- Angelegenheiten beschließt die Kreis- 
Versammlung. 


Kreisausschuss. 


Der Kreis-Ausschuß ist mit der Verwaltung der Kreis-Angelegenheiten 
beauftragt. 


Art. 5. Kreise, die nur aus Einer Gemeinde oder Sammtgemeinde 
bestehen, haben keine Kreisversammlung und keinen Kreis- Ausschuß. Die 
Verrichtungen derselben werden von den Gemeinde-Vertretungen und den 
Gemeinde-Vorständen ausgeübt. 


Wahl der Kreisversammlung. 


Art. 6. Die Kreis- Versammlung besteht aus 15 bis 40 Kreis- 
Abgeordneten, welche von den Vertretungen der Gemeinden gewählt 
werden. Wo Sammtgemeinden bestehen, wird das Wahlrecht von den 
Mitgliedern des Sammtgemeinderathes für alle Einzelgemeinden ausgeübt. 


Der Bezirksrath hat, nach Maaßgabe der Bevölkerung, die Zahl der 
Kreis- Abgeordneten festzustellen und auf die einzelnen Wahlbezirke zu 
vertheilen. 


Der Bezirksrath kann mehrere Gemeinden zu einem Wahlbezirke 
vereinigen. In diesem Falle wählt die Vertretung jeder Gemeinde wenigstens 
ein Mitglied aus, ihrer Mitte zu der Wahlversammlung. Sind die vereinigten 
Gemeinden von sehr ungleicher Größe, so tritt bei den stärker bevölkerten 
Gemeinden eine Vermehrung der zu wählenden Mitglieder nach der 
Bestimmung des Bezirksrathes ein. Befinden sich unter den Bestandtheilen 
eines Wahlbezirks eine oder mehrere Sammtgemeinden, so besteht die 
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Wahlversammlung aus sämmtlichen Mitgliedern der Sammtgemeinderäthe 
und einer durch den Bezirksrath zu bestimmenden angemessenen Zahl von 
Vertretern der anderen Gemeinden, welche zu dem Wahlbezirk gehören. 


Wählbar ist jeder Gemeindewähler des Kreises, der das 30. Lebensjahr 
vollendet, seit mindestens drei Jahren dem Kreise durch Grundbesitz oder 
Wohnsitz angehört hat, und einen jährlichen Klassensteuersatz von acht 
Thalern zahlt, oder in den mahl- und schlachtsteuerpflichtigen Ortschaften 
einen Grundbesitz im Werthe von mindestens 5000 Rthlr. oder ein jährliches 
reines Einkommen von 500 Rthlr. nachweist. Für die 
klassensteuerpflichtigen Ortschaften kann jedoch dieser Klassensteuersatz 
durch einen vom Könige zu genehmigenden Beschluß der Provinzial- 
Versammlung bis auf sechs Thaler jährlich ermäßigt, ober bis auf achtzehn 
Thaler jährlich erhöht werden. 


Mindestens die Hälfte der Kreis- Abgeordneten muß aus Grundbesitzern 
bestehen. 


Art. 7. Die Kreis-Abgeordneten werden auf 6 Jahre gewählt. Die Wahl 
verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Bedingungen der Wählbarkeit. 
Alle zwei Jahre scheidet ein Drittheil aus und wird durch neue Wahlen 
ersetzt. Die Ausscheidenden können wieder gewählt werden. 


Art. 8. In jedem zweiten Jahre finden die Wahlen zur regelmäßigen 
Ergänzung der Kreis-Versammlung an einem und demselben Tage in der 
letzten Hälfte des Monats Januar statt. Außergewöhnliche Wahlen zum 
Ersatz innerhalb der Wahlperiode ausgeschiedener Mitglieder werden durch 
den Landrath veranlaßt. Der Ersatzmann tritt nur für die Zeitperiode ein, für 
welche der Ausgeschiedene gewählt war. 


Art. 9. Die Kreis-Abgeordneten werden durch absolute 
Stimmenmehrheit gewählt. Wird die absolute Stimmenmehrheit bei der 
ersten Abstimmung nicht erreicht, so werden diejenigen vier Personen, auf 
welche die meisten Stimmen gefallen sind, auf eine engere Wahl gebracht. 
Wird auch hierdurch die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet 
unter denjenigen zwei Personen, welche bei der zweiten Abstimmung die 
meisten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Loos. 


Sind mehrere Gemeinden zu einem Wahlbezirke vereinigt worden, so 
bestimmt der Landrath den Ort der Wahl und den Vorsteher der 
Wahlversammlung, sowie einen Stellvertreter desselben. 
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Sind von derselben Wahlversammlung mehrere Kreis - Abgeordnete zu 
wählen, so muß über jeden zu wählenden Abgeordneten besonders 
abgestimmt werden. 


Die Wahlprotokolle werben dem Bezirksrathe urschriftlich eingereicht, 
welcher über die etwa eingehenden Reklamationen entscheidet und alsdann 
sämmtliche Wahl verhandlungen dem Landrathe übersendet, 


Der Landrath hat das Resultat der Wahlen durch das Kreisblatt aber, 
wenn ein solches nicht erscheint, durch das nächste öffentliche Blatt 
unverzüglich bekannt zu machen und jeden gewählten Abgeordneten 
gleichzeitig einen Auszug aus dem Wahlprotokolle zu übersenden, die 
Wahlprotokolle selbst aber dem nächsten Kreistage vorzulegen. 


Befugnisse der Kreisversammlung. 


Art. 10. Die Kreis-Versammlung verpflichtet alle Kreis- Einwohner 
durch ihre in Kreis-Angelegenheiten gefaßten Beschlüsse. Sie hat 
insbesondere das Recht, für Kreis-Angelegenheiten, so wie zur Beseitigung 
eines Nothstandes, Ausgaben zu beschließen und dieselben auf die 
Gemeinden des Kreises zu vertheilen. In gleicher Weise hat die Kreis- 
Versammlung auch diejenigen Ausgaben, welche nach Kreisen aufzubringen 
sind, zu vertheilen, in sofern nicht das Gesetz in anderer Weise darüber 
bestimmt. Das Resultat der gefaßten Beschlüsse ist zur Kenntniß der 
Gemeinden zu bringen, welchen binnen zehn Tagen nach deren Mittheilung 
der Rekurs an den Bezirksrath freisteht. 


Art. 11. Zu allen Beschlüssen, durch welche die Gemeinden zu 
Beiträgen für Ausgaben des Kreises über 3 Jahre hinaus oder zu Leistungen 
von mehr als 10 Prozent der direkten Staatssteuern verpflichtet werden 
sollen, ist die Genehmigung der Minister des Innern und der Finanzen 
erforderlich. 


Art. 12. Bur Abwehr oder Milderung eines bringenden Nothstandes im 
Kreise. kann die Kreis-Versammlung ohne weitere Genehmigung die 
Erhebung einer einmaligen Kreis- Abgabe bis zu 5 Prozent der direkten 
Staatssteuern selbst dann beschließen, wenn der Gesammtbetrag der von den 
Gemeinden des Kreises aufzubringenden Kreis-Abgaben 10 Prozent der 
Staatssteuer übersteigt. 
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Art. 13. Beschlüsse über Anleihen der Kreis-Gemeinden bedürfen der 
Genehmigung des Bezirksrathes. 


Stop Beschlüsse über Bürgschaften der Kreis-Gemeinden bedürfen der 
Bestätigung des Ministers des Innern. 


Art. 14 Die Kreis-Versammlung stellt alljährlich die Kreis-Rechnung 
und den Kreis Etat fest. Doch erfolgt die Aufstellung des Kreis- Etats auf 
drei Jahre, wenn dies von der Kreis-Versammlung beschlossen und von dem 
Bezirksrathe genehmigt wird. Die Feststellung der Rechnung kann die Kreis- 
Versammlung einer besonders dazu erwählten Kommission überlassen. Alle 
Einnahmen und Ausgaben des Kreises, einschließlich derjenigen Leistungen, 
welche das Gesetz für eine Laft des Kreises erklärt, müssen in den Etat 
aufgenommen werden. 


Berathungen der Kreisversammlung. 


Art. 15. Die Kreis-Abgeordneten versammeln sich zur gewöhnlichen 
Sitzung (Kreistag) alljährlich einmal in der ersten Hälfte des Monats März 
am Sitze des Landrathsamtes oder in einem andern bequem gelegenen Orte 
im Kreise nach Beschluß der Kreis-Versammlung unter Genehmigung des 
Bezirksrathes. Außerordentlich kann die Kreis-Versammlung durch den 
Landrath zu jeder Zeit mittelst schriftlicher Einladung unter Angabe der 
Veranlassung einberufen werden. Die Einberufung muß erfolgen, wenn sie 
von mehr als einem Viertel der Mitglieder der Kreis-Versammlung verlangt 
wird. Der Tag und die Veranlassung der außerordentlichen Sitzung muß 
durch den Landrath öffentlich bekannt gemacht werden. 


Art. 16. Unter dem Vorsitze des an Jahren ältesten Abgeordneten, 
welchem die beiden jüngsten Abgeordneten als Schriftführer und 
Stimmzähler zur Seite stehen, wählt die Kreis-Versammlung in der 
regelmäßigen Sitzung (Art. 15.) ihren Vorsitzenden, einen Stellvertreter und 
zwei Schriftführer auf die Dauer eines Jahres. Die Kreis-Versammlung regelt 
ihren Geschäftsgang durch eine Geschäftsordnung. 


Art. 17. Die Sitzungen der Kreis-Versammlung sind öffentlich. Für 
einzelne Gegenstände kann durch einen in geheimer Sitzung zu fassenden 
Beschluß der Versammlung die Oeffentlichkeit ausgeschloffen werden. 


Art. 18. Die Kreis-Versammlung kann nur beschließen, wenn mehr als 
die Hälfte ihrer Mitglieder zugegen ist. Eine Ausnahme hiervon findet statt, 
wenn die Kreis-Versammlung zum dritten Male zur Verhandlung über 
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denselben Gegenstand zusammenberufen, dennoch nicht in genügender 
Anzahl erschienen ist. Bei der zweiten und dritten Zusammenberufung muß 
auf diese Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden. 


Die Beschlüsse der Kreis-Versammlung werden durch absolute 
Stimmenmehrheit der Anwesenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. 


Art. 19. Der Landrath oder dessen Stellvertreter wohnt den Sitzungen 
der Kreis- Versammlung bei, und muß auf sein Verlangen zu jeder Zeit 
gehört werden. Dasselbe gilt von anderen Beamten der Kreis-Verwaltung, die 
der Landrath oder dessen Stellvertreter zu ihrer Assistenz in die 
Versammlung einführen. Stimmrecht hat der Landrath nur, wenn er zugleich 
gewähltes Mitglied der Kreis-Versammlung ist. 


Vom Kreisausschusse. 


Art. 20. Der Kreis-Ausschuß besteht aus dem Landrathe und vier 
anderen von der Kreis-Versammlung aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern. 
Wählbar sind sämmtliche Mitglieder der Kreis- Versammlung, auch 
diejenigen, welche in Gemeinden unter 1500 Einwohnern Mitglieder des 
Gemeindevorstandes oder Gemeinderathes sind. Die Wahl erfolgt nach 
absoluter Stimmenmehrheit auf sechs Jahre; alle drei Jahre scheidet die 
Hälfte aus und wird durch eine Neuwahl ersetzt. Die Ausgeschiedenen 
können wieder gewählt werden, sofern sie noch Mitglieder der Kreis- 
Versammlung sind. Wer aufhört, Mitglied der Kreis-Versammlung zu sein, 
muß auch aus dem Ausschusse scheiden. 


Art. 21. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kreis- 
Ausschusses finden alle drei Jahre in der regelmäßigen Sitzung der Kreis 
Versammlung statt. 


Außergewöhnliche Wahlen zum Ersatze der innerhalb der Wahlperioden 
ausgeschiedenen Mitglieder werden durch den Landrath veranlaßt. Die 
ausscheidenden Mitglieder des Kreis- Ausschusses bleiben bis zum Eintritte 
der neuerwählten Mitglieder im Amte. 


Art. 22. Der Kreis - Ausschuß hat die Angelegenheiten der Kreis 
Korporation zu verwalten, die Beschlüsse der Kreis- Versammlung 
vorzubereiten und auszuführen, den Rendanten und die etwa sonst 
erforderlichen Beamten der Kreis-Korporation zu ernennen und deren 
Geschäftsführung zu leiten und zu beaufsichtigen, die Kreis- Korporation, 
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Dritten gegenüber, zu vertreten, und die ihm sonst durch die Gesetze 
überwiesenen Verrichtungen auszuüben. 


Der Kreis-Ausschuß giebt seine Meinung über alle ihm auf Grund der 
Gesetze oder durch die Staatsregierung vorgelegten Gegenstände ab. 


Art. 23. In dringlichen Fällen übt der Kreis-Ausschuß die der Kreis- 
Versammlung vorbehaltenen Befugnisse aus. In diesem Falle muß die 
Genehmigung der Kreisversammlung nachträglich eingeholt werden. Zur 
Bewilligung von Steuern und zu Veränderungen des Etats ist der Ausschuß 
niemals ermächtigt. 


Art. 24. Zahlungs-Anweisungen auf die etatsmäßigen Kreisfonds 
werden nach den Beschlüssen des Kreis-Ausschusses und Namens desselben 
von dem Vorsitzenden verfügt. Alle Ausfertigungen des Kreis - Ausschusses 
werden durch den Vorsitzen- den unterzeichnet. 


Art. 25. Der Kreis - Ausschuß hat alle Geschäfte zu besorgen, die bisher 
kreisständischen Kommissionen übertragen waren, sofern nicht die Kreis- 
Versammlung besondere Kommissionen für diese Angelegenheiten wählt. 


Die Gesetze bestimmen die Befugnisse des Kreis- Ausschusses in Bezug 
auf die Angelegenheiten der Gemeinden des Kreises. 


Art. 26. Die Mitglieder des Kreis- Ausschusses werden vor ihrem 
Amtsantritte von dem Landrathe durch Handschlag an Eidesstatt in Pflicht 
genommen. 


Art. 27. Der Kreis- Ausschuß bestimmt die Zeit und die Zahl feiner 
regelmäßigen Sitzungen. Außerordentliche Sitzungen veranlaßt der Landrath 
nach Bedürfniß; er ist dazu verpflichtet, so oft es zwei Mitglieder verlangen. 


Art. 28. Der Ausschuß regelt seinen Geschäftsgang durch eine 
Geschäftsordnung, welche der Genehmigung des Bezirksrathes bedarf. 


Art. 29. Der Landrath oder dessen Stellvertreter hat im Ausschusse den 
Vorsitz und bei Stimmengleichheit die entscheidende Stimme. 


Art. 30. Zur Gültigkeit eines Beschlusses, ist die Anwesenheit des 
Vorsitzenden (oder seines Stellvertreters) und zweier anderer Mitglieder des 
Ausschusses erforderlich. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. 


359 


Art. 31. Der Landrath ist verpflichtet, die Ausführung derjenigen 
Beschlüsse des Kreis- Ausschusses oder der Kreis-Versammlung, welche 
deren Befugnisse überschreiten, die Gesetze oder das Staats- Interesse 
verlegen, von Amtswegen oder auf Geheiß der höheren Staatsbehörde 
vorläufig zu untersagen. Er muß alsdann sofort die Entscheidung des 
Regierungspräsidenten nachsuchen und hiervon gleichzeitig den 
Vorsitzenden der Kreis-Versammlung benachrichtigen. Der 
Regierungspräsident hat feine Entscheidung, nach Berathung mit dem 
Bezirksrathe, unter Anführung der Gründe zu geben. 


Titel II. - Von den Bezirken. 


Art. 32. Die Bezirke (Regierungsbezirke), bleiben, in ihrer bisherigen 
Begrenzung bestehen. Veränderungen der Bezirksgrenzen können nur durch 
ein Gesetz erfolgen. 


Art. 33. Jeder Bezirk hat einen mit der Verwaltung seiner 
Angelegenheiten (Art. 2.) beauftragten Bezirksrath. 


Der Bezirksrath besteht aus dem Regierungspräsidenten und vier 
Bezirks- Deputirten. 


Die Letzteren, werden von der Provinzial-Versammlung auf sechs Jahre 
erwählt. Die Abgeordneten der Kreise des Bezirks wählen für jedes Mitglied 
des Bezirksrathes, durch absolute Stimmenmehrheit drei Kandidaten, aus 
welchen die Provinzial- Versammlung das betreffende Mitglied des 
Bezirksrathes ebenfalls mit absoluter Stimmenmehrheit erwählt. 


Alle drei Jahre scheidet die Hälfte der Bezirks - Deputirten aus. Die 
Ausscheibenden können wieder gewählt werden. 


Wählbar ist Jeder, der das 30ste Lebensjahr vollendet, mindestens seit 
drei Jahren dem Bezirke durch Grundbesitz oder Wohnsitz angehört hat und 
wenigstens jährlich 18 Rthlr. an Klassensteuer oder 20 Rthlr. an Grundsteuer 
(ausschließlich der Beischläge) oder 24 Rthlr. an Gewerbesteuer entrichtet, 
oder unter Voraussetzung des Bestehens einer dieser Arten der Besteuerung 
nach seinen Verhältnissen zu entrichten haben würde. 
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Art. 34. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Bezirksrathes 
finden alle drei Jahre in der regelmäßigen Sitzung der Provinzial- 
Versammlung statt. 


Außergewöhnliche Wahlen zum Ersatze der innerhalb der Wahlperiode 
ausgeschiedenen Deputirten werden von dem Oberpräsidenten veranlaßt. Die 
ausscheidenden Deputirten bleiben bis zum Eintritte der neugewählten 
Mitglieder des Bezirksrathes in Amte. 


Die Bezirks-Deputirten werden vor ihrem Amtsantritte von dem 
Regierungspräsidenten durch Handschlag an Eidesstatt in Pflicht genommen. 


Art. 35. Der Regierungspräsident beruft den Bezirksrath, so oft es die 
Geschäfte erfordern. Er ist dazu verpflichtet, wenn es von zwei Mitgliedern 
verlangt wird. 


Der Regierungspräsident hat den Vorsitz bei den Berathungen und bei 
Stimmengleichheit eine entscheidende Stimme. In Behinderungsfällen wird 
seine Stelle von seinem gesetzlichen Stellvertreter wahrgenommen. 


Der Regierungspräsident leitet und vertheilt die Geschäfte und bewirkt 
die Ausführung der Beschlüsse des Bezirksrathes. Die Ausführung 
gesetzwidriger oder das allgemeine Interesse verletzender Beschlüsse hat er 
von Amtswegen oder auf Geheiß: der höheren Staatsbehörde zu suspendiren 
und darüber die Entscheidung des Staatsministeriums einzuholen. 


Art. 36. Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist die Anwesenheit des 
Regierungs- Präsidenten oder seines Stellvertreters und zweier Deputirten 
erforderlich. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Ausfertigungen derselben sind von. dem Vorsitzenden zu unterzeichnen. 


Der Bezirksrath regelt feinen Geschäftsgang durch eine 
Geschäftsordnung, die der Genehmigung des Oberpräsidenten bedarf. 


Art. 37. Der Bezirksrath giebt sein Gutachten über die ihm von dem 
Regierungs-Präsidenten vorgelegten' Fragen ab. 


Der Regierungspräsident kann, so oft es dem öffentlichen Interesse 
förderlich erscheint, zu den Sitzungen des Bezirksrathes Mitglieder der 
Bezirks-Regierung und zu den Sitzungen der letzteren Bezirks-Deputirte 
zuziehen, um Vorträge zu halten und an den Berathungen Theil zu nehmen. 
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Die Befugnisse des Bezirksrathes in Bezug auf die Angelegenheiten der 
Gemeinden bestimmt das Gesetz. 


Der Bezirksrath erstattet alljährlich einen Bericht über die Verwaltung 
der. Bezirks-Angelegenheiten. Dieser Bericht wird veröffentlicht. 


Titel III. - Von den Provinzen 


Art. 38. Die Provinzen bleiben in ihrem bisherigen Umfange als 
Korporationen und Verwaltungsbezirke bestehen. Veränderungen der 
Grenzen können nur durch ein Gesetz erfolgen. 


Provinzial-Versammlung. (Provinzial-Landtag.) 


Art. 39. Ueber die Provinzial- Angelegenheiten beschließt die 
Provinzial-Versammlung (Provinzial-Landtag). 


Wahl der Provinzial-Versammlung. 


Art. 40. Die Abgeordneten zur Provinzial-Versammlung werden durch 
die Kreis-Versammlungen gewählt. Wählbar ist jeder Gemeindewähler, der 
das 30ste Lebensjahr vollendet und mindestens seit drei Jahren dem Kreise, 
für welchen er gewählt wird, durch Wohnsitz oder Grundbesitz angehört hat. 


Art. 41. Für jeden Kreis wird ein Abgeordneter gewählt. Erreicht die 
Bevölkerung des Kreises 60,000 Seelen, so werden zwei Abgeordnete 
gewählt; für jede fernere Vollzahl von 50,000 Seelen tritt noch ein 
Abgeordneter hinzu. 


Art. 42. Die Provinzial-Abgeordneten werden auf 6 Jahre gewählt. Jede 
Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Bedingungen der 
Wählbarkeit. Alle drei Jahre scheidet die Hälfte aus und wird durch neue 
Wahlen ersetzt. Die Ausscheidenden können wieder gewählt werden. 


Art. 43. In jedem dritten Jahre finden die Wahlen zur Ergänzung der 
Provinszial-Versammlung in der regelmäßigen Sitzung der Kreis- 
Versammlung statt. Außergewöhnliche Wahlen zum Ersatz innerhalb der 
Wahlperiode ausgeschiedener Mitglieder werden durch den Landrath 
desjenigen Kreises veranlaßt, dessen Versammlung die ausgeschiedenen 
Abgeordneten gewählt hatte. Der Ersatzmann tritt nur für die Zeitperiode ein, 
für welche der Ausgeschiedene gewählt war. 27s 
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Art. 44. Die von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer der Kreis- 
Versammlung unterzeichneten Wahlprotokolle werden dem Oberpräsidenten 
urschriftlich eingereicht, welcher das Ergebniß der Wahl durch das Amtsblatt 
unverzüglich bekannt macht, jedem gewählten Abgeordneten gleichzeitig 
einen Auszug aus dem Wahlprotokolle übersendet und sämmtliche 
Wahlprotokolle dem Provinzial-Landtage zur Prüfung” ihrer Gültigkeit 
vorlegt. 


Befugnisse der Provinzialversammlung. 


Art. 45. Die Provinzial-Versammlung verpflichtet alle Einwohner der 
Proving durch ihre in Provinzial-Angelegenheiten gefaßten Beschlüsse. Sie 
hat insbesondere das Recht, sowohl für Provinzial- Angelegenheiten als auch 
für gemeinsame Angelegenheiten einzelner Bezirke oder mehrerer Kreise, so 
wie zur Beseitigung eines Nothstandes Ausgaben zu beschließen und 
dieselben auf die Bezirke, Kreise oder Gemeinden zu vertheilen. 


Die Provinzial-Versammlung vertheilt in gleicher Weise die Abgaben, 
welche nach Provinzen aufzubringen sind, in sofern nicht das Gesetz in 
anderer Weise darüber bestimmt. 


Ueber Einführung, Abänderung oder Aufhebung von Provinzialgesehen, 
so wie über andere Gegenstände giebt sie ihr Gutachten ab, wenn es von der 
Staatsregierung erfordert wird. 


Die Gesetze bestimmen die Befugnisse der Provinzial-Versammlung in 
Bezug auf die Angelegenheiten der Gemeinden der Provinz. 


Art. 46. Beiträge über drei Jahre hinaus oder von mehr als 10 Prozent 
der direkten Staatssteuern, so wie auch anders vertheilte Beiträge, können 
nur durch ein Gesetz aufgelegt werden. 


Auch zu Anleihen, so wie zu Bürgschaften der Proving, bedarf es eines 
Gesetzes. 


Art. 47. Die Provinzial-Versammlung stellt alljährlich die Rechnung und 
den Etat fest. Für die Aufstellung des Etats kann durch Beschluß der 
Provinzial- Versammlung der Zeitraum von drei Jahren angenommen 
werden. Die Feststellung der Rechnung kann von der Provinzial - 
Versammlung einer besonders dazu gewählten Kommission überlassen 
werden. 
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Alle Einnahmen und Ausgaben der Provinz, einschließlich derjenigen 
Leistungen, welche das Gesetz für eine Laft der Provinz erklärt, müssen in 
den Etat aufgenommen werden. 


Art. 48. Zur Abwehr oder Milderung eines dringenden Nothstandes in 
der Proving kann die Provinzial-Versammlung ohne weitere Genehmigung 
die Erhebung einer Provinzial Abgabe bis zu 2 Prozent der direkten 
Staatssteuern selbst dann beschließen, wenn mit Hinzurechnung dieser 
Abgabe der Gesammtbetrag der Provinzial- Abgaben 10 Prozent der 
Staatssteuern übersteigt (Art. 46.). Mehr als 2 Prozent im Ganzen dürfen zur 
Abwehr desselben Nothstandes in keinem Falle erhoben werden. 


Berathungen und Beschlüsse der Provinzial-Versammlung. 


Art. 49. Die Sitzungen der Provinzial-Versammlung (Provinzial- 
Landtage) werden im Namen des Königs durch den Oberpräsidenten oder 
seinen Stellvertreter eröffnet und geschloffen. 


Art. 50. Die Abgeordneten werden alljährlich im Monat April am Size 
des Oberpräsidenten zur gewöhnlichen Sitzung versammelt, in sofern nicht 
der König sie. in eine andere Stadt der Proving zusammen beruft. 


Außerdem kann die Provinzial-Versammlung durch den König zu jeder 
Zeit einberufen werden. Die außerordentliche Sitzung wird unter Angabe der 
Veranlassung und Bestimmung ihrer Dauer durch das Amtsblatt verkündet. 


Die Einberufungen erfolgen durch den Oberpräsidenten mittelst 
schriftlicher Einladung. 


Art. 51. Die gewöhnliche Sitzung der Provinzial-Versammlung darf 
ohne ausdrückliche Zustimmung des Oberpräsidenten nicht länger als 
vierzehn Tage, und ohne Genehmigung des Königs nicht länger als vier 
Wochen, dauern. 


Art. 52. Unter dem Vorsitze des an Jahren, ältesten Abgeordneten, 
welchem die beiden jüngsten Abgeordneten als Schriftführer und 
Stimmzähler zur Seite stehen, wählt die Provinzial - Versammlung in der 
regelmäßigen Sitzung (Artikel 50.) ihren Vorsitzenden, einen Stellvertreter 
und zwei Schriftführer auf die Dauer eines Jahres. 
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Die Versammlung, regelt ihren Geschäftsgang durch eine Geschäfts- 
Ordnung. 


Art. 53. Ueber die Verwaltung der Provinzial-Angelegenheiten ist der 
Provinzial-Versammlung alljährlich in der regelmäßigen Sitzung durch den 
Oberpräsidenten ein Bericht mitzutheilen. In demselben sind die wichtigsten 
Resultate der Verwaltung, in sofern sie in Zahlen darzustellen sind, durch 
statistische Nachweisungen zu belegen. 


Dieser Bericht wird veröffentlicht. 


Art. 54. Die Sitzungen der Provinzial-Versammlung sind öffentlich. Für 
einzelne Gegenstände kann durch einen in geheimer Sitzung der 
Versammlung zu fassenden Beschluß die Oeffentlichkeit ausgeschlossen 
werden. 


Art. 55. Die Provinzial-Versammlung kann nur beschließen, wenn mehr 
als die Hälfte ihrer Mitglieder zugegen ist. 


Die Beschlüsse der Provinzial-Versammlung werden durch absolute 
Stimmenmehrheit der Anwesenden gefaßt. 


Art. 56. Die Mitglieder der Provinzialversammlung, welche nicht an 
dem Versammlungsorte wohnen, erhalten ein Tagegeld von zwei Thalern, 
und sowohl für die Hinreise wie für die Rückreise 15 Sgr. Meilengeld. 


Art. 57. Der Oberpräsident und die zu seiner Vertretung oder Assistenz 
bestimmten Kommissarien wohnen den Sitzungen der Provinzial- 
Versammlung bei, und. müssen auf Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 


Art. 58. Der Oberpräsident hat die Beschlüsse der Provinzial- 
Versammlung vorzubereiten und auszuführen und die Provinzial-Institute zu 
verwalten. Er kann zu diesem Zwecke den Bezirksräthen und Kreis- 
Ausschüssen Aufträge ertheilen, auch die ersteren zu gemeinschaftlicher 
Berathung zusammenberufen. Die Provinzial-Versammlung ist jedoch 
berechtigt, zur Erledigung einzelner Angelegenheiten oder zur Verwaltung 
einzelner Institute besondere Kommissionen zu wählen oder eigene Beamte 
zu ernennen. 


Art. 59. Der Oberpräsident hat die Ausführung derjenigen Beschlüsse 
der Provinzial-Versammlung und der von ihr ernannten Kommissionen, 
welche deren Befugnisse überschreiten, die Gesetze oder das Staats-Interesse 
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verletzen, von Amtswegen oder auf Geheiß der höheren Staatsbehörde, 
vorläufig zu suspendiren. 


Er hat alsdann sofort den beanstandeten Beschluß dem 
Staatsministerium zur Einholung der Entscheidung des Königs vorzulegen 
und dem Vorsitzenden der Provinzial-Versammlung oder der Kommission 
dies gleichzeitig mitzutheilen. 


Titel IV. - Allgemeine Bestimmungen. 


Art. 60. Die Kosten der Kreis- und Provinzial-Versammlungen, 
ingleichen der Kreis-Ausschüsse, der Kommissionen und der Bezirksräthe, 
werden von den betheiligten Kreisen, Bezirken und Provinzen getragen. Ob 
und welche Vergütungen den Mitgliedern der Ausschüsse, Bezirksräthe und 
Kommissionen und den besonderen Provinzial-Beamten (Art. 58.) zu 
gewähren sind, hat die Provinzial-Versammlung durch allgemeine 
Beschlüsse festzusetzen. 


Art. 61. Die Einnahme- und Ausgabe-Etats der Kreise und Provinzen 
werden, nachdem sie von den Kreis- und Provinzial-Versammlungen 
festgestellt worden, durch die Kreis- und Amtsblätter veröffentlicht. 


Während der Dauer eines Monats, vom Abschlusse der Rechnungen an 
gerechnet, werden die letzten in dem Landrathsamte, beziehungsweise in 
dem Sekretariate des Oberpräsidenten, zur Einsicht des Publikums offen 
gelegt. 


Art. 62. Wer sich ohne gültige Entschuldigungsgründe weigert, eine 
Stelle, zu welcher er nach den Bestimmungen dieses Gesetzes gewählt ist, 
anzunehmen, oder die noch nicht drei Jahre lang versehene Stelle ferner zu 
versehen, kann durch Beschluß der Wahlversammlung der den 
Gemeindewählern in diesem Gesetze beigelegten Rechte auf drei bis sechs 
Jahre verlustig erklärt werden. 


Welche Entschuldigungsgründe als gültig zu erachten sind, hat die 
Wahlversammlung zu ermessen. In Bezug auf die Mitglieder der Ausschüsse, 
Bezirksräthe und Kommissionen gelten in dieser Hinsicht die Bestimmungen 
des $. 137. der Gemeindeordnung. 
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Art. 63. Die Mitglieder der Kreis- und Provinzial- Versammlungen, so 
wie der Ausschüsse und Bezirksräthe, sind nicht an Instruktionen oder 
Aufträge der Wähler gebunden. 


Art. 64. Wenn ein Mitglied eines Bezirksrathes oder eines Kreis- 
Ausschusses ein besoldetes Staatsamt annimmt, oder im Staatsdienste in ein 
Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt 
verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme im Bezirksrathe oder im Kreis- 
Ausschusse und kann seine Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. 


Art. 65. Der König kann eine Kreis-Versammlung, sowie eine 
Provinzial- Versammlung, auflösen. Es muß alsdann innerhalb zwei Monaten 
die Neuwahl angeordnet werden. 


Wird eine Kreis-Versammlung aufgelöst, so ist auch der Kreis-Ausschuß 
als aufgelöst zu betrachten (Art. 20.). Die Mitglieder des Ausschusses haben 
jedoch ihre Funktionen so lange fortzusetzen, bis eine Neuwahl erfolgt ist. 


Art. 66. Alle Gesetze über die Kreis- und Provinzialstände sind 
aufgehoben, desgleichen alle diejenigen, die Provinzial-Verwaltung 
betreffenden Bestimmungen, welche mit dem gegenwärtigen Gesetze nicht 
in Einklang stehen. Jedoch bleiben die bisherigen Verwaltungen der Kreis-, 
Bezirks- und Provinzial-Institute so lange in Wirksamkeit, bis die Provinzial- 
Versammlung darüber anderweitig beschlossen hat. 


Titel V. - Uebergangs-Bestimmungen. 


Art. 67. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
vorübergehenden Bestimmungen werden von dem Minister des Innern 
getroffen. Derselbe hat namentlich diejenigen Behörden zu bezeichnen, 
welche die Verrichtungen der neu zu bildenden Organe, die zur Ausführung 
dieses Gesetzes nöthig sind, einstweilen auszuüben haben. 


Art. 68. Die in Folge der Demarkationslinie erforderliche anderweite 
Regulirung der Kreisgrenzen in der Proving Posen erfolgt durch die 
Staatsregierung. 


Die nach den $$. 2. und 32. der Verordnung von 30. Juni 1834. aus den 
von den Kreisständen ernannten Kreis- Verordneten zu wählenden 
Schiedsrichter sind bis auf Weiteres von den Parteien, wenn sie sich über 
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andere Personen nicht einigen, aus den sachkundigen Kreis-Eingesessenen 
zu wählen. 


Die Wahl unterliegt der Prüfung und Bestätigung der 
Auseinandersetzungsbehörde, welche zugleich im Mangel der Vereinigung 
der Parteien den Obmann zu ernennen hat. 


Art. 69. Die bisherigen kommunallandständischen Einrichtungen 
bleiben in Wirksamkeit, so lange dieselben nicht durch besondere gesetzliche 
Bestimmungen anderweitig geregelt sind. 


Bis dahin haben die Mitglieder der Kommunal-Landtage und der von 
denselben gewählten Kommissionen ihre Funktionen fortzusehen. Auch 
können Ersatzwahlen stattfinden. 


Art 70. So lange die Revision der Steuergesetzgebung noch nicht 
beendigt ist, werden die Grundsäge, nach welchen die Vertheilung der nach 
Art. 11., 12., 46. und 48. aufzubringenden Kreis- und Provinziallasten 
erfolgen soll, durch ein nach Anhörung der Provinzial-Vertretung zu 
erlassendes Regulativ der Staatsregierung festgestellt. 


Art. 71. Die das erste Mal ausscheidenden Mitglieder der Kreis- und 
Provinzial-Versammlung, sowie der Kreis - Ausschüsse und der 
Bezirksräthe, werden durch das Loos bestimmt. Dasselbe gilt beim 
Ausscheiden des zweiten Drittels der Mitglieder der zum ersten Male 
gewählten Kreis-Versammlung (Art. 7.). 


Art. 72. Bis zur Feststellung definitiver Geschäftsordnungen haben die 
Provinzial- und Kreis-Versammlungen, die Kreis- Ausschüsse und 
Bezirksräthe, vom Minister des Innern zu erlassende provisorische 
Geschäftsordnungen zu befolgen. 


Art. 73. Die Anordnung darüber, wann und in welcher Weise die 
Bestimmungen der Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung in Beziehung 
auf die danach zu bildende Kreis- und Provinzial-Vertretung in der Provinz 
Posen zur Ausführung gelangen, wird durch ein besonderes Gesetz erfolgen, 
nachdem die Verhältnisse dieser Provinz mit Rücksicht auf die 
Demarkationslinie definitiv geregelt sein werden. 


Die bis dahin erforderlichen vorläufigen Bestimmungen und 
Anordnungen sind nach Art. 67. von dem Minister des Innern zu treffen. 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


34. Gesetz über die Polizei-Verwaltung. Vom 11. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, unter Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


$. 1. Die örtliche Polizei-Verwaltung wird von den nach den 
Vorschriften der Gemeinde-Ordnung dazu bestimmten Beamten 
(Bürgermeistern, Kreis-Amtmännern, Oberschulzen) im Namen des Königs 
geführt vorbehaltlich der im $. 2. des gegenwärtigen Gesetzes vorgesehenen 
Ausnahme. 


Die Ortspolizei Beamten sind verpflichtet, die ihnen von der 
vorgesetzten Staatsbehörde in Polizei-Angelegenheiten ertheilten 
Anweisungen zur Ausführung zu bringen. 


Jeder, der sich in ihrem Verwaltungs-Bezirke aufhält oder daselbst 
ansässig ist, muß ihren polizeilichen Anordnungen Folge leisten. 


8. 2. In Gemeinden, wo sich eine Bezirksregierung, ein Land-, Stadt- 
oder Kreisgericht befindet, so wie in Festungen und in Gemeinden von mehr 
als 10,000 Einwohnern, kann die örtliche Polizei-Verwaltung durch Beschluß 
des Ministers des Innern besonderen Staatsbeamten übertragen werden. Auch 
in anderen Gemeinden kann aus dringenden Gründen dieselbe Einrichtung 
zeitweise eingeführt werden. 


8. 3. Die Kosten der örtlichen Polizei- Verwaltung sind, mit Ausnahme 
der Gehälter der von der Staatsregierung im Falle der Anwendung des 8. 2. 
angestellten besonderen Beamten, von den Gemeinden zu bestreiten. 
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$. 4. Ueber die Einrichtungen, welche die örtliche Polizei-Verwaltung 
erfordert, kann die Bezirksregierung besondere Vorschriften erlassen. Die für 
den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen wegen Anstellung von Polizei-Kommissarien werden 
hierdurch nicht berührt. Ebenso bleiben vorläufig die Distrikts- 
Kommissarien in der Proving Posen in Wirksamkeit. 


Die Ernennung aller Polizei-Beamten, deren Anstellung den 
Gemeindebehörden zusteht, bedarf der Bestätigung der Staatsregierung. 


8. 5. Die mit der örtlichen Polizei-Verwaltung beauftragten Behörden 
sind befugt, nach Berathung mit dem Gemeindevorstande, ortspolizeiliche, 
für den Umfang der Gemeinde gültige Vorschriften zu erlassen und gegen die 
Nichtbefolgung derselben Geldstrafen bis zum Betrage von 3 Rthlrn. 


Die Strafandrohung kann bis zu dem Betrage von 10 Rthlrn. gehen, 
wenn die Bezirksregierung ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. 


Die Bezirksregierungen haben über die Art der Verkündigung der 
ortspolizeilichen Vorschriften, so wie über die Formen, von deren 
Beobachtung die Gültigkeit derselben abhängt, die erforderlichen 
Bestimmungen zu erlassen. 

8. 6. Zu den Gegenständen der ortspolizeilichen Vorschriften gehören: 


a) der Schuß der Personen und des Eigenthums; 


b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen, Brücken, Ufern und Gewässern; 


c) der Marktverkehr und das öffentliche Feilhalten von 
Nahrungsmitteln; 


d) Ordnung und Gesetzlichkeit bei dem öffentlichen Zusammensein 
einer größeren Anzahl von Personen; 


e) das öffentliche Interesse in Bezug auf die Aufnahme und 
Beherbergung von Fremden; die Wein-, Bier- und Kaffee-Wirthschaften und 


sonstige Einrichtungen zur Verabreichung von Speisen und Getränken; 


f) Sorge für Leben und Gesundheit; 
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g) Fürsorge gegen Feuersgefahr bei Bau-Ausführungen, sowie gegen 
gemeinschädliche und gemeingefährliche Handlungen, Unternehmungen und 
Ereignisse überhaupt; 


h) Schuß der Felder, Wiesen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, 
Weinberge u. s. w.; 


ı) alles Andere, was im besonderen Interesse der Gemeinden und ihrer 
Angehörigen polizeilich geordnet werden muß. 


8. 7. Zu Verordnungen über Gegenstände der landwirthschaftlichen 
Polizei ist die Zustimmung der Gemeindevertretung erforderlich. Die 
Berathung erfolgt unter dem Vorsitze des mit der örtlichen Polizei- 
Verwaltung beauftragten Beamten. 


8. 8. Von jeder ortspolizeilichen Verordnung ist sofort eine Abschrift an 
die zunächst vorgesetzte Staatsbehörde einzureichen. 


$. 9. Der Regierungspräsident ist befugt, jede ortspolizeiliche Vorschrift 
durch einen förmlichen Beschluß unter Angabe der Gründe außer Kraft zu 
sehen. 


Dem Beschlusse muß, mit Ausnahme dringender Fälle, eine Berathung 
mit dem Bezirksrathe vorhergehen. Die Erklärung des Letzteren ist 
entscheidend 


1) wenn eine ortspolizeiliche Vorschrift außer Kraft gesetzt werden soll, 
weil sie das Gemeindewohl verletzt; 


2) wenn es sich darum handelt, eine Verordnung über Gegenstände der 
landwirthschaftlichen Polizei wegen ihrer Unzweckmäßigkeit aufzuheben. 


8. 10. Die Bestimmungen der $$. 8. und 9. finden auch auf die 
Abänderung oder Aufhebung ortspolizeilicher Vorschriften Anwendung. 


$. 11. Die Bezirksregierungen sind befugt, für mehrere Gemeinden ihres 
Verwaltungs-Bezirks oder für den ganzen Umfang desselben gültige Polizei- 
Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung derselben Geldstrafen 
bis zu dem Betrage von 10 Rthlrm. anzudrohen. 


371 


Der Minister des Innern hat über die Art der Verkündigung solcher 
Vorschriften, sowie über die Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit 
derselben abhängt, die erforderlichen Bestimmungen zu erlassen. 


$. 12. Die Vorschriften der Bezirksregierungen ($. 11.) können sich auf 
die im $. 6. dieses Gesetzes angeführten und alle anderen Gegenstände 
beziehen, deren polizeiliche Regelung durch die Verhältnisse der Gemeinden 
oder des Bezirks erfordert wird. 


8. 13. Zum Erlasse solcher Vorschriften der Bezirksregierungen, welche 
die landwirthschaftliche Polizei betreffen, ist die Zustimmung des 
Bezirksrathes erforderlich. 


$. 14. Die Befugniss der Bezirksregierungen, sonstige allgemeine 
Verbote und Strafbestimmungen in Ermangelung eines bereits bestehenden 
gesetzlichen Verbotes mit höherer Genehmigung zu erlassen, ist aufgehoben. 


8. 15. Es dürfen in die polizeilichen Vorschriften. (88. 5. und 11.) keine 
Bestimmungen aufgenommen werden, welche mit den Gesetzten oder den 
Verordnungen einer höheren Instanz im Widerspruche stehen. 


8. 16. Der Minister des Innern ist befugt, soweit Gesetze nicht 
entgegenstehen, jede polizeiliche Vorschrift durch einen förmlichen Beschluß 
außer Kraft zu setzen. 


Die Genehmigung des Königs ist hierzu erforderlich, wenn die 
polizeiliche Vorschrift von dem Könige oder mit dessen Genehmigung 
erlassen war. 


8. 17. Die Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen gegen 
polizeiliche Borschriften (88. 5. und 11.) zu erkennen, und dabei nicht die 
Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit, sondern nur die gesetzliche 
Gültigkeit jener Vorschriften nach den Bestimmungen der $$, 5., 11. und 15. 
dieses Gesetzes in Erwägung zu ziehen. 


$. 18. Für den Fall des Unvermögens des Angeschuldigten ist auf 
verhältnißmäßige Gefängnißstraße zu erkennen. Das höchste Maaß derselben 
ist 4 Tage statt 3 Rthlr. und 14 Tage statt 10 Rthlr. 


$. 19. Die bisher erlassenen polizeilichen Vorschriften bleiben so lange 
in Kraft, bis sie in Gemäßheit dieses Gesetzes aufgehoben werden. 
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8. 20. Die den Polizeibehörden nach den bisherigen Gesetzten 
zustehende Exekutionsgewalt wird durch die vorstehenden Bestimmungen 
nicht berührt. 


Jede Polizeibehörde ist berechtigt, ihre polizeilichen Verfügungen durch 
Anwendung der gesetzlichen Zwangsmittel durchzusetzen. 


Wer es unterläßt, dasjenige zu thun, was ihm von der Polizeibehörde in 
Ausübung dieser Befugniss geboten worden ist, hat zu gewärtigen, daß es auf 
seine Kosten zur Ausführung gebracht werde -- vorbehaltlich der etwa 
verwirkten Strafe und der Verpflichtung zum Schadenersatze. 


8. 21. Alle diesem Gesche entgegenstehenden Bestimmungen sind 
aufgehoben. Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L.S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. 16. Schleinitz. v. Stockhausen. 


35. Gesetz, betreffend die an Stelle der Vermögens-Konfiskation 
gegen Deserteurs und ausgetretene Militairpflichtige zu 
verhängende Geldbuße. Vom 11. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen, mit Zustimmung beider Kammern, was folgt: 


8. 1. Gegen Deserteure, deren man nicht habhaft werden kann, sowie 
gegen diejenigen Personen, welche, um sich der Pflicht zum Eintritt in den 
Dienst des stehenden Heeres zu entziehen, die preußischen Bande verlassen, 
soll, anstatt der Vermögens-Konfiskation, auf eine Geldbuße von funfzig bis 
Eintausend Thalern erkannt werden. 


Das Vermögen der vorgedachten Personen ist in soweit, als es nach dem 
Ermessen des Richters zur Deckung der sie möglicher Weise treffenden 
höchsten Strafe von Eintausend Thalern und der Kosten des Verfahrens 
erforderlich ist, von demselben mit Beschlag zu belegen. 
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Die Bestimmungen über das Verfahren bleiben unverändert. 


8. 2. Unsere Minister des Krieges und der Justiz werden mit der 
Ausführung dieser Verordnung beauftragt. 


Das gegenwärtige Gesetz tritt an die Stelle, der Verordnung vom 4. 
Januar 1849. (Gesetz-Sammlung Seite 47.), bei deren Vorschriften es bis zu 
dem Zeitpunkte der eintretenden verbindlichen Kraft des heutigen Gesetzes 
verbleibt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
belgedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Heydt. 


v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen 


36. Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche 
Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des 
Versammlungs- und Vereinigungsrechtes. Vom 11. März 1850. 


Nach der früheren Gesetzgebung war in Preußen das Associations - und 
Vereinsrecht auf das strengste beschränkt, so daß kein Verein und keine 
Association ehne polizeiliche Erlaubniß ins Leben treten durfte. Durch das 
Gesetz vom 6. April 1848. wurde plötzlich das Vereinsrecht ohne jede 
Beschränkung gewährt. Da man aber von den hierdurch entstandenen Clubs und 
Vereinen für die politische Sicherheit des Staats Befürchtungen hegte, so 
erfolgte schon nach der Verordnung vom 29. Juni 1849. eine wesentliche 
Einschränkung des Vereinsrechts, welche durch diese Verordnung noch weiter 
ausgedehnt worden ist. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. 2c. 
verordnen für den ganzen Umfang der Monarchie, unter Zustimmung beider 
Kammern, was folgt: 
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$. 1. Von allen Versammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder berathen werden sollen, hat der Unternehmer mindestens vier 
und zwanzig Stunden vor dem Beginne der Versammlung, unter Angabe des 
Ortes und der Zeit derselben, Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. 
Diese Behörde hat darüber sofort eine Bescheinigung zu ertheilen. 


Beginnt die Versammlung nicht spätestens eine Stunde nach der in der 
Anzeige angegebenen Zeit, so ist die später beginnende Versammlung als 
vorschriftsmäßig angezeigt nicht anzusehen. Dasselbe gilt, wenn eine 
Versammlung die länger als eine Stunde ausgesetzten Verhandlungen wieder 
aufnimmt. 


8. 2. Die Vorsteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf 
öffentliche Angelegenheiten bezwecken, sind verpflichtet, Statuten des 
Vereins und das Verzeichniß der Mitglieder binnen drei Tagen nach Stiftung 
des Vereins, und jede Aenderung der Statuten oder der Vereinsmitglieder 
binnen drei Tagen, nachdem sie eingetreten ist, der Ortspolizeibehörde zur 
Kenntnißnahme einzureichen, derselben auch auf Erfordern jede darauf 
bezügliche Auskunft zu ertheilen. 


Die Ortspolizeibehörde hat über die erfolgte Einreichung der Statuten 
und der Verzeichnisse, oder der Abänderungen derselben, sofort eine 
Bescheinigung zu ertheilen. Die Bestimmungen dieses und des 
vorhergehenden Paragraphen beziehen sich nicht auf kirchliche und religiöse 
Vereine und deren Versammlungen, wenn diese Vereine Korporationsrechte 
haben. 


8. 3. Wenn für die Versammlungen eines Vereines, welcher eine 
Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezweckt, Zeit und Ort 
statutenmäßig oder durch einen besonderen Beschluß im Voraus feststeht, 
und dieses wenigstens vier und zwanzig Stunden vor der ersten 
Versammlung zur Kenntniß der Ortspolizeibehörde gebracht worden ist, so 
bedarf es einer besonderen Anzeige, wie sie der $. 1. erfordert, für die 
einzelnen Versammlungen nicht. 


$. 4. Die Ortspolizeibehörde ist befugt, in jede Versammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen werden sollen, einen oder 
zwei Polizeibeamte oder eine oder zwei andere Personen als Abgeordnete zu 
senden. 


Die Abgeordneten dürfen, wenn sie Polizeibeamte sind, nur in ihrer 
Dienstkleidung 3 oder unter ausdrücklicher Kundgebung ihrer dienstlichen 
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Eigenschaft erscheinen. Sind sie nicht Polizeibeamte, so müssen sie durch 
besondere Abzeichen erkennbar sein. 


Den Abgeordneten muß ein angemessener Play eingeräumt, ihnen auch 
auf Erfordern durch den Vorsitzenden Auskunft über die Person der Redner 
gegeben werden. 


8. 5. Die Abgeordneten der Polizeibehörde sind, vorbehaltlich des gegen 
die Betheiligten gesetzlich einzuleitenden Strafverfahrens, befugt, sofort jede 
Versammlung aufzulösen, bezüglich deren die Bescheinigung der erfolgten 
Anzeige ($$. 1. und 3.) nicht vorgelegt werden kann. Eine Gleiches gilt, 
wenn in der Versammlung Anträge oder Vorschläge erörtert werden, die eine 
Aufforderung oder Anreizung zu strafbaren Handlungen enthalten; oder 
wenn in der Versammlung Bewaffnete erscheinen, die der Aufforderung des 
Abgeordneten der Obrigkeit entgegen, nicht entfernt werden. 


$. 6. Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde die Versammlung für 
aufgelöst erklärt hat, sind alle Anwesenden verpflichtet, sich sofort zu 
entfernen. Diese Erklärung kann nöthigenfalls durch die bewaffnete Macht 
zur Ausführung gebracht werden. 


8. 7. Niemand darf in einer Versammlung bewaffnet erscheinen, mit 
Ausnahme der im Dienste befindlichen Polizeibeamten. 


8. 8. Für Vereine, welche bezwecken, politische Gegenstände in 
Versammlungen zu erörtern, gelten außer vorstehenden Bestimmungen 
nachstehende Beschränkungen: 


a) sie dürfen keine Frauenspersonen, Schüler und Lehrlinge als 
Mitglieder aufnehmen; 


b) sie dürfen nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemeinsamen 
Zwecken in Verbindung treten, insbesondere nicht durch Komite's, 
Ausschüsse, Central- Organe oder ähnliche Einrichtungen oder durch 
gegenseitigen Schriftwechsel. 


Werden diese Beschränkungen überschritten, so ist die 
Ortspolizeibehörde berechtigt, vorbehaltlich des gegen die Betheiligten 
gesetzlich einzuleitenden Strafverfahrens, den Verein bis zur ergehenden 
richterlichen Entscheidung ($. 16.) zu schließen. 
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Frauenspersonen, Schüler und Lehrlinge dürfen den Versammlungen 
und Sitzungen solcher politischen Vereine nicht beiwohnen. Werden 
dieselben auf die Aufforderung des anwesenden Abgeordneten der Obrigkeit 
nicht entfernt, so ist Grund zur Auflösung der Versammlung oder der Sitzung 
vorhanden. 


$. 9. Oeffentliche Versammlungen unter freiem Himmel bedürfen der 
vorgängigen schriftlichen Genehmigung der Ortspolizeibehörde. 


Die Genehmigung ist von dem Unternehmer, Vorsteher, Ordner oder 
Leiter derselben, mindestens acht und vierzig Stunden vor der 
Zusammenkunft nachzusuchen, und darf nur versagt werden, wenn aus 
Abhaltung der Versammlung Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung zu befürchten ist. 


Soll die Versammlung auf öffentlichen Plätzen, in Städten und 
Ortschaften, oder auf öffentlichen Straßen stattfinden, so hat die 
Ortspolizeibehörde bei Ertheilung der Erlaubniß auch alle, dem Verkehr 
schuldige Rücksichten zu beachten. Im Uebrigen finden auf solche 
Versammlungen die Bestimmungen der $$. 1.4. 5. 6. und 7. Anwendung. 


$. 10. Den in den vorhergehenden Paragraphen erwähnten 
Versammlungen werden Öffentliche Aufzüge in Städten und Ortschaften oder 
auf öffentlichen Straßen gleichgestellt. Bei Einholung der Genehmigung ist 
der beabsichtigte Weg anzugeben. Gewöhnliche Leichenbegängnisse, so wie 
Züge der Hochzeits- Versammlungen, wo diese hergebracht sind, kirchliche 
Prozessionen, Wallfahrten und Bittgänge, wenn sie in der hergebrachten Art 
statt finden, bedürfen einer vorgängigen Genehmigung und selbst einer 
Anzeige nicht. $. 11. Innerhalb zweier Meilen von dem Orte der 
jedesmaligen Residenz des Königs, oder von dem Orte des Sizes beider 
Kammern dürfen Volksversammlungen unter freiem Himmel von der 
Ortspolizeibehörde nicht gestattet werden. Das letztere Verbot besteht nur für 
die Dauer der Sitzungsperiode der Kammern. 


8. 12. Wenn eine Versammlung ohne die in $. I. vorgeschriebene 
Anzeige statt gefunden hat, so trifft den Unternehmer eine Geldbuße von 
fünf bis funfzig Thalern oder Gefängnißstrafe von acht Tagen bis zu sechs 
Wochen. Derjenige, der den Platz dazu eingeräumt hat, und Jeder, welcher in 
der Versammlung als Vorsteher, Ordner, Leiter oder Redner aufgetreten ist, 
hat eine Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern verwirkt. 
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8. 13. Wenn, der Vorschrift des $. 2. entgegen, die Statuten eines Vereins 
oder das Verzeichniß der Mitglieder, oder die eingetretenen Aenderungen in 
der bestimmten Frist zur Kenntniß der Ortspolizeibehörde nicht gebracht 
worden sind, oder wenn eine von der Ortspolizeibehörde erforderte Auskunft 
nicht ertheilt worden ist, so wird jeder Vorsteher des Vereins mit Geldbuße 
von fünf bis funfzig Thalern bestraft, insofern er nicht nachweisen kann, daß 
die Anzeige oder die Einreichung des Verzeichnisses ganz ohne sein 
Verschulden unterblieben ist. Dieser Strafe tritt eine Gefängnisstrafe von acht 
Tagen bis sechs Wochen hinzu, wenn die Vorsteher wissentlich unrichtige 
Statuten oder Verzeichnisse eingereicht, oder wissentlich unrichtige Auskunft 
ertheilt haben. 


$. 14. Wenn in einer Versammlung, der Vorschrift des $. 4. entgegen, 
den Abgeordneten der Ortspolizeibehörde der Zutritt oder die Einräumung 
eines angemessenen Platzes verweigert worden ist, so trifft den Unternehmer 
und Jeden, welcher in der Versammlung als Vorsteher, Ordner oder Leiter 
aufgetreten ist, Geldbuße von zehn bis Einhundert Thalern oder Gefängniß 
von vierzehn Tagen bis zu sechs Monaten. Dieselbe Strafe hat der 
Vorsitzende verwirkt, wenn er sich weigert, den Abgeordneten der 
Polizeibehörde Auskunft über die Person der Redner zu geben, oder wenn er 
wissentlich unrichtige Auskunft ertheilt. 


$. 15. Wer sich nicht sofort entfernt, nachdem der Abgeordnete der 
Ortspolizeibehörde die Versammlung für aufgelöst erklärt hat ($$. 5., 6.-8.), 
wird mit Geldbuße von fünf bis zu funfzig Thalern oder mit Gefängniß von 
acht Tagen bis zu drei Monaten bestraft. 


$. 16. Wenn ein politischer Verein die in $. 8. zua. und b. gezogenen 
Beschränkungen überschreitet, so haben Vorsteher, Ordner und Leiter, die 
diesen Bestimmungen entgegen gehandelt haben, eine Geldbuße von fünf bis 
funfzig Thalern oder Gefängniß von acht Tagen bis zu drei Monaten 
verwirkt. Der Richter kann außerdem nach der Schwere der Umstände auf 
Schließung des Vereins erkennen. Auf diese Schließung muß erkannt werden, 
wenn Vorsteher, Ordner oder Leiter sich wiederholt strafbar gemacht haben. 


Wer sich bei einem auch nur vorläufig ($. 8.) geschloffenen politischen 
Vereine als Mitglied ferner betheiligt, wird mit Geldstrafe von fünf bis zu 
funfzig Thalern oder Gefängnißstrafe von acht Tagen bis zu drei Monaten 
belegt. 


Wer der Vorschrift des $. 8. a. entgegen sich als Mitglied aufnehmen 
läßt, hat eine Geldbuße von fünf bis zu funfzig Thalern verwirkt. 
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Wenn die Polizeibehörde einen politischen Verein vorläufig geschlossen 
hat ($. 8.), so ist sie gehalten, binnen acht und vierzig Stunden nach der 
Schließung davon und von den Gesetzwidrigkeiten, welche zur Schließung 
Anlaß gegeben haben, der Staats- Anwaltschaft Anzeige zu machen. Findet 
die Staatsanwaltschaft die angeblichen Gesetzwidrigkeiten nicht geeignet, 
eine Anklage darauf zu gründen, so hat die Ortspolizeibehörde auf die ihr 
durch die Staatsanwaltschaft binnen weiteren acht Tagen zu ertheilende 
Nachricht die Schließung des Vereins aufzuheben. Anderenfalls muß die 
Staatsanwaltschaft ebenfalls binnen acht Lagen entweder die Anklage 
erheben. oder binnen gleicher Frist die Voruntersuchung beantragen. Alsdann 
ist vom Gerichte sofort Beschluß darüber zu fassen, ob die vorläufige 
Schließung des Vereins bis zum Erkenntnisse in der Hauptsache fortdauern 
soll. 


$. 17. Wer an einem Aufzuge oder an einer Versammlung unter freiem 
Himmel Theil nimmt, zu welcher die nach dem gegenwärtigen Gesetze 
erforderliche Genehmigung nicht ertheilt ist, wird mit einer Geldbuße von 
Einem bis fünf Thalern bestraft. 


Wer zu einer solchen Versammlung oder zu einem solchen Aufzuge vor 
Eingang der obrigkeitlichen Erlaubniß auffordert oder auffordern läßt, oder 
darin als Ordner, Leiter oder Redner thätig ist, wird mit Geldbuße von fünf 
bis funfzig Thalern oder mit Gefängniß von acht Tagen bis zu drei Monaten 
bestraft. 


Diese Strafen sind jederzeit verwirkt, wenn die Versammlung oder der 
Aufzug in Städten und Ortschaften oder auf öffentlichen Straßen, oder wenn 
eine Volks- versammlung in den Fällen des $. 11. statt gefunden hat. In allen 
anderen Fällen sind die Theilnehmer und selbst diejenigen, welche als 
Redner aufgetreten sind, nur dann strafbar, wenn die Versagung der 
Genehmigung oder das nachträgliche Verbot vorher öffentlich oder den 
Theilnehmern besonders bekannt gemacht war. Wird die Nichtgenehmigung 
oder das Verbot während der Versammlung oder während des Aufzuges 
selbst bekannt gemacht, so kann sich wegen seiner späteren Betheiligung 
Niemand mit Unkenntniß der Nichtgenehmigung oder des Verbotes 
entschuldigen. 


8. 18. Wer gegen das Verbot des $. 7. in einer Versammlung bewaffnet 
erscheint, wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu sechs Monaten 
bestraft. 
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8. 19. Wer auffordert, in einer Versammlung mit Waffen zu erscheinen, 
oder die Aufforderung hierzu verbreiten läßt, oder in einer Versammlung 
Waffen austheilt, wird mit Gefängniß von sechs Wochen bis zu Einem Jahre 
bestraft. 


8. 20. Die in dieser Verordnung mit Strafe bedrohten Handlungen sind, 
unbeschadet der Zuständigkeit der Schwurgerichte in Ansehung der in 
Versammlungen begangenen politischen Vergehen, von der Kompetenz der 
Schwurgerichte ausgeschlossen, selbst wenn sie durch die Bresse begangen 
sind. 


$. 21. Auf die durch das Gesetz oder die gesetzlichen Autoritäten 
angeordneten Versammlungen und die Versammlungen der Mitglieder beider 
Kammern während der Dauer der Sitzungs-Periode finden die vorstehenden 
Bestimmungen keine Anwendung. 


Wahlvereine unterliegen den Beschränkungen des $. 8. nicht. 


$. 22. Zuwiderhandlung gegen die Vorschrift des Art. 38. der 
Verfassungs- Urkunde vom 31. Januar 1850., welcher also lautet: 


„Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem Dienste 
berathschlagen, oder sich anders, als auf Befehl versammeln. 
Versammlungen und Vereine der Landwehr zur Berathung militairischer 
Einrichtungen, Befehle und Anordnungen sind auch dann, wenn dieselbe 
nicht zusammenberufen ist, untersagt.“ 


wird nach den Bestimmungen des $. 125. des ersten Theiles des Militair- 
Strafgesetzbuches bestraft. 


8. 23. Gegenwärtiges Gesetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 29. 
Juni 1849. (Gesetz-Sammlung $. 221-225.) 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. 
Heydt. 
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v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhausen. 


